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Falls Sie es noch nicht wissen sollten: Wir
leben im Informationszeitalter: 24 Stun-
den am Tag werden Informationen ge-
sucht, gefunden, gesammelt, verarbeitet,
verwendet oder mißbraucht, weitergelei-
tet oder zurückgehalten.

Diese Ausgabe der Zeitschrift befaßt sich
in erster Linie mit dem Informationsbedarf
der Arbeitgeber, aber auch mit dem Be-
darf des einzelnen. Sie untersucht auch
die Frage, inwieweit die Berufsbildungs-
systeme auf den Informationsbedarf am
Arbeitsmarkt vorbereiten.

Informationen sind immer wertvoll gewe-
sen. Der Unterschied liegt vielleicht dar-
in, daß heute für die Gesellschaft insge-
samt mehr auf dem Spiel steht als damals.
Die richtigen oder falschen Informationen
können heute weltweite Wirkung haben,
und dies auch noch binnen Sekunden.

Die Möglichkeiten für den Zugang zu In-
formationen sind zahlreicher denn je. Die
Hindernisse für den Informationsaus-
tausch sind in sich zusammengebrochen.

Mit der größeren Fülle an Zugangsmög-
lichkeiten wächst auch der Bedarf an neu-
en Fähigkeiten. Zum einen ist  eine „Nach-
fragekompetenz“ erforderlich, d.h. die
Fähigkeit, die Fülle der vorhandenen In-
formationen zu sichten und diejenigen
herauszufiltern, die als wichtig erachtet
werden. Zum anderen ist auch eine „Em-
pfängerkompetenz“ gefragt, d.h. die Fä-
higkeit, mit den Informationen, die wir
bekommen, umzugehen und sie in etwas
Verständliches, Sinnvolles und Hilfreiches
umzuwandeln.

Die Berufsbildungssysteme sind Teil die-
ser Welt der Informationen. Ihre Aufgabe
ist es, Informationen anzubieten und wei-
terzugeben und dazu beizutragen, daß
diese in Kenntnisse, Fertigkeiten und
Qualifikationen umgesetzt werden kön-
nen, die dem Unternehmen und dem ein-
zelnen Nutzen bringen. Die auf Qualifi-

kationen ausgerichteten Systeme müssen
Informationen in leicht verständlicher
Form vermitteln und dem einzelnen die
Möglichkeit geben, individuelle Fertigkei-
ten und Qualifikationen zu erwerben.

Unternehmen benötigen Informationen,
um die Fertigkeiten und Qualifikationen
ihrer Mitarbeiter effizient verwalten zu
können. Für den einzelnen kann ein Man-
gel an Fähigkeiten, z.B. ein Mangel an
Qualifikationen, darüber entscheiden, ob
er einen Arbeitsplatz bekommt oder nicht.

Da so viel auf dem Spiel steht, ist es nur
verständlich, daß wir immer mehr Infor-
mationen haben wollen. Die verfügbaren
Informationen liefern uns jedoch nicht
immer das, was wir wissen müssen. So
gesehen, wächst die Informationsnach-
frage schneller als das -angebot, so daß
man mit Recht behaupten könnte, wir
werden unwissender, und die Wahrschein-
lichkeit, daß wir Fehler machen, nimmt
zu.

Aber hat sich das, was Menschen wissen
müssen, tatsächlich verändert, oder for-
dert man einfach mehr Informationen,
weil es sie gibt? Gibt es einen Unterschied
zwischen dem, was wir wissen müssen,
und dem, was wir wissen wollen? Oder
wollen wir einfach mehr Informationen
um der Informationen willen?

Mit Sicherheit mußten und müssen Arbeit-
geber stets wissen, ob ein Bewerber für
eine bestimmte Stelle wirklich am besten
geeignet ist. Implizite Voraussetzungen
dafür sind Eigenschaften wie beispielswei-
se Zuverlässigkeit, Einsatzfähigkeit, Loya-
lität und Vertrauenswürdigkeit des Betref-
fenden. Früher und insbesondere in Zei-
ten, wo die Arbeitskräfte knapp waren,
reichten ein kurzes Interview oder eine
Empfehlung von zuverlässiger Seite oft
aus. Bei einigen Berufen spielten zwar
fachliche Qualifikationen, Sekretariats-
oder Führungskompetenzen eine wichti-
ge Rolle, doch ihr Fehlen bedeutete nicht

Information um der
Information willen?
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unbedingt, daß dem betreffenden Bewer-
ber der Arbeitsplatz versagt blieb.

Das höhere Niveau der Ausbildungsab-
schlüsse, die Veränderungen in der Ar-
beitsorganisation, die Nachfrage nach
besserer Qualität, die Globalisierung und
der technologische Fortschritt haben je-
doch die Arbeitsinhalte verändert. Die
Arbeitgeber wollen mehr über potentiel-
le Mitarbeiter in Erfahrung bringen. Wie
Shackleton in seinem Artikel deutlich
macht, haben die Arbeitgeber ihre Ein-
stellungsmethoden geändert, weil sie nach
einer anderen Art von Fertigkeiten und
Qualifikationen suchen als in der Vergan-
genheit. Sie wollen jetzt Informationen
über die persönlichen Eigenschaften ei-
nes Bewerbers, die nicht so leicht einzu-
schätzen sind, um so den Richtigen für
die betreffende Stelle auszuwählen. For-
male akademische Qualifikationen sind
eine Richtschnur und wichtig für den be-
ruflichen Ersteinstieg, reichen aber allein
bei weitem nicht aus.

In den Artikeln von Eliasson und Vikersjö
wird aufgezeigt, wie ein in Schweden
ansässiges multinationales Unternehmen,
Electrolux, den eigenen internen Arbeits-
markt so umgestaltet hat, daß er den Mit-
arbeitern Karrieremöglichkeiten eröffnet
und ein Aufspüren von Talenten ermög-
licht. Durch die Bekanntgabe der offenen
Stellen in der gesamten Organisation und
durch die Festlegung unterschiedlicher,
klar abgesteckter Karrierewege versucht
das Unternehmen, die Fähigkeiten der
Mitarbeiter zu fördern und Informationen
über sie zusammenzutragen, um so die
vorhandenen Fähigkeiten intern optimal
verteilen zu können. Dies bestätigt, daß
die Arbeitgeber ausgefeilte Systeme ent-
wickeln, um den besten Bewerber für die
jeweilige Stelle zu ermitteln.

In dieser Ausgabe wird auch untersucht,
inwieweit die formalen Qualifikationen
und Befähigungsnachweise dem Arbeit-
geber Anhaltspunkte darüber geben, über
welche Kenntnisse und Fähigkeiten die
Bewerber verfügen. Qualifikationen sind
wichtig, und besser qualifizierte Menschen
haben bessere Berufsaussichten. Eliasson
und Vikersjö weisen darauf hin, daß trotz
der Einrichtung des internen Arbeitsmark-
tes bei Elektrolux für das Management-
programm nach wie vor ausschließlich
Hochschulabsolventen eingestellt werden,

da man davon ausgeht, daß Bewerber
unterhalb dieses Niveaus nicht die erfor-
derlichen Voraussetzungen mitbringen.
Die Arbeitgeber verwenden folglich die
Qualifikationsniveaus bei ihren Einstel-
lungsverfahren als Filter, was auch in dem
Artikel von Mallet angesprochen wird. Er
kommt in seiner Untersuchung zu dem
Schluß, daß Arbeitgeber auf die steigen-
de Zahl von hochqualifizierten Neuzu-
gängern auf dem Arbeitsmarkt so reagie-
ren, daß sie ihre Anforderungen hoch-
schrauben, nicht, weil sie unbedingt bes-
ser qualifizierte Mitarbeiter brauchen, son-
dern weil es einfach so viele gibt.

Auf den Zusammenhang zwischen Quali-
fikationen und Fähigkeiten, die von Ar-
beitgebern verlangt werden, geht Merle
in seinem Artikel ein. Er vertritt die Auf-
fassung, daß in Frankreich Arbeitgeber
eher das Qualifikationsniveau als die Fä-
higkeiten, die damit einhergehen sollen,
als Kriterium heranziehen und daß eine
wachsende Diskrepanz zwischen dem
Lernprozeß und den Qualifikationen be-
steht. Er argumentiert, daß bei  Reformen
im Bereich der Qualifikationen eine Vali-
dierung der Berufserfahrung, die auf un-
terschiedlichen Wegen erworben werden
kann, angestrebt werden sollte.

Dies wird in gewisser Weise in dem Arti-
kel von Muñoz aufgegriffen. Er argumen-
tiert, daß trotz der enormen Anstrengun-
gen, die unternommen wurden, um ein
System zu entwickeln, das den Kompe-
tenzbedarf der spanischen Arbeitgeber
deckt, diese nur wenig Vertrauen in das
Verhältnis zwischen Diplomen oder Zeug-
nissen und den tatsächlich vorhandenen
Fähigkeiten haben. Er verweist auf Bei-
spiele, wonach im Rahmen der berufli-
chen Erstausbildungssysteme eine Voraus-
wahl getroffen und Jugendliche für Aus-
bildungsplätze ausgewählt werden.
Muñoz erwähnt auch die Einführung von
Eignungsbescheinigungen, die bei der
weiterführenden Berufsausbildung als
Gegenstück zu den Qualifikationen in der
Erstausbildung dienen sollen. Interessan-
terweise legt er auch dar, daß ein inoffi-
zielles Ziel dieser Reform darin bestand,
mehrere Millionen Arbeitnehmer mit Be-
fähigungsnachweisen auszustatten.

Die Folge davon ist, daß diejenigen, die
keine Qualifikationen vorweisen können,
schlechte Berufsaussichten haben. Arbeit-
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geber scheinen aber davon auszugehen,
daß Qualifikationen weniger etwas dar-
über aussagen, was jemand tun kann, als
vielmehr als Hinweis darauf verstanden
werden, zu was jemand fähig ist.

Merle untersucht in seinem Artikel die
Notwendigkeit einer engeren Verbindung
zwischen Berufserfahrung und Qualifika-
tionen. Einige seiner Ideen spiegeln sich
in den Methoden für die Bewertung in-
formellen Lernens wider, die Bjørnåvold
in seinem ersten Artikel beleuchtet. Er
führt eine Reihe von Gründen auf, die für
ein wachsendes Interesse an der Vali-
dierung und Anerkennung nicht formell
erworbener Kenntnisse sprechen. Er zeigt
die Grenzen der derzeit existierenden
Methoden auf und prüft nicht zuletzt auch
die Frage, welche Art von „Wissen“ wir
bewerten wollen. In seinem zweiten Arti-
kel tritt Bjørnåvold nachdrücklich für eine
institutionelle Unterstützung für Bewer-
tungen vor Beginn des Lernprozesses ein,
um ein umfassendes Verständnis und eine
breite Akzeptanz zu fördern.

Die Entwicklungen im Bereich der Aner-
kennung nicht formell erworbener Kennt-
nisse können zum Teil als Reaktion auf
die wachsende Informationsnachfrage der
Arbeitgeber gesehen werden. Die Aner-
kennung nicht formell erworbener Kennt-
nisse kann die Aussichten auf einen Ar-
beitsplatz verbessern, da sie dem Bewer-
ber ermöglicht, dem Arbeitgeber eine
Befähigungsbescheinigung vorzulegen.
Außerdem hilft sie auch den Unterneh-
men, die immer mehr daran interessiert
sind, ihre Mitarbeiter entsprechend ihren
Fähigkeiten effektiv und effizient einset-
zen zu können.

Der Informationsbedarf hat jedoch nicht
nur auf der Seite der Arbeitgeber, son-
dern auch auf der Seite des einzelnen
zugenommen. Schober beschäftigt sich in
ihrem Artikel mit der zentralen Rolle der
Berufsberatung für den einzelnen. Wäh-
rend die hohe Arbeitslosigkeit es jungen
Menschen schwer macht, die richtige Ent-
scheidung für ihre berufliche Laufbahn zu
treffen, führt der immer häufiger erfor-
derliche Berufswechsel dazu, daß sich
ältere Erwachsene ebenfalls gezwungen
sehen, bewußte Entscheidungen zu tref-
fen. Straka untersucht dann zum Schluß
die Gründe, weshalb der einzelne auf das
eigenständige Lernen zurückgreift.

Als Schlußfolgerung kann also festgehal-
ten werden, daß Arbeitgeber im Grunde
genommen nur deshalb mehr Informatio-
nen haben wollen, weil sie auf anspruchs-
vollere und kompliziertere Fragen reagie-
ren und das erfahren wollen, was sie wis-
sen müssen. Der Wettbewerb hat sich
verschärft, und zwar nicht nur zwischen
Waren und Dienstleistungen, sondern
auch zwischen den Menschen. Wir wol-
len mehr wissen über nicht greifbare
Werte und Qualitäten. Wir wollen mehr
wissen, um unsere Ressourcen effektiver
und effizienter einsetzen zu können. Wir
wollen mehr wissen über berufliche Lauf-
bahnen, die uns einen festen Arbeitsplatz
und ein gutes Gehalt sichern.

Heutzutage erscheint es unglaublich naiv,
daß kurz nach dem Weltkrieg viele der
Ansicht waren, die Planung der Arbeits-
kräfte liefere genügend Informationen für
unseren Bedarf, und daß sie auf Progno-
sen vertrauten, die den Arbeitskräftebe-
darf für die nächsten fünf bis zehn Jahre
voraussagten. Zeit und Erfahrung haben
uns gelehrt, daß dies in einer unvorher-
sehbaren Welt nicht mehr realistisch ist.
Das bedeutet, daß das Mehr an Informa-
tionen die Welt komplizierter hat wer-
den lassen. Die explosionsartige Zunah-
me der Informationen hat unsere frühe-
ren Annahmen nutzlos werden lassen.
Wir sind zwar besser informiert, haben
aber gleichzeitig erkannt, daß es noch
viel zu lernen gibt. Folglich sind wir
unwissender oder fühlen uns zumindest
so. Das größere Informationsangebot hat
unsere Skepsis und unsere Unsicherheit
erhöht. Wir brauchen mehr Angaben zu
komplizierteren Zusammenhängen, um
uns überzeugen zu lassen. Der Wettbe-
werbsdruck hat den Spielraum für Irrtü-
mer spürbar eingeschränkt. Wir wollen
mehr wissen, um das Risiko begrenzen
zu können.

Dennoch ist nicht klar, wie Informatio-
nen in Intelligenz, beispielsweise in Ar-
beitsmarktintelligenz, umgemünzt werden
können. Die derzeitigen Berufsbildungs-
systeme, die sich – wahrscheinlich zu sehr
– an den Qualifikationen orientieren, die
im Zuge der formellen Ausbildungs- und
Berufsbildungskurse und –wege erworben
werden, sind offensichtlich nicht ausge-
feilt genug, um den Informationsbedarf
auf dem Arbeitsmarkt abzudecken. Bjør-
nåvold nennt dies das „Informations-
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dilemma“ und vertritt die Auffassung, daß
trotz der zunehmenden Bedeutung von
Lernen und Wissen die Qualität der In-
formationen in den Händen derjenigen,
die über den Einsatz von Humanres-
sourcen zu entscheiden haben, zu wün-
schen übrig läßt.

Bei der Deckung des Informationsbedarfs
der Arbeitgeber spielen die Qualifikatio-
nen jedoch nach wie vor eine außeror-
dentlich wichtige Rolle. Dies ist nicht zu-
letzt darauf zurückzuführen, daß enorme
und oft nicht unbedingt finanzielle Res-
sourcen erforderlich sind, um Systeme zu
entwickeln und einzusetzen, die Informa-
tionen über die Fertigkeiten und Qualifi-
kationen der Menschen ermitteln und
zusammenstellen können.

Der Beweis dafür ist, daß die Arbeitgeber
Qualifikationen wie einen Filter oder ei-
nen Indikator verwenden. Ungeachtet der
Kritik der Arbeitgeber, junge Schul- oder
Berufsschulabsolventen seien nicht auf die
reale Arbeitswelt vorbereitet, läßt sich
wohl mit Recht behaupten, daß es ange-
sichts der raschen Veränderungen der

Arbeitsorganisation und des technologi-
schen Wandels für einen Arbeitgeber
wichtiger ist, die Eignung und die Anla-
gen eines Bewerbers zu kennen als seine
momentanen Fertigkeiten und Qualifika-
tionen. Vielleicht sollte bei den Curricula
für Berufsausbildung und –weiterbildung,
bei den Qualifikationen und bei der Be-
wertung nicht formell erworbener Kennt-
nisse stärker auf diese Eigenschaften Wert
gelegt werden, denn das scheint letztend-
lich das zu sein, was die Arbeitgeber wis-
sen wollen und worüber die Bewerber
Nachweise erbringen müssen.

Die Art der Informationsnachfrage ist eine
andere geworden, nicht so sehr, weil man
Informationen um der Informationen wil-
len sucht, sondern weil man mehr Infor-
mationen benötigt, um bewußter zu ent-
scheiden und weniger Fehler zu machen.
Je mehr wir wissen, desto klarer wird uns,
was wir nicht wissen, und desto unsiche-
rer werden wir. Um dies zu überwinden,
verlangt es uns nach mehr Informationen.
Die Informationsspirale dreht sich also
weiter, und wer weiß, wohin sie uns füh-
ren wird.

Steve Bainbridge
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Die Auswirkungen der
Arbeitsmarktentwick-
lung und des Informa-
tionsbedarfs auf die
Personalpolitik

Anwerbung und Auswahl

Die Auswahlsysteme der Arbeitgeber be-
stehen aus drei Elementen: Auswahl-
kriterien, Anwerbungswege und Auswahl-
techniken. Der Wandel des Arbeitsmark-
tes wirkte sich auf die Auswahlkriterien
der Firmen aus. Die Arbeitgeber haben
sich dem Wandel der Anforderungen
durch eine Veränderung der Anwerbungs-
wege angepaßt, um Personen mit passen-
den Fähigkeiten zu finden. Auch die Aus-
wahltechniken haben sich beträchtlich
gewandelt, da neue Methoden zur Ermitt-
lung der benötigten Kompetenzen entwik-
kelt wurden.

Ein gemeinsames, in der gesamten Euro-
päischen Union zu beobachtendes Phä-
nomen ist das steigende Bildungs- und
Qualifikationsniveau junger Berufsanfän-
ger. Im Vereinigten Königreich ist diese
Entwicklung im Hochschulbereich beson-
ders ausgeprägt, wo der Anteil der Univer-
sitätsabsolventen an einer Altersgruppe
sich innerhalb von weniger als zehn Jah-
ren verdoppelte. Dies hat manchen Ar-
beitgeber wohl unvermeidlich zu der An-
nahme veranlaßt, daß die Standards ge-
sunken seien. Auf jeden Fall erhöhte sich
in vielen Bereichen die Zahl der poten-
tiellen Stellenbewerber, was bei der Ein-
stellung von Hochschulabsolventen zu
noch differenzierteren Ausleseverfahren
geführt hat: Vorstellungsgespräche, zu-
sätzliche Tests und Präsentation von Ar-
beitsproben und Teilnahme an Auswahl-
zentren sind heute weiter verbreitet als
früher (Industry in Education, 1997). Die
Arbeitgeber stellen Bewerber mit unter-

schiedlichem Ausbildungsniveau ein,
wobei sie häufig „eine Ausbildungsebene
überspringen, indem sie Hochschulab-
solventen rekrutieren, die vor dem Zu-
gang breiterer Schichten zur Hochschul-
bildung direkt von der Schule angewor-
ben worden wären“ (Merrick, 1996, S. 9).
Überall in Europa wird beklagt, daß das
Bildungsangebot zu theorieorientiert sei,
um den Bedürfnissen der Arbeitgeber zu
genügen, und keine ausreichenden Kom-
petenzen im Bereich von Betriebs- und
Menschenführung vermittele (Studien-
gruppe der Europäischen Kommission für
allgemeine und berufliche Bildung, 1997,
S. 70) In der Folge haben sich die Aus-
wahlkriterien gewandelt. Die große Be-
deutung, die nicht-theoretischen Qualifi-
kationen, wie beispielsweise der Berufs-
erfahrung beigemessen wird, ist Ausdruck
dieser Entwicklung.

Andererseits bleibt auch die demographi-
sche Entwicklung nicht ohne Auswirkun-
gen auf die Anwerbungsverfahren, was
insbesondere für den Dienstleistungsbe-
reich zutrifft. Traditionell galt das Haupt-
augenmerk den Berufsanfängern. Heute
jedoch geht der Anteil der Jugendlichen
an der Gesamtbevölkerung in ganz Euro-
pa zurück (ebd., S. 38-39), und infolge
des immer längeren Verbleibens im Bil-
dungssystem nimmt auch der Prozentsatz
der Berufstätigkeit in den jüngeren Alters-
gruppen ab. Um den Folgen des Bevöl-
kerungsrückgangs zu begegnen, geht eine
wachsende Zahl von Unternehmen dazu
über, auch ältere Arbeitnehmer, Berufs-
rückkehrerinnen und unter Umständen
auch Angehörige ethnischer Minderheiten
einzustellen, die zuvor benachteiligt wor-

Die Arbeitgeber suchen
heute andere Arten von Fer-
tigkeiten und Kompetenzen
als in der Vergangenheit.
Insbesondere suchen sie
nach Anhaltspunkten für
persönliche Eigenschaften,
die nicht leicht einzuschät-
zen sind. Die von den Un-
ternehmen eingesetzten
Auswahlkriterien wurden
durch den Wandel des Ar-
beitsmarktes beeinflußt,
worauf die Arbeitgeber mit
Veränderungen der An-
werbungswege und Aus-
wahltechniken reagierten.
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den waren. Eine solche gezielte Ein-
stellungsstrategie wurde in einer Reihe
von Ländern durch die Politik zur Förde-
rung der Chancengleichheit begünstigt.
Diese Politik ermöglicht es den Arbeitge-
bern in der Regel, gezielt Personengrup-
pen zur Bewerbung zu ermutigen, die in
ihren Belegschaften unterrepräsentiert
sind (Paddison, 1990).

Und noch andere Entwicklungen verän-
dern die Bedürfnisse der Arbeitgeber. Die
jüngsten technologischen Fortschritte ha-
ben einen Bedarf an konzeptuellem Wis-
sen, systematischem Denken, ‘erkennen-
den Fertigkeiten’ (z.B. Abstraktions-
vermögen) und der Fähigkeit zum Team-
work geschaffen, während repetitive ma-
nuelle Fähigkeiten an Bedeutung verlo-
ren haben (Frenkel et al., 1995). Über-
dies hat der Anteil der ‘Wissensberufe’ -
Managementbereich,  Berufe mit theore-
tischer Ausbildung und technische Beru-
fe - beträchtlich zugenommen. Im Verei-
nigten Königreich wird beispielsweise
erwartet, daß solche Tätigkeiten im Jahre
2006 40% des Beschäftigungsvolumens
ausmachen werden. Zudem sollen auch
infolge der neuen technologischen und
Organisationsstrukturen die im Rahmen
der einzelnen Berufe geforderten Fertig-
keiten zugenommen haben. Die Untersu-
chung über ‘Skill Needs in Britain’ für 1996
offenbarte, daß 74% der Arbeitgeber der
Überzeugung waren, daß der Umfang der
von durchschnittlichen Arbeitnehmern
geforderten Fertigkeiten zunehme (De-
partment for Education and Employment,
1997).

Die Zahl der Beschäftigten im Verkaufs-
und Bürobereich hat ebenfalls zugenom-
men, was wiederum den Stellenwert be-
stimmter Fertigkeiten auf dem Arbeits-
markt erhöht hat. Die besondere Bedeu-
tung, die gegenwärtig der Qualität als
Wettbewerbsfaktor beigemessen wird, hat
den Stellenwert des Kundendienstes er-
höht. Daher gehören interpersonelle Fä-
higkeiten heute zu den grundlegenden
Anforderungen bei der Auswahl von Ar-
beitnehmern für alle Arten von Tätigkei-
ten, und dies insbesondere in der expan-
dierenden Dienstleistungsindustrie.
Gleichwohl hat die Globalisierung nicht
so viele neue Fertigkeitsanforderungen
mit sich gebracht, wie manch einer ver-
mutet haben mag - Sprachkenntnisse teil-
weise ausgenommen (Keenan, 1991).

Geforderte Fertigkeiten und Kompe-
tenzen

In den verschiedenen Wirtschaftszweigen,
Berufen und Unternehmen werden von
den Arbeitgebern teilweise unterschied-
liche Fertigkeiten verlangt. Jedoch
herrscht allgemeine Übereinstimmung
darüber, daß die Arbeitgeber stärker auf
die persönlichen Qualitäten und Einstel-
lungen von Bewerbern achten als auf
spezifischere Fertigkeiten und Qualifika-
tionen (Grootings, 1994). Dies stellt die
Unternehmen zunehmend vor Schwierig-
keiten bei der Informationsbeschaffung,
da die von ihnen gesuchten Schlüssel-
eigenschaften nur äußerst schwierig ob-
jektiv zu messen sind. Die ‘härtesten’
Daten - die erworbenen akademischen
Abschlüsse und Qualifikationen - bezie-
hen sich ausgerechnet auf jene Leistun-
gen, deren unmittelbare Relevanz am ge-
ringsten eingestuft wird. Überall in der
Europäischen Union wurden Anstrengun-
gen zur direkten Beurteilung und Zerti-
fizierung beruflicher Kompetenz unter-
nommen, doch die Ergebnisse waren
wenig beeindruckend (Wolf, 1994). Ein
Problem dabei liegt in dem Konflikt zwi-
schen den Interessen der Arbeitnehmer,
die wünschen, daß die von ihnen bei der
Arbeit erworbenen übertragbaren Kompe-
tenzen dokumentiert und zertifiziert wer-
den, und den Interessen der Arbeitgeber,
die befürchten, daß dies die Mobilität der
Arbeitnehmer erhöhen und zum Verlust
von Personal führen könnte, das unter
hohen Kosten ausgebildet wurde.

Die Arbeitgeber entscheiden sich zuneh-
mend für Bewerber, die Eigeninitiative,
Motivation, Beharrungsvermögen, sozia-
le Kompetenz und Lernbereitschaft zei-
gen. Dieser Wandel der Auswahlkriterien
hat zu einer veränderten Wahrnehmung
des Bildungssystems durch die Arbeitge-
ber geführt. Sogar in jenen Berufen, wo
theoretische Qualifikationen als sehr
wichtig erachtet werden, haben sie meist
nur noch den Stellenwert eines Auslese-
filters. Sie gelten eher als Indikator für
persönliche Qualitäten als für erworbe-
nes Wissen. Obwohl die Arbeitgeber be-
zweifeln, daß persönliche Qualitäten wie
Eigeninitiative, Motivation oder kommu-
nikative Kompetenz  durch formelle
Bildungsmaßnahmen in vollem Maße ent-
wickelt werden können, werden Qualifi-
kationen verstärkt als Indikator für Lern-

„Die Arbeitgeber entschei-
den sich zunehmend für
Bewerber, die Eigeninitiati-
ve, Motivation, Beharrungs-
vermögen, soziale Kompe-
tenz und Lernbereitschaft
zeigen (...) Sogar in jenen
Berufen, wo theoretischen
Qualifikationen als sehr
wichtig erachtet werden,
haben sie meist nur noch
den Stellenwert eines Aus-
lesefilters. (...) Sie gelten
eher als Indikator für per-
sönliche Qualitäten als für
erworbenes Wissen.“
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fähigkeit und Lernmotivation angesehen.
Dies wird sichtbar an der großen Bedeu-
tung, die viele der für Einstellungen ver-
antwortlichen Personen dem Abschluß-
niveau oder dem Notendurchschnitt bei-
messen, und der eher geringen Beach-
tung, die sie dem Studienfach einräumen.
In einer kürzlich durchgeführten Unter-
suchung über Arbeitgeber, die Hoch-
schulabsolventen einstellen (Performance
Indicator Project, 1996), wurde das Ab-
schlußniveau als wichtigstes Auswahl-
kriterium ermittelt, das von 84% der Ar-
beitgeber genannt wurde. Die Studien-
inhalte hingegen wurden von weniger als
drei Vierteln der Arbeitgeber als wichtig-
stes Kriterium angesehen. Damit soll nicht
gesagt werden, daß das Studienfach in
einer begrenzten Anzahl von Bereichen
wie Maschinenbau, Technologie und In-
formatik nicht immer noch als sehr be-
deutsam angesehen wird. Auf diesen Ge-
bieten wird Fachkenntnissen natürlich
nach wie vor sehr hoher Stellenwert ein-
geräumt und dies wird wahrscheinlich
auch künftig so bleiben.

Die Ergebnisse der Untersuchung „Em-
ployment in Britain“ belegen eine be-
trächtliche Zunahme von Aufgaben, die
‘Kompetenz im Umgang mit Menschen’
verlangen - eine gut entwickelte Fähig-
keit zu interpersoneller Kommunikation,
Einfühlungsvermögen und ein freundli-
ches Auftreten. Über die Hälfte aller Ar-
beitnehmer haben direkten Umgang mit
Kunden oder Klienten, ein Fünftel von
ihnen arbeitet in sozialen Berufen und
über ein Drittel hat Positionen mit einem
gewissen Maß von Verantwortung für an-
dere Menschen inne, seien sie nun koor-
dinierender oder beaufsichtigender Natur
(Gallie und White, 1993). Daher werden
sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer der
Bedeutung solcher sozialen Kompetenzen
zunehmend bewußt.

Eine Folge dieser verschobenen Schwer-
punkte ist die wachsende Bedeutung, die
der Berufserfahrung zugemessen wird,
denn diese gibt Arbeitgebern Aufschluß
darüber, ob Personen noch über andere
Fertigkeiten verfügen als über jene, die
durch formelle Qualifikationen belegt
sind. Dies könnte einer der Gründe für
die Zunahme von befristeten Arbeitsver-
trägen und anderer Verfahrensweisen
sein, mit denen Arbeitgeber potentielle
Mitarbeiter ‘auf die Probe stellen’ können.

Diese Entwicklung veranlaßte jüngst den
mit der Untersuchung der Hochschulbil-
dung im Vereinigten Königreich befaßten
Dearing-Ausschuß zu der Empfehlung,
daß alle Studenten im Laufe ihres Stu-
diums Gelegenheit zum Erwerb von Be-
rufserfahrung erhalten sollten (National
Committee of Inquiry into Higher Edu-
cation, 1997).

Anwerbungswege

Die europäischen Arbeitsmärkte zeichne-
ten sich lange Zeit in der Regel durch eine
höhere Dauer von Beschäftigungsverhält-
nissen und einen niedrigeren Arbeits-
kräfteumlauf aus als der Arbeitsmarkt in
den Vereinigten Staaten (Adnett, 1996). In
den letzten Jahren jedoch verringerte sich
die Dauer der Beschäftigungsverhältnis-
se (zumindest bei Männern), der Arbeits-
kräfteumlauf und die Mobilität nahmen zu.
Dies führte zu einem Anstieg der Ein-
stellungsaktivität, was von mancher Seite
auch als Zeichen für den Verlust der Be-
deutung der betrieblichen Arbeitsmärkte
gewertet wird, wo Mitarbeiter in jungen
Jahren ein lebenslanges Arbeitsverhältnis
antraten und betriebsintern aufstiegen
(Manwaring, 1989). Diese Entwicklung
könnte wiederum eine Folge des Zerfalls
der großen Staatsunternehmen und der
zunehmenden Bedeutung von Klein- und
Mittelbetrieben mit einer im Durchschnitt
kürzeren Lebensdauer sein. Sie ist auch
Ausdruck des Rückgangs des gewerk-
schaftlichen Organisationsgrades und des
Gewerkschaftseinflusses, der in den mei-
sten europäischen Ländern zu beobach-
ten ist (OECD, 1997): Die Gewerkschaf-
ten versuchten in der Regel, Vorschriften
für die Einstellung und Entlassung von Ar-
beitnehmern durchzusetzen, die die be-
trieblichen Arbeitsmärkte begünstigen.

Zum Anwerbungsverfahren gehört auch,
daß Arbeitgeber und potentielle Arbeit-
nehmer einander suchen. Eine solche
Suche erfolgt durch formelle und infor-
melle Informationsnetzwerke. Zu ersteren
zählen Anwerbungswege wie Presse und
andere Massenmedien (einschließlich
jüngster Entwicklungen wie dem Inter-
net), die staatliche Arbeitsverwaltung und
private Arbeitsvermittlungen. Der Nut-
zungsgrad dieser verschiedenen An-
werbungswege unterscheidet sich von
Land zu Land. So scheinen Zeitungsan-
zeigen im Vereinigten Königreich, in Finn-
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land und Holland ergiebiger zu sein als
in Italien (OECD, 1995, Russo et al., 1996);
die Inanspruchnahme privater Arbeitsver-
mittlungen - besonders für höhere Posi-
tionen - ist im Vereinigten Königreich viel
weiter verbreitet als in Frankreich und
Spanien, wo die staatlichen Arbeits-
verwaltungen bis vor kurzem faktisch eine
Monopolstellung innehatten. Die Arbeits-
gesetzgebung, geographische Faktoren
und die Besitzverhältnisse sowie die ge-
setzlichen Vorschriften im Bereich der
Massenmedien können ebenfalls bestim-
mend für die jeweilige Bedeutung der ein-
zelnen formellen Anwerbungswege sein,
sowie außerdem offensichtlichere Einflüs-
se wie die Verteilung der Beschäftigung
auf Erwerbszweige und Berufe.

Eine interessante und zu oft übersehene
Gemeinsamkeit bei der Anwerbung von
Arbeitnehmern auf den europäischen Ar-
beitsmärkten ist der nach wie vor hohe
Anteil informeller Anwerbungsmethoden.
Hierzu gehören Empfehlungen durch Fa-
milien und Freunde sowie direkte Anfra-
gen bei Arbeitgebern oder durch Arbeit-
geber. So zeigt beispielsweise die Arbeits-
kräfteerhebung für das Vereinigte König-
reich (UK Labour Force Survey), daß im
Frühjahr 1995 32% der neu eingestellten
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz durch
eine Person fanden, die bereits für den
betreffenden Arbeitgeber tätig war (nach
unseren eigenen Berechnungen). Eine in
etwa vergleichbare Zahl für Finnland aus
dem Jahre 1993 betrug 19%; in Italien lag
diese Zahl 1992 bei verblüffenden 63%
(OECD, 1995, S. 122).

Angaben aus Holland belegen, daß der
Einsatz informeller Anwerbungsmethoden
zyklisch zu- und abnimmt und während
Phasen hoher Arbeitslosigkeit steigt
(Russo et al., 1996). Es scheint aber kei-
ne ausgeprägte Tendenz zu einem konti-
nuierlichen Rückgang des Einsatzes sol-
cher Methoden zu bestehen. Dies könnte
angesichts der zunehmenden Komplexi-
tät und Professionalisierung der Arbeits-
kräfteplanung überraschen. Es entspricht
jedoch der oben konstatierten wachsen-
den Bedeutung persönlicher Eigenschaf-
ten und interpersoneller Kompetenzen.
Potentielle Mitarbeiter, deren Qualitäten
dem Arbeitgeber persönlich bekannt sind,
haben einen Vorteil gegenüber jenen, über
deren Eigenschaften nur ein Stück Papier
Auskunft gibt. Die Arbeitgeber werden

rationalerweise Empfehlungen von Mitar-
beitern bevorzugen anstatt beispielswei-
se auf Bewerber zurückzugreifen, die ih-
nen von der staatlichen Arbeitsverwaltung
vermittelt werden. Diesen Behörden wird
verständlicherweise oftmals mehr daran
liegen, ihre Fälle abzuschließen als den
Arbeitgebern die bestmöglichen Bewer-
ber zur Verfügung zu stellen.

Für die Arbeitgeber können sich durch
Nutzung informeller Anwerbungswege
tatsächlich mehrere Vorteile ergeben. Es
wird behauptet, daß auf diese Weise die
Unsicherheitsfaktoren bei der Anwerbung
vermindert werden; daß die Anwerbungs-
und Produktionskosten während des Ein-
stellungsverfahrens gesenkt werden (die
Arbeitsplätze bleiben nicht so lange un-
besetzt); daß dem Arbeitgeber ein umfas-
sendes Profil des potentiellen Mitarbeiters
präsentiert wird. Mit anderen Worten, die
Arbeitgeber erhalten mehr Information bei
niedrigeren Kosten. Eine Untersuchung
über die Anwerbungsbedürfnisse von Ar-
beitgebern im Vereinigten Königreich
zeigte, daß die Arbeitgeber insbesondere
bei der Einstellung von Jugendlichen zu-
nehmend informelle Anwerbungswege
vorziehen, weil diese „genauere Informa-
tionen über die Eigeninitiative und Ent-
schlußkraft der von ihnen gesuchten Be-
werber lieferten“ (Industry in Education,
1996, S. 8). Ein anderer Vorteil, den diese
informellen Anwerbungswege sowohl
dem Arbeitgeber als auch dem Bewerber
bieten, liegt darin, daß sie dem potentiel-
len Mitarbeiter mehr Informationen über
das betreffende Unternehmen verschaf-
fen. Dies ist wichtig für eine andere Stra-
tegie, derer sich Unternehmen bedienen,
um die wachsenden Schwierigkeiten bei
der Suche nach geeigneten Bewerbern zu
überwinden: Sie senden den Bewerbern
‘Signale’ bezüglich ihres Unternehmens.
Kandidaten, die über brauchbarere Infor-
mationen verfügen, sind besser in der
Lage, sich eine für sie geeignete Firma
auszusuchen - mit anderen Worten, das
Unternehmen, in das sie wahrscheinlich
am besten hineinpassen. So gesehen er-
gibt sich auf beiden Seiten der Beschäf-
tigungsgleichung ein Ausleseeffekt.

Der Einsatz formeller oder informeller
Anwerbungswege hängt auch von den
jeweiligen Firmen und Marktstrukturen ab.
Kleine Unternehmen, die keine Fachkräfte
für die Einstellung von Personal beschäf-

„Eine interessante und zu
oft übersehene Gemeinsam-
keit bei der Anwerbung von
Arbeitnehmern auf den eu-
ropäischen Arbeitsmärkten
ist der nach wie vor hohe
Anteil informeller Anwer-
bungsmethoden. Hierzu ge-
hören Empfehlungen durch
Familien und Freunde so-
wie direkte Anfragen bei Ar-
beitgebern oder durch Ar-
beitgeber.“

„(Dies) entspricht jedoch
der oben konstatierten
wachsenden Bedeutung
persönlicher Eigenschaften
und interpersoneller Kom-
petenzen. Potentielle Mitar-
beiter, deren Qualitäten
dem Arbeitgeber persönlich
bekannt sind, haben einen
Vorteil gegenüber jenen,
über deren Eigenschaften
nur ein Stück Papier Aus-
kunft gibt.“
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tigen und weniger Möglichkeiten haben,
die Anwerbungskosten zu streuen, bau-
en häufiger auf informelle Anwerbungs-
wege als Großunternehmen, die über
Personalfachkräfte verfügen und im An-
werbungsbereich Einsparungen durch er-
höhte Produktion vornehmen können.
Jedoch sind die höheren Kosten und grö-
ßeren Probleme bei der Durchführung
formeller Anwerbungsverfahren nicht der
einzige Grund, warum kleine Firmen sich
für informelle Anwerbungswege entschei-
den. Der Einsatz informeller Anwerbungs-
wege ist auch Ausdruck unterschiedlicher
Auswahlkriterien bei Unternehmen unter-
schiedlicher Größe.

Insbesondere persönlichen Eigenschaften
- wie Ehrlichkeit und Integrität - sowie
dem Interesse an der Arbeit wird in Klein-
und Mittelbetrieben relativ gesehen mehr
Bedeutung beigemessen. Sie werden oft-
mals für ebenso wichtig erachtet wie die
berufsbezogene Befähigung, Eignung
oder Leistung (Bartram, 1995). Informel-
le Anwerbungs- und Auswahlverfahren
gelten als effizienteste Methode zur Be-
urteilung dieser Kriterien. Informelle An-
werbungswege sind im privaten Sektor
weiter verbreitet als im öffentlichen Sek-
tor, wo das Anliegen der Chancengleich-
heit und überkommene bürokratische Vor-
schriften den Einsatz von formelleren
Verfahren gefördert haben.

Die gewählten Anwerbungswege hängen
auch von der Art des zu besetzenden Ar-
beitsplatzes ab. Informelle Anwerbungs-
wege haben bei der Einstellung von Ar-
beitern und Angestellten große Bedeu-
tung. Es wurde behauptet, daß die „An-
passung an den lokalen Arbeitsmarkt im
wesentlichen durch die Anwerbungswege
und nicht durch Einstellungskriterien und
-verfahren erfolgen wird“ (Wood, 1986).
In Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit
scheinen informelle Anwerbungswege
häufiger genutzt zu werden. Dies erklärt
zum Teil die bedeutende Rolle, die infor-
melle Anwerbungswege in Ländern wie
Spanien spielen, wo die Nutzung „persön-
licher Beziehungen bei Personen, die kei-
ne Arbeitslosenunterstützung beziehen,
und bei Arbeitern die Hauptmethode der
Arbeitssuche darstellt“ (Molto et al., 1994).
Häufig wird ein solches Vorgehen als
Möglichkeit zur Verbesserung der Arbeit-
geber-Arbeitnehmer-Beziehungen in den
Unternehmen angesehen. Freunde und

Verwandte sind für Berufsanfänger beson-
ders wichtig. Dies wird durch die Tatsa-
che verdeutlicht, daß Arbeitslose in Spa-
nien, die nach ihrem ersten Arbeitsplatz
suchen, mit größerer Wahrscheinlichkeit
ihre persönlichen Kontakte nutzen wer-
den, als Arbeitslose mit Berufserfahrung.

Die Kehrseite dieser Vorgehensweisen ist
allerdings, daß sie eindeutig ‘Insider’ be-
günstigen und ‘Outsider’ benachteiligen,
wodurch beispielsweise die Ungleichheit
zwischen Männern und Frauen oder eth-
nischen Mehrheiten und Minderheiten
festgeschrieben werden kann. Neben den
damit verbundenen Ungerechtigkeiten
kann es sich für die Unternehmen lang-
fristig nachteilig auswirken, wenn ganze
Gruppen produktiver Arbeitskräfte nicht
gleichberechtigt um Arbeitsplätze konkur-
rieren können.

Auswahltechniken

Eine Untersuchung mittlerer und großer
Unternehmen im Vereinigten Königreich
belegt, daß Bewerbungsformulare und
persönliche Vorstellungsgespräche nach
wie vor die häufigsten Auswahltechniken
darstellen, daß aber auch verstärkt ande-
re Methoden eingesetzt werden (Bartram
1995). Lese- und Schreibtests, Rechentests
sowie psychologische Tests und Eignungs-
tests werden immer häufiger angewendet,
und dies insbesondere von den größeren
Firmen. Während des letzten Jahrzehnts
war eine merkliche Zunahme beim Ein-
satz von Tests aller Art zu beobachten.
Dies gilt vor allem für die Auswahl von
Führungskräften. Befähigungs- und Eig-
nungstests werden auf allen Ebenen
durchgeführt, wohingegen Persönlich-
keitstests überwiegend bei der Auswahl
von Führungskräften üblich sind.

Firmen jeglicher Größe führen nach wie
vor Vorstellungsgespräche für die Auswahl
von Bewerbern durch. So unterziehen bei-
spielsweise über 90% der Arbeitgeber in
Kleinbetrieben die Bewerber einem Vor-
stellungsgespräch. Im Gegensatz zu gro-
ßen Firmen nehmen Arbeitgeber in Klein-
betrieben Bewerbungen meist telepho-
nisch entgegen. Ein anderes typisches Mit-
tel der Auslese ist das Probearbeiten. Etwa
die Hälfte aller Unternehmen lassen Be-
werber zur Probe arbeiten, was von eini-
gen Tagen bis zu einigen Wochen dauern
kann, wobei erst am Ende dieser Phase

„(...) obwohl Bewerbungs-
formulare und persönliche
Vors te l lungsgespräche
nach wie vor die häufigsten
Auswahltechniken darstel-
len (...), war während des
letzten Jahrzehnts eine
merkliche Zunahme beim
Einsatz von Tests aller Art
zu beobachten. Dies gilt vor
allem für die Auswahl von
Führungskräften.“
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die endgültige Auswahl getroffen wird. Das
Probearbeiten wird eher von solchen Ar-
beitgebern bevorzugt, die weniger häufig
Vorstellungsgespräche durchführen, denn
es stellt ein alternatives Ausleseverfahren
dar. Die Arbeitgeber erwarten davon eine
Mischung von Informationen über die Per-
sönlichkeit, die Motivation, das Interesse
und die Befähigung des Bewerbers. Ob-
wohl Kleinbetriebe Tests immer noch weit
seltener anwenden als dies im Durchschnitt
die Großbetriebe tun, so nutzen sie den-
noch in nicht unerheblichem Maße Arbeits-
proben, Lese- und Schreibtests/Rechentests
und Befähigungstests zur Beurteilung von
Bewerbern (ebd.)

Beförderung und
beruflicher Aufstieg

Die Veränderungen des betrieblichen Um-
feldes und der Arbeitsorganisation, wor-
unter auch Downsizing und Enthierar-
chisierung fallen, haben nicht nur Aus-
wirkungen auf die Kriterien für Beförde-
rungen gehabt, sondern auch auf die Zahl
der Beförderungschancen. Die Anforde-
rungen für Beförderungen haben sich
durch die zunehmende Wettbewerbs-
orientiertheit des beruflichen Umfeldes
und die Notwendigkeit organisatorischer
Umstrukturierungen erhöht. Diese Zwän-
ge haben die Bedeutung der Dauer der
Betriebszugehörigkeit und die Haltung be-
treffenden Kriterien geschwächt und die
Leistung und die das Verhalten betreffen-
den Kriterien in den Vordergrund gerückt.
Die Unternehmen haben auf diesen neu-
en Informationsbedarf reagiert und ver-
sucht, Leistungsindikatoren zu erstellen.
Neue Beurteilungssysteme wurden ent-
wickelt. Dabei hat sich, was keineswegs
überrascht, herausgestellt, daß Leistung
sehr viel schwieriger zu beurteilen ist als
die Dauer der Betriebszugehörigkeit.

Die Rationalisierung, ein niedriger freiwil-
liger Schwund und Organisationsstruktu-
ren mit größerer Leitungsspanne haben
den Charakter von Beförderung und be-
ruflichem Aufstieg verändert. Die Ent-
hierarchisierung, das durch den Fortschritt
der Informationstechnologie gefördert
wurde, erfolgte im öffentlichen Sektor
nicht im gleichen Umfang wie im priva-
ten Sektor. In ganz Europa existieren im
öffentlichen Sektor immer noch festgefüg-

te hierarchische Strukturen. Aber obwohl
die verschiedenen Branchen in unter-
schiedlichem Ausmaß von diesen Verän-
derungen betroffen sind, ist eine allge-
meine Entwicklung von einer begrenzten,
vertikalen Mobilität zu einer horizontalen
Mobilität sowie zu Mitarbeiterförderung
und leistungsbezogener Bezahlung zu
beobachten. In diesem Sinne haben eini-
ge Autoren behauptet, daß betriebliche
Entgeltsysteme als Ersatz für Beförderun-
gen konzipiert wurden. Diese Trends ha-
ben dazu geführt, daß die Unternehmen
für die Durchführung oder Verbesserung
ihrer Personalpolitik neuer Informationen
bedürfen. Dennoch teilen nicht alle Au-
toren die Auffassung, daß sich heute die
Chancen für einen beruflichen Aufstieg
verringert haben. Zwischen 1983 und 1989
soll in den USA die Zahl der Führungs-
kräfte zwei Mal so stark gestiegen sein
wie der Personalbestand insgesamt, und
die durchschnittliche Zahl von Arbeitneh-
mern, die einer Führungskraft unterstellt
waren, fiel von 8,4 auf 6,9 (Benson, 1995).
Dies bestätigt die obige Beobachtung, daß
der Anteil der Führungspositionen zuge-
nommen hat, was wiederum die Chancen
auf eine höhere berufliche Position ver-
bessert hat, auch wenn diese seltener in
Form einer innerbetrieblichen Beförde-
rung gewährt wird.

Vor diesem Hintergrund kommt Mitarbei-
terbeurteilungssystemen (oftmals euphe-
misierend als Mitarbeiterförderungsbericht
bezeichnet, um einer Ablehnung durch
die Beschäftigten zu begegnen) eine wich-
tige Funktion zu. Sie wurden definiert als
formelle Verfahren zur Beobachtung, Er-
mittlung, Aufzeichnung und Nutzung von
Informationen über die Leistung von Mit-
arbeitern zu Entscheidungsfindungs-
zwecken. Entscheidungen über Beförde-
rung und Berufsaufstieg werden, wie oben
erwähnt, immer häufiger nach Leistungs-
kriterien getroffen. Die in den Unterneh-
men bestehende Notwendigkeit zu einer
raschen Leistungssteigerung hat sich auch
auf die betrieblichen Entgeltsysteme aus-
gewirkt. Starre Systeme auf der Grundla-
ge von Arbeitsplatzbewertungsverfahren
und Lohngruppen (typisch für Großun-
ternehmen mit hohem gewerkschaftli-
chem Organisationsgrad - und, wie oben
erwähnt, geht der gewerkschaftliche
Organisationsgrad in ganz Europa zurück)
werden aufgegeben zugunsten flexibler
Systeme, was an der weiten Verbreitung

„Das Probearbeiten wird
eher von solchen Arbeitge-
bern bevorzugt, die weniger
häufig Vorstellungsge-
spräche durchführen, denn
es stellt ein alternatives
Ausleseverfahren dar. Die
Arbeitgeber erwarten da-
von eine Mischung von In-
formationen über die Per-
sönlichkeit, die Motivation,
das Interesse und die Befä-
higung des Bewerbers.“

„Die Veränderungen des be-
trieblichen Umfeldes und
der Arbeitsorganisation
(...) haben nicht nur Aus-
wirkungen auf die Kriteri-
en für Beförderungen ge-
habt, sondern auch auf die
Zahl der Berufschancen.
(...) Diese Zwänge haben
die Bedeutung der Dauer
der Betriebszugehörigkeit
und der die Haltung betref-
fenden Kriterien ge-
schwächt und die Leistung
und die das Verhalten be-
treffenden Kriterien in den
Vordergrund gerückt. (...)
Dabei hat sich, was keines-
wegs überrascht, herausge-
stellt, daß Leistung sehr viel
schwieriger zu beurteilen
ist, als die Dauer der Be-
triebszugehörigkeit.“
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von Leistungsanreizen, Prämien, Lei-
stungszulagen, Gewinnbeteiligung und
Aktienbezugsrechten ablesbar ist. Die
Arbeitgeber benötigen exaktere Informa-
tionen über die Leistung auf individuel-
ler und auf Unternehmensebene. Eine
Untersuchung des Institute of Personnel
Management zeigte, daß 1986 82% der
Unternehmen im Vereinigten Königreich
über Beurteilungsprogramme verfügten
(Randell, 1989). Rund 40% der Unterneh-
men nutzten sie zur Festsetzung einer lei-
stungsbezogenen Entlohnung. Ein weite-
rer ermittelter Trend bestand darin, daß
auch Mitarbeiter ohne Führungsaufgaben
in die Beurteilungsprogramme einbezo-
gen wurden und daß mehr Wert auf die
Messung der aktuellen als der künftigen,
prognostizierten Leistung gelegt wurde.
Eine andere Untersuchung, die 1995
durchgeführt wurde, ergab, daß 32% der
Unternehmen Beurteilungssysteme zur
Festlegung von Lohnerhöhungen einsetz-
ten, während 25% sie zur Entscheidung
über einmalige Prämienzahlungen nutz-
ten (Thatcher, 1996).

Da Leistung zu einem entscheidenden Kri-
terium geworden ist, müssen wir hier nä-
her auf die Bemühungen der Unterneh-
men eingehen, sie zu messen. Dabei geht
es erstens darum, was ermittelt wird. Die
gegenwärtige Entwicklung führt weg von
quantitiven Zielsetzungsverfahren (nach-
dem sich die begrenzte Anwendbarkeit
von Techniken wie Management by Ob-
jectives und Zielbildung erwiesen hatte)
und hin zu eher qualitativen, das Verhal-
ten betreffenden Zielen, wobei Entwick-
lung über Kontrolle gestellt wird. Zwei-
tens ist von Bedeutung, wer mit der Be-
urteilung betraut wird. Um die Genauig-
keit von Beurteilungen zu erhöhen, rückt
man zunehmend von dem traditionellen
System ab, bei dem Führungskräfte die
ihnen unterstellten Mitarbeiter  beurtei-
len, und setzt ein von unten nach oben
orientiertes 360-Grad-Beurteilungssystem
ein. 360-Grad-Beurteilungssysteme wer-
den hauptsächlich in Großunternehmen
eingesetzt, wobei eine ausgewählte Grup-
pe von Führungskräften beurteilt wird. Bei
diesem System ist jeder Unternehmens-
angehörige an der Beurteilung beteiligt,
seien es Gleichrangige, unterstellte Mit-
arbeiter oder innerbetriebliche Kunden.

Der Wandel der Arbeitsorganisation und
Tätigkeitsinhalte hat dazu geführt, daß

heute dem Wissen der Menschen ein grö-
ßerer Stellenwert eingeräumt wird als den
Arbeitsplätzen (Iles, 1993). Dies hat, zu-
sammen mit der zunehmenden Berück-
sichtigung der Leistung, die Entstehung
von kompetenzorientierten Systemen ge-
fördert (CEDEFOP, 1994). Kompetenzen
werden entweder als sichtbare Fertigkei-
ten und Befähigungen (UK) oder als
grundlegende Eigenschaften einer Person
(US) definiert, die für eine effiziente Lei-
stung relevant sind. ‘Kompetenzrahmen’
oder ‘Kompetenzprofile’ sind Listen von
Fertigkeiten, die die Arbeitgeber honorie-
ren möchten, weil sie ihrer Beobachtung
nach Grundlage für ein hohes Leistungs-
niveau sind. Sie werden zu verschiede-
nen Zwecken eingesetzt, wie Auswahl,
Leistungsmanagement, betriebliche Ent-
geltsysteme (kompetenzorientierte Entloh-
nung), Einschätzung des Potentials, usw.
Obwohl die Einführung kompetenzorien-
tierter Systeme zum Teil auf der Grundla-
ge der Förderung der Chancengleichheit
erfolgte, die in ganz Europa verabschie-
det wurden, wird von mancher Seite be-
hauptet, daß diese Systeme immer noch
keine vorurteilsfreie Bewertung garantie-
ren können. So wird beispielsweise be-
hauptet, daß Frauen nach wie vor selte-
ner Führungsqualitäten zuerkannt werden
(Strebler et al., 1997). Kritisiert wurde
auch die Subjektivität von Verfahren zur
Potentialeinschätzung, die auf Kompe-
tenzprofilen basierten, wie zum Beispiel
Assessment Center (Wallum, 1993). All
dies deutet daraufhin, wie schwierig es
ist, Kompetenzen in zufriedenstellender
Weise zu beurteilen.

Mehrere Methoden werden eingesetzt, um
Kompetenzen und damit solche Bewer-
ber zu ermitteln, von denen ein hohes
Leistungsniveau zu erwarten ist. In den
USA wird überwiegend die Methode zur
Beurteilung der Verhaltenskompetenz ein-
gesetzt. Im Vereinigten Königreich dage-
gen ist man eher um die Beurteilung von
Aufgaben und objektiven Ergebnissen
bemüht. Dieser Richtung sind die Mana-
gement Charter Initiative (MCI) und die
NVQ (National Vocational Qualifications)
zuzuordnen (Jubb und Robotham, 1997).
MCI und die amerikanischen Modelle
wurden wegen ihres generischen und sta-
tischen Charakters kritisiert und man be-
hauptete, daß die Geschwindigkeit des
aktuellen Arbeitsplatzwandels stärker fir-
menspezifische und zukunftsorientierte

„Der Wandel der Arbeitsor-
ganisation und der
Tätigkeitsinhalte hat dazu
geführt, daß heute dem
Wissen der Menschen ein
größerer Stellenwert einge-
räumt wird als den Arbeits-
plätzen. Dies hat, zusam-
men mit der zunehmenden
Berücksichtigung der Lei-
stung, die Entstehung von
kompetenzorienterten Sy-
stemen gefördert (...).“
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Modelle verlangte. Es wurde eine Reihe
von spezifischen Techniken zur Beurtei-
lung von Kompetenzen entwickelt: ver-
haltensorientierte Aktivitäten und Übun-
gen, psychometrische Tests und Kompe-
tenzfragebögen. Gleichwohl existieren
nach wie vor Probleme bei der Beurtei-
lung und Ermittlung von Kompetenzen.

Zusammenfassung

Wir haben behauptet, daß die europäi-
schen Arbeitgeber heute andere Arten von
Fertigkeiten und Kompetenzen suchen als
früher. Insbesondere sind die Unterneh-
men um die Feststellung von persönlichen
Eigenschaften bemüht, die nicht leicht
einzuschätzen sind. Berufsanfänger müs-
sen zwar über formelle theoretische Qua-
lifikationen verfügen, doch sind diese

keineswegs ausreichend, da die Arbeit-
geber verschiedene Strategien einsetzen,
um sich mehr relevante Informationen
über potentielle neue Mitarbeiter zu be-
schaffen. Bewerber müssen dies bei der
Festlegung ihres eigenen Suchverhaltens
berücksichtigen, müssen alle Möglichkei-
ten zur ‘Vernetzung’ und zum Erwerb von
Berufserfahrung nutzen.

Nach der Einstellung von  Mitarbeitern
müssen die heutigen Arbeitgeber effizi-
ente Verfahren zur Beurteilung von de-
ren Leistung finden, um ein Verhalten zu
honorieren und zu fördern, das im Ein-
klang mit den Zielen der Firma in einem
dynamischen und instabilen Umfeld steht.

Diese Themen werden in anderen Beiträ-
gen zu dieser Ausgabe ausführlicher er-
örtert werden.
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Personalbeschaffung
in einem europäischen
Unternehmen

Einleitung

Der zukünftige wirtschaftliche Erfolg ei-
nes modernen Produktionsunternehmens
hängt in wachsendem Maße von seinen
Mitarbeitern in deren Eigenschaft als
Kompetenzträger ab. Folglich entwickeln
sich die Einstellung und Freisetzung so-
wie die innerbetriebliche Verwaltung und
Zuordnung personeller Kompetenz zu-
nehmend zu einem zentralen Anliegen der
Unternehmensführung.

In einem großen Konzern mit zahlreichen
Unternehmenseinheiten gehen Innovatio-
nen und Lernprozesse aus vielen verschie-
denen Quellen hervor. Der Ausbau der
betrieblichen Kompetenzbasis ist daher
vor allem eine Frage der effizienten in-
ternen Verbreitung von Wissen innerhalb
der Organisation. Da maßgebliches Know-
how seinem Wesen nach latent ist, wird
dies wiederum zu einer Frage der effi-
zienten internen Umverteilung von kom-
petenten Mitarbeitern. Angesichts der im-
mer verwischteren Konturen und der zu-
nehmenden Vielfältigkeit der Arbeitsan-
forderungen wie auch der Art und Weise,
in der die Kompetenzen des einzelnen
Arbeitnehmers durch innerbetriebliche
Weiterbildung ausgebaut werden, wird die
Zuordnung von Kompetenz zu einer an-
spruchsvollen Management-Aufgabe.

Je einfacher und standardisierter die ge-
forderten Kompetenzen sind, desto leich-
ter läßt sich der Bedarf durch den örtli-
chen Arbeitsmarkt decken, und in desto
größerem Umfang wird zur Personalent-
wicklung das Verfahren der Neueinstel-
lung und Entlassung angewandt.  Inner-
betriebliche Investitionen in Weiterbil-
dungsmaßnahmen konzentrieren sich da-
her vornehmlich auf Personen, die sich
Kenntnisse effizient aneignen können,
d.h. auf Betriebsangehörige, die bereits

Kurt Vikersjö
Direktor des Bereichs
Personalentwicklung,
Electrolux, Stockholm

Humankapital ist eine
knappe Ressource, die in-
nerhalb eines Konzerns ef-
fizient zugeordnet und ge-
handhabt werden muß.
Sein Nutzen für das Unter-
nehmen und den Kom-
petenzträger selbst hängt
von seiner Zuordnung ab.
Der vorliegende Artikel
schildert die spezifischen
Probleme eines großen
multinationalen Konzerns
in einem voll ausgereiften
Gewerbezweig, versucht je-
doch auch, festzustellen,
welche allgemeineren
Schlüsse sich für ein breite-
res Produktionsspektrum
ziehen lassen.

einen hohen allgemeinen und beruflichen
Bildungsstand aufweisen.

Der vorliegende Artikel stellt an einem
konkreten Beispiel die Problematik des
Kompetenz- und Personalmanagements in
einem namhaften europäischen Unterneh-
men mit einer breit gefächerten Fabrika-
tion von gängigen Alltagsprodukten im
Maschinenbaubereich dar, dem schwedi-
schen Electrolux-Konzern. Er schildert die
spezifischen Probleme eines großen mul-
tinationalen Konzerns in einem voll aus-
gereiften Gewerbezweig, versucht jedoch
auch, festzustellen, welche allgemeineren
Schlüsse sich aus den Erfahrungen von
Electrolux für ein breiteres Produktions-
spektrum ziehen lassen.

Effiziente Zuordnung von
Humankapital

Der Wettbewerbsschwerpunkt der indu-
striellen Produktion in den OECD-Ländern
verlagert sich zusehends von der Ferti-
gungstechnik, die sich in maschinellen
Anlagen manifestiert, zur industriellen
Kompetenz, die in Mitarbeitern bzw.
Mitarbeiterteams verkörpert wird. Der
Begriff „kompetentes Team“ (Eliasson
1990) ist die wohl treffendste Bezeichnung
zur Beschreibung eines modernen Indu-
strieunternehmens, das die komplexen
Prozesse zur Beschaffung von Begabun-
gen und Kompetenzen sowie die inner-
betriebliche Weiterentwicklung von Kom-
petenz meistern muß. Innerhalb eines
solchen Teams bzw. in der Hierarchie von
kompetenten Teams, aus denen sich ein
Unternehmen zusammensetzt, erfolgt der
Wissenserwerb durch personelle Verän-
derungen und Erfahrungen aus der be-
ruflichen Praxis, die während der gesam-
ten Berufslaufbahn gesammelt werden
(Eliasson 1996). Die Organisation bzw.
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das Gefüge aus kompetenten Mitarbeitern
wird daher zu einem wichtigen Bestand-
teil des Wissenskapitals des Unterneh-
mens, ein Kompetenzkapital, das auf dem
internen und externen Arbeitsmarkt so-
wie ferner in Form von kompletten Teams
auf dem Markt für Fusionen und Firmen-
übernahmen gehandelt wird (Eliasson
1991).

Diese „neue“ Sichtweise des Unterneh-
mens, die durch den gewachsenen welt-
weiten Wettbewerb und den raschen tech-
nologischen Wandel heraufbeschworen
wurde, stellt nicht zuletzt eine gewaltige
Herausforderung an das Unternehmens-
management dar, das sein Augenmerk
zunehmend auf den Personalbereich rich-
ten und in der Lage sein muß, das Human-
kapital in seiner ganzen Vielgestaltigkeit
sinnvoll zu verwalten.

Humankapital ist eine knappe Ressour-
ce, die innerhalb eines Konzerns effizient
zugeordnet und gehandhabt werden muß.
Sein Nutzen für das Unternehmen und den
Kompetenzträger selbst hängt von seiner
Zuordnung ab. Folglich ist die unterneh-
mensinterne Kompetenzentwicklung
ebenso sehr eine Frage der Umverteilung
der vorhandenen Wissensgrundlage ge-
mäß den sich wandelnden Bedürfnissen
und Gegebenheiten wie eine Frage der
individuellen Weiterbildung. Der schwe-
dische Electrolux-Konzern, der derzeit
größte Entwickler und Hersteller von elek-
trischen Haushaltsgeräten, dicht gefolgt
von den amerikanischen Firmen Whirl-
pool und General Electric, ist insofern
allgemein interessant, als daß es sich da-
bei um ein erfolgreiches Großunterneh-
men in einem voll ausgereiften Industrie-
zweig handelt, das über einen potentiell
immensen internen internationalen Ar-
beitsmarkt verfügt.

In diesem Artikel wird untersucht, inwie-
weit dieser konzerninterne Arbeitsmarkt
bislang genutzt wurde bzw. genutzt wer-
den könnte, einerseits um den Betriebs-
angehörigen Karrieremöglichkeiten zu
bieten und andererseits um Begabungen
ausfindig zu machen und die Gesamt-
kompetenzbasis des Konzerns durch in-
terne Stellenumbesetzungen zu verbes-
sern. Der Beitrag ist auf die Beantwor-
tung dieser konkreten Fragen zugeschnit-
ten, und demzufolge sind Verallgemeine-
rungen im Hinblick auf kleine Firmen

oder Betriebe, die in erster Linie regiona-
le Absatzmärkte beliefern, natürlich nur
bedingt brauchbar. Einige der Erfahrun-
gen von Electrolux sind hingegen von
allgemeinem Interesse, so etwa der Wan-
del von Berufsbildern und Kompetenz-
entwicklungsverfahren oder auch die re-
lativ hohe Bedeutung, die der Aufspürung
von Kompetenz über interne und exter-
ne Märkte für die Unternehmensorgani-
sation zukommt.

Globalisierung
von einer europäischen
Ausgangsbasis

Die Firma Electrolux wurde 1919 gegrün-
det und hat seit der Abstoßung ihrer US-
amerikanischen Tochtergesellschaft im
Jahre 1968, welche finanzielle Mittel für
eine rasche Expansion in Europa durch
Firmenaufkäufe freisetzte, ein geradezu
spektakuläres Wachstum erlebt; seit An-
fang der 60er Jahre hat Electrolux insge-
samt etwa 180 Unternehmen übernom-
men, so u.a. die Firma Zanussi im Jahre
1984, wodurch das Unternehmen 1968
zum größten Hersteller elektrischer Haus-
haltsgeräte in Europa avancierte. Der
Konzernzentrale in Stockholm unterste-
hen etwa 600 Tochtergesellschaften, die
über alle Kontinente und insgesamt 60
Länder verteilt sind. Electrolux genießt seit
langem den Ruf, ein dynamisches und
kompetentes Management zu besitzen,
und eine Karriere innerhalb des Electro-
lux-Konzerns ist bereits verschiedentlich
als „beste Management-Ausbildung in
Europa“ bezeichnet worden. Gegenwär-
tig beschäftigt der Konzern etwa 110.000
Mitarbeiter. Der Konzernumsatz belief sich
im Jahre 1996 auf 25 Milliarden DM.

Die Konzernleitung von Electrolux er-
kannte früher als die meisten europäi-
schen Großunternehmen, daß eine inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit nur auf-
rechterhalten werden konnte, wenn die
aus der Globalisierung von Produktion
und Vermarktung gewonnenen Mengen-
vorteile systematisch realisiert wurden.
Der allmähliche Abbau von Handelsbe-
schränkungen, der zuvor geschützte Her-
steller dazu zwang, sich entweder zu ver-
bessern oder ihren Betrieb stillzulegen,
machte diesen Schritt zu einer dringen-
den Notwendigkeit. Von einem hauptsäch-
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lich von Schweden aus operierenden Ex-
portunternehmen Anfang der 70er Jahre
und einem relativ kleinen Konkurrenten
unter den europäischen Haushaltsgeräte-
produzenten hatte sich Electrolux gegen
Ende der 80er Jahre zu einem europaweit
tätigen Hersteller mit einem eigenen eu-
ropäischen „Binnenmarkt“ gemausert.
Durch den Aufkauf der Firma White
Consolidated Industries of North America
(einschließlich der Warenzeichen „Frigi-
daire“ und „Westinghouse“) im Jahre 1986
wurde Electrolux zu einem globalen Ak-
teur mit starker Präsenz in Lateinamerika
sowie in Asien. Europa ist jedoch nach
wie vor der vorherrschende Stützpunkt
des Konzerns, auf dem 65 % der Gesamt-
belegschaft beschäftigt sind und 58 % der
Produktion erfolgen.

Nach welchen Grundsätzen strukturiert
der Electrolux-Konzern seine Personal-
beschaffungsverfahren sowie die konzern-
internen Karrierewege und Kompetenz-
entwicklungssysteme, um die globalen
Herausforderungen von einer europäi-
schen Ausgangsbasis aus anzugehen?

Wesentliche Faktoren
für die Unternehmens-
entwicklung

Ein fortgeschrittenes internationales Un-
ternehmen, dessen Geschäftstätigkeit sich
auf eine einzige Technologie und enge
Kundenkontakte stützt, kann nicht mehr
nur einzig und allein durch Ausfuhren
wettbewerbsfähig bleiben. Dazu ist die
örtliche Kompetenzbasis zu schmal. Um-
fangreiche Warentransporte über große
Entfernungen und die sich daraus erge-
benden Lagerbestände sind überaus ko-
stenintensiv, vor allem aber setzt die An-
passung der Produkte an die jeweiligen
örtlichen Marktanforderungen ein gründ-
liches Verständnis der Kunden voraus.

Folglich erfordert die Leitung eines mo-
dernen, weltweit agierenden Konzerns ein
globales Management und gut ausgebau-
te Systeme zur Verbreitung von Kompe-
tenzen und Informationen innerhalb der
Organisation. Überdies werden techni-
schen Neuerungen an vielen verschiede-
nen Orten innerhalb des Unternehmens
entwickelt und müssen daher ebenfalls
effizient verbreitet werden.

Da Kompetenz durch Menschen bzw.
Mitarbeiterteams verkörpert wird, erfolgt
die grundlegende Zuordnung von Kom-
petenz durch die Bewegung von kompe-
tenten Personen, insbesondere die von
Führungskräften in zentralen Funktionen
und Fachleuten. In einem weltumspan-
nenden Konzern beinhaltet dies eine
weltweite Personalbeschaffung und Be-
wegung von Beschäftigten.

Die globale Aufspürung von Kompetenz
innerhalb der Organisation wird außerdem
zu einem bedeutenden Wettbewerbsvor-
teil, wenn sie effektiv – das heißt systema-
tisch, jedoch nicht notwendigerweise for-
mell – organisiert wird. Vor allem ermög-
licht die Nutzung der unternehmensinter-
nen beweglichen Kompetenz der Organi-
sation, die Vorzüge der durch Zentralisie-
rung und Standardisierung erzielten Ge-
winnzuwächse mit der durch Dezentrali-
sierung gewonnenen Flexibilität zu verbin-
den. Ein wesentlicher Faktor, der die dem
örtlichen Management innerhalb des Elec-
trolux-Konzerns eingeräumte Entschei-
dungsfreiheit ermöglicht, ist eine effizien-
te zentrale Leistungs-(Ertrags-)Kontrolle.
Für dieses Verfahren haben sich seit den
80er Jahren auch andere Großunternehmen
entschieden (Eliasson 1996).

Es gilt allerdings, zu beachten, daß die
Mobilität, von der hier die Rede ist, in
der Zuordnung von Kompetenz und von
Personen als den Trägern von Kompetenz
besteht. Je mehr Kompetenzkapital ein
einzelner oder ein Team verkörpert, de-
sto wichtiger wird die effiziente Zuord-
nung dieses Kompetenzkapitals und des-
sen ständige Weiterentwicklung innerhalb
der Organisation.

Wettbewerbsfähigkeit
durch Stellenrotation

Generell betrachtet Electrolux Kompe-
tenzentwicklung und Stellenrotation als
wichtige Instrumente zur Sicherung der
zukünftigen Wettbewerbsfähigkeit des
Konzerns. Dieser Grundsatz gilt für sämt-
liche Konzernebenen.

Bei der Erörterung dieses beweglichen
Kompetenzkapitals lassen sich verschie-
dene Mitarbeiterkategorien unterscheiden,
die in Tabelle 1 aufgeführt werden.

„(…) die Leitung eines mo-
dernen, weltweit agieren-
den Konzerns (erfordert)
ein globales Management
und gut ausgebaute Syste-
me zur Verbreitung von
Kompetenzen und Informa-
tionen innerhalb der Orga-
nisation.“

„Je mehr Kompetenzkapital
ein einzelner oder ein Team
verkörpert, desto wichtiger
wird die effiziente Zuord-
nung dieses Kompetenz-
kapitals und dessen ständi-
ge Weiterentwicklung inner-
halb der Organisation.“
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Diese Gruppen weisen starke Unterschie-
de hinsichtlich Bildungsstand, Kompetenz
und Flexibilität auf. Dabei lassen sich vier
Beobachtungen machen:

❏ Die Mobilität, insbesondere die inter-
nationale Mobilität, nimmt ab Kategorie
3 abwärts drastisch ab.

❏ Die Mobilität beschränkt sich in aller
Regel auf Beschäftigte, die auf einem neu
zugewiesenen Posten in wesentlichem
Maße zum Know-how-Transfer beitragen
und sich im Laufe eines vielseitigen be-
ruflichen Werdegangs weiterbilden und
entfalten.

❏ Stellen, die kein Potential zur Kompe-
tenzentwicklung bieten, verschwinden zu-
sehends. Sie beinhalten in der Regel rou-
tinemäßige Arbeitsabläufe, die in zuneh-
mendem Maße automatisiert werden.

❏ Gemäß einer sowohl in Klein- als auch
in Großunternehmen immer häufiger an-
gewandten Management-Regel werden
Tätigkeitsbereiche, die das Unternehmen

selbst nicht am besten oder zumindest am
zweitbesten bewältigen kann, an lei-
stungsfähigere externe Anbieter überge-
ben (Outsourcing). Sind diesbezüglich
bessere Produzenten auf dem Markt vor-
handen, sollten die Aufmerksamkeit und
die Ressourcen des Betriebs sinnvoller-
weise auf die Aktivitäten konzentriert
werden, die die Firma selbst am besten
verrichtet. Dabei handelt es sich schlicht
und einfach um die Anwendung der dem
berühmten Coase-Theorem zur Unterneh-
mung (1937) zugrundeliegenden Prinzi-
pien. Je stärker der internationale Wett-
bewerb auf dem Markt für elektrische
Haushaltsgeräte wird, desto systemati-
scher muß Electrolux versuchen, diese
Maxime umzusetzen. Arbeiten, die nicht
durch interne Kompetenzentwicklung
oder Einstellung von qualifiziertem Per-
sonal optimiert werden können, werden
entweder automatisiert oder an externe
Spezialisten abgegeben. Im letzteren Fall
werden sie dadurch auch vom internen
Kompetenzentwicklungssystem des Elec-
trolux-Konzerns abgekapselt.

Die betriebliche
Lehrlingsausbildung

Ebenso wie die meisten Unternehmen in
der ausgereiften Maschinenbauindustrie
Schwedens hatte Electrolux einst ein gut
entwickeltes betriebliches Lehrlingsaus-
bildungssystem und sogar unternehmens-
eigene Gewerbeschulen, an denen junge
Menschen von der Schule in den Arbeits-
markt eingegliedert wurden und eine
Ausbildung erhielten, wonach die vielver-
sprechendsten von ihnen als Arbeitskräf-
te für die Electrolux-Fabriken ausgewählt
wurden. Die übernommenen Arbeitneh-
mer verbrachten daraufhin oft ihr gesam-
tes Erwerbsleben in ein und demselben
Betrieb. Seit jener Zeit jedoch hat sich die
Arbeitswelt radikal gewandelt, und zwar
nicht nur infolge des technischen Fort-
schritts und der daraus folgenden Umge-
staltung der Arbeitsabläufe, sondern auch
aus zahlreichen anderen Gründen, nicht
zuletzt aufgrund der allmählichen Globa-
lisierung sowohl der Produktion wie auch
der Unternehmensorganisation.

Maschinenpersonal und Techniker sind
an die Stelle der früheren handwerklich
ausgebildeten Facharbeiter getreten. Dar-

Tabelle 1

Bewegliches Kompetenzkapital; Personalkategorien

Ebene 1 Der oberste Führungsstab bzw. das Team mit der höchsten Kompe-
tenz; umfaßt Mitarbeiter, die ihre Positionen in den meisten Fällen
durch eine konzerninterne, in zunehmendem Maße globale und
funktionsübergreifende Laufbahn erreichen.

Ebene 2 Höheres Management und Direktoren, bei Electrolux insgesamt etwa
500 Personen

Ebene 3 Projekt- und Verfahrensleiter, fast ausnahmslos Personen mit akade-
mischem Abschluß (Ingenieur- oder Wirtschaftswissenschaften), die
Teil der Führungsreserve bilden; derzeit eine kleine, jedoch rasch
wachsende Mitarbeiterkategorie bei Electrolux

Ebene 4 Mittleres Management, Bereichs- und Abteilungsleiter, insgesamt über
1000 Beschäftigte bei Electrolux

Ebene 5 Aufsichtspersonal, Fachkräfte und sonstige Angestelltenkategorien

Ebene 6 Maschinenpersonal, Mechaniker und spezialisiertes Wartungs- und
Kundendienstpersonal

Ebene 7 Facharbeiter

Ebene 8 ungelernte Arbeiter und sonstiges Personal
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über hinaus wurden in der schwedischen
Bildungspolitik während der 60er und
70er Jahre eine Reihe von weitreichen-
den Reformen durchgesetzt, die eine zu-
nehmende Loslösung des Bildungswe-
sens von der Industrie herbeiführten1, ein
Prozeß, der inzwischen wieder umge-
kehrt wird. Ferner gestaltet sich die
Umsetzung des Systems der betrieblichen
Lehre auf Arbeitnehmerebene in einem
multinationalen Konzern äußerst schwie-
rig. Daher kommt eine auf exzellenter
handwerklicher Arbeit aufbauende Pro-
duktion in großen multinationalen Kon-
zernen nur selten vor. Eine solche auf
handwerkliche Facharbeit gestützte Fer-
tigung ist dagegen recht typisch für klei-
ne und mittelständische Betriebe, die
sowohl regionale als auch globale Märk-
te mit zum Teil sehr ähnlichen Produk-
ten beliefern und dabei manchmal über-
aus erfolgreich sind, obgleich sie nur
wenig in Forschungs- und Entwicklungs-
arbeit investieren und eine Belegschaft
aufweisen, deren formaler Ausbildungs-
stand deutlich unter dem branchenübli-
chen Durchschnitt liegt2.

Deshalb besteht auf den unteren Personal-
ebenen in Tabelle 1 oben tendenziell eine
relativ geringe regionale und internatio-
nale Mobilität. Die Arbeitskräftebeschaf-
fung erfolgt zumeist über den örtlichen
Arbeitsmarkt, und zwar aus Umfeldern
ohne ausgeprägte Mobilitätstradition und
unter Menschen, die nicht über den er-
forderlichen Bildungs- und Erfahrungs-
stand verfügen, der sie zur Mobilität be-
fähigen würde. Insbesondere die Notwen-
digkeit, eine neue Sprache zu erlernen,
um sich am Arbeitsplatz verständigen zu
können, bildet ein erhebliches Hindernis
für die Mobilität.

Die Managerlaufbahn

Während die Globalisierung von Unter-
nehmen die Auflösung des traditionellen
Systems der betrieblichen Lehre herbei-
führt, ist auf den höheren Personalebenen
genau das Gegenteil der Fall – eine inter-
nationale Management-Karriere kann als
eine Art anspruchsvolle Form der geho-
benen „Lehrlingsausbildung“ (Eliasson
1996b) aufgefaßt werden, die Teil des
entscheidenden Kompetenzzuordnungs-
prozesses auf der obersten Führungsebe-

ne einer Organisation bildet (Pelikan
1989).

Ab Personalebene 3 aufwärts ist die in-
ternationale Mobilität von Arbeitnehmern
ausgesprochen verbreitet und tendenzi-
ell steigend. Sie wird in zunehmendem
Maße gefördert und zur Erlangung von
Positionen auf der höchsten Ebene (Ebe-
ne 1) vorausgesetzt. Da Electrolux allen
begabten Konzernbeschäftigten eine
Karrierechance bieten möchte, läßt sich
feststellen, daß die Mobilität zunimmt, je
mehr diese von der Electrolux-Führung
als Bildungsinvestition betrachtet wird.

Die meisten hochgradig mobilen Auf-
stiegsaspiranten haben einen akademi-
schen Abschluß und wenden Englisch als
Arbeitssprache an. Englisch wird inzwi-
schen offensichtlich generell als Unter-
nehmenssprache und Kommunikations-
mittel in internationalen Firmen verwen-
det, so u.a. auch in den europäischen
multinationalen Konzernen. Dieser ein-
heitliche Kommunikationsstandard im
Geschäftsleben bietet zwar zahlreiche
Vorteile, doch bildet er ein Hindernis für
diejenigen Arbeitnehmer, die nicht über
einen entsprechenden Bildungsstand ver-
fügen, um auf Englisch kommunizieren
zu können; dieser Nachteil tritt bereits auf
Personalebene 4 der obigen Tabelle auf
und entwickelt sich zu einem zunehmen-
den Hemmnis, je weiter man in der Hier-
archie abwärts geht.

Electrolux sieht sich selbst als ein ausge-
sprochen leistungsorientiertes Unterneh-
men. Im Prinzip setzt der Konzern für
Führungspositionen keine Hochschulbil-
dung voraus. In der Praxis bedeutet je-
doch bei den meisten Menschen das Feh-
len einer gewissen Vorbildung, daß sie
keine ausreichende Grundlage für eine
effiziente Weiterbildung am Arbeitsplatz
im Laufe einer beruflichen Karriere besit-
zen. Aus diesem Grunde werden in die
Management-Trainee-Programme von
Electrolux nur Bewerber mit Hochschul-
abschluß aufgenommen. Die Wahrschein-
lichkeit, die geforderten Qualifikationen
außerhalb dieser Personengruppe zu fin-
den, wird als zu gering eingestuft.

Wann immer das Unternehmen der Auf-
fassung ist, daß es sowohl für den Be-
trieb als auch für den einzelnen von In-
teresse ist, in die Kompetenzentwicklung

1) Solche Reformen des Bildungswe-
sens wurden dagegen nicht in Län-
dern wie Deutschland oder Dänemark
durchgeführt, wo das System der Lehr-
lingsausbildung in der verarbeitenden
Industrie nach wie vor weitgehend
weiterbesteht.

2) Wie etwa die Produktion von
schweren Anlegeketten bei Laestadius
(1995) und das Beispiel der erfolg-
re ichen Unternehmergemeinde
Gnosjö in Südschweden bei Modeen
(1994).

„Wann immer das Unterneh-
men der Auffassung ist, daß
es sowohl für den Betrieb
als auch für den einzelnen
von Interesse ist, in die
Kompetenzentwicklung des
Beschäftigten zu investie-
ren, kommt es zur Mobilität.
Wann immer das Unterneh-
men dagegen auf standar-
disierte Kompetenzen oder
auf ungelernte Arbeitskräf-
te zurückgreift, die in aus-
reichender Zahl auf dem
örtlichen Arbeitsmarkt vor-
handen sind, stellt es eher
vor Ort neue Mitarbeiter
ein, als die benötigten Kom-
petenzen innerbetrieblich
heranzubilden.“
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des Beschäftigten zu investieren, kommt
es zur Mobilität. Wann immer das Unter-
nehmen dagegen auf standardisierte Kom-
petenzen oder auf ungelernte Arbeitskräf-
te zurückgreift, die in ausreichender Zahl
auf dem örtlichen Arbeitsmarkt vorhan-
den sind, stellt es eher vor Ort neue Mit-
arbeiter ein, als die benötigten Kompe-
tenzen innerbetrieblich heranzubilden.

Der „offene Arbeitsmarkt“

Derzeit vollzieht sich auf dem Kompetenz-
markt eine interessante Aufteilung in stan-
dardisierte, austauschbare Fertigkeiten auf
der einen Seite und Personen mit einem
vielfältigen Spektrum von schwer definier-
baren Kompetenzen auf der anderen.
Standardisierte Kompetenzen zeichnen
die Tätigkeiten auf den unteren Ebenen
der obigen Tabelle aus und werden in der
Regel relativ schnell auf dem Arbeitsmarkt
erworben. Das andere, etwas verschwom-
menere Portfolio von Kompetenzen ist
hingegen in den Personalkategorien am
oberen Ende der Tabelle vorherrschend.
Diese werden innerhalb der Organisati-
on bzw. auf dem Markt kontinuierlich
weiterentwickelt, häufig im Rahmen ei-
ner Management-Karriere. Solche in ei-
nem renommierten Unternehmen erwor-
benen Kompetenzen sind auf dem Markt
sehr gefragt, wenngleich das Kompetenz-
portfolio an sich nicht als Ganzes aus-
tauschbar ist, da dessen Qualitätsmerk-
male zum Teil unternehmensspezifisch
sind und sich im allgemeinen nur schwer
bestimmen lassen. Die Personalbeschaf-
fung wird dadurch aufwendiger und risi-
koreicher, und der Normarbeitsvertrag mit
Standardvergütung ist hier kaum eine
optimale Lösung. Da die Qualitäten eines
einzelnen erst nach einer gewissen „In-
spektionszeit“ bestimmt werden können
(Hirschleifer 1973), läßt sich in der Theo-
rie der Schluß ziehen, daß eine teils durch
Prämien, teils durch Aktienoptionen ver-
gütete Anstellung häufig eine angemes-
senere vertragliche Regelung darstellt.

Infolge der sich wandelnden Arbeitsbe-
dingungen und externen Gegebenheiten
sind auch die innerbetrieblichen Bezie-
hungen zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern ständigen Veränderungen
unterworfen. Einige Unternehmen führen
die Entwicklung an, während andere

hinterherhinken. Früher oder später je-
doch müssen sämtliche Unternehmen ihre
Kompetenz weiterentwickeln, um den
internen Kompetenzanforderungen ge-
recht zu werden. Electrolux kann sich
diesbezüglich seiner informellen, unbü-
rokratischen Management-Systeme mit
minimalem Führungsstab in der Konzern-
zentrale rühmen. Da Electrolux schon seit
jeher von mehreren Stützpunkten aus
agiert, haben sich innerhalb des Unter-
nehmens nur sehr langsam formell fest-
gelegte, zentralisierte Verwaltungsver-
fahren herangebildet. Durch die enorme
Größe des Konzerns und seine interne
Vielgestaltigkeit ist es jedoch inzwischen
erforderlich geworden, interne Stellen-
vermittlungsverfahren zu entwickeln, die
die interne Zuordnung von Kompetenzen
innerhalb der Gesamtorganisation erleich-
tern, ohne dabei jedoch den entscheiden-
den Faktor Flexibilität zu beeinträchtigen.

Um solchen Bedürfnissen entgegenzu-
kommen, wurde daher die Konzern-
strategie des „offenen Arbeitsmarktes“
ausgearbeitet. Deren vorrangige Zielset-
zung ist es, frei werdende Stellen inner-
halb der gesamten weltumspannenden
Organisation mittels Ausschreibungen
besser bekanntzumachen. Der nächste
Schritt wird darin bestehen, stärker profi-
lierte und vielseitigere Karrierewege ein-
zurichten, indem den Aufstiegsaspiranten
zahlreiche Gelegenheiten zur Sammlung
von Management-Erfahrungen geboten
werden, zu denen sie sich von sich aus
entscheiden können. (In dieser Beziehung
liegt Electrolux nach eigener Auffassung
deutlich hinter anderen internationalen
Großunternehmen zurück.) Langfristig
wird jedoch beabsichtigt, durch eine vor-
geschriebene Stellenrotation nach etwa
drei Jahren und eine maximale Verweil-
dauer von sechs bis sieben Jahren auf je-
dem Posten ein rasch wachsendes und
breit gefächertes Kompetenzkapital inner-
halb des Electrolux-Konzerns aufzubau-
en.

Allerdings wird diese Methode zur Ver-
besserung der internen Zuordnung von
Kompetenz und der konzerninternen
Kompetenzentwicklung durch vielfältige
Managementerfahrungen oft durch unter-
schiedliche Sozial- und Arbeitgeber-
leistungen, Steuern und örtlichen Kultu-
ren in verschiedenen Ländern behindert.
Electrolux sieht sich dabei ernsthaft mit

„Durch die enorme Größe
des Konzerns und seine in-
terne Vielgestaltigkeit ist es
jedoch inzwischen erfor-
derlich geworden, interne
Stellenvermittlungsverfah-
ren zu entwickeln, die die
interne Zuordnung von
Kompetenzen innerhalb der
Gesamtorganisation er-
leichtern, ohne dabei je-
doch den entscheidenden
Faktor Flexibilität zu beein-
trächtigen.“
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zwei internen Problemen konfrontiert:
der unzureichenden grenzüberschreiten-
den Mobilität innerhalb des Konzerns
und einer allzu homogenen Unterneh-
menskultur. Beide Probleme können
durch Umgestaltung der Systeme zur be-
ruflichen Entfaltung und geänderte Trai-
nee-Auswahlverfahren angegangen wer-
den.

Personalbeschaffung auf
europäischer Ebene

In den Aufstiegspositionen werden kon-
tinuierlich Gelegenheiten zur innerbe-
trieblichen Weiterbildung geboten. Aller-
dings haben diese Maßnahmen in unter-
schiedlich hohem Maße die Entwicklung
von Kompetenzen zum Gegenstand, die
Electrolux-spezifisch sind. Auf dem exter-
nen Arbeitsmarkt sind diese Kompeten-
zen nicht vollständig verwertbar, doch
ermöglichen sie eine hohe Produktivität
im Rahmen der Arbeitsstrukturen von
Electrolux. Im allgemeinen bleibt es dem
einzelnen selbst überlassen, von solchen
Weiterbildungsangeboten Gebrauch zu
machen.

Insofern hat sich paradoxerweise die Ver-
antwortung für die Förderung und Initi-
ierung von Humankapitalinvestitionen
auf sämtlichen Ebenen vom Unterneh-
men auf den einzelnen verlagert. Jedoch
wird die unternehmensinterne Weiterbil-
dung von Aufstiegsaspiranten vom Kon-
zern finanziert, zum einen weil diese eine
exklusive Gruppe von verheißungsvol-
len Mitarbeitern darstellen, die sich
Electrolux gerne erhalten möchte, aber
auch weil die Anwerbung und Schulung
von neuem Führungspersonal hohe Ko-
sten verursacht und weil die Angestell-
ten normalerweise dazu neigen, andere
Bildungswege einzuschlagen, wenn sie
für ihre Ausbildungskosten selbst auf-
kommen müssen. Aus diesem Grunde
werden die Vergütung und die innerbe-
trieblichen Ausbildungsmaßnahmen für
diese Beschäftigten so gestaltet, daß sie
dem Betrieb langfristig treu bleiben. Der
einfache Arbeiter dagegen, der im Nor-
malfall über austauschbare Kompetenzen
verfügt und dem Unternehmen durch
einen Arbeitsplatzwechsel nur relativ
geringe Transaktionskosten verursacht,
muß für die Initiative zur beruflichen

Weiterbildung sowie für deren Finanzie-
rung selbst Sorge tragen.

Der Electrolux-Konzern empfindet seine
eigene interne Unternehmenskultur hin-
sichtlich Geschlecht, Nationalität und Al-
ter als zu homogen. Die Strategie des „of-
fenen Arbeitsmarktes“ soll diesem Zustand
durch verstärkte Stellenrotation innerhalb
des Konzerns abhelfen. Die Kunden von
Electrolux sind vorwiegend Frauen. An-
gesichts eines solchen Kundenstamms ist
ein hauptsächlich aus Männern bestehen-
der Führungsstab als wenig effizient zu
betrachten.

Die Top-Manager der Zukunft müssen über
Landesgrenzen, Arbeitsbereiche und Kul-
turen hinweg agieren können. Berufslauf-
bahnen, die früher auf spezifische Funk-
tionen ausgerichtet waren, werden in zu-
nehmendem Maße bewußt funktionsüber-
greifend angelegt. Dies wird durch die
Abflachung der Organisationshierarchie
unterstützt. Während sich die vertikalen
Aufstiegsmöglichkeiten verringern, tun sich
neue horizontale Karrieremöglichkeiten
auf. Durch diese werden die Machtstruk-
turen verändert und deutlich interessante-
re Arbeitsaufgaben dargeboten.

Die oberste Leitung eines Konzerns muß
den Markt widerspiegeln. Ein global agie-
render Konzern braucht einen internatio-
nalen Führungsstab. Dies zu erreichen, ist
jedoch kein leichtes Unterfangen. Die
Mobilität ist in den großen europäischen
Ländern (Frankreich, Deutschland, Itali-
en und Spanien) deutlich geringer ausge-
prägt als etwa in den kleinen Benelux-
Staaten und den gering bevölkerten skan-
dinavischen Ländern.

Wenngleich Electrolux weltweit operiert,
wird Europa auch in Zukunft das vorherr-
schende Absatzgebiet und der ange-
stammte Markt des Konzerns sein. Euro-
pa muß jedoch nicht notwendigerweise
auch seine hauptsächliche Kompetenz-
quelle bilden. Dies wird davon abhängen,
was Europa zu liefern vermag. Vielmehr
richtet Electrolux seine Personalbeschaf-
fungs- und Personalmanagementverfahren
darauf aus, die weltweit besten Kompe-
tenzquellen für sich zu erschließen. Ge-
genwärtig beschränkt sich diese globale
Aufspürung von Kompetenz allerdings auf
die oberen Führungsebenen und verschie-
dene Kategorien von Fachkräften. Die Be-
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schaffung von Angestellten anderer Ka-
tegorien und von Arbeitern erfolgt dage-

gen vornehmlich über den örtlichen Ar-
beitsmarkt.
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und Arbeitsmärkte in
Europa

Allgemeine Fragestellung

Überall in Europa ist eine Anhebung des
(Aus)bildungsniveaus festzustellen. Sie äu-
ßert sich im wesentlichen durch längere
Ausbildungszeiten bei den Jugendlichen
und setzt sich bei den Erwerbstätigen auf
demographische Art und Weise fort, in-
dem jede Generation „besser ausgebildet“
(länger ausgebildet) ist als die vorherge-
hende. Dieses Phänomen läßt sich über
einen gewissen Zeitraum anhand des, im
Schnitt oder strukturell, gestiegenen Ab-
schlußniveaus der Erwerbstätigen messen.

Je nach Land hängt die Umsetzung dieser
Anhebung des Bildungsstandes von den
jeweiligen historischen Entwicklungen des
Bildungssystems und ganz allgemein von
der Geschichte der Gesellschaft ab. Die
wesentlichen Differenzen liegen einerseits
in der unterschiedlichen Gewichtung von
Allgemein- und Berufsbildung und ande-
rerseits in den organisatorischen Fragen
der Berufsbildung. Dessen ungeachtet läßt
sich jedoch in allen Ländern feststellen,
daß berufliche Befähigungsnachweise bis-
lang überwiegend zu Beginn des Arbeits-
lebens und nur vergleichsweise selten im
Rahmen von Fortbildungsmaßnahmen
erworben wurden.

Der Trend zu verlängerten Ausbildungs-
zeiten ist in allen Ländern gleichermaßen
stark und konstant. Aber es gibt auch
gewisse länderspezifische Hemmnisse
bzw. Schübe, insbesondere in der jünge-
ren Vergangenheit (seit 1986 in Frank-
reich, seit 1990 in Großbritannien, seit
1975 in Spanien...). Die Auswirkungen
dieser mehr oder weniger vehementen
Schübe werden erst in einigen Jahren
wirklich nachweisbar sein.

Schließlich verfügen die Arbeitsmärkte
und Volkswirtschaften, die dieses zusätz-

liche „Bildungskapital“ aufnehmen, über
ganz offensichtliche Eigenheiten.

Alle Länder sind darin übereingekommen,
beträchtliche Anstrengungen zur Verbes-
serung der Bildungspolitik zu unterneh-
men. Ziel war - mehr oder weniger aus-
drücklich - die Förderung der wirtschaftli-
chen Entwicklung und die Anpassung der
Arbeitswelt an einen raschen technologi-
schen Fortschritt, um so national wie in-
ternational günstigere Wettbewerbsbedin-
gungen zu schaffen und die Massenar-
beitslosigkeit, insbesondere die Jugend-
arbeitslosigkeit, wirksam zu bekämpfen.

Aus dem geringen Erfolg, zumindest hin-
sichtlich der Arbeitslosigkeit, und den tief-
greifenden Veränderungen der Arbeitswelt
als Folge dieser Politik ergibt sich die
Notwendigkeit einer Betrachtung der
langfristigen Auswirkungen dieser politi-
schen Maßnahmen, der Gesetzmäßigkei-
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Diese Untersuchung befaßt
sich, ausgehend vom Be-
griff „Kompetenz“, mit der
Frage der zunehmenden
Verbreitung von Ausbil-
dungsabsolventen, wobei
die Kompetenz gleicherma-
ßen das Niveau des Aus-
bildungsabschlusses und
die Berufserfahrung des
einzelnen berücksichtigt,
und nicht nur das formale
Abschlußzeugnis. Dadurch
läßt sich der Wettbewerb
auf dem Arbeitsmarkt einer-
seits viel allgemeiner als
Generationenwettbewerb
betrachten und anderer-
seits als Ergebnis eines brei-
ter gestreuten Angebots und
nicht, wie so oft, als Pro-
blem einer verstärkten
Nachfrage nach Qualifika-
tionen.
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ten des Arbeitsmarktes, der Einstellungs-
mechanismen sowie darüber hinaus all-
gemeinerer Fragen wie beispielsweise der
Effizienz unserer Volkswirtschaften und
der Grundlagen der sozialen Mobilität.

Die Untersuchung, über die dieser Arti-
kel berichtet, befaßt sich mit dieser allge-
meinen Problematik. Es handelt sich um
eine vergleichende Untersuchung in sechs
Ländern (Frankreich, Deutschland, Italien,
Spanien, Niederlande, Großbritannien),
von der an dieser Stelle nur die ersten
Ergebnisse vorgestellt werden. Sie befaßt
sich mit der zunehmenden Verbreitung
der Ausbildungsabsolventen in der Wirt-
schaft sowie mit der Frage des Wettbe-
werbs auf dem Arbeitsmarkt, der sich an
dem Begriff Kompetenz festmachen läßt.
Dieser berücksichtigt neben den Aus-
bildungsabschlüssen auch anderweitig
erworbene Berufserfahrung der Bewerber
und nicht nur formale Abschlußzeugnis-
se. Dadurch läßt sich der Wettbewerb auf
dem Arbeitsmarkt einerseits viel allgemei-
ner als Generationenwettbewerb betrach-
ten und andererseits als Ergebnis eines
breiter gestreuten Angebots und nicht, wie
so oft, als Problem einer verstärkten Nach-
frage nach qualifizierten Arbeitskräften.

Die Einschränkungen auf
Grund nationaler
Problemfelder

Diese Untersuchung wurde zuerst in
Frankreich durchgeführt, wo sie sich von
Anfang an auf die Frage des Genera-
tionenwechsels am Arbeitsmarkt sowie auf
die Stellung der Jugend in diesem Zusam-
menhang konzentriert hat. Wie will man
den offensichtlichen Widerspruch erklä-
ren, daß die neuen Jahrgänge, besser und
länger ausgebildet als ihre Vorgänger, von
der Arbeitswelt schlechter integriert wer-
den und von der Arbeitslosigkeit härter
betroffen sind? So gesehen stellt sich der
Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt sehr
schnell als genereller Wettbewerb zwi-
schen unterschiedlich ausgebildeten Ge-
nerationen dar. Ohne weiter auf den tra-
ditionellen Ansatz des Arbeitsmarktes als
Reaktion auf qualifizierte Nachfrage ein-
zugehen, hat sich das Team auf das Pro-
blem als Ergebnis eines gestiegenen qua-
lifizierten Angebots konzentriert. Dieses
strukturelle Herangehen an Kompetenz

basiert, im Gegensatz zu den herkömmli-
chen Ansätzen, wo nach Kohorten unter-
schieden wurde, ausdrücklich auf dem
Verhältnis (Ergänzung, Gleichbedeutung
oder Austauschbarkeit) zwischen Ab-
schluß und Berufserfahrung. Beim Eintritt
in das Erwerbsleben hat ein Mensch rund
40 Jahre Karriere vor sich, in denen sich
seine Kompetenz weiterentwickeln wird,
auch wenn sein formaler Ausbildungs-
stand höchstwahrscheinlich unverändert
bleiben wird.

Die Ausweitung auf andere Länder hat zur
Bereicherung des Ausgangsproblems ge-
führt.

Der wirtschaftliche Rahmen des Unter-
suchungszeitraums hat das spanische
Team mehr Skepsis gegenüber der Hy-
pothese walten lassen, die aufgrund der
ersten Ergebnisse die Regulierung des
Ausbildungssystems durch die Nachfrage
verneint. Die wichtigen Entwicklungen in
Spanien, wirtschaftlicher, aber auch poli-
tischer und sozialer Natur, unterstreichen
vor allem den neuen und besonderen Stel-
lenwert dieses Landes innerhalb der eu-
ropäischen Gemeinschaft. Der Prozeß der
Angebotssteigerung wäre in diesem Sin-
ne von der Notwendigkeit der Wirtschaft
bestimmt, einen gewissen Rückstand hin-
sichtlich der Qualifikationen „aufzuholen“,
und insofern stärker als in anderen Län-
dern von der Entwicklung der Arbeitswelt
abhängig.

Für unseren britischen Partner ist es, ab-
gesehen von der Frage der Massenarbeits-
losigkeit in Europa, die den Hintergrund
unserer Überlegungen bildet, ebenfalls
notwendig, die Zusammenhänge zwi-
schen diesem gestiegenen Ausbildungs-
niveau und den stark zunehmenden Un-
gleichheiten bei der Gehaltsentwicklung
seit den 70er Jahren zu untersuchen, eine
Problematik, die offensichtlich spezifisch
britisch ist. Inwieweit kann die derzeitige
Angebotsentwicklung diese beiden Pro-
bleme erklären?

In den Niederlanden muß die Problem-
stellung der Studie vor dem Hintergrund
einer Debatte zum Thema Über-Ausbil-
dung als Alternative zwischen Mikro- und
Makroebene im Verhältnis Ausbildung zu
Arbeit neu formuliert werden. Der Aus-
bildungsanstieg und sein - relativer - wirt-
schaftlicher Erfolg auf einer Mikroebene

Diese Forschungszusam-
menarbeit hat sich „(…)
auf das Problem als Ergeb-
nis eines gestiegenen quali-
fizierten Angebots konzen-
triert. Dieses strukturelle
Herangehen an Kompetenz
basiert, im Gegensatz zu
den herkömmlichen Ansät-
zen, wo nach Kohorten un-
terschieden wurde, aus-
drücklich auf dem Verhält-
nis (Ergänzung, Gleich-
bedeutung oder Austausch-
barkeit) zwischen Ab-
schluß und Berufserfah-
rung.“
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werden durch kritische Überlegungen zur
Effizienz dieses Verhältnisses auf der
Makroebene in Frage gestellt. Somit stellt
sich sehr wohl die Frage nach dem Ziel
der öffentlichen Ausbildungspolitik und
auch nach der sich daraus ergebenden
finanziellen Belastung der Allgemeinheit.
Die Niederlande sind, wie es unser nie-
derländischer Partner betont, ein „kleines“
Land und folglich nicht in der Lage, in
Fragen der Ausbildungspolitik Signale zu
setzen, die sich wesentlich von denen der
„großen“ europäischen Länder unterschei-
den; der internationale Vergleich von For-
schungsarbeiten zu diesem Thema findet
hier eine weitere Rechtfertigung.

Das Verhältnis zwischen Zusammenset-
zung des Arbeitsmarktes nach Ausbil-
dungsniveau und Zusammensetzung der
beruflichen Strukturen nach Qualifika-
tionsniveau ist für die Italiener einer der
Aspekte der Anpassung des Arbeitsmark-
tes an die Gegebenheiten einer post-in-
dustriellen Gesellschaft. Der Anstieg des
Ausbildungsniveaus gehört somit auch zu
den Widersprüchen einer Gesellschaft, die
geprägt ist von der Entmaterialisierung der
Produktion, von der Vorherrschaft der
Information, von Produktivitätssteigerun-
gen und Wachstum ohne dazugehörige
Arbeitsplätze und die sich nur langsam
(oder widerwillig?) in Richtung Freizeit-
gesellschaft entwickelt.

Der deutsche Beitrag beruht auf den glei-
chen Grundsatzüberlegungen, die auch
den anderen Arbeiten zugrunde liegen:
Die Studie knüpft an Untersuchungen aus
den 70er Jahren über die Durchdringung
des Arbeitsmarktes durch eine gut ausge-
bildete Jugend an. Sie greift die damali-
gen Auseinandersetzungen um den „Be-
darf an Arbeitskräften“ einerseits und den
gesellschaftlichen Anspruch auf Bildung
andererseits wieder auf, nachdem diese
seit den 80er Jahren auf Grund neuer wis-
senschaftlicher und politischer Prioritäten
unterbrochen worden waren.

Theoretische Einordnung
der Studie

Lassen Sie uns rasch den theoretischen
Rahmen betrachten, der eine Analyse der
Wechselwirkungen zwischen Ausbil-
dungssystem und Produktionssystem er-

möglicht, insbesondere die Aspekte, wel-
che eine dynamische Untersuchung der
Veränderungen ermöglichen, die einer-
seits mit den Berufen (Wesen, Inhalte,
Qualifikationsansprüche) und andererseits
mit der Verbreitung der von den Aus-
bildungssystemen ausgegebenen Ab-
schlüssen zusammenhängen.

In dieser vergleichenden Studie werden
zwei Arten von Grundsatzfragen gestellt:
Die erste handelt von der Verteilung der
immer zahlreicher werdenden Ausbil-
dungsabsolventen auf dem Arbeitsmarkt,
und die zweite befaßt sich mit den Wech-
selwirkungen zwischen der nachweisba-
ren Ausbildung (in der Regel durch einen
Ausbildungsabschluß belegt) und ande-
ren, oft informellen Qualifizierungs-
merkmalen, insbesondere der Berufser-
fahrung.

Die Logik der Verteilung der Aus-
bildungsabsolventen

Mehrere Theorien bieten gedankliche
Ansätze, mit denen sich die Verteilung der
Absolventen auf dem Arbeitsmarkt erklä-
ren läßt.

Die Theorien des Bildungskapitals neigen
dazu, eine positive Korrelation zwischen
dem Ausbildungsniveau und der Produk-
tivität festzustellen und die Ausbildungs-
nachfrage in Abhängigkeit von ihrem wirt-
schaftlichen Nutzen zu betrachten, sei es
auf einer individuellen Basis (Becker,
1964) oder auf einer Makroebene (Deni-
son, 1962), auf der die öffentlichen
Bildungsausgaben als Investition zur För-
derung der wirtschaftlichen Entwicklung
angesehen werden müssen.

Im Rahmen dieser Theorie wären der
Anstieg der Ausbildungsnachfrage und
ihre direkte Konsequenz, der Anstieg der
Ausbildungsabschlüsse, eine Antwort auf
zunehmende Qualifizierungsanforde-
rungen durch die Produktionssysteme.
Obwohl die Theorie des Bildungskapitals
durchaus andere Möglichkeiten der Qua-
lifizierung, wie zum Beispiel die Berufs-
erfahrung, in Erwägung zieht, schreibt sie
der Schule eine zentrale Bedeutung bei
der Erhöhung von Qualifikationen und
Produktivität der Arbeitnehmer zu. Der
generelle Trend auf dem Stellenmarkt, ein
immer höheres Kompetenzniveau zu ver-
langen, sowie die wachsende Zahl der

„Die Theorien des Bildungs-
kapitals neigen dazu, eine
positive Korrelation zwi-
schen dem Ausbildungs-
niveau und der Produktivi-
tät festzustellen und die
Ausbildungsnachfrage in
Abhängigkeit von ihrem
wirtschaftlichen Nutzen zu
betrachten, sei es auf einer
individuellen Basis (Becker,
1964) oder auf einer
Makroebene (Denison,
1962), auf der die öffentli-
chen Bildungsausgaben als
Investition zur Förderung
der wirtschaftlichen Ent-
wicklung angesehen wer-
den müssen. (…) In diesem
theoretischen Gerüst (…)
wird das Ausbildungs-
system von den Bedürfnis-
sen des Arbeitsmarktes ge-
regelt.“
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Berufszweige, die dieses benötigen, ma-
chen eine Zunahme der Ausbildungsab-
solventen erforderlich.

In diesem theoretischen Gerüst (das eine
klare und perfekte Informationslage vor-
aussetzt) wird das Ausbildungssystem von
den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes ge-
regelt. Ein Überangebot an Qualifikation
verringert den Investitionsnutzen und
vermindert somit die Ausbildungsnach-
frage.

Trotz zahlreicher, in der Literatur ausführ-
lich dargelegter Kritiken hat die Theorie
des Bildungskapitals den theoretischen
Rahmen geliefert, auf den sich die öffent-
liche Bildungspolitik der letzten Jahrzehn-
te berufen hat. Diese Theorie war die
Rechtfertigung für den Eingriff und die
Unterstützung des Staates bei der Umset-
zung der Einführung der Schulpflicht als
Beitrag zur Erhöhung der Produktivität
und somit der Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Länder.

Die „credentialistischen“ Theorien hinge-
gen stellen die Existenz eines Marktes für
„credential acts“, Zeugnisse und Ab-
schlüsse eines formalen Ausbildungs-
systems, fest, deren Wert mehr von An-
gebot und Nachfrage als von den wäh-
rend der Ausbildung erworbenen „Kennt-
nissen und Fertigkeiten“ abhängt (Collins
R, 1979). Die Auswahlverfahren beruhen
nach der Meinung der „Credentialisten“
auf dem Stellenwert eines Abschlusses,
wobei die Informationen über die Qua-
lität des Angebots auf dem Arbeitsmarkt
unzureichend sind (Arrow, 1973, Spence
1974).

M. Blaug (1985) unterscheidet zwischen
zwei Versionen der Auswahlhypothesen
„credentialistischer“ Theorien. In der ra-
dikaleren Version dienen die Abschluß-
zeugnisse lediglich dazu, die persönlichen
Merkmale des einzelnen festzustellen,
ohne diese jedoch verbessern oder ver-
ändern zu können. In der milderen Versi-
on ist die Auswahl aufgrund von Zeug-
nissen Ausdruck der Unsicherheit des
Arbeitgebers hinsichtlich der zukünftigen
Leistungsfähigkeit eines Bewerbers. Die
Auswahlverfahren nach Abschlußzeugnis
und anderen Kriterien wie Geschlecht
oder Rasse beruhen auf den Erfahrungen
der Arbeitgeber, die feststellen konnten,
daß sich so die Ungewißheit bezüglich

der Arbeitsleistung minimieren läßt. So
gesehen sind sich „Credentialismus“ und
Bildungskapital recht ähnlich, wenn man
davon ausgeht, daß ein Studium dazu
beiträgt, die produktiven Fähigkeiten des
einzelnen zu verbessern.

Wie bei der Theorie des Bildungskapitals
und trotz der Aufgabe der Hypothese ei-
ner klaren und perfekten Informations-
lage wird das Ausbildungssystem eben-
falls durch die Nachfrage nach Qualifika-
tion geregelt. Ein Überangebot an Signa-
len wird diese auf Dauer wirkungslos
werden lassen und langfristig die Aus-
bildungsnachfrage senken.

Rawlis und Ulman (1974) zeigen jedoch,
daß die Strategie der „statistischen Dis-
kriminierung“ im Zusammenhang mit
Ungereimtheiten auf dem „Zeugnismarkt“
zu einer Über-Ausbildung führen kann,
insbesondere durch den „exogenen“ An-
stieg der Ausbildungsnachweise in der
Bevölkerung. Die Fülle der Abschlüsse
führt zu erhöhten Bewerberzahlen und
somit auch zu erhöhten Einstellungs-
kosten. Um letztere konstant zu halten,
werden die Unternehmen gezwungen,
ihre Anforderungen an die Ausbildung
zu verschärfen, wodurch Abschlüsse in-
flationären Tendenzen unterworfen wer-
den.

Andere theoretische Arbeiten haben
Aspekte untersucht, mit denen möglicher-
weise ein besseres Verständnis für die
Gesetzmäßigkeiten bei der Verbreitung
von Abschlüssen auf dem Arbeitsmarkt
erzielt werden kann. Dabei handelt es sich
insbesondere um Arbeiten, die unter dem
Begriff „Nicht-Übereinstimmung“ zwi-
schen Bildung und Arbeit zusammenge-
faßt werden können. Diese Forschungs-
arbeiten decken neue systemimmanente
Faktoren in Ausbildung und Produktion
auf, mit denen die Verbreitung der Aus-
bildungsabschlüsse gesteuert werden
könnte, ohne jedoch die von den Theo-
rien des Bildungskapitals und des „Cre-
dentialismus“ eingeführten Elemente aus-
zuschließen. Sie konzentrieren ihren An-
satz auf die Konflikte, die sich aus der
jeweiligen Eigendynamik des Ausbil-
dungssystems einerseits und des Produk-
tionssystems andererseits ergeben (Carnoy
und Levin, 1985). Die folgenden Aspekte
dieser Theorie sind im Rahmen unserer
Arbeit die wichtigsten:

„Die ‘credentialistischen’
Theorien hingegen stellen
die Existenz eines Marktes
für ‘credential acts’, Zeug-
nisse und Abschlüsse eines
formalen Ausbildungs-
systems, fest, deren Wert
mehr von Angebot und
Nachfrage als von den wäh-
rend der Ausbildung erwor-
benen ‘Kenntnissen und Fer-
tigkeiten’ abhängt (…). Die
Abschlußzeugnisse dienen
lediglich dazu die persön-
lichen Merkmale festzustel-
len, ohne diese jedoch ver-
bessern oder verändern zu
können“

„Wie bei der Theorie des
Bildungskapitals und trotz
der Aufgabe der Hypothese
einer klaren und perfekten
Informationslage wird das
Ausbildungssystem eben-
falls durch die Nachfrage
nach Qualifikation gere-
gelt.“
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❏ das dialektisch konfliktreiche Verhält-
nis zwischen Bildung und Arbeit, gekenn-
zeichnet durch die Unzulänglichkeit des
wechselseitigen Einflusses;

❏ die Multifunktionalität des Ausbil-
dungssystems sowie die Reibungspunkte
zwischen den verschiedenen Funktionen.
Carnoy und Levin zeigen, daß die Ge-
schichte des Ausbildungssystems in den
USA abwechselnd von Perioden gekenn-
zeichnet ist, die entweder durch An-
passungszwänge an das kapitalistische
Wirtschaftssystem oder durch Bestrebun-
gen nach Chancengleichheit geprägt wa-
ren;

❏ die Schaffung von Wartezeiten bei fer-
tig ausgebildeten Personen als Konflikt-
stoff zwischen Schulsystemen, die viel und
breit gefächert produzieren, und der Fä-
higkeit der Gesellschaften, insbesondere
der Arbeitsmärkte, die geweckten Erwar-
tungen zu erfüllen.

Diese Untersuchungen ermöglichen es,
die Zusammenhänge zwischen Ausbil-
dungsangebot und Ausbildungsnachfrage
von einem politischeren Standpunkt aus
zu betrachten. Tatsache ist, daß Ausbil-
dung nicht auf ein rein wirtschaftliches
Problem reduziert werden kann. Sie ist
auch teilweise ein politisches Problem,
insofern, als sie ein öffentliches Gut ist.
Die staatliche Bildungspolitik wird durch
verschiedene Interessengruppen unter
Druck gesetzt, die jeweils eigene Ziele
verfolgen und denen nachzugeben oft-
mals auch im Interesse des Staates ist. Die
Bildungspolitik erscheint so gesehen wie
ein Konsens zwischen Unternehmern,
Lehrern und ihren Gewerkschaften, Schü-
lern und ihren Eltern sowie den zustän-
digen Bildungspolitikern.

Ein Teil der Fachliteratur stellt also die
klassischen - und vorherrschenden - Theo-
rien ernsthaft in Frage, die zu Regulie-
rungsmechanismen führen, bei denen
Bildungskapital und/oder „credentials“
von den Anforderungen des Marktes ab-
hängen.

In diese Perspektive reiht sich auch un-
sere Studie ein. Wir haben als Arbeitshy-
pothese ganz eindeutig eine - zumindest
partielle - Exogenität der Ausbildungs-
nachfrage angenommen. Diese Hypothe-
se widerspricht den vorherrschenden

Theorien (Bildungskapital und Filter),
welche eine Regelung durch den Qualifi-
zierungsmarkt vertreten. Sie unterschei-
det sich auch von Planungsarbeiten, die
sich am „manpower approach“ orientie-
ren. Bei solchen Ansätzen wird die Aus-
bildungsnachfrage auf Grund von Unter-
suchungen über die Entwicklung des
Stellenmarktes „fest“ geplant.

Die Substitution - Abschluß durch Er-
fahrung

Die beiden wesentlichen Ausbildungs-
möglichkeiten des Bildungskapitals sind
die Allgemeinbildung und die Berufsaus-
bildung innerhalb des Ausbildungssystems
sowie die auf dem Arbeitsmarkt erwor-
benen Kenntnisse, die sich ihrerseits in
„training on the job“ und Fortbildungs-
maßnahmen unterteilen lassen.

Die Theorie des Bildungskapitals zeigt,
daß Personen mit unterschiedlichen for-
malen Ausbildungsniveaus und Kenntnis-
sen für gewisse Stellungen gleichermaßen
qualifiziert sein können. Diese beiden
Ausbildungswege sind also beim Erwerb
von Qualifikationen teilweise austausch-
bar. Der Substitutionsgrad kann jedoch
mehr oder weniger hoch sein, denn der
Arbeitgeber kann ein gewisses Minimum
an Berufserfahrung und/oder formaler
Ausbildung für eine bestimmte Stellung
als unabdingbar erachten. Für die „creden-
tialistischen“ Theorien hingegen sind die-
se beiden Wege oft sich ergänzende Kom-
ponenten, insofern, als der Abschluß le-
diglich als Auswahlfilter dient, der aber
keine Garantie für die Qualifikation dar-
stellt. Dem Arbeitgeber fällt somit die
Aufgabe zu, die Ausbildung der Mitarbei-
ter am Arbeitsplatz zu Ende zu führen.

Die Theorie des Wettbewerbs auf dem
Stellenmarkt (Thurow, 1974) ist eine Va-
riante der Filtertheorie, in der sich der
Arbeitgeber für die Bereitschaft zur Wei-
terbildung interessiert und die Art des
Abschlusses ein positives Signal darstellt.
Jedoch wird der Arbeitgeber dazu neigen,
sich für adäquate Berufserfahrung zu ent-
scheiden, insbesondere, wenn sie inner-
halb des Unternehmens erworben wur-
de. Aus diesem Grund wird ein Teil der
offenen Stellen zunächst auf dem inter-
nen Stellenmarkt angeboten. Nachdem ein
Jugendlicher das Ausbildungssystem
durchlaufen hat, hat er ohne allgemeine

„Wir haben als Arbeitshy-
pothese ganz eindeutig eine
- zumindest partielle - Exo-
genität der Ausbildungs-
nachfrage angenommen.
(…) Sie unterscheidet sich
auch von Planungsarbeiten,
die sich am ‘manpower
approach’ orientieren.“
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Berufserfahrung, von spezifischer ganz zu
schweigen, keinen Zugang zu internen
Stellenmärkten und schlechte Aussichten
auf dem offenen Arbeitsmarkt. Da er in
der Warteschlange ganz hinten steht, hat
er kaum die Möglichkeit, seine Qualifi-
kation durch Berufserfahrung und/oder
Fortbildung zu verbessern. Fortbildungs-
maßnahmen erweisen sich nur selten als
zweite Chance, wenn der Jugendliche
keine erste Chance erhalten hat (die Aus-
bildung durch das Bildungssystem)
(Planas, 1996).

Im Unterschied zu den vorherigen Ansät-
zen zeigen die Theorien des Dualismus
und der Segmentierung, daß es verschie-
dene Arbeitsmärkte mit mehr oder weni-
ger starren und institutionalisierten Mobili-
tätsgrenzen gibt. Die Wahl des Arbeitge-
bers (zwischen jungen Absolventen, aber
auch zwischen Bewerbern unterschiedli-
chen Alters) unterliegt dann sozialen, ver-
waltungstechnischen oder wirtschaftlichen
Regeln, die sich aus der allgemeinen Un-
ternehmenspolitik ableiten.

Laut diesen Theorien finden sich Jobs auf
zweierlei Märkten: dem Primärmarkt und
dem Sekundärmarkt, die ihrerseits beide
in verschiedene Bestandteile zerfallen. Die
Strukturen des Arbeitsmarktes gehorchen
nicht sozialen, sondern technologischen
Anforderungen, die sich aus der techno-
logischen Komplexität des Produktions-
prozesses ergeben. Berufserfahrung und
Lehren werden von den Arbeitgebern
bevorzugt und werden in der Regel auch
besser bezahlt, insbesondere auf dem
Primärmarkt. Das Ausbildungsniveau
dient als Auswahlinstrument, die Gehäl-
ter hingegen werden vom Stellenprofil
und nicht vom Bewerberprofil bestimmt.
Somit wird nicht beschäftigtes Bildungs-
kapital abgewertet. Die Substitution -
Abschluß durch Erfahrung wird also teil-
weise durch die Segmentierung des Ar-
beitsmarktes gesteuert, die wiederum vom
technologischen Fortschritt und von in-
stitutionellen Regeln bestimmt ist.

Diese theoretischen Aspekte belegen, daß
die Berufserfahrung genauso wie die Er-
stausbildung ein unumgänglicher Be-
standteil der persönlichen Qualifikation
ist, sowohl auf dem internen als auch auf
dem offenen Stellenmarkt. Die Einbezie-
hung dieser Dimension bei der Untersu-
chung sowie die Berücksichtigung der

Wechselwirkungen zwischen beiden Be-
standteilen stellt die zweite wesentliche
Hypothese unserer Arbeit dar. Dies ent-
spricht mit anderen Worten der Behaup-
tung, daß auf dem Arbeitsmarkt Qualifi-
kationen gehandelt werden und daß die-
se Qualifikationen eine Koproduktion von
Ausbildungssystem und Wirtschaft sind.
Das Besondere am Anfänger ist, daß er
über keinerlei Berufserfahrung verfügt.

Die statistischen
Ergebnisse und ihre
wirtschaftliche
Interpretation

Der CEDEFOP hat sich also bereit erklärt,
ein Projekt mitzufinanzieren, das Teams
aus sechs Ländern der Gemeinschaft um-
faßt und folgende drei Ziele verfolgt:

❏ die Zusammenstellung eines Netzwerks
aus Teams zu ermöglichen, die sich auf
wirtschaftliche und soziologische Aspek-
te des Verhältnisses Ausbildung - Arbeit
spezialisiert haben;

❏ die Erarbeitung einer gemeinsamen
Problemstellung, um vergleichende Un-
tersuchungen über die Entwicklung des
Austausches und der Wechselwirkungen
zwischen Ausbildungssystem und Produk-
tion einzuleiten;

❏ die Umsetzung eines vergleichenden
statistischen Rahmens zu diesen Fragen.

Die Phase der Erarbeitung einer Problem-
stellung auf der Grundlage von vergleich-
baren Zahlen ist nahezu abgeschlossen.
Jedem der sechs Länder ist es gelungen,
die notwendigen Daten zusammenzutra-
gen und sie mit der vom französischen
Lirhe-Team eingeführten Methodik aufzu-
bereiten.

Kurz gesagt, besteht diese Methodik1 dar-
in, zu mehreren Zeitpunkten das Profil
der Beschäftigten in verschiedenen Beru-
fen zu vergleichen, wobei dieses Profil
aus zwei Kriterien besteht: dem Abschluß
und dem Alter. Es handelt sich also um
einen begrenzten Ansatz im Hinblick auf
verwendete Kategorien und Vergleichs-
techniken. Dennoch ist dies ein geeigne-
ter Weg, die Fragen der Verbreitung der

1) Eine ausführliche Darlegung finden
Sie im Anhang des Berichts vom De-
zember 1996 sowie im Heft Nr. 1 des
LIRHE: Béduwé C. et Espinasse JM. -
Diplômes, compétences et marché du
travail, Toulouse 1995.

Die Berufserfahrung ist, ge-
nau wie die Erstausbildung,
„(…) ein unumgänglicher
Bestandteil der persönli-
chen Qualifikation (…), so-
wohl auf dem internen als
auch auf dem offenen Stel-
lenmarkt. Die Einbeziehung
dieser Dimension bei der
Untersuchung sowie die Be-
rücksichtigung der Wech-
selwirkungen zwischen bei-
den Bestandteilen stellt die
zweite wesentliche Hypo-
these unserer Arbeit dar.“
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Absolventen sowie des Wettbewerbs bei
der Stellensuche in Angriff zu nehmen.

Die in der Folge vorgestellten und kom-
mentierten Ergebnisse stellen einen ersten
Teilschritt innerhalb der Arbeit des Netz-
werks dar, der in einem Bericht vom De-
zember 1996 schriftlich festgehalten wur-
de2. Sie sollten mit Vorsicht interpretiert
werden. Dieses Forschungsprogramm
wird fortgesetzt, wobei das Netzwerk für
Kritiken und Anregungen dankbar ist.

Vier wesentliche Erkenntnisse waren das
Ergebnis der statistischen Auswertungen.
Die beiden ersten betreffen die statische
Betrachtung der Kreuzauswertungen zwi-
schen „Berufen“ und Abschlüssen bezie-
hungsweise Alter der Beschäftigten. Sie
offenbaren eine große Spannbreite in der
Altersstruktur und dem Ausbildungsstand
innerhalb der Berufe, also schätzungswei-
se auch der Kompetenzstrukturen inner-
halb der verschiedenen Berufe.

Die beiden letzten betreffen die jeweili-
ge Entwicklung dieser Kompetenzstruk-
turen über einen Zeitraum von 10 Jahren
für jedes Land. Sie entstammen einer
Modellierung, aus der für alle sechs Län-
der überraschend klar hervorgeht, wie
wichtig die Auswirkungen eines Aus-
bildungsangebots bei der Umstrukturie-
rung des Qualifzierungsprofils für die ein-
zelnen Berufe sind. Dieser Angebotseffekt
wirkt wie ein Hintergrundgeräusch, das,
einmal bekannt und gemessen, die Iso-
lierung von Nebeneffekten ermöglicht, die
sich angesichts der spezifischen Verhal-
tensweisen der Berufe bei der Sicherstel-
lung ihrer Erneuerung wie Auswirkungen
des Marktes interpretieren lassen.

Der Entwurf einer allen sechs Ländern
gemeinsamen Datenbank „Berufe, Al-
ter und Abschluß“

Die statistische Arbeit hat in ihrer Vorbe-
reitungszeit, die für die Qualität und Zu-
verlässigkeit der vorgetragenen Ergebnisse
von entscheidender Bedeutung war, zum
Entwurf einer allen sechs Ländern gemein-
samen Datenbank „Berufe, Alter und Ab-
schluß“ geführt (siehe Tabelle 1).

Es ist klar, daß sich die Stellenprofile im
Laufe der Untersuchungen, die sich je
nach Land von 1973 bis 1994 erstreckten,
stark verändert haben. Eine Berufsbe-

zeichnung deckt nicht mehr die gleichen
Anforderungen ab, Berufsbilder haben
nicht mehr die gleichen Konturen. Selbst
über einen kurzen Zeitraum muß bedacht
werden, daß die für eine bestimmte Ar-
beit erforderliche Kompetenz nicht unver-
änderlich bleiben muß. Aus diesen ver-
schiedenen Gründen umfaßt die unter-
suchte Kategorie Beruf eine instabile An-
sammlung von Jobs und Tätigkeiten. Es
darf allerdings nicht übersehen werden,
daß sich die Studie eine Makro-Perspek-
tive zum Ziel gesetzt hat. Wir stellen in-
direkt die Hypothese auf, daß solche Ent-
wicklungen auf einer kategorisierten Ebe-
ne der verwendeten Bezeichnungen der
Beständigkeit einer solchen Klassifizie-
rung keinen Abbruch tun, da diese zwar
grob ist, aber eine Einteilung der Berufs-
zweige ermöglicht, die unterschiedlich-
sten Anforderungsarten und Qualifika-
tionsniveaus entspricht.

Obwohl die Erfassung des Alters keine
Schwierigkeiten bereitet, kann durchaus
bezweifelt werden, daß diese Variable
eine brauchbare Schätzung der Berufser-
fahrung ermöglicht. Ohne auf Einzelhei-
ten einzugehen, liegt es auf der Hand, daß
das Verhältnis zwischen Aneignung der
Berufserfahrung und der hierfür benötig-
ten Zeit je nach Beruf, Alter und Betriebs-
zugehörigkeit sehr unterschiedlich, sogar

Tabelle 1:

Berufe, Alter und Abschluß

Der Beruf ist eine Zusammenfassung von Stellen mit ähnlichen Profilen hinsicht-
lich der geleisteten Arbeit. Diese Profile hängen zumeist von der Komplexität der
Aufgaben und vom angewendeten Spezialgebiet (im akademischen Sinne und/
oder als Aufgabengebiet innerhalb des Unternehmens) ab und selten vom Arbeits-
bereich und der hierarchischen Stellung des Beschäftigten. Dies trifft auf die sechs
untersuchten Länder zu, auch wenn bei Umstrukturierungen immer noch enorme
Unterschiede bestehen.

Der Abschluß wird in der Regel durch die Dauer eines Ausbildungsgangs charak-
terisiert und durch den Erwerb eines Diploms oder ähnlichen Zeugnisses sanktio-
niert. Der Abschluß ist ein persönliches Merkmal. Die Bezeichnungen sind je nach
Ausbildungsgang natürlich in jedem Land unterschiedlich. Das Basiskriterium Aus-
bildungsdauer kann mit der Art der Ausbildung (allgemein, technisch, beruflich)
oder mit der Ausbildungseinrichtung (öffentliche Hochschule, Unternehmen…)
verknüpft werden.

Das Alter wird zur Schätzung der Lebensarbeitszeit herangezogen, die wiederum
zur Schätzung der Berufserfahrung verwendet wird, wobei letztere alle Arten von
Berufsbildung umfaßt, formell oder informell, im Unternehmen oder anderweitig
erworben, die nicht zu einem Abschluß führen.

2) Der  Gesamtbericht sowie die sechs
nationalen Einzelberichte sind über
das CEDEFOP erhältlich.
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widersprüchlich ausfallen kann. Umge-
kehrt kann auch nicht bestritten werden,
daß mangelnde Berufserfahrung ein Ar-
gument ist, mit dem von Arbeitgebern oft
die Nichteinstellung von Berufsanfängern
begründet wird. Im übrigen ist es durch-
aus vernünftig anzunehmen, daß Berufs-
erfahrung, mehr oder weniger, am Arbeits-
platz erworben wird. Sicher lassen sich
komplexere Indikatoren für Berufserfah-
rung konstruieren, allerdings nicht auf der
Grundlage der von uns erhobenen Da-
ten. Insgesamt gesehen wollen wir fest-
halten, daß die Schätzung der Berufser-
fahrung anhand des Alters nur eine Über-
gangslösung darstellt.

Die Informationen wurden in den jeweili-
gen nationalen Berufsbezeichnungen und
Abschlüssen kodiert. Diese Bezeichnungen
sind nicht zwangsläufig miteinander ver-
gleichbar, da sie im Aufbau und im Detail
unterschiedlich sind. Dies stellt jedoch für
unsere Aufgabe kein Problem dar, inso-
fern, als wir nicht die Berufe miteinander
vergleichen, sondern die Entwicklung ih-
rer inneren Strukturen. Eine derartige, dy-
namische Herangehensweise relativiert die
Problematik der Vergleichbarkeit der Be-

zeichnungen und beeinträchtigt nicht die
Übereinstimmung der Ergebnisse in den
verschiedenen Ländern.

Durch die gesamte Studie hindurch wird
der Begriff Beruf als sehr allgemeine
Beschäftigungskategorie betrachtet. Sie
beruht auf der Einteilung der Tätigkeiten
mit Hilfe von Berufsbezeichnungen. Aus
Gründen der statistischen Zuverlässigkeit,
die mit der Größe der nationalen Stich-
proben zusammenhängt, wurden je nach
Land unterschiedlich viele Tätigkeiten
unter einer Bezeichnung zusammenge-
faßt. Der makro-ökonomische Rahmen
dieser Arbeit läßt dem Beruf bisweilen
eine aktive Rolle zukommen, aber es ist
offensichtlich, daß dies nur eine sprach-
liche Vereinfachung darstellt und daß
letztendlich die Unternehmen für die Ein-
stellung zuständig sind. Wir untersuchen
aus gesichertem Abstand, „ex post“, die
Auswirkungen dieser Einstellungen auf
die Zusammensetzung der Berufe nach
Alter und Abschluß.

Die statische Betrachtung der Kreuz-
auswertungen zwischen „Berufen“
und Abschlüssen beziehungsweise Al-
ter der Beschäftigten.

Zu einem gegebenen Zeitpunkt stellt die
Alters- bzw. Abschlußstruktur für jeden
Beruf ein Ausgangsprofil dar, das als Be-
leg für ein bestimmtes Verhältnis zwischen
Ausbildung und Arbeit dient.

Es gibt eine besondere Affinität zwischen
gewissen Abschlüssen und manchen Be-
rufen, selbst außerhalb der gesetzlich re-
glementierten Berufe; in jedem Beruf gibt
es somit einen oder mehrere Abschlüsse,
die besonders stark vertreten sind.

Diese berufsinternen Abschlußstrukturen
korrelieren wiederum sehr stark mit dem
Alter der Beschäftigten. Das Ausbildungs-
system entwickelt sich immer weiter und
produziert in jeder Generation immer
mehr und verschieden ausgebildete Ab-
solventen. In jedem einzelnen spiegelt
sich, im statistischen Mittel, das Aus-
bildungsniveau seiner Generation wieder.
Somit verfügt jede Generation über eine
ihr eigene Abschlußstruktur.

Jeder Beruf kann also auf der Basis der
Alters- bzw. Abschlußstruktur seiner Be-
schäftigten beschrieben werden. Zum Bei-

Abb. 1

Qualifizierungsprofil der Kategorie „Sekretärinnen“*
Das Beispiel Spanien

C_1, C_2...: Alterskategorie
*) Diese Kategorie ist von einem Land zu anderen nicht homogen. Sie dient lediglich der Veranschau-
lichung.
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„Der Wandel der Arbeit-
nehmerstruktur pro Beruf
reicht nicht aus, um das
Ausbildungsüberangebot
aufzufangen.“



BERUFSBILDUNG NR. 12 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

CEDEFOP

31

spiel: das „Profil“ der Kategorie „Sekretä-
rin, Büroangestellte, Verwaltungsange-
stellte“ in Spanien wird in Abbildung 1
dargestellt.

Die Anordnung dieser beiden Kriterien,
Abschluß und Alter, gibt Aufschluß über
die Qualifizierungsstrukturen des jewei-
ligen Berufes. Sie vermittelt ein Sofortbild
von zwei grundlegenden Bestandteilen
der Qualifikation. Diese Bestandteile er-
gänzen sich meistens für den einzelnen.
In der Gruppe sind sie austauschbar oder
auch nicht: Das hängt von der Heteroge-
nität der Stellen innerhalb des untersuch-
ten Berufes sowie von den Unternehmens-
praktiken ab. Die Hypothese einer voll-
ständigen und allgemeinen Substitutions-
möglichkeit ist mit Sicherheit übertrieben.
Sie würde zu einem dauerhaften Wettbe-
werb der Generationen führen, der so
nicht überall existiert. Darüber hinaus ist
diese Substitution weder perfekt noch
kostenlos. Die Lohnkosten sowie ganz
allgemein die Einstellungskosten (Bewer-
bungen, Einarbeitung...) können sehr
unterschiedlich ausfallen. Die Unterneh-
men stehen den Einstellungsverfahren
also nicht gleichgültig gegenüber.

Das Profil der einzelnen Berufe stellt eine,
wenn auch unvollständige, Geschichte der
Einstellungen dar. Die Entwicklung die-
ses Profils über die vergangenen 10 Jahre
hinweg gibt Aufschluß über die Verände-
rungen in den Einstellungsverfahren.

Die Entwicklung der Kompetenz-
strukturen

Der Wandel der Arbeitnehmerstruktur pro
Beruf reicht nicht aus, um das Aus-
bildungsüberangebot aufzufangen.

Der Anteil der Berufstätigen in den ver-
schiedenen Berufen verändert sich: In
manchen Berufen steigt die Zahl der Be-
schäftigten, in anderen sinkt sie. In den
qualifiziertesten Berufen steigt die Zahl
und in den weniger qualifizierten sinkt
sie, allein diese Tatsache könnte schon
als Erklärung für die Eingliederung wach-
sender Absolventenzahlen dienen. Dabei
hat es den Anschein, als reiche dieser
Strukturwandel in keinem der Länder aus.
Die Zahl der Berufe mit steigenden Ab-
solventenzahlen nimmt zwar zu, aber dar-
über hinaus benötigen alle oder fast alle
Berufe mehr Beschäftigte mit Abschluß.

Das Beispiel in Tabelle 2 verdeutlicht die-
ses Phänomen: Die Spalte 3 ist eine
Hochrechnung der Struktur der Ausbil-
dungsabschlüsse unter der Annahme, daß
sich die Ausbildungsstruktur in den ein-
zelnen Berufen von 1982 bis 1990 nicht
verändert hat. Wie Sie sehen, ist die Zahl
der Beschäftigten mit höheren Abschlüs-
sen in Wirklichkeit höher (Spalte 2), als
es von der rein quantitativen Entwick-
lung der Berufe zu erwarten gewesen
wäre.

Die Berufe haben also ihr internes Ab-
schlußprofil verändert, indem sie das von
jedem Jahrgang aufs neue produzierte
Überangebot an Absolventen aufgenom-
men haben.

Das Problem ist nun, festzustellen, wie
die Ausbreitung dieser Absolventen-
schwemme innerhalb der Arbeitswelt vor
sich geht. Wurde dieser Zustrom von ei-
nigen wenigen hochtechnologischen, so-
mit auch hinsichtlich der Qualifikation
anspruchsvolleren Berufen aufgesogen,
oder hat er sich auf die gesamte Arbeits-
welt verteilt?

Die zweite Möglichkeit kann auf einfa-
che Weise überprüft werden: Es genügt
hochzurechnen, wie sich die internen
Abschlußstrukturen entwickelt hätten,
wenn sie ab der Ausgangssituation ledig-
lich den Auswirkungen des Jahr für Jahr

Tabelle 2:

Struktur der Abschlüsse am Beispiel Spanien

Anfang Ende Berechnung
ohne Struk-
turwandel

Ausbildungsabschluß (1) (2) (3)*
1982 1990

Ohne Abschluß oder Grundschule 13,6 11,2 12,2
Hauptschule 70,3 60,1 68,1
Abitur, Hochschulreife 6,3 9,1 7,0
Berufsausbildung 2,1 8,2 2,4
Hochschule 7,7 11,4 10,4

Gesamt 100 % 100 % 100 %

* Die Spalte (3) ergibt sich aus der Hochrechnung der veränderten Personalstrukturen von 1982 bis
1990 auf der Grundlage der Struktur der Abschlüsse von 1982, mit anderen Worten, unter der Annah-
me starrer Abschlußquoten pro Beruf.

„Der stetige Anstieg des
Ausbildungsniveaus hat
sich auf alle Berufe er-
streckt, proportional zu
den anfänglichen Kompe-
tenzstrukturen.“
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produzierten Überangebots ausgesetzt
gewesen wären.

Auf der Grundlage dieser vom französi-
schen Team entwickelten Methodik und
der normierten Daten aus allen sechs Län-
dern (d.h. der an zwei Zeitpunkten er-
faßten Daten Beruf-Alter-Abschluß),
möchten wir drei Schätzungsverfahren
vorschlagen:

❏ Das erste berücksichtigt allein die Ver-
änderungen des Angebots an Ausbildung;

❏ das zweite berücksichtigt im Gegensatz
dazu lediglich die Veränderungen der
personellen Strukturen der Berufe;

❏ das letzte ist eine gleichzeitige Schät-
zung beider Effekte.

Die Entwicklung dieser Kompetenz-
strukturen in den einzelnen Ländern

Die wesentlichen Ergebnisse dieser ver-
schiedenen Modellierungen (Tabelle 3)
lassen für die sechs Länder auf erstaun-
lich einheitliche Art und Weise die vor-
rangige Bedeutung der reinen Auswirkun-
gen eines Ausbildungsangebots erkennen.
Der stetige Anstieg des Ausbildungsni-
veaus hat sich auf alle Berufe erstreckt,
proportional zu den anfänglichen Kompe-
tenzstrukturen.

Eine genaue Ergebnisanalyse der drei
vorgeschlagenen Schätzungen macht die
Merkmale der Kompetenzstrukturen in
den Berufen nach der ständigen Einglie-
derung von qualifizierten Absolventen in
die Arbeitswelt deutlich:

❏ starke Abhängigkeit von der Vergan-
genheit;

❏ weitgehende Vorhersehbarkeit auf-
grund des steigenden Ausbildungsniveaus
der Nachfolgegenerationen;

❏ weitgehende Unabhängigkeit von den
Veränderungen in den personellen Struk-
turen der Berufe.

Starke Abhängigkeit von der Vergan-
genheit (Tabelle 3, Zeile 5).

Die Kompetenzstrukturen der Berufe ha-
ben sich im Untersuchungszeitraum kaum
verändert, wenn man sie auf die Summe

der Ab- und Zugänge bezieht: Je nach
Land reicht allein die Ausgangsstruktur
aus, um zwischen 63 und 85 % der
Endstruktur vorherzusagen (mit Ausnah-
me der Niederlande, wo der Unter-
suchungszeitraum länger war). Das be-
deutet, daß die Unternehmen in ihren
Einstellungs- oder Beförderungsmaß-
nahmen weitgehend die Vergangenheit
abgebildet haben, wobei in den verschie-
denen Berufen insbesondere das beste-
hende Verhältnis zwischen Neueinstellung
von Jüngeren (besser ausgebildet) und
Beförderung von weniger Jungen (und
weniger Ausgebildeten) berücksichtigt
wurde.

Die Erneuerung der Stellen ergibt sich aus
dem Eintritt von Jungen ins Arbeitsleben,
die unmittelbar aus dem Ausbildungs-
system kommen und/oder aus der beruf-
lichen Mobilität von Beschäftigten mit
gleichwertigen Qualifikationen. Die beob-
achteten Strukturen sind momentane
Gleichgewichtszustände, die das Ergeb-
nis einer Vielzahl von Zu- und Abgängen
sind. Angesichts dieser Bewegungen zeigt
die (relative) Stabilität der Kompetenz-
strukturen über rund 10 Jahre, daß der
Arbeitsmarkt weiterhin funktioniert hat
und daß es keine generelle Blockade des
sozialen und/oder beruflichen Aufstiegs
gegeben hat. So lassen sich immer noch,
gegen Ende der Untersuchung, vergleichs-
weise junge leitende Angestellte mit sehr
wenig Abschlüssen finden, die wahr-
scheinlich in der Zwischenzeit befördert
wurden.

Diese steigende Mobilität koexistiert mit
Arbeitslosigkeitsphänomenen und/oder
der Abwertung der Jugend.

Weitgehende Vorhersehbarkeit auf-
grund des steigenden Ausbildungs-
niveaus der Nachfolgegenerationen
(Modell der Veränderung des Angebots,
Tabelle 3, Zeile 6).

Die Korrelation zwischen den Kompetenz-
strukturen zu Beginn und am Ende der
Untersuchung unter ausschließlicher Be-
rücksichtigung der Angebotsentwicklung
liegt je nach Land zwischen 80 und 91,9 %
(mit Ausnahme der Niederlande).

Dieses Ergebnis untermauert die beson-
ders starken Auswirkungen des Angebots
auf die Entwicklung der Kompetenz-
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strukturen der Berufe, unabhängig von
deren differenzierten Kompetenzanfor-
derungen.

Alle Berufe haben gleichermaßen von der
Anhebung des Ausbildungsniveaus profi-
tiert, und nicht nur, wie man zunächst
erwarten konnte, einige wenige Berufe
aus Hochtechnologie-Branchen. Mit an-
deren Worten, dieses gestiegene Aus-
bildungsniveau, das durch immer qualifi-
ziertere Jahrgänge auf dem Arbeitsmarkt
verursacht wird, verteilt sich gleichmäßig
auf alle Berufe, proportional zu den ur-
sprünglichen Kompetenzstrukturen.

Die allgemeingültige Natur dieses Ergeb-
nisses macht es in gewisser Hinsicht vor-
hersehbar. Die Kenntnis der langfristigen
Ziele der Ausbildungssysteme ermöglicht
eine weitgehende „Vorhersage“ der zu-
künftigen Kompetenzstrukturen innerhalb
der Berufe.

Diese Ergebnisse, insbesondere ihre Über-
einstimmung in sechs europäischen Län-
dern mit unterschiedlichen Ausbildungs-
systemen und Arbeitsmärkten, lassen eine
Selbständigkeit der gesellschaftlichen
Ausbildungsansprüche im Vergleich zu
wirtschaftlichen Interessen vermuten.

Unsere erste Hypothese wird also bestä-
tigt. Ein grundlegendes Ziel dieser Arbeit
ist eine Formalisierung und Quantifizie-
rung der Bedeutung des Angebotseffekts.

Weitgehende Unabhängigkeit von den
Veränderungen in den personellen
Strukturen der Berufe

Die zusätzliche Berücksichtigung der Ver-
änderungen in den personellen Struktu-
ren der Berufe, neben den Auswirkungen
des Angebots, ermöglicht keine signifikant
bessere Schätzung der Kompetenzstruk-
turen, wie aus dem Vergleich des An-
gebotsmodells (Zeile 6) mit dem kombi-
nierten Modell aus beiden Effekten (Zei-
le 8) zu erkennen ist.

Man hätte erwarten können, daß der
Strukturwandel mit dem Wachstum oder
Niedergang von Berufen zusammenhängt,
wobei diese quantitativen Veränderungen
Indizien sowohl für sehr unterschiedliche
Ströme von Zu- und Abgängen als auch
für wahrscheinliche inhaltliche Verände-
rungen sind. Die Entwicklung der Kompe-
tenzstrukturen scheint im Gegenteil nicht,
oder nur sehr wenig, von den Verände-
rungen der personellen Strukturen der
Berufe abzuhängen.

Tabelle 3

Determinierungskoeffizienten (R2) zwischen verschiedenen Schätzungen über die
Tabellen Berufe-Alter-Abschlüsse

Modell Frank- Italien Deutsch- Nieder- Spanien Groß-
reich land lande britannien

Untersuchungszeitraum 82-90 81-91 79-91 73-92 82-90 84-94

Ergebnisse - Personalbestand
(1) Gemessene Veränderung 74.2 48.1 72.9 21.5 85.9 60.8
(2) Veränderung des Kompetenzangebots 83.3 56.6 91.4 71.5 91.7 86.2
(3) Veränderung der Kompetenznachfrage 80.0 70.4 79.9 33.7 87.9 71.1
(4) Gleichzeitige Veränderung

Angebot & Nachfrage 93.7 91.3 93.2 82.5 93.8 93.7

Ergebnisse - Strukturen
(5) Gemessene Veränderung 79.4 63.3 69.6 14.2 84.7 71.9
(6) Veränderung des Kompetenzangebots 91.2 80.0 87.2 66.3 89.2 91.9
(7) Veränderung der Kompetenznachfrage 79.4 63.3 69.6 14.2 84.7 71.9
(8) Gleichzeitige Veränderung

Angebot & Nachfrage 91.8 83.2 87.1 68.8 88.5 92.5
(9) Korrelation zwischen Angebotsmodell

und Simultanmodell 99.6 95.3 99.9 98.1 99.5 99.7

„Alle Berufe haben gleicher-
maßen von der Anhebung
des Ausbildungsniveaus
profitiert, und nicht nur,
wie man zunächst erwarten
konnte, einige wenige Beru-
fe aus Hochtechnologie-
Branchen.“
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Wenn man davon ausgeht, daß die Ver-
änderungen der personellen Strukturen
der Berufe ein Zeichen für Kompetenz-
nachfrage sind, belegt dieses Ergebnis,
daß sich die Kompetenzstrukturen weit-
gehend unabhängig von dieser Nachfra-
ge entwickeln. Oder auch, daß die Aus-
wirkungen der Nachfrage im Vergleich zu
denen des Angebots vernachlässigbar er-
scheinen.

Versucht man, ganz allgemein, die Kom-
petenzstrukturen der Berufe vorherzusa-
gen, reicht es aus, die langfristige Entwick-
lung des Ausbildungssystems zu kennen,
um daraus recht genaue Prognosen ab-
zuleiten, im übrigen unabhängig davon,
wie sich die Nachfrage der Berufe verän-
dert.

Diese offensichtliche Unabhängigkeit der
Kompetenzstrukturen von der personel-
len Entwicklung der einzelnen Berufe läßt
vermuten, daß sich die betroffenen Volks-
wirtschaften über keinen ernsthaften Man-
gel an Kompetenzen beklagen mußten,
zumindest nicht im Rahmen unserer Un-
tersuchung, die sich auf Berufe und un-
sere enge Definition von Kompetenz (Ab-
schluß und Alter) beschränkt. Sollte es
einen Mangel (oder Überfluß) gegeben
haben, dann entweder global, unabhän-
gig von Berufen, oder im Gegenteil punk-
tuell bei ganz speziellen Kompetenzen,
die sich nicht über eine Untersuchung der
Berufe und des Ausbildungsniveaus fest-
stellen lassen.

Der Angebotseffekt

Dieser Angebotseffekt wirkt wie ein star-
kes Hintergrundgeräusch (Trend) beim
Versuch, die Veränderung der Kompeten-
zen zu erklären. Den Effekt zu beherr-
schen ermöglicht eine Untersuchung der
bevorzugten Anpassung der einzelnen
Berufe an die verschiedenen Kategorien
von Arbeitskräften.

Die Modellierung ermöglicht Vorhersagen
der zukünftigen Kompetenzstrukturen der
Berufe, im wesentlichen auf der Grund-
lage der Angebotsentwicklung, in einer
Größenordnung von 68,8% für die Nie-
derlande bis 92,5% für Großbritannien
(Tabelle 3, Zeile 8). Es bleibt also ein nicht
über das Modell erklärter Teil, der für je-
den Beruf einzeln interpretiert werden
muß.

Die Rückschlüsse aus der Analyse dieser
Nebeneffekte können unmittelbar verwer-
tet werden: Für alle sechs Länder ist es
möglich, eine Liste der Berufe aufzustel-
len, die angesichts der Entwicklung der
Ausbildungssysteme vom durchschnittli-
chen vorhersagbaren Verhalten „abwei-
chen“. Es ergibt sich eine dreigeteilte Ty-
pologie: die Berufe mit einem höheren
Verbrauch an Abschlüssen als vorherge-
sagt, die mit einem geringeren Verbrauch
und schließlich jene, deren Entwicklung
korrekt vorhergesagt wurde.

Diese Klassifizierung der Berufe wurde in
den Niederlanden und in Deutschland
durchgeführt, jedoch ohne daraus „wirt-
schaftliche“ Rückschlüsse auf die Zu-
ordnungsverfahren zwischen den einzel-
nen Gruppen ziehen zu können.

Der britische Beitrag hat sich auf die be-
sondere Frage der akademischen Ab-
schlüsse konzentriert. So zeigt das Bei-
spiel der Sekretärinnen in Großbritanni-
en, die, wie im übrigen auch in den Nie-
derlanden, höhere Abschlüsse mitbringen
als zu erwarten war, daß zwei zunächst
scheinbar widersprüchliche Erklärungs-
modelle denkbar sind: technologische
Entwicklung dieser Berufe oder Abwer-
tung der Ausbildungsabsolventen.

Wenn es das Datenmaterial erlaubt, ist es
möglich, diese Abweichungen eingehen-
der zu analysieren, indem bei der Aus-
wertung der Ergebnisse wieder die Auf-
schlüsselung nach Kompetenznachweis,
Abschluß und Berufserfahrung vorgenom-
men wird. Bislang war das für Frankreich
und Spanien möglich.

Dadurch wird erkennbar, daß sich die
Berufe nicht nur hinsichtlich des Ab-
schlußniveaus anders als erwartet verhal-
ten haben, sondern auch, was die Ergän-
zungen/Substitutionen von Abschluß und
Berufserfahrung angeht, das heißt, Ent-
scheidungen der Arbeitgeber in bestimm-
ten Berufen für jüngere Bewerber mit
höheren Abschlüssen oder für erfahrene-
re (also ältere). Die Berufe können so je
nach Einstellungspraxis in formelle und
informelle Ausbildung eingeteilt werden.

Im Beispiel Frankreich führt diese Typo-
logie zur Feststellung, daß es überwiegend
die qualifizierten Berufe (im Sinne einer
Fachausbildung, leitende Angestellte, mitt-
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lere Angestellte, Facharbeiter/Fachan-
gestellte) sind, die sich vorzugsweise für
Berufserfahrung und/oder eine Kombina-
tion aus Berufserfahrung und Abschluß
entschieden haben. Umgekehrt haben
weniger qualifizierte Berufe anscheinend
häufiger auf Abschlüsse zurückgegriffen
als zu erwarten war. Die Aufwertung des
Abschlusses scheint, um es vorsichtig aus-
zudrücken, kaum von der Entwicklung
der Qualifikation, das heißt, vom techno-
logischen Fortschritt abzuhängen.

Die spanischen Ergebnisse sind den fran-
zösischen Ergebnissen sehr ähnlich. Fest-
zustellen ist, daß die Mehrheit der Berufe
stärker auf Abschlüsse, mit oder ohne
Berufserfahrung, gesetzt hat, als ihre Aus-
gangssituation erwarten lassen konnte.
Der allgemeine Trend geht in Richtung
Substitution zugunsten von jüngeren Per-
sonen mit besseren Abschlüssen, was letz-
tere nicht davor bewahrt, besonders von
Arbeitslosigkeit betroffen zu sein.

Konsequenzen, Grenzen
und Schlußfolgerung

Die ersten Ergebnisse dieser Studie müs-
sen kritisch betrachtet und interpretiert
werden. Ihre Grenzen sollten angesichts
der möglicherweise voreiligen politischen
Konsequenzen deutlich unterstrichen
werden. Es ist wichtig herauszustellen,
welche Rückschlüsse aus diesen Ergeb-
nissen sinnvoll erscheinen, und welche
zu diesem Zeitpunkt absolut unzulässig
sind.

Die Existenz eines Angebotseffekts bei
der Entwicklung der Abschluß-/Alters-
strukturen der Berufe.

Das entscheidende Ergebnis ist, ganz all-
gemein betrachtet und für alle Länder, die
Existenz eines Angebotseffekts bei der
Entwicklung der Abschluß-/Altersstruk-
turen der Berufe. Die erhöhte Verfügbar-
keit von ausgebildeten Kräften auf dem
Markt reicht bereits völlig aus, um diese
Strukturveränderungen weitgehend zu
erklären. Der aus der Personalentwicklung
abgeleitete Nachfrageeffekt korreliert hin-
gegen nur schwach.

Daß wir uns nicht mißverstehen: Die
Nachfrage der Berufe existiert sehr wohl,

aber sie äußert sich für alle Berufe auf
ähnliche Art und Weise: Allein die Aus-
gangsstruktur der Kompetenz sowie die
Verfügbarkeit des Angebots erklären be-
reits den größten Teil dieser Entwicklung.
Ein erstes theoretisches Modell über das
Verhalten der Unternehmen wurde bereits
vorgeschlagen (Espinasse, J. M. und Vin-
cens, J. - 1996). Zusammengefaßt stellt es
die Behauptung auf, daß sich die Unter-
nehmen in dem Verhältnis mit verschie-
denen Arten von Kompetenz versorgen,
wie diese auf dem Arbeitsmarkt vertreten
sind.

Der wichtige Angebotseffekt kann seiner-
seits auf zweierlei Weise interpretiert wer-
den: die eine ist „credentialistisch“ beein-
flußt und führt zu dem Schluß, daß die
Arbeitgeber angesichts immer besser aus-
gebildeter Arbeitskräfte lediglich in allen
Berufen das Anforderungsprofil erhöhen.
Die zunehmende Beschäftigung von Ab-
solventen liegt an deren gestiegener An-
zahl und nicht an den arbeitsplatzspezi-
fischen Anforderungen. Diese erste Inter-
pretation wirft einige Fragen auf: Eine sinn-
volle Annahme ist, daß sich in den Unter-
suchungszeiträumen viele Arbeitsplätze
weiterentwickelt haben. Und, warum führt
die Verfügbarkeit von Absolventen nicht
zu einer schnelleren Konzentration von
Absolventen in anspruchsvollen Berufen?
Es konnte nämlich festgestellt werden, daß
es die weniger qualifizierten Berufe sind,
die sich an Abschlüssen „übersättigen“.
Schließlich und endlich, die „creden-
tialistische“ Hypothese besagt nicht, daß
die Substitution ‘ohne Abschluß’ durch ‘mit
Abschluß’ kostenlos sei. Das Fehlen einer
Untersuchung der Lohn- und Gehaltsent-
wicklung stellt natürlich eine wesentliche
Schwäche unserer Ergebnisse dar; und
gleichzeitig eine Zielrichtung zukünftiger
Forschung (Robinson 1997).

Die zweite Interpretation, stärker vertre-
ten und eher nachfrageorientiert, geht
davon aus, daß der allgemeine Anstieg
der Qualifikationsnachfrage durch die
Berufe die Folge bedeutender Verände-
rungen der Inhalte und Anforderungen am
Arbeitsplatz ist, aus Gründen des techno-
logischen Fortschrittes und der Notwen-
digkeit verbesserter Wettbewerbsfähigkeit.
Diese zweite Interpretation ist mit unse-
ren Ergebnissen nur kompatibel, wenn
sich alle Berufe ähnlich verhalten, das
heißt, wenn es kaum berufsspezifische

„(…) die Berufe haben sich
nicht nur hinsichtlich des
Abschlußniveaus, sondern
auch, was die Ergänzun-
gen/Substitutionen von Ab-
schluß und Berufserfah-
rung angeht, anders als er-
wartet verhalten (…). Die
Berufe können so je nach
Einstellungspraxis in for-
melle und informelle Ausbil-
dung eingeteilt werden.“

„Das entscheidende Ergeb-
nis ist, ganz allgemein be-
trachtet und für alle Län-
der, die Existenz eines An-
gebotseffekts bei der Ent-
wicklung der Abschluß-/
Altersstrukturen der Beru-
fe. (…) Der aus der Perso-
nalentwicklung abgeleitete
Nachfrageeffekt korreliert
hingegen nur schwach.“
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Erscheinungen gibt. Das würde bedeuten,
daß alle Berufe vergleichbare Veränderun-
gen erlebt haben, oder daß die Arbeitge-
ber den Anstieg des Ausbildungsniveaus
unabhängig von berufsspezifischen Anfor-
derungen für allgemein notwendig erach-
ten.

Eine berufsspezifische Nachfrage zeigt
sich nur begrenzt: Es gibt, in allen Län-
dern, zahlreiche Berufe, bei denen der
Kompetenzanstieg höher - gelegentlich
geringer - ist als der vom Angebotseffekt
prognostizierte Mittelwert. Diese Ergebnis-
abweichungen wurden als Auswirkungen
des Marktes interpretiert, die angesichts
der relativen Verknappung des Angebots
den seitens der Berufe durchgeführten
Anpassungen entsprechen (Béduwé Espi-
nasse 96). Das bedeutet, daß der techno-
logische Wandel innerhalb gewisser Be-
rufe tatsächlich stark genug war, um ei-
nen Anstieg der Einstellungsanforde-
rungen zu bewirken.

Diese unterschiedlichen Interpretationen
lassen das Verhältnis zwischen Ausbildung
und Arbeit unter einem etwas heterodo-
xen Licht erscheinen. Eine weit verbrei-
tete Analyse in der sozialen Debatte sieht
in verstärkten Ausbildungsbemühungen
ein Heilmittel gegen die Arbeitslosigkeit
und gegen unsere wirtschaftlichen Pro-
bleme schlechthin. Diese Analyse beruht
häufig auf der Existenz eines Kompetenz-
mangels, den verstärkte Ausbildungs-
bemühungen beheben sollen.

Dabei zeigen unsere Ergebnisse, daß, über
die vergangenen 20 Jahre und in sechs
europäischen Ländern, die Verbreitung
der Ausbildungsabsolventen in der Wirt-
schaft komplexen Gesetzmäßigkeiten un-
terliegt. Die Gesamtdynamik des Systems
scheint eher von einer allgemeinen Ver-
breitung der Absolventen gezogen zu
werden, als durch berufsspezifische Über-
fluß- oder Mangelerscheinungen, auch
wenn solche Phänomene eine Rolle spie-
len (Nebeneffekte).

Jedoch muß deutlich unterstrichen wer-
den, daß der allgemeine Charakter des
Angebotseffekts sowie der dazu passen-
den Nachfragetheorien (die Bedürfnisse
der Unternehmen existieren doch!) uns
keine Auskunft über den wünschenswer-
ten Ausbildungsstand der Berufstätigen
oder die öffentlichen bzw. privaten, zur

Finanzierung desselben notwendigen
Ausgaben geben. Unsere Ergebnisse sind
absolut mit einer generellen Über-Ausbil-
dung vereinbar, deren Markenzeichen
Abwertungen wären; aber sie sind auch
durchaus mit einer generellen Unter-Aus-
bildung vereinbar. Die mangelhafte inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit unserer
Länder spricht eher für diese Hypothese.
Schließlich und endlich sind diese Ergeb-
nisse mit einer ausgewogenen Berücksich-
tigung der Nachfrage nur bei einer sehr
engen Auslegung derselben vereinbar, das
heißt, bei einer Nachfrage, die sich durch
einen generellen Bedarf an Abschlüssen
auszeichnet, gültig für alle Berufe und
vergleichbar mit den Bedürfnissen zwi-
schen den Kriegen, als die Unternehmen
für die meisten Arbeitsplätze Beschäftig-
te suchten, die lesen, schreiben und rech-
nen konnten.

Ein wesentlicher Anteil unserer Ergebnis-
se liegt in dem Begriff „generell“ und er-
laubt es uns nicht, ein Urteil über die
Zweckmäßigkeit von diesem oder jenem
Ausstoß von Absolventen abzugeben.
Dazu müßten Löhne und Gehälter sowie
die Zusammenhänge zwischen Ausbil-
dung und Produktivität mit in die Unter-
suchung einbezogen werden, was wir in
diesem ersten Schritt nicht getan haben.

Die Grenzen der Untersuchung

Es empfiehlt sich, noch einmal auf die
Grenzen der Untersuchung und somit der
erzielten Ergebnisse einzugehen. Eine er-
ste Reihe von Grenzen betrifft die gewähl-
ten Untersuchungskategorien. Wir haben
die Fragwürdigkeit der Verkettung von
Alter und Erfahrung unterstrichen. Die
Niveaus der Abschlüsse setzen sich aus
einer sehr straffen Nomenklatur zusam-
men (5, 6 oder 7 Kategorien), die zwangs-
läufig die unterschiedlichsten Ausbil-
dungsgänge miteinander vermischt, ins-
besondere in Ausbildungssystemen, die
sich schnell weiterentwickelt haben oder
dies noch tun. Schließlich und endlich ist
der Beruf auch keine gänzlich problem-
lose Kategorie: Je nach innerer Homoge-
nität und Stabilität der Zusammensetzung
können unsere Ergebnisse verschieden
gedeutet werden.

Die zweite Reihe von Grenzen wurde
ebenfalls unterstrichen: Sie betrifft die
Berücksichtigung der Kosten, der Löhne

„(…) in sechs europäischen
Ländern unterliegt die Ver-
breitung der Ausbildungs-
absolventen in der Wirt-
schaft komplexen Gesetz-
mäßigkeiten. (…) Die Ge-
samtdynamik des Systems
scheint eher von einer all-
gemeinen Verbreitung der
Absolventen gezogen zu
werden, als durch berufs-
spezifische Überfluß- oder
M a n g e l e r s c h e i n u n g e n ,
auch wenn solche Phäno-
mene eine Rolle spielen (Ne-
beneffekte).

„Ein wesentlicher Anteil un-
serer Ergebnisse liegt in
dem Begriff ‘generell’ und
erlaubt es uns nicht, ein
Urteil über die Zweckmä-
ßigkeit von diesem oder je-
nem Ausstoß von Absolven-
ten abzugeben.“
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und Gehälter sowie ganz allgemein der
finanziellen Aspekte der untersuchten
Vorgänge. Die Einführung dieser Elemente
würde Stellungnahmen über die Effekti-
vität der Bildungspolitik ermöglichen.
Dies ist eine wesentliche Zielrichtung für
die Zukunft dieser Untersuchung.

Die politischen Auswirkungen

Die politischen Auswirkungen dieses Aus-
bildungsanstiegs sowie der Beschleuni-
gung desselben seit einigen Jahren wer-
fen entscheidende Fragen zur Entwick-
lung der Ausbildungssysteme auf.

Wenn unsere Gesellschaften weiterhin
ihre Bemühungen verstärken, die Erstaus-
bildung zu fördern, trotz ihrer vergleichs-
weisen Unfähigkeit, die Arbeitslosigkeit
und insbesondere die Jugendarbeitslosig-
keit zu bekämpfen, dann liegt das daran,
daß in dieser Frage ein Konsens besteht.
Drei Akteure sind direkt am Anstieg des
Ausbildungsniveaus beteiligt: der Staat,
die Unternehmen und die Jugendlichen.
Jeder Akteur verfügt über zwei mögliche
Strategien: die Ausbildungsdauer erhöhen
oder es nicht tun. Das Problem stellt sich
unseren sechs Ländern in gleicher Weise,
auch wenn die Verlängerung der Schul-
zeit in ihrer Art von nationalen Rahmen-
bedingungen und Besonderheiten der
Ausbildungssysteme geprägt ist. Es läßt
sich ohne weiteres feststellen, daß alle
drei Akteure ein Interesse daran haben,
auf eine Verlängerung der Ausbildungs-
zeiten zu setzen. Die Unternehmen sehen
darin den dreifachen Vorteil des Drucks
auf Löhne und Gehälter, der Schaffung
einer Reserve an ausgebildeten Arbeitneh-
mern, mit denen sich besser auf Produk-
tionsschwankungen reagieren läßt sowie
eine verbesserte Möglichkeit, den Perso-
nalbestand optimal zu steuern. Der Staat
hat den Auftrag, so gut wie möglich die
Verfügbarkeit der Kompetenzen sicherzu-
stellen. Andererseits hat eine längere
Verweildauer im Ausbildungssystem bei
Jugendlichen über dieses langfristige Ziel
hinaus den Vorteil, daß sie, zumindest
kurzfristig, nicht arbeitslos sind. Was die
Jugendlichen und ihre Familien angeht,
so haben diese bei der derzeitigen Arbeits-
losigkeit und den vergleichsweise gerin-
gen Kosten einer Ausbildung ein Interes-
se daran, den höchstmöglichen Abschluß
und somit eine maximale Kompetenz zu
erwerben. Darüber hinaus erscheint allen

drei Akteuren die Ausbildung als eine
geeignete Maßnahme gegen die Unsicher-
heit hinsichtlich der Entwicklung der
Qualifikationen und der langfristigen Ent-
wicklung der Technik.

Diese Politik war also für alle drei Betei-
ligten von Vorteil und hat in den sechs
betroffenen Ländern eine stimmige und
konsensfähige Reaktion auf die Situation
dargestellt, die durch die gleichzeitige
Globalisierung der Wirtschaft, einen ra-
piden technologischen Fortschritt und ei-
nen starken Anstieg der Arbeitslosigkeit
entstanden ist. Die Nachteile (Abwertung
der Jugend, wahrscheinliche Verringerung
der sozialen und persönlichen Rentabili-
tät der Bildungsinvestitionen, Ausgren-
zung der weniger ausgebildeten...) waren
insgesamt schwach, auch wenn die na-
tionalen Modalitäten bei der Verlängerung
der Ausbildungsdauer zu Widersprüchen
geführt haben (zum Beispiel die Jugend-
arbeitslosigkeit).

Die Frage in diesem Zusammenhang wird
also sein, ob eine derartige Politik von
Dauer sein kann und ob eine Bilanz der
Kosten und Vorteile einer Politik der Aus-
bildungsverlängerung positiv bleiben wird.

Kommen wir zurück zu unseren Ergeb-
nissen. Der starke Anstieg des Erstaus-
bildungsniveaus hindert den Arbeitsmarkt
nicht daran, weiterhin Zusatzkenntnisse
zu vermitteln, die den Qualifikationen des
einzelnen zugute kommen. Der Mecha-
nismus der Schaffung von Kompetenz
durch Ausbildungssystem und Produk-
tionssystem dauert an. Das läßt sich durch
die Beibehaltung verschiedener Wege
beim Eintritt in einen Beruf belegen. Es
läßt sich die Vorhersagbarkeit dieser Viel-
falt belegen, die das wesentliche Ergeb-
nis dieser statistischen Untersuchung dar-
stellt.

Die Bedingungen hingegen, unter denen
beide Systeme zusammenarbeiten, verän-
dern sich drastisch. Der Arbeitsmarkt, der
die Abgänger vollständig oder teilweise
ersetzen muß, wird besser ausgebildete
Jugendliche einstellen. Dadurch werden
diese auf Dauer und im Schnitt bei glei-
cher Berufserfahrung kompetenter sein als
ihre Vorgänger.

Die Konsequenzen des veränderten Be-
rufseinstiegniveaus bei Jugendlichen

„Wenn unsere Gesellschaf-
ten weiterhin ihre Bemü-
hungen verstärken, die Er-
stausbildung zu fördern,
trotz ihrer vergleichswei-
sen Unfähigkeit, die Ar-
beitslosigkeit und insbeson-
dere die Jugendarbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen, dann
liegt das daran, daß in die-
ser Frage ein Konsens be-
steht.“

„Die Frage (…) wird also
sein, ob eine derartige Po-
litik von Dauer sein kann
und ob eine Bilanz der Ko-
sten und Vorteile einer Po-
litik der Ausbildungsver-
längerung positiv bleiben
wird.“
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schlagen sich rückwirkend auf alle Er-
werbstätigen nieder. Bildungspolitische
Maßnahmen können über diesen Mecha-
nismus des Arbeitseintritts (und sogar der
Arbeit) Auswirkungen auf Personen ha-
ben, die das Ausbildungssystem schon
sehr lange verlassen haben. Sie schlagen
sich aber auch auf Zukunftsperspektiven
nach dem Eintritt ins Arbeitsleben nieder,
indem sie bei Jugendlichen in der Schule
und deren Eltern Erwartungen wecken.

Es scheint also, daß eine Argumentation
auf der Grundlage einer generellen Kon-
kurrenzsituation - mittels Kompetenzen -
zwischen Berufstätigen verschiedener
Generationen und mit unterschiedlichen
Ausbildungsniveaus der Forschung einen
fruchtbaren Weg eröffnet und daß die
Ergebnisse der vorliegenden Arbeit eine
erste Ernte darstellen.

Die von uns herausgestellten Unter-
suchungsaspekte ermöglichen es uns, mit
einiger Zuversicht das Problem der be-
ruflichen Mobilität anzugehen, insbeson-
dere das Problem der veränderten Mobili-
tätspraxis unter dem Einfluß der Zunah-
me und Verbreitung von Abschlüssen.
Diese Regeln werden sich ändern: die
erhöhte Verfügbarkeit von Kompetenzen
vermindert, bei im übrigen sonst gleich-
bleibenden Bedingungen, die Chancen
des einzelnen aufzusteigen. Wir müssen
hier einen vierten Akteur ins Spiel brin-

gen, der an sich zwar nicht direkt von
der Erstausbildung betroffen ist, aber auf
Dauer durchaus kein Interesse an einem
fortgesetzten Ausbildungsanstieg haben
dürfte: Es sind die jeweils gerade Be-
schäftigten, die „Insider“ (und ihre Ge-
werkschaften). Seit jeher werden sie ein
ganzes Berufsleben hindurch befördert,
sei es sozial, beruflich oder zur Bewäh-
rung nach Fördermaßnahmen. Unsere Er-
gebnisse belegen, daß diese Mobilitäts-
systeme über den Untersuchungszeit-
raum hinweg bestanden haben. Aber eine
fortgesetzte Beschleunigung bei der Pro-
duktion von Absolventen wird Jugendli-
che auf den Arbeitsmarkt schwemmen,
die, wie bereits erwähnt, immer schnel-
ler kompetent werden. Dieser stetige,
zahlenmäßig immer stärkere Zustrom
über mehrere Generationen hinweg
droht dann die bisherige berufliche Mo-
bilität ernsthaft zu gefährden oder zumin-
dest die bereits länger Beschäftigten in
der Warteschlange weiter nach hinten zu
verdrängen. Immer mehr Junge wären
kompetent und somit eine echte Konkur-
renz für die Älteren.

Der Rückgang der Mobilität sowie der
daraus entstehende Karrierestau könnten
zu einem ernsthaften Grund für eine Auf-
kündigung des derzeitigen Konsens in
Bildungsfragen werden und den Weg frei
machen für eine echte Weiterentwicklung
der beruflichen Fortbildung.

Louis Mallet et al. (1996): „Diplômes - Compétence
et Marché du travail en Europe“, Synthesebericht,
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Die Entwicklung der
Validierungs- und
Zertifizierungssysteme
Welche Modelle sind vorstell-
bar, und welche Herausforde-
rungen birgt dieser Bereich
für Frankreich?

Einleitung

In den meisten Industrieländern sind die
Strukturen zur Validierung und Zertifi-
zierung beruflicher Kompetenzen derzeit
Gegenstand von Diskussionen und Refor-
men. Auch das Weißbuch der Europäi-
schen Kommission „Lehren und Lernen.
Auf dem Weg zur kognitiven Gesellschaft“
befaßt sich sehr ausführlich mit diesem
Thema. Zahlreiche Länder bekunden gro-
ßes Interesse für das System der Natio-
nal Vocational Qualifications (NVQ), das
in den vergangenen Jahren im Vereinig-
ten Königreich geschaffen wurde. In
Frankreich fordert ein Bericht der Kom-
mission unter Vorsitz von Roger Fauroux
(Pour l’école, Calman Levy - La Documen-
tation française, 1996) eine Revision des
Systems der Berufsbildungsabschlüsse,
und Michel de Virville schlägt in einem
Bericht für das Arbeitsministerium (Don-
ner un nouvel élan à la formation profes-
sionnelle, La Documentation française,
1996) die Schaffung „nationaler Qualifi-
kationsprofile“ vor, anhand derer jene
Kenntnisse und Kompetenzen problem-
loser und umfassender berücksichtigt
werden könnten, die der einzelne im Rah-
men seiner beruflichen Tätigkeit erwirbt.

Hinter den unterschiedlichen Lösungen,
die im einzelnen propagiert werden, ste-
hen sehr ähnliche Erwägungen, die dem
Willen zur Reform zugrunde liegen. Die
Argumente, die im allgemeinen vorgetra-
gen werden, lassen sich modellhaft in vier
Gruppen zusammenfassen:

❏ Die dominierende Stellung, die die Erst-
ausbildungsabschlüsse im Verhältnis zu
den Zeugnissen einnehmen, mit denen die
im Laufe des Erwerbslebens erworbenen
beruflichen Kenntnisse und Kompetenzen
bescheinigt werden. Angesichts der rapi-
den Veränderungen im technischen und
beruflichen Bereich erscheint eine „Neu-
gewichtung“ hier dringend erforderlich.
Wenn künftig der Schwerpunkt auf „le-
benslangem Lernen“ liegen soll, dann
„muß für den einzelnen die Möglichkeit
bestehen, grundlegende fachliche oder
berufliche Kompetenzen validieren zu
lassen, unabhängig davon, ob er an einer
zertifizierten Ausbildung teilnimmt oder
nicht“ (Weißbuch). Die Herausforderung
besteht jedoch nicht nur in der Entwick-
lung besser geeigneter Formen der Zertifi-
zierung für den Weiterbildungsbereich:
Eine wesentlich grundsätzlichere Frage ist
die Neugewichtung der Bedeutung, die
den Zeugnissen des Bildungssystems für
die spätere berufliche Laufbahn zukommt.
Manche halten diese Bedeutung vor al-
lem deshalb für überzogen, weil sie den-
jenigen, die keinen guten Bildungsab-
schluß vorweisen können, die Chancen
für einen echten „zweiten Anlauf“ verbaut
und ihnen die Möglichkeit nimmt, die
Kenntnisse und Kompetenzen einzubrin-
gen, die sie durch teilweise sehr umfas-
sende Berufserfahrung erworben haben.

❏ die Vorrangstellung, die akademisch-
theoretische Kenntnisse in den Ausbil-
dungskursen einnehmen. Das Hauptau-
genmerk gilt nicht der Erarbeitung von

Vincent Merle
Direktor des CEREQ

Zwar war die vollkommene
Übereinstimmung von Aus-
bildung und Beschäftigung
schon immer eine in der
Praxis unerreichte Ideal-
vorstellung, heute jedoch
sind wir von dieser Ideal-
vorstellung weiter entfernt
als jemals zuvor. Möglicher-
weise hat ein solcher Ge-
danke in Gesellschaften, in
denen die berufliche Mobi-
lität immer weniger fest
vorgezeichneten Bahnen
folgt, auch kaum noch Be-
deutung. Die Verbindungen
zwischen den beiden Sphä-
ren  - Ausbildung und Be-
schäftigung - müssen von
Grund auf neu überdacht
werden.
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Validierungsprogrammen und -verfahren,
sondern dem „geistigen Konzept einer
Hierarchie von Fähigkeiten, an deren Spit-
ze die Fähigkeit zum Entwurf von Theo-
remen und zur abstrakten Reflexion steht,
während der praktische Einfallsreichtum
des Bastlers ganz unten rangiert“ (Fau-
roux-Bericht). Ein solches Konzept hat
eine Abwertung der beruflichen Bildungs-
gänge zur Folge (vgl. auch die im Rah-
men der OECD geführten Debatten zum
„gleichwertigen Status“ von allgemeiner
und beruflicher Bildung) und erschwert
die Berücksichtigung derjenigen Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch das Aus-
bildungssystem, die in den Unternehmen
benötigt werden.

❏ Die übermäßige Bedeutung, die im
Rahmen der Ausbildung den zu vermit-
telnden Kenntnisse an sich beigemessen
wird, ohne daß die einschlägigen situati-
ven Anwendungszusammenhänge im Be-
rufsleben Berücksichtigung finden. Die-
se Kritik steht in der Tradition einer theo-
retischen Schule, die für Bildung und Aus-
bildung auf Grundlage einer Vermittlung
von Verhaltensweisen und Kompetenzen
eintritt. Diese Bewegung ist verhältnismä-
ßig alt. Nach E. Tuxworth können ihre
Ursprünge bis in die Vereinigten Staaten
der 20er Jahre zurückverfolgt werden. Wie
Tuxworth feststellt, gewann die Bewe-
gung in den USA ab Ende der 60er Jahre
zunehmend an Einfluß, zu einer Zeit also,
als die Probleme des Abgleichs zwischen
Ausbildungs- und Produktionssystem be-
sonders augenfällig wurden (Tuxworth,
1989). Allgemein gesehen liegt ihr folgen-
de Feststellung zugrunde:

„Wird die Theorie abgekoppelt von der
beruflichen Praxis vermittelt, so entwik-
kelt sie eine Eigendynamik und beginnt,
ein eigenes Wertesystem, eigene Prioritä-
ten sowie eine eigene Systematik und Spra-
che herauszubilden. Sie tendiert dazu,
sich anstatt in Übereinstimmung mit ei-
ner bestimmten beruflichen Praxis, die
häufig als absolut nebensächlich betrach-
tet wird, gemäß rein intellektueller Gesetz-
mäßigkeiten und Begrifflichkeiten zu ent-
wickeln. Selbst in Fällen, in denen es
zweckmäßig ist, die Theorie mitzuberück-
sichtigen, wird im Rahmen der Ausbil-
dung ein Bezug zur Praxis häufig nicht
hergestellt, was die praktische Nutzung der
theoretischen Kenntnisse sehr erschwert“
(Jessup, 1991).

Hinter dieser Kritik steht zudem der Ge-
danke, daß wir die meisten Kenntnisse
und Fertigkeiten, die uns im Berufsleben
und im Leben generell von Nutzen sind,
in informellen Situationen erwerben und
eine Ausbildung um so effizienter ist, je
umfassender sie auf der Fähigkeit des ein-
zelnen fußt, den eigenen Lernprozeß zu
steuern und hinsichtlich der eigenen Lern-
fähigkeit größere Unabhängigkeit zu er-
langen (Jessup, op. cit.)1.

❏ Die Schwierigkeit, eine wirksame Kon-
trolle der Vielzahl von Lehrgängen sicher-
zustellen, die in den vergangenen Jahren
insbesondere im Rahmen von Program-
men der Behörden zugunsten Arbeit-
suchender entstanden sind. Die Art der
pädagogischen Maßnahmen und die Dau-
er der Ausbildung können nicht immer in
ausreichendem Maß sicherstellen, daß
durch die Lehrgänge die Vermittelbarkeit
der Teilnehmer wirksam verbessert wird.
Mit externen Evaluierungsstrukturen zur
Validierung der Kompetenzen könnte ein
Instrument zur Steuerung des Systems
geschaffen werden, das Zielvorgaben für
die Ausbildungseinrichtungen bereitstellt,
die sich unmittelbar auf Kompetenzen
beziehen, die in den Unternehmen vor-
ausgesetzt werden.

Besonderes Gewicht haben diese Argu-
mente angesichts der Tatsache erhalten,
daß die Verbindungen zwischen Ausbil-
dung und Beschäftigung in den vergan-
genen 15 bis 20 Jahren durch den tief-
greifenden Wandel im technischen Be-
reich und auf dem Gebiet der Arbeitsor-
ganisation immer stärker unterhöhlt wur-
den. Zwar war die vollkommene Über-
einstimmung von Ausbildung und Be-
schäftigung schon immer eine in der Pra-
xis unerreichte Idealvorstellung, heute
jedoch sind wir von dieser Idealvorstel-
lung weiter entfernt als jemals zuvor.
Möglicherweise hat ein solcher Gedanke
in Gesellschaften, in denen die berufli-
che Mobilität immer weniger fest vorge-
zeichneten Bahnen folgt, auch kaum noch
Bedeutung. Die Verbindungen zwischen
den beiden Sphären  - Ausbildung und
Beschäftigung - müssen von Grund auf
neu überdacht werden.

Gegenwärtig sehen sich die Berufsbil-
dungssysteme in allen Ländern einer Rei-
he von teilweise gegenläufigen Anforde-
rungen gegenüber. Zum einen muß den

Gegenwärtig sehen sich die
Berufsbildungssysteme in
allen Ländern einer Reihe
von teilweise gegenläufigen
Anforderungen gegenüber.
Zum einen muß den jungen
Altersgruppen eine bessere
Allgemeinbildung vermittelt
werden (...) Zum anderen
muß die Berufsbezogenheit
der Ausbildung verbessert
werden, um dem Massen-
charakter des Unterrichts
Rechnung zu tragen und Ju-
gendliche und Erwachsene
besser auf die Erwartungen
der Unternehmen vorzube-
reiten (...)

1) G. Jessup, der bei der Konzeption
des Systems der NVQ eine entschei-
dende Rolle übernahm, stellt bei-
spielsweise fest: „Wenn jemand den
Ausbildungsprozeß kontroll ieren
kann, dann ist es der einzelne selbst.
Desgleichen ist die Kohärenz des Er-
lernten letzten Endes vom Lernenden
abhängig. Nur das lernende Subjekt
selbst ist in der Lage, den verschie-
denen Inhalten, die im Rahmen der
Ausbildung vermittelt werden, Bedeu-
tung zu verleihen und sie mit seiner
Wahrnehmung der Welt in Beziehung
zu setzen“.
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jungen Altersgruppen eine bessere Allge-
meinbildung vermittelt werden, weil eine
solide geistes- und naturwissenschaftliche
Grundbildung immer mehr zur Vorausset-
zung für eine weitere berufliche und so-
ziale Entwicklung wird. Zum anderen muß
die Berufsbezogenheit der Ausbildung
verbessert werden, um dem Massen-
charakter des Unterrichts Rechnung zu
tragen und Jugendliche und Erwachsene
besser auf die Erwartungen der Unterneh-
men vorzubereiten, welche zunehmend
an Personen interessiert sind, die sofort
zur Arbeit eingesetzt werden können. Die
Struktur der Ausbildungsgänge sowie de-
ren Übereinstimmung mit dem System der
Berufe und Arbeitsplätze gewinnt so an
Komplexität und verliert zugleich an Be-
ständigkeit.

Nur vor diesem Hintergrund kann die
Debatte zum Thema Validierung und
Zertifizierung wirklich verstanden werden.
Für die Gestaltung eines Ausbildungs-
systems von morgen ist es von absolut
entscheidender Bedeutung, welche Wege
beschritten werden, um in dieser Frage
neuartige und wirksame Lösungen zu er-
arbeiten. Jede Entwicklung in diesem
Bereich zeichnet sich indessen durch ein
hohes Maß an Komplexität aus. Es gibt
keine Standardlösung, die auf alle Län-
der gleichermaßen anwendbar wäre. Die
Zertifizierungsstrukturen sind ein Produkt
sozialer Prozesse, welche in der Geschich-
te der jeweiligen Gesellschaft verwurzelt
sind, und eine Veränderung dieser Struk-
turen ist mit Entscheidungsprozessen ver-
bunden, die über rein technische Fragen
hinausgehen. Reorganisierte Zertifizie-
rungsstrukturen, so gut sie auch konzi-
piert sein mögen, befreien nicht von der
Notwendigkeit, die Verbindung zwischen
Erstausbildung und Weiterbildung neu zu
überdenken, für eine Aufwertung der
beruflichen und technisch-fachlichen Ele-
mente der Erstausbildung zu sorgen und
das Qualifikationsmanagement in den
Unternehmen aktiv zu fördern. Umgekehrt
wäre es jedoch auch riskant, davon aus-
zugehen, daß sich die Modalitäten der
Validierung und Zertifizierung quasi von
selbst regeln, sobald bestimmte globale
Entscheidungen über die künftige Ent-
wicklung der Berufsbildungssysteme ge-
troffen sind. Die Erarbeitung neuer For-
men der Zertifizierung ist ein technisch
gesehen kompliziertes Verfahren, und die
Lösungen, zu denen man kommt, bleiben

nicht ohne Einfluß auf politische Entschei-
dungen.

Frankreich ist in dieser Hinsicht ein be-
sonders interessanter Fall. Das Festhalten
an traditionellen Formen der Zertifi-
zierung, die Komplexität eines geschicht-
lich gewordenen Systems und die gegen-
sätzlichen Interessen der für Ausbildungs-
fragen zuständigen Akteure haben verhin-
dert, daß man sich auf Leitlinien für die
weitere Entwicklung des Systems einigen
konnte. Dennoch gab es Innovationen,
durch die sich die konkrete Funktions-
weise des Systems zunehmend verändert.
Um ein besseres Verständnis der Beson-
derheiten der französischen Situation zu
ermöglichen, sollen zunächst die beste-
henden Modelle kurz dargestellt werden.
Dabei wird auch erläutert, wie in ihnen
die Art der kollektiven Entscheidungen
auf diesem Gebiet ihren Ausdruck findet.

Drei bestehende Modelle

Wir erheben hier nicht den Anspruch, die
Berufsbildungssysteme der betreffenden
Länder ausführlich zu beschreiben. Es soll
nur versucht werden darzulegen, wie die
Formen der Zertifizierung und die dabei
zugrundeliegenden beruflichen Tätigkeits-
profile konzipiert sind.

Das deutsche Modell

Die deutschen Berufsbildungsabschlüsse
bescheinigen grundlegende Kenntnisse
und Fertigkeiten, die jede Person, die als
„Fachkraft“ auf dem betreffenden Gebiet
tätig ist, unbedingt nachweisen muß
(Möbius und Verdier, 1997).

An der Entwicklung der Abschlüsse und
der betreffenden Ausbildungsinhalte sind
die Unternehmen aus mindestens drei
Gründen umfassend beteiligt:

❏ Die Unternehmen sind in den Aus-
bildungsprozeß unmittelbar eingebunden,
da ein anerkannter Abschluß durch eine
(weitgehend von den Unternehmen finan-
zierte) alternierende Ausbildung erworben
wird.

❏ Der mit Abschluß der Ausbildung ver-
liehene Befähigungsnachweis ist weithin
anerkannt und wird bei der Einstellung
in hohem Maß berücksichtigt.
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❏ Die Berufsbildungsabschlüsse haben
nicht den Anspruch, alle Qualifikations-
stufen eines bestimmten Berufs zu be-
scheinigen; sie bescheinigen eine Basis-
qualifikation, von der ausgehend sich der
einzelne über Berufserfahrung und Wei-
terbildung über die gesamte berufliche
Laufbahn hinweg weiterqualifizieren
kann.

Es ist daher verständlich, daß die Entwick-
lung der Berufsbildungsabschlüsse mit
umfangreichen Abstimmungsverfahren
verbunden ist, in deren Vorfeld die prak-
tische Arbeitstätigkeit umfassend analy-
siert wird (entgegen einer verbreiteten
Auffassung ist diese Vorbereitungsphase
in Deutschland wesentlich langwieriger
als in Frankreich, und die Berufsbildungs-
abschlüsse sind wesentlich beständiger).
Die Umsetzung von Beschäftigungspro-
filen in Ausbildungsprofile gestaltet sich
in Deutschland wesentlich unproblema-
tischer als in Frankreich, da das Lernen
in erster Linie im Rahmen einer Arbeits-
tätigkeit erfolgt; Fachkenntnisse werden
in erster Linie mit Blick auf die Bewälti-
gung praktischer Arbeitssituationen er-
worben, die in den Beschäftigungsprofilen
beschrieben sind2.

Parallel zu diesem Modell existieren klar
strukturierte „berufliche Märkte“. Die Aus-
bildungsströme werden in hohem Maß
durch die Beschäftigungsmöglichkeiten
gelenkt, und mit dem Erwerb eines Be-
rufsbildungsabschlusses sind nicht nur
gute Aussichten auf Beschäftigung in ei-
nem einschlägigen Beruf verbunden, son-
dern auch Möglichkeiten der Karriere-
entwicklung. Um auch in Zeiten schlech-
ter Konjunktur die Geschlossenheit die-
ser beruflichen Märkte zu erhalten, wa-
ren die Arbeitgeber wiederholt bereit,
mehr Lehrlinge einzustellen, als sie auf-
grund ihrer Auftragslage benötigten.

Das System wird jedoch nicht ausschließ-
lich durch die Nachfrage der Unterneh-
men geregelt. Durch die Verhandlung der
Beschäftigungsprofile mit den Gewerk-
schaften sind die Unternehmen gezwun-
gen, genau zu bestimmen, was eine
„Fachkraft“ auszeichnet, was sie können
muß, welche Arbeitsaufgaben ihr anver-
traut werden können und inwieweit sie
zu eigenständiger Arbeit in der Lage sein
muß. Die Beschäftigungsprofile stellen
also einen wesentlichen Pfeiler der be-

trieblichen Arbeitsteilung und -organisa-
tion dar.

Darüber hinaus bestehen Möglichkeiten
zur Zertifizierung im Lauf des Berufsle-
bens (z.B. der Meisterbrief); diese existie-
ren losgelöst von den Berufsbildungsab-
schlüssen der beruflichen Erstausbildung.
Diese strikte Trennung von Zertifizierung
im Erstausbildungsbereich und Zertifizie-
rung in der Weiterbildung ist ein charak-
teristisches Merkmal des deutschen Sy-
stems.

Das britische Modell

Die auf nationaler Ebene entwickelten
beruflichen Qualifikationen im Vereinig-
ten Königreich beschreiben die Gesamt-
heit aller Kompetenzen, die für eine be-
stimmte Beschäftigung benötigt werden
und sind nach Qualifikationsstufen geglie-
dert.

Angesichts eines Ausbildungssystems,
dem häufig ein Mangel an Kohärenz3 und
eine wenig flexible Struktur (insbesondere
im handwerklich-gewerblichen Bereich,
wo in erster Linie die Berufsverbände
selbst die Ausbildung organisierten) nach-
gesagt wurde, hat die britische Regierung
Anfang der 90er Jahre normierte Qualifi-
kationen eingeführt, die sich dadurch
auszeichnen, daß sie praktisch keinen
Bezug auf bestimmte Ausbildungsformen
oder kohärente Wissenszusammenhänge
nehmen. Eine National Vocational Quali-
fication (NVQ) soll ausschließlich pro-
blemlos zu bewertende berufliche Fertig-
keiten enthalten. So sieht z.B. das An-
forderungsprofil für Maurer die „Kompe-
tenz“ vor, innerhalb einer bestimmten Zeit
und unter Beachtung bestimmter Quali-
tätskriterien eine Backsteinmauer zu er-
richten; dabei wird weder auf die Art, wie
diese Fähigkeit erworben wurde, Bezug
genommen (z.B. durch schrittweises Er-
lernen zunächst der manuellen Fähigkeit,
Maurerarbeiten durchzuführen und an-
schließend der Fähigkeit, unter Berück-
sichtigung baustatischer Kriterien eine
lotrechte Mauer zu errichten), noch auf
das Wissen, das zur Bewältigung der Auf-
gabe mobilisiert wird (Kenntnis geome-
trischer Gesetzmäßigkeiten, Kenntnis der
Baumaterialien sowie der Materialeigen-
schaften, usw.), noch auf den Ausbil-
dungsweg, über den diese Fertigkeit er-
worben wird (welche Stellung nimmt die-

2) In Deutschland findet der allge-
meinbildende Unterricht für Lehrlin-
ge in Berufsschulen statt, für die die
Länder verantwortlich sind. Die Lehr-
pläne werden dezentral erstellt. Auch
ist darauf hinzuweisen, daß die Lehr-
lingsausbildung in Deutschland nicht
auf einer Unterscheidung zwischen
Theorie und Praxis fußt; ihr liegt viel-
mehr eine dreigliedrige Konzeption
zugrunde: Vermittelt werden  prakti-
sche Fertigkeiten (im Rahmen von Ar-
beitssituationen), fachlich-technische
Kenntnisse (in erster Linie vom Un-
ternehmen) und allgemeine Kenntnis-
se (in der Berufsschule).

3) Insbesondere gab es einen Vielfalt
von beruflichen Zeugnissen: Die Zer-
tifikate der Royal Society of Arts (vor
allem im Bereich Bürotätigkeiten), die
Zertifikate der City and Guilds (vor
allem im handwerklichen Bereich),
die Zeugnisse des (den IHK entspre-
chenden) BTEC. In Beschreibungen
wurde das System mit einem „Dschun-
gel“ verglichen. Ende der 90er Jahre
vergaben mehr als 300 verschiedene
Evaluierungsinstanzen etwa 2 Mio.
Zeugnisse pro Jahr.
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se Kompetenz im Verhältnis zu den übri-
gen Fachkenntnissen eines Maurers in
einem Bauunternehmen ein?).

Die Herausforderung, der sich das briti-
sche System gegenüber sah, bestand dar-
in, das (bekanntermaßen hinter anderen
europäischen Ländern zurückbleibende)
Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte zu
verbessern, ohne dabei ein kosteninten-
sives Ausbildungssystem finanzieren zu
müssen. Die NVQ wurden als ein zentra-
les Regelinstrument zur Steuerung des
Systems konzipiert. Damit sich die ein-
schlägigen Qualifikationsprofile zu einer
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern glei-
chermaßen anerkannten Norm entwickeln
können, ist es erforderlich, daß sich das
Ausbildungsangebot auf diese Profile be-
zieht; Arbeitnehmer haben die Möglich-
keit, ihre durch Berufserfahrung erwor-
benen Kompetenzen anerkennen zu las-
sen, ohne zuvor an einer formellen Aus-
bildung teilnehmen zu müssen. Für die
Effizienz des Systems ist es daher wich-
tig, daß sehr schnell ein möglichst kom-
plettes und problemlos zu überarbeiten-
des Verzeichnis der NVQ sowie ein Netz-
werk von Validierungseinrichtungen ge-
schaffen wird, das zum Teil von Aus-
bildungseinrichtungen und Unternehmen
unabhängig ist. Gelingt es nicht, diese
beiden Voraussetzungen zu schaffen, so
ist der mit diesem System angestrebte
„Normierungseffekt“ nicht zu erreichen.

Die einzelne NVQ ist als ein Gesamtzu-
sammenhang von separaten „Einheiten“
konzipiert; jede Einheit wird gesondert
validiert. Der Erwerb einer NVQ wird erst
nach Validierung aller sie konstituieren-
den Einheiten bescheinigt.

Das System wurde schrittweise weiter
ausgebaut, insbesondere durch die Ein-
führung der General National Vocational
Qualifications (GNVQ), mit denen das
Prinzip der NVQ auf die berufliche Er-
stausbildung übertragen wurde. Die
Kenntnisse, die ein Schüler nachweisen
muß, um eine GNVQ zu erwerben, sind
wesentlich eingehender und genauer fest-
gelegt als im Falle der NVQ4.

Diese Qualifikationen stellen tatsächliche
„Normen“ im Sinne eines Normbegriffs
dar, der auch in der Qualitätssicherung
verwendet wird. Das erworbene Zertifi-
kat bescheinigt nicht mehr und nicht we-

niger als das, was die betreffende NVQ
gemäß Definition beinhaltet, wie auch
eine Qualitätsnorm nur sicherstellt, daß
eine Reihe bestimmter Kriterien berück-
sichtigt werden, die ein Gremium im Vor-
feld festgelegt hat (wie z.B. der Schlag-
festigkeitsgrad eines Motorradhelms). All-
gemein betrachtet funktioniert das System
fast analog zu den Strukturen, die im in-
dustriellen Bereich Qualitätsprodukte si-
cherstellen; insbesondere die amtliche
Anerkennung der für die Evaluierung zu-
ständigen Einrichtungen erfolgt nach dem
gleichen Muster wie in den Verfahren zur
Qualitätssicherung im industriellen Be-
reich; sie sind von den Ausbildungs-
einrichtungen unabhängig. Die Unterglie-
derung in einzelne berufliche Tätigkeiten
bleibt jedoch vergleichsweise traditionell;
das System insgesamt ist nach beruflichen
Tätigkeiten/Berufen strukturiert, wie sie
auch in den meisten Berufssystematiken
zu finden sind5.

Das System erfuhr seit seiner Errichtung
einer Reihe von Veränderungen, die eine
Abweichung von den ursprünglichen
Grundsätzen darstellen; insbesondere die
für die Validierung zuständigen Stellen
(amtlich anerkannte Ausbildungsein-
richtungen oder Validierungseinrich-
tungen) stützen sich auf Methoden, die
darauf abzielen, nicht nur die erfolgrei-
che Ausführung der betreffenden Aufga-
be selbst zu beurteilen, sondern auch die
dabei zugrundeliegenden Fähigkeiten
abzuprüfen. In den Handbüchern für Prü-
fer sind Punkte aufgeführt, die an Inhalte
erinnern, welche auch im Rahmen her-
kömmlicher Befähigungsnachweise ab-
geprüft werden... Dies kann als Hinweis
auf die Grenzen gewertet werden, die ei-
nem System gesetzt sind, das sich auf
Kompetenzstandards bzw. -normen stützt,
in deren Rahmen Kompetenzen als un-
mittelbar bewertbare Fertigkeiten verstan-
den werden. Darüber hinaus wurde das
System erweitert, indem man Core Quali-
fications (Schlüsselkompetenzen) wie z.B.
Kommunikationsfähigkeit und die Fähig-
keit zum Umgang mit informationstech-
nischen Anlagen oder mit Zahlen und
Nummern usw. mitberücksichtigte; jede
NVQ enthält eine Reihe von Schlüssel-
kompetenzen. Auch wenn das System in
erster Linie zur Validierung von eng auf
Arbeitssituationen bezogenen Fertigkeiten
konzipiert wurde, muß man sich mit der
Frage befassen, wie die einer Tätigkeit zu-

4) Um ein Zeugnis zu erhalten, das
dem französischen Baccalauréat ent-
spricht, muß der betreffende Schüler
in einer Reihe von Fächern eigener
Wahl die Validierungsprüfungen be-
stehen. Als Prüfungsfächer kommen
allgemeinbildende oder berufsbilden-
de Fächer in Frage (GNVQ). Beim Er-
werb des „A-Level“-Abschlusses ent-
sprechen zwei validierte berufliche
Fächer dem Wert eines allgemeinbil-
denden Fachs: Ein Schüler kann sich
beispielsweise in vier allgemeinbil-
denden Fächern oder in drei allge-
meinbildenden und zwei beruflichen
Fächern prüfen lassen.

5) Seit der schrittweisen Einführung
des Systems im Jahr 1989 wurden fast
2 Mio. NVQ vergeben. Derzeit wer-
den pro Jahr etwa 270000 Qualifika-
tionen dieser Art vergeben; berück-
sichtigt man dabei auch die GNVQ,
so sind es insgesamt 320000 pro Jahr.
(Dem stehen 590000 herkömmliche
Zertifikate gegenüber, die pro Jahr
vergeben werden.) Nach Schätzungen
der London School of Economics be-
re i ten s ich 2 ,2% der Erwerbs-
bevölkerung auf die Validierung ei-
ner NVQ vor.
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grundeliegenden Kenntnisse sowie die
„generischen“ Kompetenzen abzuprüfen
sind. Diese Frage wirft im Rahmen eines
jeden Validierungssystem immense tech-
nische Probleme auf: Ergibt die Prüfung,
daß der Prüfling in der Lage ist, eine be-
stimmte Arbeitsaufgabe auszuführen, so
ist damit nicht sichergestellt, daß er über
die Fähigkeiten verfügt, die erforderlich
sind, um in einem anderen Zusammen-
hang analoge Aufgaben auszuführen bzw.
die betreffende Fertigkeit - qua „Transfer-
leistung“ - auf ähnlich gelagerte berufli-
che Situationen zu übertragen.

Ein Modell nach Maßgabe des „Weiß-
buchs“

Ein System zur „Anrechnung und Aner-
kennung von Kompetenzen“ ohne Bezug-
nahme auf berufliche Tätigkeiten oder
Berufe, wie es im Weißbuch der Europäi-
schen Kommission propagiert wird, weist
eine Reihe von Übereinstimmungen mit
dem britischen System auf. Übereinstim-
mung besteht insbesondere in zwei Punk-
ten: Zum einen liegt dasselbe Kompetenz-
konzept zugrunde, das Kompetenz als
Fähigkeit des einzelnen betrachtet, eine
Reihe von Arbeitsaufgaben bzw. -verfah-
ren aus- bzw. durchzuführen, und zum
anderen erfolgt die Regelung des Systems
anhand von Qualitätsnormen bzw.
„-standards“. In einem Punkt besteht je-
doch ein entscheidender Unterschied: Es
wird kaum noch Bezug auf berufliche Tä-
tigkeiten oder Berufe genommen. Ziel ist
die Prüfung einer Reihe von zusammen-
hängenden Kompetenzen ohne Bezug-
nahme auf ein bestimmtes berufliches
Umfeld. Zugleich sind nicht mehr Evaluie-
rungseinrichtungen für die Validierung zu-
ständig, sondern diese erfolgt anhand von
Testreihen, die der einzelne Prüfling un-
ter Aufsicht einer anerkannten Einrichtung
via Internet absolvieren kann. Das Weiß-
buch liefert wenig Informationen über die
Einzelheiten einer Umsetzung in die Pra-
xis, die angeführten Beispiele jedoch sind
bezeichnend. So wird z.B. die Einführung
von Fremdsprachentests, von Tests im Be-
reich Rechnungswesen sowie zur Ermitt-
lung der Fähigkeit zum Umgang mit ei-
nem Textverarbeitungsprogramm usw.
vorgeschlagen... Kompetenzen dieser Art
werden in zahlreichen, sehr unterschied-
lichen beruflichen Situationen benötigt;
der einzelne stellt sie unter Berücksichti-
gung seines persönlichen beruflichen

Werdegangs zusammen. Das System
schließt jede Art von Berufsdefinition oder
klar definierter beruflicher Tätigkeit wie
z.B. „Sekretärin - Fachrichtung Rech-
nungswesen“ oder „Sekretärin -Fachrich-
tung Fremdsprachenkorrespondenz“ von
vornherein grundsätzlich aus.

Seit Erscheinen des Weißbuchs wurde das
projektierte System schrittweise weiter
konkretisiert. Berücksichtigt werden sol-
len sowohl allgemeine, grundlegende
Kenntnisse (in den Bereichen Mathema-
tik, Naturwissenschaften, Informatik, Geo-
graphie, Mechanik, Elektronik usw.) als
auch berufliche und fachliche Kompeten-
zen (in den Bereichen Marketing, Unter-
nehmensführung, Maschinenbau, Elektro-
nik usw.) und „Schlüsselkompetenzen“
(wie logistische Fähigkeiten, Organisati-
onsfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit, die
Fähigkeit, Risiken abzusehen und zu
handhaben, sowie zwischenmenschliche
Kompetenzen). Derzeit laufen eine Reihe
von Modellversuchen; durchgeführt wer-
den diese von länderübergreifenden Ar-
beitsgruppen, die aus Fachleuten des be-
treffenden Fachgebiets bestehen. Der von
einer finnischen Einrichtung geschaffene
„Computerführerschein“ beispielsweise
findet in allen Ländern Skandinaviens
zunehmend Verbreitung und stellt zwei-
fellos das am weitesten entwickelte Bei-
spiel für die in Rede stehende Form der
Zertifizierung dar. In Schweden soll er-
reicht werden, daß 60% der Erwerbs-
bevölkerung Inhaber eines solchen „Com-
puterführerscheins“ sind.

Hinter einem solchen System steht die
Vision eines Arbeitsmarkts, der vom An-
gebot an und der Nachfrage nach Kom-
petenzen reguliert wird. Für kohärent
zusammenhängende Kompetenzen, wie
sie für einen bestimmten Beruf typisch
sind, bietet dieses System kaum Platz,
ebensowenig für Fertigkeiten, die für eine
bestimmte Art der Arbeitsorganisation ty-
pisch sind. Die Anerkennung der erwor-
benen Kompetenzen durch die berufliche
Position im Unternehmen oder durch die
Höhe der Bezüge erfolgt abhängig vom
Nutzen, den ein bestimmtes Unternehmen
zu einem bestimmten Zeitpunkt aus den
„angerechneten Kompetenzen“ zieht. Das
Weißbuch sieht uns tendenziell einem
„freien Markt der Kompetenzen“ ausge-
setzt; angesichts sich immer „virtueller“
gestaltender Arbeitskontakte und ange-

Hinter einem System nach
Maßgabe des Weißbuchs
„(...)steht die Vision eines
Arbeitsmarkts, der vom An-
gebot an und der Nachfra-
ge nach Kompetenzen regu-
liert wird. Für kohärent zu-
sammenhängende Kompe-
tenzen, wie sie für einen be-
stimmten Beruf typisch
sind, bietet dieses System
kaum Platz (...)
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sichts einer Arbeitsorganisation, die stän-
digem Wandel unterliegt, zählen nur noch
„der einzelne und die Kompetenzen, über
die er verfügt“.

Diese Form der Zertifizierung stößt sicher-
lich rasch an ihre Grenzen, zunächst be-
züglich des Bereichs, der abgedeckt wer-
den kann. Es erscheint schwierig, auf die-
se Weise Fertigkeiten zu bewerten, die auf
manueller Geschicklichkeit beruhen; des-
gleichen ist kaum vorstellbar, daß auf die-
sem Wege Kompetenzen für Berufe eva-
luiert werden können, die komplexe fach-
liche Kenntnisse und Fertigkeiten erfor-
dern. Diese können teilweise anhand ei-
ner Fallstudie beurteilt werden, eine Be-
urteilung auf der Grundlage unsicherer
Testreihen jedoch erscheint demgegen-
über wesentlich schwieriger. Darüber hin-
aus hängt der Wert derartiger Instrumen-
te für die Arbeitgeber in hohem Maß von
deren gutem Ruf und dem Vertrauen ab,
das die Arbeitgeber in die Testergebnisse
setzen: Kann ein bestandener Mathema-
tik- oder Statistiktest verläßlichen Auf-
schluß über Kompetenzen geben, die in
praktischen Arbeitssituationen benötigt
werden?  Sucht ein Arbeitgeber einen
Techniker mit guten statistischen Fach-
kenntnissen, so wird er sicherlich bevor-
zugt jemanden einstellen, der eine ein-
schlägige Fachausbildung vorweisen
kann; sucht er hingegen einen Mitarbei-
ter, dessen zentrale Kompetenz auf an-
derem Gebiet liegt (z.B. einen leitenden
kaufmännischen Angestellten), so kann
ihm ein Test dieser Art von Nutzen sein,
wenn die Arbeitsaufgaben dieses Mitar-
beiters auch den Umgang mit statistischem
Material beinhalten.

Zwar soll an dieser Stelle keine Methoden-
diskussion eröffnet werden, es ist jedoch
darauf hinzuweisen, daß dieser Ansatz die
kritischen Stellungnahmen nicht zu be-
rücksichtigen scheint, die seit einigen Jah-
ren insbesondere in den Vereinigten Staa-
ten bezüglich derartiger Testverfahren
geäußert werden. Eben weil die Test-
ergebnisse - genau wie die Ergebnisse der
Prüfungen des Bildungswesens - nicht mit
den Leistungen korrelieren, die im Rah-
men von Arbeitssituationen erbracht wer-
den, entstand eine Bewegung, die sich für
die Analyse der Kompetenzen in den
Unternehmen einsetzt (Mc.Clelland, 1973).
Diese Bewegung unternimmt den Versuch
einer Kompetenzanalyse durch Beobach-

tung von Personen, die in einer bestimm-
ten beruflichen Tätigkeit gute Leistungen
erbringen. Auf diese Weise sollen die Fä-
higkeiten und Fertigkeiten ermittelt wer-
den, die für eine Ausübung der betref-
fenden beruflichen Tätigkeit von Nutzen
sind. Die Beobachtung von Arbeitssitua-
tionen und das berufliche Umfeld sind in
diesem Zusammenhang von herausragen-
der Bedeutung. Die meisten Unterneh-
men, die einen „kompetenzorientierten
Ansatz“ verfolgen, scheinen Verfahren
dieser Art zu bevorzugen, und der situa-
tive Kontext, in den die Kenntnisse und
Fertigkeiten eingebettet sind, erhält auf
diese Weise wieder die Bedeutung, die
ihm gebührt (Spencer und Spencer, 1995).

Es ist ein Verdienst des europäischen Ver-
fahrens zur Anrechnung und Anerken-
nung von Kompetenzen, daß es auf eine
Reihe von Schwachstellen der derzeit be-
stehenden Systeme aufmerksam macht. Es
verweist auf die Frage der „Transversa-
lität“6 bzw. der „Übertragbarkeit“ bestimm-
ter Kompetenzen. Angesichts einer Situa-
tion, in der sich die meisten Menschen
vor die Notwendigkeit gestellt sehen, zum
Teil mehrfach im Leben den Beruf zu
wechseln, wird es erforderlich, eine Rei-
he von Kompetenzen, die in einem be-
stimmten Berufsfeld erworben wurden, in
einem anderen Umfeld erneut zu mobili-
sieren. Die Möglichkeit, einige dieser
transversalen Kompetenzen validieren zu
lassen, verbessert daher die Chancen des
einzelnen auf dem Arbeitsmarkt. Die
Berufsbildungsabschlüsse sind in dieser
Hinsicht weniger geeignet, unter anderem
deshalb, weil der einzelne häufig noch
einmal eine komplette Ausbildung absol-
vieren muß, damit die Kenntnisse, die er
erworben hat, im Rahmen des Berufs-
bildungssystems in seiner aktuellen Form
validiert werden. Das europäische System
zur Anrechnung und Anerkennung von
Kompetenzen stellt einen eigenständigen
Ansatz zur Lösung dieses Problems dar.
Auch macht diese Initiative deutlich, daß
es bislang kein Angebot für die vielen
Menschen gibt, die den Wunsch haben,
ihre Kenntnisse und Fertigkeiten einstu-
fen zu können. Der „Computerführer-
schein“ bietet sicherlich keine ausreichen-
de Gewähr dafür, daß man in der Funkti-
on eines Informatikingenieurs in einem
Industrieunternehmen berufliche erfolg-
reich ist. Er bietet jedoch einer Sekretärin
oder einem kaufmännischen Angestellten

6) Manchmal wird auch der Begriff
„Reichweite“ verwendet.
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die Möglichkeit, die eigene Fähigkeit zum
Umgang mit einem Textverarbeitungs-
oder Tabellenkalkulationsprogramm im
Vergleich mit den gängigen einschlägigen
Anforderungen einzuschätzen: Wie um-
fassend sind meine Kenntnisse? Habe ich
durch die Ausbildung, an der ich teilge-
nommen habe, Fortschritte gemacht? In-
wieweit bin ich in der Lage, bestimmte
Arbeitsaufgaben eigenständig auszufüh-
ren? Wo liegen meine Schwächen?

Daß Instrumente dieser Art an die Stelle
des derzeitigen Systems der Berufsbil-
dungsabschlüsse treten, ist kaum wahr-
scheinlich. Im übrigen ist dies auch nicht
ihr Zweck. Sie könnten jedoch im Rah-
men des Zertifizierungssystems künftig
eine entscheidendere Funktion überneh-
men, und wenn die Wirtschaft sie in brei-
tem Umfang anerkennt, können sie schritt-
weise eine Verlagerung der allgemeinen
Schwerpunkte des Zertifizierungssystems
bewirken.

Verfahrenstechnische Entscheidun-
gen, die mit unterschiedlichen Grund-
satzentscheidungen zur Funktionswei-
se des Arbeitsmarktes zusammenhän-
gen

Die drei angeführten Modelle schließen
sich gegenseitig nicht unbedingt aus. Es
ist möglich, daß sie innerhalb eines Lan-
des in gewissem Umfang koexistieren. Die
von uns gelieferten Überblicksdarstel-
lungen machen jedoch deutlich, daß die
technischen Fragen in Verbindung mit der
Schaffung von Validierungs- und Zertifi-
zierungsstrukturen untrennbar mit grund-
sätzlicheren Entscheidungen zusammen-
hängen, welche die Konzeption der Aus-
bildungsprozesse, die Mobilität des einzel-
nen und das Karrieremanagement sowie
die Zusammenhänge zwischen genereller
Leistung der Unternehmen und persönli-
chen Leistungen des einzelnen betreffen.

Es ist auch klar, daß die Art der gesell-
schaftlichen Strukturen und die Geschich-
te des Berufsbildungssystems in jedem
Land in hohem Maß die Entscheidungs-
spielräume auf diesem Gebiet vorgeben.
Der Versuch im Vereinigten Königreich ist
sicherlich nur zu verstehen, wenn man
sich vergegenwärtigt, daß der Arbeits-
markt in diesem Land lange Zeit von ei-
nem berufsständischen Ansatz mit festge-
fügten Berufen dominiert war; beruflichen

Fachkräften mit hoher überbetrieblicher
Mobilität, die von den einzelnen Berufs-
verbänden ausgebildet wurden, stand ein
Heer von in der Regel kaum qualifizier-
ten Arbeitskräften gegenüber. In gewis-
ser Weise wirkt dieser berufsständische
Ansatz7 auch in den NVQ fort, man ver-
sucht jedoch, die Nachteile zu eliminie-
ren, die ein Innungswesen mit sich bringt.
Zudem muß das von der britischen Re-
gierung in die Wege geleitete System vor
dem Hintergrund der liberalistischen Wirt-
schaftsordnung und der kaum ausgepräg-
ten paritätischen Strukturen gesehen wer-
den (hinzuzufügen wäre: vor dem Hin-
tergrund eines Rechtssystems, in dem tra-
ditionell stärker auf die faktische Recht-
sprechung als auf geschriebenes Recht
Bezug genommen wird). Würde man ein
solches System auf einen Gesamtzusam-
menhang übertragen, in dem funktionie-
rende interne Märkte und paritätische
Mitbestimmung größeres Gewicht haben,
so wäre höchstwahrscheinlich ein Mißer-
folg zu erwarten. Die Leading Bodies bei-
spielsweise, die für die Entwicklung der
NVQ zuständig waren, konnten ihre Ar-
beit nur deshalb so schnell zu Ende füh-
ren, weil zum einen die Gewerkschaften
in diesen Gremien kaum vertreten und
zum anderen in Ermangelung tarifvertrag-
licher Regelungen keine anderen Qualifi-
kations- und Klassifizierungssystematiken
zu berücksichtigen waren.

Ein Vergleich der drei dargelegten Modelle
ergibt darüber hinaus, daß in jedem ein-
zelnen Fall ein anders gearteter Kom-
petenzbegriff zugrundeliegt. Allen ge-
meinsam ist die Betonung der Situations-
gebundenheit von Kenntnissen und Fer-
tigkeiten; der Begriff „Kompetenz“ erhält
seine Bedeutung in den Debatten über
Ausbildung und Beschäftigung nur in
Opposition zu einer akademischen Auf-
fassung von Wissensvermittlung: Struktu-
rierung der Kenntnisse nach fachlichen
Gesichtspunkten, ein Lernprozeß, bei dem
einem „theoretischen“ Verständnis die
Anwendung in der Praxis folgt, Validie-
rung der erworbenen Kenntnisse durch
Bescheinigung eines Ausbildungskurses
usw. Sowohl in der britischen Debatte im
Vorfeld der Einführung der NVQ und in
der deutschen Debatte zum Begriff der
„Schlüsselkompetenzen“ Anfang der 80er
Jahre als auch in der französischen De-
batte im Zusammenhang mit den Aus-
bildungsprofilen des Bildungsministe-

„Die von uns gelieferten
Überblicksdarstellungen
machen jedoch deutlich,
daß die technischen Fragen
in Verbindung mit der
Schaffung von Validie-
rungs- und Zertifizierungs-
strukturen untrennbar mit
grundsätzlicheren Ent-
scheidungen zusammen-
hängen, welche die Konzep-
tion der Ausbildungspro-
zesse, die Mobilität des ein-
zelnen und das Karriere-
management sowie die Zu-
sammenhänge zwischen ge-
nereller Leistung der Unter-
nehmen und persönlichen
Leistungen des einzelnen
betreffen.“

7) Der Begriff „Beruf“ darf hier nicht
zu eng gefaßt verstanden werden. Es
gibt beispielsweise NVQ für Tätigkei-
ten wie das „Installieren von Isolatio-
nen“ oder das „Verlegen von Kabeln“;
diese beziehen sich kaum auf Berufe
in eigentlichen Sinn.
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riums oder in den Themenpunkten des
Weißbuchs finden sich Bestätigungen für
die Notwendigkeit, den „einzelnen zum
Akteur der eigenen Ausbildung“ zu ma-
chen, für die Bedeutung, die einer Ein-
bindung von Kenntnissen in situative
Kontexte zukommt, für eine Formulierung
von Ausbildungsprofilen nach dem Mu-
ster „in der Lage sein, zu ... „ sowie für
die Notwendigkeit, Ausbildungssysteme
anzustreben, die weniger „angebots-
gesteuert“ sind.

Neben dieser Übereinstimmung in wesent-
lichen Punkten weichen die Kompetenz-
begriffe, die den einzelnen Modellen zu-
grundeliegen, voneinander ab. Das briti-
sche Modell und das implizite Modell des
Weißbuchs stützen sich auf einen Kom-
petenzbegriff, der sich auf die Leistung in
der Praxis bezieht: „Kompetenz“ bezeich-
net die Fähigkeit, eine Arbeitsaufgabe
oder eine berufliche Situation eigenstän-
dig zu bewältigen. Die Anforderungs-
profile der NVQ bzw. der Systeme zur
„Anrechnung und Anerkennung“ führen
daher eine Reihe von Situationen auf, die
für den betreffenden Beruf bzw. das be-
treffende Fachgebiet als repräsentativ an-
gesehen werden. Ist eine Person beispiels-
weise in der Lage, die Vergasung eines
Viertaktmotors einzustellen, so ist unnö-
tig zu überprüfen, ob sie die Funktions-
weise der Vergaser- bzw. Einspritzanlage
erklären oder die Toleranzwerte für den
CO

2
-Gehalt der Auspuffgase nennen kann.

Ebensowenig erforderlich ist es, eine Per-
son, die in der Lage ist, mittels Textverar-
beitungsprogramm eine vierspaltige und
sechszeilige Tabelle zu erstellen oder ein
Tabellenkalkulationsprogramm zu hand-
haben, daraufhin zu prüfen, ob sie die
Sortierfunktion eines Dokuments auf dem
PC erklären kann. Kenntnisse dieser Art
werden bei demjenigen, der die zu be-
wertende Fertigkeit beherrscht, als „in
praktischer Hinsicht“ vorhanden voraus-
gesetzt. Abgesehen von dieser Gemein-
samkeit weisen die NVQ und das Weiß-
buch grundsätzliche Unterschiede auf, da
erstere mit Bezug auf bestimmte Berufe
entworfen wurden (welche Situationen
müssen in Ausübung eines bestimmten
Berufs bzw. einer bestimmten „Qualifika-
tion“ gemeistert werden?), während das
Weißbuch eine Anrechnung und Bewer-
tung transversaler Kompetenzen vorsieht,
die in zahlreichen Berufe benötigt wer-
den.

Die Anforderungsprofile in Deutschland
sind - und hierin besteht Übereinstim-
mung mit den NVQ - ebenfalls unter Be-
zugnahme auf Berufe bzw. „Qualifikatio-
nen“ konzipiert. Ihnen liegt jedoch ein
Kompetenzbegriff zugrunde, bei dem Ar-
beitsorganisation und situativer Kontext
der beruflichen Tätigkeiten wesentlich
stärker im Vordergrund stehen. Grund-
sätzlich kann man sagen, sie definieren
einen bestimmten Platz innerhalb eines
Prozessablaufs im Produktions- oder
Dienstleistungsbereich und stellen den
Versuch dar, ein kohärentes Ensemble von
Kenntnissen und Fertigkeiten herauszu-
arbeiten, die benötigt werden, um diesen
Platz wirksam zu besetzen. Bezeichnend
ist übrigens, daß die Sozialpartner in
Deutschland die Einführung eines modu-
laren Systems, das die Validierung einzel-
ner Bestandteile eines Berufsbildungsab-
schlusses ermöglichen würde, immer ab-
gelehnt haben. Im Rahmen eines bestimm-
ten Berufs hingegen sind eine oder meh-
rere Optionen bzw. „Fachrichtungen“
möglich; unterschiedliche Fachrichtungen
scheinen zunehmend angeboten zu wer-
den (während die Zahl der Berufsbil-
dungsabschlüsse offensichtlich rückläufig
ist: Anfang der 70er Jahre wurden noch
600 Abschlüsse angeboten, heute sind es
nur noch 370). Auch Versuche zur Ein-
führung mehrere Qualifikationsstufen
wurden durch das Prinzip behindert, das
den Berufsbildungsabschlüssen zugunde-
liegt: Die Berufsbildungsabschlüsse stel-
len ein „strukturiertes Ganzes von aufein-
ander bezogenen beruflichen Kompeten-
zen“ dar, „die allgemein anerkannt sind
und auf denen die Struktur des Arbeits-
marktes beruht“. Bei der Formulierung der
Anforderungsprofile berücksichtigten die
Sozialpartner in wachsendem Maß den
Bedarf der Unternehmen für Arbeitskräf-
te, die in der Lage sind, die eigene Arbeit
eigenständig zu planen, auszuführen und
zu überprüfen. Infolgedessen gewinnen
„Schlüsselqualifikationen“ oder „transver-
sale Qualifikationen“ wie die Fähigkeit,
Gesamtzusammenhänge zu erfassen oder
die Fähigkeit zur Zusammenarbeit zuneh-
mend an Bedeutung. So haben z.B. die
Sozialpartner in der Schwerindustrie seit
1978 folgende Ausbildungsziele einge-
führt: Es soll „die Fähigkeit zur Ausübung
des erlernten Berufs in unterschiedlichen
Unternehmen und Branchen sowie die
Fähigkeit zur qualifizierten Tätigkeit in
verwandten Bereichen vermittelt werden,



BERUFSBILDUNG NR. 12 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

CEDEFOP

49

des weiteren die Fähigkeit zur flexiblen
Anpassung, zur Ausübung des Berufs an-
gesichts neuer Arbeitsstrukturen, Produk-
tionsverfahren und Technologien sowie
die Fähigkeit zur Teilnahme an ständiger
Weiterbildung bzw. an Umschulungs-
maßnahmen, welche die berufliche Qua-
lifikation und die Mobilität sicherstellen“.

Das Bestreben, den einzelnen auf eine
Arbeitstätigkeit vorzubereiten, bei der die
Arbeit nach Vorschrift zugunsten von ei-
genverantwortlicher Arbeit zunehmend in
den Hintergrund tritt, ist in allen Syste-
men zu beobachten. Mehrere Ansätze
werden verfolgt, um diesem Ziel näher-
zukommen: Im einen Fall werden die ein-
zelnen Berufe breiter definiert und ver-
stärkt „generische“ Kompetenzen mitein-
bezogen, im anderen Fall werden Normen
für auf einem „freien Markt“ der Kompe-
tenzen zu erbringende Leistungen aufge-
stellt.

Dieser Unterschied verweist auf eine eher
theoretische Debatte zum Kompetenz-
begriff. Wie Bernard Rey (1996) feststell-
te, „liegen in der Tat zwei gegensätzliche
Kompetenzkonzepte vor. Das erste be-
trachtet Kompetenz als die Fähigkeit zur
Ausübung einer Funktion, der eine Reihe
von Situationen zugeordnet sind ...  Kom-
petenz kann also als eine Reihe von ge-
nau bestimmten Verhaltensweisen be-
schrieben werden und bezeichnet folg-
lich eine sehr spezifische Fähigkeit. Das
andere Konzept definiert Kompetenz als
eine generative Fähigkeit, als Fähigkeit
also, eine unendlichen Menge von ad-
äquaten Verhaltensweisen für eine unend-
liche Menge von neuartigen Situationen
zu generieren.“ Dem britischen System
scheint a priori das erste Kompetenz-
konzept zugrundezuliegen, dem deut-
schen Modell das zweite. Ganz so ein-
fach ist dies sicherlich nicht, da - wie
bereits weiter oben festgestellt wurde -
die in den NVQ beschriebenen Kompe-
tenzen in einigen Fällen auf Kompeten-
zen generischer Art hindeuten. Dies be-
deutet nicht anderes, als daß in diesen
Fällen bei der Formulierung der An-
forderungsprofile in Bezug auf den Lern-
prozeß und die Validierung unterschied-
liche Sichtweisen zugrundegelegt werden.
Bemühen wir noch einmal das Beispiel
des Kraftfahrzeugmechanikers: Es macht
einen prinzipiellen Unterschied, ob man
eine Kompetenz mit Formulierungen wie

„... ist in der Lage, die Vergasung einzu-
stellen“ oder mit Formulierungen wie
„... ist in der Lage, die wichtigsten Schä-
den an den mechanischen Teilen eines
Kfz festzustellen und einzuordnen“ be-
schreibt. Die mit der zweiten Formulie-
rung beschriebene Kompetenz ist nicht
nur breiter angelegt, sie setzt zudem im-
plizit ein handlungsrelevantes Verständ-
nis der Funktionsprinzipien eines Kfz-
Motors und die Fähigkeit zum Umgang
mit einer Reihe von Geräten und Instru-
menten voraus, die die Pannendiagnose
erleichtern; miteinbegriffen ist darüber
hinaus ein Zusammenwirken von in der
Praxis erworbenen Kenntnissen und theo-
retischem Wissen. Zudem schließt diese
Kompetenz implizit die Fähigkeit zur An-
passung an eine Vielzahl von Situationen
ein. Ihre Validierung erfordert also ein
komplexes Instrumentarium und kann
nicht einfach dadurch bewerkstelligt wer-
den, daß man kontrolliert, ob der Prüf-
ling in der Lage ist, eine bestimmte
Arbeitsaufgabe auszuführen.

Ähnliche Risiken birgt jedes der ange-
führten Modelle. Das erste Modell kann
dazu verleiteten, die Kenntnisse unter-
zubewerten, die Voraussetzung für prak-
tisches Handeln sind und die Schaffung
von Ausbildungsformen anzuregen, die
eine weitergehende Qualifizierung des
einzelnen kaum unterstützen. Dieses Ri-
siko besteht nicht nur theoretisch: In
England werden die Ausbildungsein-
richtungen teilweise hinsichtlich ihrer
Fähigkeit beurteilt, die Kompetenzen, die
für NVQ einer bestimmten Qualifikations-
stufe benötigt werden, in kürzester Zeit
zu vermitteln. Dies kann zur Folge ha-
ben, daß Personen ausgebildet werden,
die zwar in einer Reihe vorgegebener
Arbeitsaufgaben sehr gute Leistungen
erbringen, jedoch kaum in der Lage sind,
ihren Beruf eigenverantwortlich auszu-
üben (Steedman und Hawkins, 1994). Bei
dem zweiten Modell besteht das Risiko
einer Überbetonung von Lernprozessen
und -inhalten schulisch-akademischer Art
und damit die Gefahr, daß Personen aus-
gebildet werden, die zwar in der Lage
sind, eine bestimmte Problemstellung
analytisch zu zergliedern, jedoch wenig
effizient sind, wenn es darum geht, prak-
tische Arbeitsaufgaben zu übernehmen.
(In Deutschland wird dieses Risiko durch
das alternierende System der dualen
Ausbildung gemindert).

„Das Bestreben, den einzel-
nen auf eine Arbeitstätig-
keit vorzubereiten, bei der
die Arbeit nach Vorschrift
zugunsten von eigenverant-
wortlicher Arbeit zuneh-
mend in den Hintergrund
tritt, ist in allen Systemen zu
beobachten. Mehrere Ansät-
ze werden verfolgt, um die-
sem Ziel näherzukommen:
Im einen Fall werden die
einzelnen Berufe breiter
definiert und verstärkt
„generische“ Kompetenzen
miteinbezogen, im anderen
Fall werden Normen für auf
einem „freien Markt“ der
Kompetenzen zu erbringen-
de Leistungen aufgestellt.“
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Diese kurze Erörterung von drei Model-
len macht auch deutlich, daß alle Validie-
rungssysteme mit denselben methodi-
schen Schwierigkeiten zu kämpfen haben.
Problematische Bereiche sind hier die
Übertragbarkeit von validierten Fertigkei-
ten, die Überprüfung der Kenntnisse, die
praktischem Handeln zugrundeliegen so-
wie die Mitberücksichtigung von Verhal-
tensweisen in Arbeitssituationen. Auch
wenn sich in den erörterten Modelle sehr
unterschiedliche Strukturprinzipien wider-
spiegeln, zeigen sie in dieser Hinsicht eine
gewisse Übereinstimmung. Worin sie sich
auch weiterhin ganz erheblich unterschei-
den, sind eher die Form der Kontrolle
über den Ausbildungsapparat und die
Modalitäten der Anerkennung und Zertifi-
zierung auf dem Arbeitsmarkt, welche die
Grundlage für die Entwicklung von Zeug-
nissen bilden. Wie hochentwickelt die
Verfahren zur Validierung im einzelnen
auch sein mögen, kein System kann der
Frage nach den gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen ausweichen, auf deren
Grundlage die kollektiven Bezugswerte
erarbeitet werden, die eine Verbindung
zwischen den Kenntnissen des einzelnen
und dem Qualifikations- und Kompetenz-
management in den Unternehmen sicher-
stellen.

Die kennzeichnenden
Merkmale der Situation in
Frankreich

Das derzeitige französische System zur
Zertifizierung beruflicher Kenntnisse und
Kompetenzen fußt im wesentlichen auf
vier sich wechselseitig ergänzenden Teil-
systemen:

❏ Die Berufsbildungsabschlüsse des Bil-
dungsministeriums wurden in erster Li-
nie mit Blick auf die berufliche Erstaus-
bildung entwickelt und sollen Jugendli-
chen die Möglichkeit bieten, berufliche
Grundbildung für einen bestimmten Be-
ruf zu erwerben und zugleich die Kennt-
nisse auszubauen, die sie für die eigene
persönliche Entwicklung und soziale Ein-
gliederung benötigen. Sie können im Rah-
men einschlägiger Ausbildungszüge er-
worben werden (die z.B. vom Berufs-
befähigungszeugnis - Certificat d’aptitude
professionnelle, CAP - der Qualifikations-
stufe V bis zum höheren Technikerbrief -

Brevet de technicien supérieur, BTS - der
Qualifikationsstufe III reichen). Sie wer-
den entweder in der Schule oder im Rah-
men einer Lehrlingsausbildung vorberei-
tet. Auch auf dem Weg über die Weiter-
bildung kann ein solcher Abschluß erwor-
ben werden.

❏ Die Abschlüsse des Arbeitsministeriums
wurden in erster Linie mit Blick auf die
berufliche Weiterbildung entwickelt; sie
bescheinigen vor allem technisch-fachli-
che Kenntnisse und berufliche Fertigkei-
ten und sind ebenfalls nach Qualifika-
tionsstufen untergliedert.

❏ Beiden Arten von Abschlüssen liegen
Beschäftigungs- oder Tätigkeitsprofile zu-
grunde, die in Abstimmung mit den So-
zialpartnern (in den paritätisch besetz-
ten beratenden Berufsausschüssen, CPC)
erarbeitet wurden. Üblicherweise wird mit
den Abschlüssen die Teilnahme an einem
Ausbildungsprogramm bescheinigt; die
Validierung erfolgt in der Regel durch eine
Abschlußprüfung, welche ein Prüfungs-
ausschuß abnimmt, der aus Lehrkräften
und beruflichen Fachkräften besteht.
Durch das Gesetz von 1992 über die
Validierung beruflicher Kenntnisse sowie
durch das vom Arbeitsministerium ge-
schaffene System zur Evaluierung beruf-
licher Kompetenzen und Kenntnisse
(EVAP) wurde jedoch auch die Möglich-
keit geschaffen, diese Abschlüsse auf dem
Weg über eine Anerkennung der durch
Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse
zu erwerben.

❏ Bei den auf Vorschlag des Fachaus-
schusses zur Homologisierung von Titeln
und Diplomen (CTH) homologisierten
Zeugnissen sowie den beruflichen Qualifi-
kationszeugnissen (CQP) handelt es sich
um Formen der Zertifizierung, die weni-
ger direkt an die Teilnahme an einem
Ausbildungsprogramm gebunden sind
und sich stärker auf Kompetenzen bezie-
hen, die in den Unternehmen unmittel-
bar eingesetzt werden können.

Dieses „offizielle“8 Zertifizierungssystem
ist verhältnismäßig vollständig; es ist po-
tentiell geeignet, jeden enstehenden Be-
darf zu berücksichtigen.

Das System ist aufgrund seiner Vielgestal-
tigkeit in der Lage, Angebote für sehr
unterschiedliche Bedarfslagen bereitzu-

8) Es gibt zahlreiche Formen der
Zertifizierung, die den Bestimmungen
des öffentlichen Sektors nicht entspre-
chen, wie z.B. die Titel, die von ver-
schiedenen Ausbildungseinrichtungen
vergebenen werden, deren Anerken-
nung nur in ihrem guten Ruf besteht.
Das „offizielle“ System umfaßt auch
andere Formen der Zertifizierung, die
an dieser Stelle nicht behandelt wer-
den, wie z.B. die Diplome des Hoch-
schulwesens, die von anderen (z.B.
vom Sozialministerium) vergebenen
Zeugnisse ,  d ie Ver le ihung des
Ingenieurtitels oder der unter eine
ganz anderen Kategorie fallende Wett-
bewerb der besten Arbeitskräfte
Frankreichs, in dessen Rahmen be-
stimmte berufliche Spitzenleistungen
auf Gebieten ausgezeichnet werden,
die teilweise nicht durch Abschlüsse
des Bildungssystems abgedeckt sind
(wenn z.B. der beste Herstel ler
provençalischer Krippenfiguren aus-
gezeichnet wird). Hier sei darauf hin-
gewiesen, daß sich nach dem Ver-
ständnis der französischen Bestim-
mungen der Begriff „Homologisie-
rung“ mit dem der staatlichen Zertifi-
zierung überlagert. Die Bestimmun-
gen sehen vor, daß die Diplome des
Bildungsministeriums von vornherein
- also quasi automatisch - homolo-
gisiert sind. Die Homologisierung von
Zeugnissen des Arbeitsministeriums
erfolgt, indem diese Zeugnisse einem
speziellen Verfahren unterzogen wer-
den, das auf paritätisch besetzten be-
ratenden Berufsausschüssen basiert,
die denen des Bildungsministeriums
gleichen. Für eine zusammenfassen-
de Übersicht über die verschiedenen
Formen der Zertifizierung in Frank-
reich und deren Entstehung vgl. Anne-
Marie Charraud, Annie Bouder und
Jean-Louis  Ki rsch:  „Le t i t re ,  la
compétence, l’emploi - normes et
usages de la certification“, Bref -
CEREQ Nr. 114, November 1995.
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stellen: Es erlaubt die Bereitstellung von
kompletten Erstausbildungsgängen, die
Entwicklung einer ersten Qualifikations-
stufe für Jugendliche, die ohne Ausbil-
dung in der verarbeitenden Industrie ein-
gestellt wurden (wie z.B. des Berufs-
befähigungszeugnisses (CAP) für Maschi-
nenführer in der Montageindustrie, das
vor kurzem in Zusammenarbeit mit der
Firma Renault entwickelt wurde), die
Zertifizierung von sehr punktuellen fach-
lichen Kompetenzen (z.B. durch ein be-
rufliches Qualifikationszeugnis (CQP) für
ein spezifisches Verfahren in der Kunst-
stoffindustrie), die Homologisierung von
Zeugnissen, die von Unternehmen und
Ausbildungseinrichtungen entwickelt
wurden, um Lehrgänge zu bescheinigen,
die auf Weiterbildung und Berufserfah-
rung basieren (wir z.B. die homolo-
gisierten Zeugnisse für Maschinenführer
in der pharmazeutischen Industrie) und
die Entwicklung von Zeugnissen für neu
entstehende Berufe, die eine Validierung
bestimmter Kompetenzen erforderlich
machen (wie z.B. das Zeugnis des Arbeits-
ministeriums für Mitarbeiter von Pizza-
Lieferdiensten).

Insgesamt gesehen ist dieses System je-
doch nicht optimal ausgewogen:

❏ Das 1992 geschaffene System zur Ver-
gabe von Abschlüssen anhand einer
Validierung bereits vorhandener Kenntnis-
se kommt nur langsam in Gang und er-
füllt bei weitem nicht die Erwartungen der
Beschäftigten.

❏ Die meisten Jugendlichen setzten heu-
te nach dem Erwerb des (in etwa dem
deutschen Abitur entsprechenden) Bacca-
lauréat ihre Ausbildung fort; zwar wur-
den in umfassendem Maß berufsbezoge-
ne Hochschulstudiengänge eingerichtet
(z.B. durch die Errichtung der universitä-
ren Fachhochschulen - IUT - seit Ende
der 60er Jahre oder der berufsqualifi-
zierenden Hochschuleinrichtungen - IUP
- seit Mitte der 80er Jahre), es gab jedoch
bei der Entwicklung der technischen und
beruflichen Hochschulabschlüsse kein
einheitliches drittelparitätisches Abstim-
mungsverfahren, was die Lesbarkeit die-
ser Abschlüsse auf dem Arbeitsmarkt ein-
schränkt. 1996 wurden im Rahmen der 280
existierenden nationalen Hochschul-
abschlüsse (Licence, Maîtrise ...) 5722
Abschlußzeugnisse vergeben, hinzu ka-

men 2789 Zeugnisse, deren Inhalt bei je-
dem Abschluß unterschiedlich ist (berufs-
bezogene Maîtrise, Diplom über speziali-
sierte Hochschulstudien - DESS - , For-
schungsdiplome im technologischen Be-
reich, usw.)9.

❏ Die Branchen zeigen sich bei der Ent-
wicklung von beruflichen Qualifikations-
zeugnissen (CPQ) sehr zurückhaltend.
Diese Zeugnisse waren zunächst für Ju-
gendliche entwickelt worden, die nach
Abschluß der Schule bzw. des Studiums
an einer alternierenden Ausbildung (im
Rahmen eine Qualifizierungsvertrags) teil-
genommen hatten. Dann war man zu der
Auffassung gelangt, daß diese Ausbildun-
gen mit einer einfachen Anerkennung der
erworbenen Qualifikationen durch das
betreffende Unternehmen selbst verbun-
den werden könnten. In den Branchen,
die diese Form der Zertifizierung unter-
dessen praktizieren, haben die CQP sehr
unterschiedliche Funktion: Sie fungieren
als ergänzende Zeugnisse zu den Ab-
schlüssen des Bildungsministeriums, sie
dienen zur Anerkennung von Kompeten-
zen, die den Übergang in eine andere
Laufbahngruppe ermöglichen, sie fungie-
ren als brancheninternes Zertifizierungs-
system analog zu demjenigen des staatli-
chen Bildungswesens, usw.  Obwohl eine
Reihe von Branchen vor kurzem die Ent-
wicklung von CQP in Angriff genommen
hat, werden derzeit pro Jahr kaum mehr
als 400010 solcher Zeugnisse vergeben.

❏ Die Rolle des Fachausschusses zur
Homologisierung ist nicht mehr eindeu-
tig zu bestimmen. In Ermangelung eines
klaren theoretischen Unterbaus und auf-
grund mangelnden Sachverstands im Vor-
feld seiner Tätigkeit oszilliert die Rolle des
Ausschusses zwischen mehreren Funktio-
nen, nämlich der Verleihung eines „Güte-
siegels“, der Anerkennung der Zweckmä-
ßigkeit des Zeugnisses angesichts der
Beschäftigungs- und Qualifikationsent-
wicklung und der Zuordnung eines Zeug-
nisses zu einem bestimmten Qualifika-
tionsniveau, wodurch Querverbindungen
zu den Abschlüssen des Bildungsministe-
riums geschaffen werden, die Übergänge
ermöglichen können.

Insgesamt gesehen haben die Abschlüsse
des Bildungsministeriums in diesem Sy-
stem nach wie vor eine deutliche Vorrang-
stellung und stellen, verglichen mit den

9) Zu den Verfahrensweisen bei der
Entwicklung von Universitätsab-
schlüssen vgl .  P ier re Dubois :
„Universités, les stratégies de l’offre
de formation“, in: Formation emploi,
Nr. 58, April/Juni 1996.

10) Ein kürzlich vorgelegter, für die
Direktion der Lycées und Collèges be-
stimmter Bericht des CEREQ ermittelt
den dezeitigen Stand bei der Schaf-
fung von CQP in drei Wirtschafts-
branchen: in der Schwerindustrie, in
der Kunststoffindustrie und in der
landwirtschaftlichen Nahrungsmittel-
produkt ion;  vg l .  Anne-Mar ie
Charraud, Elsa Personnaz und Patrick
Veneau: „Les CQP, de la construction
des référentiels à l’évaluation des
acquis“, CPC Documents, Nr. 96/8,
erschienen beim Bildungsministerium.
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übrigen Formen der Zertifizierung, gewis-
sermaßen eine „harte Währung“ dar. Dies
resultiert zum großen Teil aus dem Über-
gewicht, das die Erstausbildung in unse-
rem System hat, sowie aus der Bedeutung,
die - sowohl seitens des einzelnen als
auch seitens der Unternehmen - der im
Rahmen des Bildungssystems erreichten
Qualifikationsstufe beigemessen wird.
Wie P. Méhaut (1997) feststellt, fungiert
in Frankreich das Diplom als interne Norm
des Ausbildungssystems (Vorbedingung
für eine weiterführende Ausbildung) und
als externe Norm auf dem Arbeitsmarkt
(Vorbedingung für den Zugang zur Be-
schäftigung) gleichermaßen und ist dar-
über hinaus ein wesentlicher Identitäts-
faktor (und damit verbunden ein Faktor
für die hierarchische Stellung des einzel-
nen). Diese Funktion eines Maßstabs für
die soziale Stellung ist in Frankreich we-
sentlich stärker ausgeprägt als in Deutsch-
land, wo die Berufsbildungsabschlüsse in
erster Linie als externe Normen fungie-
ren.

Diese Situation bot den Vorteil, daß es
trotz des enorm starken Drucks für die
Familien und Jugendlichen, im allgemei-
nen Bildungswesen möglichst weit zu
kommen, möglich war, ein qualitativ
hochwertiges berufliches Schulwesen si-
cherzustellen11. Zudem sorgte sie dafür,
daß eine gewisse „Lesbarkeit des Systems“
gewährleistet ist: Die Berufsbildungsab-
schlüsse sind bei den Arbeitgebern weit-
hin bekannt und dienen häufig auch als
Vorlage für die Entwicklung anderer For-
men der Zertifizierung. Nachteilige Fol-
gen dieser Situation sind eine gewisse
Unflexibilität bei der Entwicklung neuer
Formen der Zertifizierung sowie die struk-
turell bedingten Schwierigkeiten, auf die
ein Ausbau des Systems in Richtung auf
die umfassendere Berücksichtigung der
durch Berufserfahrung und durch Weiter-
bildung erworbenen Kenntnisse stößt.

Welche Stellung nimmt dieses System im
Verhältnis zu den weiter oben erörterten
Modellen ein?

Große Ähnlichkeiten bestehen zwischen
Frankreich und Deutschland hinsichtlich
der Anforderungsprofile und der Art, wie
Kenntnisse und Kompetenzen für die
Berufsbildungsabschlüsse validiert wer-
den. Da in Frankreich jedoch keine „be-
ruflichen Märkte“ existieren, gibt es nur

rein theoretisch eine Übereinstimmung
von Berufsbildungsabschlüssen und Ar-
beitsplätzen mit dem entsprechenden
Qualifikationsprofil; die im Rahmen der
Erstausbildung erworbenen Kenntnisse
werden von den Unternehmen in wesent-
lich geringerem Umfang anerkannt an als
z.B. in Deutschland. Dies hängt mögli-
cherweise auch damit zusammen, daß die
Sozialpartner in Verbindung mit den Ab-
schlüssen nur konsultiert werden und
nicht an einer paritätischen Entscheidung
beteiligt sind. Demgegenüber mißt man
in Frankreich Abschlüssen mit unter-
schiedlichen Qualifikationsstufen wesent-
lich größere Bedeutung bei: Man ist be-
müht, im Rahmen des Bildungssystems
Ausbildungszüge zu schaffen, die alle
Qualifikationsstufen abdecken, und für
die Arbeitgeber ist die erreichte Qualifika-
tionsstufe häufig ausschlaggebender als
die erworbenen Kenntnisse selbst. Frank-
reich stellt, sicherlich auch wegen dieses
„Merkmalbündels“ (d.h. Anforderungs-
profile, die denen in Deutschland ähn-
lich sind; keine „beruflichen Märkte“;
Bedeutung der erreichten Qualifikations-
stufe) einen Sonderfall dar, dessen Cha-
rakteristikum als eine „Philosophie des
Abschlusses“ bezeichnet werden kann.
Der Bildungsabschluß verweist auf die
persönlichen Qualitäten seines Inhabers
und folglich auch auf dessen Stellung in
der Hierarchie. Die Qualität des erwor-
benen Abschlusses und dessen Ansehen
bemißt sich nach der Qualität der zertifi-
zierenden Einrichtung sowie nach seiner
„Unabhängigkeit“ von den Machtverhält-
nissen und Kräftespielen der Arbeitswelt12.
Ihren extremsten Ausdruck findet diese
Philosophie des Abschlusses im System
der Elite-Fachhochschulen (Grandes
Ecoles), sie bestimmt jedoch auch in um-
fassendem Maß das Verhalten der Akteu-
re des Berufsbildungssystems. Hier sei nur
auf das Verhalten der Arbeitgeber hinge-
wiesen, die in regelmäßigen Abständen
mit Nachdruck die Schaffung von höher-
wertigen Abschlüssen in ihrem jeweiligen
Sektor fordern, damit ihre „besten Leute“
nicht in andere Ausbildungszüge über-
wechseln, die mehr Prestige genießen.

Insgesamt gesehen bietet dieses System,
welches sich selbst als in hohem Maß
egalitär versteht, all denjenigen kaum die
Möglichkeit zum wirklichen beruflichen
Aufstieg, die zu Beginn ihres Lebenswegs
in der Schule keine Spitzenleistungen er-

Man mißt „in Frankreich
Abschlüssen mit unter-
schiedlichen Qualifika-
tionsstufen große Bedeu-
tung bei: Man ist bemüht,
im Rahmen des Bildungs-
systems Ausbildungszüge zu
schaffen, die alle Qualifi-
kationsstufen abdecken,
und für die Arbeitgeber ist
die erreichte Qualifika-
tionsstufe häufig ausschlag-
gebender als die erworbe-
nen Kenntnisse selbst.“

11) Zwar befindet sich Frankreich in
dieser Hinsicht in einer weniger vor-
teilhaften Lage als die germanischen
Länder, das berufliche Schulwesen
erfreut sich jedoch größerer Beliebt-
heit als in anderen Ländern. Die
Schaffung der höheren Techniker-
briefe mit universitärer Ausbildung
(DUT) und der berufsorientierten
Abiturformen hat dazu sicherlich ent-
scheidend beigetragen.

12) Eric Verdier beschreibt das fran-
zösische System als „einen Wettbe-
werb zwischen Einzelpersonen, des-
sen Gerechtigkeit der Staat gewähr-
leisten muß, welcher dadurch unan-
fechtbare Legitimität erlangt, zumal
diese sich auf ein objektives Kriteri-
um, nämlich die schulischen Leistun-
gen, stützt, welche per definitionem
unabhängig sind von lokalen oder
kommerziellen Einflüssen“. Vgl. Eric
Verdier: „L’insertion des jeunes à la
f rançaise :  vers  un a jus tement
structurel“, in: Travail et emploi, Nr.
69.
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bracht haben. Die Zahl derjenigen, die
ihre Ausbildung in einem berufsbilden-
den Zweig absolviert haben und in ihrem
Unternehmen eine berufliche Position mit
erheblicher Verantwortung erreichen, ist
wesentlich niedriger als z.B. in Deutsch-
land13.

Diese Beschreibung ist sicherlich sehr
holzschnittartig14. Sie erlaubt es jedoch,
die sehr verhaltenen Aktivitäten zur Ent-
wicklung alternativer Formen der Zertifi-
zierung - z.B. die von den Branchen ge-
schaffenen beruflichen Qualifikations-
zeugnisse (CQP) - zu veranschaulichen.
Der Glaube an die Macht der Abschlüsse
des Bildungssystems und die Rückwirkun-
gen dieses Glaubens auf das Verhalten der
Jugendlichen bzw. auf die Kriterien, die
bei der Einstellung von Mitarbeitern an-
gelegt werden, sind derart übermächtig,
daß jede andere Form der Zertifizierung
im Vergleich dazu als zweitrangige Opti-
on erscheinen muß. Auch die Tatsache,
daß die Verfahren zur Validierung von
durch Berufserfahrung erworbenen
Kenntnissen nur rudimentär entwickelt
sind, ist wohl auf diese Philosophie des
Abschlusses zurückzuführen: Ein befürch-
teter Wertverlust des Abschlusses über-
wiegt den Wunsch, diesen Abschluß auch
für diejenigen zugänglich zu machen, die
im Erwerbsleben stehen.

Vor dem Hintergrund dieser Situation ist
es wenig wahrscheinlich, daß sich in ab-
sehbarer Zeit ein System herausbildet, das
eine echte Alternative zum Zertifizierungs-
system des Bildungsministeriums bildet15.
Man riskiert günstigstenfalls große Verwir-
rung; im schlimmsten Fall kann es zu ei-
ner Destabilisierung des derzeitigen Sy-
stems kommen, ohne daß es gelingt, ein
verläßliches und effizientes neues System
zu errichten. Die jüngst geschaffenen
Zertifizierungsangebote, die die durch
technologischen Wandel und neue For-
men der Arbeitsorganisation erforderlich
werdenden Kompetenzen am besten er-
fassen, wurden gestützt auf Berufsbil-
dungsabschlüsse des Bildungsministeri-
ums entwickelt. Beispiele dafür sind das
(bereits genannte) Berufsbefähigungs-
zeugnis (CAP) für Maschinenführer in der
Montageindustrie und die (in Zusammen-
arbeit mit der Compagnie générale des
Eaux entwickelten) Abschlüsse im Bereich
Reinigungsdienste. Umgekehrt haben sich
zahlreiche, alternativ zu den Abschlüssen

des Bildungsministeriums geschaffene
Formen der Zertifizierung inzwischen als
Zertifikate von Schulen und Ausbildungs-
einrichtungen herausgestellt, die nicht in
der Lage waren, Standards zu setzen (aus-
genommen in einigen sehr speziellen
technischen Berufen, z.B. bei hochspe-
zialisierten Schweißern; die Auswirkun-
gen, die dies hinsichtlich der Führung und
der Kosten dieser Arbeitskräfte brachte,
sind bekannt).

Sowohl in Frankreich als auch in ande-
ren Ländern werden sich künftig sicher
neue Formen der Zertifizierung entwik-
keln; diese sollten schwerpunktmäßig zur
Validierung der durch Berufserfahrung
erworbenen Kenntnisse bestimmt sein
und eine Diversifizierung der beruflichen
Lebensläufe fördern. Sie dürfen nicht als
Konkurrenz zu den Zeugnissen und Ab-
schlüssen des Bildungswesens konzipiert
werden, sondern sollten diese ergänzen.
Es geht dabei um die Glaubwürdigkeit des
Systems. Daß Anforderungsprofile für
Kompetenzen vorliegen, die die Fähigkeit
zum Umgang mit Textverarbeitungspro-
grammen oder die Beherrschung von
Buchhaltungstechniken berücksichtigen,
bietet keine Gewähr dafür, daß die Ar-
beitgeber Inhaber der einschlägigen neu-
en Zeugnisse lieber einstellen als z.B. eine
Person, die einen höheren Technikerbrief
(BTS) der Fachrichtung Sekretariat/Büro-
automation vorweisen kann. Sehr wahr-
scheinlich sogar werden sie bei der Aus-
lese weiterhin das BTS als ausschlagge-
benden Faktor berücksichtigen und alle
auf anderen Wegen anerkannten Kompe-
tenzen nur als zusätzliches „Plus“ in Ver-
bindung mit dieser grundlegenden Anfor-
derung betrachten. Der erwartete Effekt,
nämlich daß qualifizierte Arbeitsplätze mit
Personen besetzt werden, die keinen
staatlichen Abschluß vorweisen können
oder sich „durch Berufspraxis qualifiziert“
haben, wird nicht erreicht...

Bezeichnenderweise haben sich alterna-
tive Formen der Zertifizierung insbeson-
dere in Berufsfeldern entwickelt, in de-
nen ein brancheneigener Ausbildungs-
apparat unter Aufsicht der Arbeitgeber
existiert; die beruflichen Qualifikations-
zeugnisse (CQP) setzen der „Philosophie
des staatlichen Abschlusses“ eine „Philo-
sophie der Branchenabschlüsse“ entgegen
... Wovon man jedoch nicht abgeht, ist
die Philosophie der Abschlüsse!

„Sowohl in Frankreich als
auch in anderen Ländern
werden sich künftig sicher
neue Formen der Zertifi-
zierung entwickeln; diese
sollten schwerpunktmäßig
zur Validierung der durch
Berufserfahrung erworbe-
nen Kenntnisse bestimmt
sein und eine Diversifizie-
rung der beruflichen Le-
bensläufe fördern. Sie dür-
fen nicht als Konkurrenz zu
den Zeugnissen und Ab-
schlüssen des Bildungswe-
sens konzipiert werden,
sondern sollten diese er-
gänzen.“

13) In diesem Zusammenhang kön-
nen auch die Elite-Fachhochschulen
beispielhaft angeführt werden: Im
mittleren Abschnitt der beruflichen
Laufbahn entspricht der berufliche
Status, den ein ehemaliger Schüler
einer solchen Fachhochschule erlangt
hat, nahezu dem Prestige, das die je-
weilige Hochschule, von der der Ab-
solvent kommt, in der Hierarchie ge-
nießt.

14) Eine eingehendere Analyse der
französischen Besonderheiten auf die-
sem Gebiet findet sich in dem oben
angeführten Artikel von Eric Verdier.

15) Wir haben der Einfachheit halber
nur auf die Abschlüsse des Bildungs-
ministeriums Bezug genommen; ei-
gentlich müßten hier auch die von
dem staatlichen Verband für berufli-
che Erwachsenenbildung (AFPA) oder
anderen Ministerien vergebenen Ab-
schlüsse angeführt werden.



BERUFSBILDUNG NR. 12 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

CEDEFOP

54

Bezeichnend ist zudem, daß der Zugang
zu einer Reihe von Berufen seit kurzem
nur noch Inhabern eines einschlägigen
Berufsbildungsabschlusses möglich ist.
Dies ist z.B. in bestimmten handwerkli-
chen Berufen der Fall. Bis vor kurzem war
nur der Friseurberuf ausschließlich Inha-
bern eines Berufsbefähigungszeugnisses
(CAP) vorbehalten. Künftig muß das CAP
auch für andere Berufe, z.B. den Bäcker-
beruf nachgewiesen werden. Eine analo-
ge Entwicklung ist für Berufe im Bereich
Sport und Sozialarbeit zu verzeichnen. In
allen Fällen ist es der Staat, der die be-
treffenden Zeugnisse vergibt.

Durch das Beharrungsvermögen, welches
das so beschaffene System beweist, ent-
steht jedoch ein gewisser Zwang zur sy-
stemimmanenten Entwicklung. Die Ab-
schlüsse des Bildungsministeriums bewie-
sen angesichts des Entwicklungsdrucks in
den vergangenen Jahren eine wesentlich
umfassendere Anpassungsfähigkeit, als im
allgemeinen angenommen wird. Bereits
angeführt wurden die neu geschaffenen
Möglichkeiten, einen Berufsbildungsab-
schluß auf dem Weg über die Validierung
von durch Berufserfahrung erworbenen
Kenntnissen zu erhalten. Nach anfängli-
chen Schwierigkeiten konnte das Bil-
dungsministerium eine Reihe von Verfah-
ren schaffen, durch die es leichter wer-
den sollte, auf diesem Weg einen Ab-
schluß zu erwerben. So wurden beispiel-
weise die meisten beruflichen Bildungs-
gänge zu modularen Ausbildungspro-
grammen umgestaltet, so daß auch berufs-
erfahrene Erwachsenen leichter die Mög-
lichkeit haben, die betreffenden Berufs-
bildungsabschlüsse schrittweise zu erwer-
ben. Gegenwärtig unternimmt man dar-
über hinaus umfassende Anstrengungen,
um bestimmte Abschlüsse mit den von
den Branchen geschaffenen CQP optima-
ler zu verzahnen (indem z.B. die CQP als
Bestandteile eines Berufsbildungsab-
schlusses konzipiert werden). Um in Be-
reichen wie der Bedienung von Ferti-
gungsanlagen den Erwerb grundlegender
Fachkenntnisse und Fertigkeiten zu er-
leichtern, wurden eine Reihe von bran-
chenübergreifenden Abschlüssen geschaf-
fen. Die Auszubildenden können anschlie-
ßend zwischen unterschiedlichen Aus-
bildungsoptionen wählen und sich in ei-
nem spezifischen Fachgebiet spezialisie-
ren (Erzeugung von Papier und Pappen,
Erzeugung von Glas- oder Keramik-

produkten...). Die Spezialisierung ist so-
wohl durch die Teilnahme an einer alter-
nierenden Ausbildung als auch durch
Weiterbildung möglich.

Generell gesehen wird bei der Erarbei-
tung von Berufsbildungsabschlüssen die
Vermittlung von Kompetenzen zuneh-
mend stärker berücksichtigt als die Ver-
mittlung formeller Kenntnisse. Diese Ent-
wicklung ist seit ungefähr 15 Jahren zu
beobachten und verlief nicht ohne Pro-
bleme, aber die Tätigkeitsbeschreibungen
in den Anforderungsprofilen und die
Validierungsverfahren fußen zunehmend
auf der Beschreibung von Arbeitssituatio-
nen oder beruflichen Fähigkeiten.

Es steht uns jedoch immer noch ein lan-
ger Weg bevor. Die pädagogischen Me-
thoden sind noch immer umfassend von
einer Werteskala geprägt, in der theoreti-
sche und fachliche Kenntnisse höher ein-
gestuft werden als praktische Fertigkei-
ten. Die in Schule und Hochschule erziel-
ten Leistungen stellen nach wie vor den
grundsätzlichen Maßstab für den berufli-
chen und sozialen Status dar. Die franzö-
sische Gesellschaft tut sich noch immer
schwer anzuerkennen, daß, wie es Ver-
gnaud (1996) formuliert,  „am Anfang des
Denkens das Handeln steht“. Formelle
Kenntnisse werden größtenteils noch im-
mer als hierarchisch aufgebautes Kon-
strukt begriffen (wobei zunächst die Theo-
rie und erst dann die Praxis vermittelt
wird) und nicht als Mittel aufgefaßt, mit
dem man über die dem Handeln implizit
zugrundeliegenden Vorstellungen hinaus-
kommen kann. Wie auch Vergaud (op.
cit.) feststellt, „bilden die dem Handeln
implizit zugrundeliegenden Vorstellungen
keinen in sich geschlossenen Zusammen-
hang; werden sie explizit gemacht, erör-
tert und in ein kohärentes System von
Begriffen, Prinzipien und Aussagen um-
gesetzt, d.h. als systematische Theorie
ausformuliert, dann verändern sie sich
grundlegend. Derartigen Veränderungen
beträfen jedoch noch ganz andere Berei-
che des sozialen Gefüges als nur das
Zertifizierungssystem.

Schlußbemerkung

In Frankreich werden sich, wie in den
anderen Ländern auch, künftig zuneh-
mend neue Formen der Zertifizierung

„Durch das Beharrungsver-
mögen, welches das so be-
schaffene System beweist,
entsteht jedoch ein gewis-
ser Zwang zur systemim-
manenten Entwicklung.“
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herausbilden. In allen Ländern zeichnet
sich, wie Annie Vinokur (1997) feststellt,
eine neue Form der „Lenkung im Gefol-
ge“ des Ausbildungssystems ab, deren
Kennzeichen eine Auffächerung der Wis-
sensvermittlungs- und Zertifizierungs-
funktion, die Einführung von Normen für
unmittelbar anwendungsbezogene Kennt-
nisse sowie Anreize für den einzelnen
sind, „sich selbst mit Blick auf die Preis-
entwicklung am Markt als Handelsgut
aufzubauen“. Einschlägige Initiativen
müssen mit der Philosophie des Abschlus-
ses, die in Frankreich noch immer bestim-
menden Einfluß hat, in Einklang zu brin-
gen sein. Das System zur „Konvertierung“
zwischen den beiden Sphären, die das
Berufsbildungssystem zum einen und die
Qualifizierungsstrukturen in den Unter-
nehmen zum anderen darstellen, fußt in
Frankreich auf speziellen Grundlagen.
Dies macht es besonders interessant, die
derzeitigen Entwicklungen in diesem Land
mitzuverfolgen. Das französische Systems
ist trotz einer Reihe von Nachteilen sicher-
lich besser als andere in der Lage, im

Ausbildungs- und Qualifikationsbereich
weiterhin stabile kollektive Bezugswerte
sicherzustellen und zugleich seine Funk-
tionsweise auf die Erfordernisse eines
Massenunterrichts einzustellen, der in
hohem Maß die Zwänge künftiger Formen
der Arbeitsorganisation berücksichtigen
muß. Einer in diesem Sinne erfolgreichen
Entwicklung stehen weniger die Zertifizie-
rungsmethoden an sich im Wege, sondern
sie ist in erster Linie von Fähigkeit der
Akteure abhängig, einen wirksamen Dia-
log über die Art der Kompetenzen zu
schaffen, die im beruflichen Bereich be-
nötigt werden. So gesehen ist der von
Michel de Virville unterbreitete Vorschlag
zur Schaffung „nationaler Qualifikations-
profile“, die in drittelparitätischer Arbeit
entwickelt werden und - unabhängig von
der Form, mit der die Validierung beschei-
nigt wird (Berufsbildungsabschlüsse,
homologisierte Zeugnisse oder CQP) -
vergleichbare Realitäten in einer gemein-
samen Sprache formulieren, „ein ehrgei-
ziges Ziel, daß jedoch an Aktualität nicht
verliert“.
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Die spanischen Unter-
nehmen und das neue
Berufsbildungssystem

Einführung

Seit Mitte der 60er Jahre stand die spani-
sche Bildungspolitik im Zeichen eines
grundlegenden Ziels: Modernisierung der
Universität und Steigerung der Anzahl von
Studierenden in Universitätsstudien-
gängen. Indirekt führte diese im Bildungs-
gesetz des Jahres 1970 verankerte Politik
dazu, daß die nichtuniversitäre Berufsaus-
bildung, die sich bis dahin sehr stark auf
Fachschulen bzw. auf von Großfirmen
geförderte Lehrlingsausbildungsstätten
stützte, relativ an Bedeutung verlor.

Die im großen und ganzen zwanzig Jahre
lang wirksame Reform des Jahres 1970
wies große Vorteile auf, da sie historisch
gewachsene Defizite im Hochschulbereich
beseitigte. Ungewollt entzog sie jedoch
dem Arbeitsmarkt hochqualifizierte tech-
nische Ressourcen, und es setzte sich in
der Gesellschaft und bei den Unterneh-
men die Sichtweise durch, daß sich nur
die weniger begabten Jugendlichen für
eine nichtuniversitäre Berufsausbildung
entschieden. Zwar erlangten einige Bil-
dungsgänge dieses Bereichs ein gewisses
Ansehen, doch war die Haltung der Un-
ternehmen meist von Mißtrauen und Des-
information geprägt. So kam es häufig vor,
daß sich um einen Arbeitsplatz sowohl
Personen mit hoher formaler Qualifikati-
on (Universitätsabschluß) als auch Perso-
nen mit oder selbst ohne abgeschlossene
Berufsbildung bewarben.

Der 1976 beginnende und sich mit der
Verfassung aus dem Jahre 1978 weiter fe-
stigende politische Übergangszeitraum
führte dazu, daß die erforderlichen Re-
formen des Bildungswesens zurückgestellt

wurden, um zunächst politische Stabilität
zu sichern und die dringlichsten Maßnah-
men im wirtschaftspolitischen Bereich zu
ergreifen. Die Lage änderte sich allmäh-
lich in den 80er Jahren, in denen die
Grundlagen für ein neues System geschaf-
fen wurden, zu dessen innovativen Ele-
menten auch eine größere Nähe zwischen
Berufsbildung und Wirtschaft gehört.

Das aus dem Gesetz
vom Jahre 1990
hervorgegangene neue
Berufsbildungssystem

Vor etwa zehn Jahren begannen die Ar-
beiten zur Reform des Bildungssystems
unter besonderer Betonung der Berufs-
bildung und der Verbindungen zwischen
dieser und dem Bildungssystem in seiner
Gesamtheit einerseits und der Wirtschaft
andererseits.

Am 3. Oktober 1990 wurde das Gesetz 1/
1990 über die Allgemeine Regelung des
Bildungswesens (Ley de Ordenación Ge-
neral del Sistema Educativo/LOGSE) ver-
abschiedet; dieses wurde in den letzten
Jahren fortwährend umgesetzt. In bezug
auf das Berufsbildungswesen erfolgte sei-
ne Durchführung schrittweise ab dem Jahre
1993 nach Abschluß einiger Versuche, de-
ren Ergebnisse bei der weiteren Ausgestal-
tung des Modells Berücksichtigung fanden.

Das Gesetz geht von einer integrierten
Behandlung des reglementierten Unter-
systems der Berufsbildung (d.h. die  be-
rufliche Erstausbildung nach der gängi-
gen europäischen Sprachregelung) und

Valeriano
Muñoz

Leiter des Bereichs
Ausbildung des

Obersten Rats der
Handels-, Industrie-

und Schiffahrts-
kammern Spaniens.

Madrid.

Das spanische Berufsbil-
dungssystem ist in seiner
Art originell, flexibel und
enthält viele Möglichkeiten.
Bei seiner Gestaltung und
Entwicklung hat man den
großen Ausbildungsdefi-
ziten in den Betrieben und
den mit der Neugestaltung
des Systems verbundenen
Erwartungen Rechnung ge-
tragen.

Diese Beurteilung ist zur
Zeit jedoch nur für das re-
glementierte Untersystem
zutreffend. In bezug auf das
Untersystem der berufli-
chen Weiterbildung kann
man noch kein sicheres Ur-
teil abgeben, da es erst jetzt
angewandt wird.

„(…) In den 80er Jahren
(…) wurden die Grundla-
gen für ein neues System
geschaffen, zu dessen inno-
vativen Elementen auch
eine größere Nähe zwi-
schen Berufsbildung und
Wirtschaft gehört.“
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„Es soll erreicht werden,
daß jeder Jugendliche im
Alter von 16 Jahren (…)
über eine berufliche Min-
destqualifikation verfügt,
die es ihm gestattet, eine Ar-
beit zu beginnen.“

der beruflichen Weiterbildung aus. Für
diese beiden Untersysteme gelten die glei-
chen Vorgaben, und für beide ist man um
ausreichende Unternehmenspräsenz be-
müht, damit das Ausbildungsangebot der
Nachfrage der Wirtschaft auf angemesse-
ne Weise entspricht. Es gibt jedoch zwi-
schen beiden einen wesentlichen organi-
satorischen Unterschied: das Untersystem
der beruflichen Erstausbildung untersteht
dem Ministerium für Bildung und Kultur,
das Untersystem der beruflichen Weiter-
bildung hingegen dem Ministerium für
Arbeit und Soziale Sicherheit. Diese or-
ganisatorische Trennung, der sich auf re-
gionaler und lokaler Ebene in bezug auf
die Durchführung eine starke Streuung
hinzugesellt, ist logisch, da sie zum Bei-
spiel die Weiterbildung in die Beschäfti-
gungspolitik integriert; sie birgt jedoch
auch einige Gefahren durch Überlappung
oder konkurrierende Situationen.

Das reglementierte
Untersystem bzw.
das Untersystem
der beruflichen
Erstausbildung

In der nachfolgenden Grafik sind die Ver-
bindungen zwischen der reglementierten
Berufsbildung und dem übrigen Bildungs-
system einerseits sowie dem Arbeitsmarkt
andererseits abgebildet. Einige grundle-
gende Elemente des neuen Systems soll-
ten im übrigen besonders hervorgehoben
werden:

❏ Alle Schüler erhalten im Verlauf der
Pflichtstufe des Sekundarbereichs (Educa-
ción Secundaria Obligatoria) und des
Bachillerato berufsbildenden Unterricht.
Damit soll erreicht werden, daß jeder Ju-
gendliche im Alter von 16 Jahren (dann
ist normalerweise die Schulpflicht erfüllt
und gleichzeitig das Arbeitsalter erreicht)
über eine berufliche Mindestqualifikation
verfügt, die es ihm gestattet, eine Arbeit
zu beginnen. Zu dieser Qualifikation füh-
ren die einzelnen Fächer der sogenann-
ten beruflichen Grundbildung (for-
mación profesional de base/forma-
ción básica de carácter profesional).

❏ Die Schüler, die die Ziele der Pflicht-
stufe des Sekundarbereichs und damit

den Sekundarschulabschluß nicht errei-
chen, haben die Möglichkeit, sich an den
„sozialen Garantieprogrammen“ (pro-
gramas de garantía social) zu beteili-
gen, von denen es je nach Zielen unter-
schiedliche Modalitäten gibt, teils stär-
ker akademisch, teils stärker fachprak-
tisch ausgerichtet. Im erstgenannten Fall
geht es darum, den Schülern mit Proble-
men eine zweite Chance zu bieten, ih-
ren schulischen Bildungsgang fortzuset-
zen, im letztgenannten wird eine beruf-
liche Mindestspezialisierung ange-
strebt, um ihnen den Zugang zum Ar-
beitsmarkt zu erleichtern.

❏ Der erfolgreiche Abschluß der Pflicht-
stufe des Sekundarbereichs eröffnet den
Zugang zur spezifischen Berufsausbil-
dung auf mittlerer Stufe (formación
profesional específica de grado me-
dio) oder zum Abitur, das wiederum den
Zugang zur Universität oder zur spezifi-
schen Berufsausbildung auf Hoch-
schulebene (formación profesional
específica de grado superior) eröffnet.

❏ Das neue System soll bewirken, daß
die verschiedenen Optionen im Bereich
der spezifischen Berufsausbildung (dies
gilt auch für die meisten sozialen Garan-
tieprogramme) direkt dem Ziel der Ein-
gliederung auf dem Arbeitsmarkt die-
nen. Die Schüler, die die einzelnen Zy-
klen abschließen, erwerben damit eine
ausreichende Qualifikation, um eine Ar-
beit aufzunehmen, die ein bestimmtes
Niveau an Verantwortung und Eigenstän-
digkeit verlangt. Einen automatischen
Zugang vom mittleren Niveau zu den
höheren Stufen gibt es nicht, vielmehr
bestehen Zugangsmechanismus - Prü-
fungen - für den Übergang von den so-
zialen Garantieprogrammen zu den Zy-
klen auf mittlerer Ebene und zum Bachil-
lerator sowie in einigen Fällen von den
Zyklen der mittleren Stufe zur höheren
Stufe und von dieser zu verwandten
Universitätsstudiengängen.

❏ Alle Jugendlichen des neuen Systems
müssen ein praktisches Ausbildungs-
modul in Betrieben durchlaufen. Der
erfolgreiche Abschluß dieses Praktikums
ist notwendige Voraussetzung für das be-
treffende Zeugnis. Im alten System war
diese Form der Ausbildung freiwillig. Das
praktische Modul nimmt etwa 20% des
Ausbildungszyklus in Anspruch.
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Berufsbildung in Spanien. Reglementiertes Untersystem

Anmerkungen:
a) die linke Skala gibt Richtwerte für das Alter der Jugendlichen in den einzelnen Zyklen oder Bil-
dungsgängen wieder. Bei den sozialen Garantieprogrammen liegt das Eintrittsalter normalerweise
zwischen 17-18 Jahren.
b) Nur der Zugang von der Pflichtstufe des Sekundarbereichs zur spezifischen Berufsausbildung (Mitt-
leres Niveau) und zum Bachillerato sowie vom Bachillerato zur spezifischen Berufsausbildung auf
höherem Niveau ist automatisch. In allen übrigen Fällen muß zunächst eine Prüfung abgelegt werden,
oder der Zugang ist auf bestimmte Studiengänge beschränkt (z.B. Universitäten).
c) Ab einem bestimmten Alter (16 bzw. 20 Jahre) besteht nach einer entsprechenden Aufnahmeprü-
fung die Möglichkeit des Zugangs zu den Zyklen der spezifischen Berufsausbildung (Mittleres oder
Höheres Niveau) ohne Abschlußzeugnis der Pflichtstufe des Sekundarbereichs.

❏ Bezüglich der Dauer der Ausbil-
dungszyklen gibt es zwei verschiedene
Formen: 2 Jahre, einschließlich des prak-
tischen Moduls (ca. 2000 Stunden) und 1
Jahr zuzüglich des praktischen Moduls
(ca. 1250 Stunden). Im Vergleich zu an-
deren europäischen Systemen mag diese
Dauer kurz erscheinen, dabei ist allerdings
zweierlei zu berücksichtigen:

• Der Zugang zu Berufsausbildungs-
zyklen setzt eine solide Grundbildung
voraus, was eine höhere fachliche Spe-
zialisierung ermöglicht.

• In Spanien gelangen alle neuen Absol-
venten über einen „Praktikumsvertrag“
(contrato en prácticas) auf den Arbeits-
markt (Mindestdauer 6 Monate, Höchst-
dauer 2 Jahre); er ergänzt die zeitliche
Begrenzung der reglementierten Ausbil-
dung, insbesondere deren praktisches
Modul.

Die spezifische Berufsausbildung erfolgt
in Berufsfeldern – insgesamt 23 – und
innerhalb dieser in Zyklen - bislang 1351 -,
von denen 61 auf mittlerem und 74 auf
höherem Niveau stattfinden. Die sozialen
Garantieprogramme werden ebenfalls
Berufsfeldern zugeordnet.

Bei der Gestaltung und Konkretisierung
jedes Berufsfelds war der betreffende
Wirtschaftszweig aktiv beteiligt. Gemisch-
te Gruppen, bestehend aus Vertretern der
Bildungs- und der Arbeitsverwaltungen
sowie der betreffenden Branche erarbei-
teten detaillierte Untersuchungen der wirt-
schaftlichen und sozio-professionellen
Merkmale unter Berücksichtigung der je-
weiligen grundlegenden Ausbildungser-
fordernisse.

Diese Methode der Erarbeitung des An-
gebots gewährleistet somit Kohärenz mit
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1) Es fehlen noch das Berufsfeld
„Kunsthandwerk“ sowie teilweise die
Berufsfelder Informatik und Sozio-
kulturelle Dienstleistungen/Sozial-
arbeit
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„Der reglementierte Bereich
des spanischen Berufsbil-
dungssystems erfüllt also
die Grundvoraussetzungen,
um dem Bedarf der Unter-
nehmen auf angemessene
Weise zu entsprechen, da
diese selbst an der Gestal-
tung des Angebots (…)“

„Die Berufsbefähigungs-
nachweise im Untersystem
der beruflichen Weiterbil-
dung stellen den Kontra-
punkt zu den Abschlüssen
der beruflichen Erstaus-
bildung dar.“

der Nachfrage. Darüber hinaus ist es ohne
weiteres möglich, die Zyklen aufgrund
ihrer Modulstruktur entsprechend den
gesetzlichen Vorschriften in regelmäßigen
Abständen zu überarbeiten - grundsätz-
lich alle 5 Jahre -, um sie dem in den ver-
schiedenen Branchen ermittelten Bedarf
anzupassen.

Der reglementierte Bereich des spanischen
Berufsbildungssystems erfüllt also die
Grundvoraussetzungen, um dem Bedarf
der Unternehmen auf angemessene Weise
zu entsprechen, da diese selbst an der
Gestaltung des Angebots - auch geogra-
phisch - aktiv beteiligt sind; auch gibt es
ausreichende Mechanismen für die Anpas-
sung an zukünftige Erfordernisse. Es stellt
sich allerdings die Frage, inwieweit alle
Unternehmen diese auch tatsächlich ken-
nen, da an der Ausarbeitung des Aus-
bildungsangebots Vertreter der Wirtschaft
beteiligt waren, die eher den Großunter-
nehmen und nicht so sehr den kleineren
Betrieben nahestehen. Das Bildungsmini-
sterium und die zuständigen dezentralen
Verwaltungen leisten umfangreiche Infor-
mationsarbeit, wobei sie sich auf Unter-
nehmensverbände oder damit verwandte
Organisationen stützen und sich um die
Mitarbeit der Betriebe bei der Entwicklung
der praktischen Module bemühen.

Das vom Gesetz über die Allgemeine Re-
gelung des Bildungswesens geschaffene
„Instituto Nacional de Calidad y Evalua-
ción“ (Staatliches Institut für Qualität und
Evaluierung), das die Aufgabe hat zu un-
tersuchen, inwieweit die einzelnen Ele-
mente des Systems den vorgegebenen
Zielen entsprechen, hat bislang noch kei-
ne vollständigen Berichte herausgegeben,
so daß es gewagt wäre, ein Urteil dar-
über abzugeben, inwieweit das Berufs-
bildungssystem dem Bedarf der Unterneh-
men gerecht wird.

Nichtsdestoweniger gibt es Anhaltspunk-
te zur spezifischen Ausbildung2. Zunächst
die gute Aufnahme der praktischen
Module bei den Unternehmen. Es gab
bislang keine größeren Schwierigkeiten
bei der Suche nach Ausbildungsplätzen,
wobei die Reform erst zu 50% umgesetzt
ist (das neue System soll das alte ab dem
Jahre 2002 vollständig ersetzt haben).

Aussagekräftig ist auch die hohe Quote
der beruflichen Eingliederung in den

Betrieben, in denen die neuen Absolven-
ten ihr Praktikum durchführten (ca. 30%).
Gewiß könnte dies damit zusammenhän-
gen, daß die betreffenden Unternehmen
sowieso die Absicht hatten, Einstellungen
vorzunehmen, und das Praktikum für eine
Vorauswahl nutzten; dies scheint über-
haupt einer der wesentlichen Anreize für
die Unternehmen zu sein, Jugendliche im
Rahmen eines Ausbildungspraktikums
aufzunehmen, zumal mit dem Betreffen-
den während der Ausbildungszeit kein
vertragsrechtliches Verhältnis besteht. Der
Vertrag wird mit der Bildungseinrichtung
geschlossen. Es gibt allerdings einen
Umstand, der die Hypothese, die Einglie-
derung sei in erster Linie darauf zurück-
zuführen, daß die Unternehmen sowieso
Einstellungen vornehmen wollten,
schwächt: die überwiegende Mehrzahl der
Unternehmen nimmt nämlich wiederholt
Jugendliche für Ausbildungspraktika auf.
Außerdem ist auffällig, daß die sozialen
Garantieprogramme den größten Ein-
gliederungserfolg verbuchen (machmal
fast 100%), wobei hier die betrieblichen
Ausbildungspraktika nicht einmal obliga-
torisch sind.

Berufliche Weiterbildung

Das Untersystem der beruflichen Weiter-
bildung beinhaltet alle Maßnahmen im
nichtreglementierten Bereich (Erstaus-
bildung). Es handelt sich um ein sehr
heterogenes Konglomerat von offiziellen
Programmen und spontanen Maßnahmen
des öffentlichen und privaten Sektors,
außerhalb wie auch innerhalb der Betrie-
be:

Seit einigen Jahren, insbesondere seit
1995, hat sich der rechtliche Rahmen
grundlegend geändert. 1995 wurde ein
Königlicher Erlaß mit Richtlinien veröf-
fentlicht, die bei der Erstellung von
Berufsbefähigungsnachweisen einzu-
halten sind, mit denen die über berufli-
che Weiterbildungsprogramme und Be-
rufserfahrung erworbenen Kompetenzen
belegt werden.

Die Berufsbefähigungsnachweise im
Untersystem der beruflichen Weiterbil-
dung stellen den Kontrapunkt zu den
Abschlüssen der beruflichen Erstaus-
bildung dar.

2) Informationen einiger Handelskam-
mern, die zwischen den Bildungsein-
richtungen und den Betrieben bei der
Suche nach Ausbildungsplätzen ver-
mitteln.
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„Es sei deshalb darauf hin-
gewiesen, daß, wenngleich
nicht offen erklärt,  ein
Grund für die jüngste Ord-
nung des Untersystems der
beruflichen Weiterbildung
darin besteht, Millionen von
Arbeitnehmern, die seiner-
zeit keinen Erstaus-
bildungsabschluß erlangten
und auch nicht die Absicht
oder die Möglichkeit haben,
einen solchen zu erreichen,
ein gewisses Niveau an be-
ruflicher Befähigung anzu-
erkennen.“

„Das Bildungsrüstzeug ei-
nes Menschen ist so kom-
plex, daß die (…) Zeugnis-
se, Diplome oder Befähi-
gungsnachweise nur eine
unvollständige, manchmal
sogar verzerrte Informati-
on über sein Bildungs-
potential liefern. (…) Die
Fortschritte helfen den Un-
ternehmen bei der ersten
Suche nach Kandiudaten
(…)“

Bis jetzt (Oktober 1997) sind 116 Befähi-
gungsnachweise veröffentlicht worden,
weitere 25 werden zur Zeit vorbereitet.
Jeder Nachweis bezieht sich auf ein Berufs-
feld analog zu der  Zuordnung der Zyklen
der spezifischen Berufsausbildung. Der
Katalog der Weiterbildungsberufsfelder
unterscheidet sich jedoch leicht von dem
der Erstausbildung; dies hängt damit zu-
sammen, das ersterer vor allem beschäf-
tigungsorientiert ist, während letzterer sich
stärker an der erwarteten Entwicklung des
Qualifikationsbedarfs ausrichtet.

Zu den Zielen der Befähigungsnachwei-
se gehören Klarheit und Transparenz der
Qualifikation der erwerbstätigen Bevölke-
rung, ein Bereich, über den in Spanien
nur ein undeutliches Bild besteht, insbe-
sondere in bezug auf diejenigen, die über
keinen amtlich anerkannten Bildungs-
oder Berufsbildungsabschluß verfügen. Es
sei deshalb darauf hingewiesen, daß,
wenngleich nicht offen erklärt, ein Grund
für die jüngste Ordnung des Untersystems
der beruflichen Weiterbildung darin be-
steht, Millionen von Arbeitnehmern, die
seinerzeit keinen Erstausbildungsabschluß
erlangten und auch nicht die Absicht oder
die Möglichkeit haben, einen solchen zu
erreichen, ein gewisses Niveau an beruf-
licher Befähigung anzuerkennen.

Ein Berufsbefähigungsnachweis kann
nach Abschluß eines Ausbildungszyklus
erlangt werden, der von seiner Struktur
her den Zyklen der spezifischen Berufs-
ausbildung sehr ähnelt, sich von diesen
jedoch hauptsächlich durch zweierlei un-
terscheidet: eine wesentlich kürzere Dauer
(ca. 800 Stunden) und bezüglich des In-
halts eine stärkere Betonung der Praxis
und weniger Theorie (60%-75% Praxis-
unterricht).

Das Untersystem der beruflichen Weiter-
bildung entspricht den allgemeinen
Grundsätzen, die jedes moderne Berufs-
bildungsystem erfüllen muß (Nähe zur
betrieblichen Realität, Flexibilität, Pragma-
tismus etc.); es muß jedoch auch den
unterschiedlichsten individuellen Erfor-
dernissen entsprechen: der Erwerbstäti-
gen, deren Hauptziel in der Anerkennung
ihrer Qualifikation besteht, und der Ar-
beitslosen, die vorrangig die Qualifikati-
on für eine Beschäftigung brauchen. Bei-
den Erfordernissen gerecht zu werden,
dürfte nicht einfach sein.

Vom Standpunkt der Erwerbstätigen aus,
denen die Zertifizierung ihrer praktischen
Ausbildungszeiten ermöglicht wird, ist das
Verfahren zu theoretisch. Bei den Arbeits-
losen wiederum besteht das Problem vor
allem in der Schwierigkeit, die tatsäch-
lich wirksamen Zeiträume der praktischen
Tätigkeit zu erfassen. In beiden Fällen ist
der größte Teil der beruflichen Weiterbil-
dungsmaßnahmen stark akademisch ge-
prägt.

Da es erst seit kurzem in Kraft ist, hat die
spanische Wirtschaft noch keine klare
Vorstellung von dem Potential des neuen
Schemas der beruflichen Weiterbildung.
In den letzten Jahren haben die auf die
Erwerbstätigen abgestellten Maßnahmen
mit maßgeschneiderten Programmen eine
spektakuläre Entwicklung genommen,
auch aufgrund der finanziellen Möglich-
keiten aus den Ende 1992 abgeschlosse-
nen „Acuerdos de Formación Continua“
(Weiterbildungsabkommen). Ein Weiter-
bestehen dieser finanziellen Möglichkei-
ten wird wahrscheinlich einen Großteil
dieser Maßnahmen in Richtung auf die
Befähigungsnachweise verlaufen lassen.

Was die Maßnahmen zugunsten von Ar-
beitslosen angeht, die vor allem vom
„Instituto Nacional de Empleo“ (INEM/
Staatliches Beschäftigungsinstitut) und
den betreffenden regionalen Organisati-
on eingeleitet werden, ist eine Neuorien-
tierung des Ausbildungsangebots zu er-
warten, das vor allem zunächst einmal den
Erfordernissen der Wirtschaft insgesamt
stärker entspricht und damit die Beschäf-
tigungsmöglichkeiten derjenigen, für die
die verschieden Maßnahmen bestimmt
sind, erhöht.

Schlußbemerkungen

Das spanische Berufsbildungssystem ist in
seiner Art originell, flexibel und enthält
viele Möglichkeiten. Bei seiner Gestaltung
und Entwicklung hat man den großen
Ausbildungsdefiziten in den Betrieben
und den mit der Neugestaltung des Sy-
stems verbundenen Erwartungen Rech-
nung getragen.

Diese Beurteilung ist zur Zeit jedoch nur
für das reglementierte Untersystem zutref-
fend. In bezug auf das Untersystem der
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beruflichen Weiterbildung kann man noch
kein sicheres Urteil abgeben, da es erst
jetzt angewandt wird.

Ich gehe davon aus, daß die Wirtschaft
es mit Skepsis aufnehmen wird, da die
spanischen Unternehmen generell keine
klare Vorstellen von der Beziehung zwi-
schen Abschlüssen und Qualifikation ha-
ben. Dies gilt auch für den öffentlichen
Sektor, wo Zeugnisnachweise lediglich
dazu dienen, zu Prüfungen zugelassen zu
werden und die Stelleninhaber häufig
„überzertifiziert“ sind.

Es ist wahrscheinlich, daß der europäische
Integrationsprozeß, insbesondere nach der
Konsolidierung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, konvergierende Wirkung zei-
tigt. Ich meine jedoch, daß diese Anglei-
chung eher über Formeln wie „Berufs-
bildungsausweis“ (Berufsbildungspaß) ein-
treten dürfte als über ein kompliziertes
System der Anerkennung von Diplomen
oder Befähigungsnachweisen (diese müß-

ten selbstverständlich in einem solchen
Berufsbildungsausweis aufgeführt sein).
Das Problem besteht darin, daß der „Be-
rufsbildungsausweis“ selbst nicht frei von
Komplikationen ist; und außerdem: wer
validiert seinen Inhalt? Wie erfolgt seine
Aktualisierung? Wie kann er praktisch ge-
nutzt werden? Alle diese Fragen lassen ein
lange in den verschiedenen EU-Gremien
erörtertes Problem nach wie vor offen, ein
Problem, das meiner Ansicht nach nur
punktuell gelöst werden kann: das Bil-
dungsrüstzeug eines Menschen ist so kom-
plex, daß die von ihm gegebenenfalls vor-
gelegten Zeugnisse, Diplome oder Befä-
higungsnachweise nur eine unvollständi-
ge, manchmal sogar verzerrte Infomation
über sein Bildungspotential liefern. Den-
noch ist anzuerkennen, daß die Fortschrit-
te, wie sie in Spanien erzielt worden sind,
den Unternehmen bei der ersten Suche
nach Kandidaten zur Besetzung eines be-
stimmten Arbeitsplatzes, insbesondere im
Bereich der beruflichen Erstausbildung,
helfen.

Centro Nacional de Recursos para la Orientación
Profesional (1997): Fichas para la Orientación
Profesional (Blätter zur beruflichen Orientierung),
2. Ausgabe.

Ministerio de Educación y Cultura - Secretaría Ge-
neral de Educación y Formación Profesional (Mini-
sterium für Erziehung und Kultur /Generalsekretariat
für Bildung und Berufsbildung). Madrid. (Es han-
delt sich um ein umfangreiches Dokument mit ei-
ner CD-ROM, die praktisch die gesamte zum Ver-
ständnis des reglementierten Untersystems erforder-
liche Information enthält).

Consejo Superior de Cámaras de Comercio, Industria
y Navegación de España (1994): La Formación
profesional en el nuevo contexto europeo (Die
Berufsbildung im neuen europäischen Kontext).
Madrid.

Real Decreto 797/1995 (Königlicher Erlaß) vom 19.
Mai, durch den die Richtlinien zu den beruflichen
Befähigungsnachweisen und die betreffenden
Mindestinhalte für die berufliche Weiterbildung fest-
gelegt werden. Auf der Grundlage dieses Erlasses
werden, ebenfalls über Königliche Erlasse, die ein-
zelnen Befähigungsnachweise entwickelt.

Bibliographische Angaben

„Dennoch ist anzuerken-
nen, daß die Fortschritte,
wie sie in Spanien erzielt
worden sind, den Unterneh-
men bei der ersten Suche
nach Kandidaten zur Beset-
zung eines bestimmten Ar-
beitsplatzes, insbesondere
im Bereich der beruflichen
Erstausbildung, helfen.“
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Jens
Bjørnåvold

CEDEFOP

Die Bewertung nicht
formell erworbener
Kenntnisse:
Qualität und Grenzen
verschiedener
Verfahrensweisen

Einleitung

Während der vergangenen 5 – 10 Jahre
wurden in verschiedenen europäischen
und außereuropäischen Ländern Verfah-
ren und Systeme für die Ermittlung,
Validierung und Anerkennung nicht for-
mell erworbener Kenntnisse eingeführt
(CEDEFOP 1997).

Im Mittelpunkt stand dabei die Aneignung
von Kenntnissen am Arbeitsplatz, im Rah-
men von Freizeitaktivitäten und zu Hau-
se. Im allgemeinen scheint das Ziel sol-
cher Initiativen darin zu bestehen, Kennt-
nisse, die außerhalb von formalen Insti-
tutionen und Systemen der allgemeinen
und beruflichen Bildung erworben wer-
den, besser sichtbar zu machen. Den ein-
zelnen Bürgern, den Unternehmen und
der Gesellschaft insgesamt soll somit für
diese unverzichtbaren „verborgenen“ bzw.
„aus der Praxis heraus erfolgten“ Lernpro-
zesse (Polanyi 1962) Anerkennung gezollt
werden.

Das plötzliche und nahezu weltweite In-
teresse an der Ermittlung und Bewertung
nicht formell erworbener Kenntnisse läßt
sich kaum durch eine einzige Zielsetzung
erklären. Folgenden Faktoren kommt dies-
bezüglich allerdings eine zentrale Bedeu-
tung zu:

❏ Für den einzelnen kann die Anrech-
nung oder Anerkennung nicht formell er-
worbener Kenntnisse die Erleichterung
des Zugangs zum institutionellen Aus-

bildungssystem und die Aufwertung sei-
ner Chancen auf dem Arbeitsmarkt bedeu-
ten.

❏ Für Unternehmen kann die Anrech-
nung oder Anerkennung nicht formell er-
worbener Kenntnisse zur Verbesserung
des Personalmanagements beitragen.

❏ Für die Gesellschaft insgesamt kann die
Anrechnung oder Anerkennung nicht for-
mell erworbener Kenntnisse insofern
wichtig sein, als sie den Qualifikations-
transfer zwischen unterschiedlichen Be-
reichen (Bildung, Arbeit, Privatsphäre)
vereinfacht.

Zwei zentrale Fragen sind demnach die
Transparenz und der Transfer von Kom-
petenzen. Die Ermittlung und Validierung
von nicht formell erworbenen Kenntnis-
sen kann als eine Art „Bestandsaufnah-
me“ der vorhandenen Kompetenzressour-
cen des einzelnen wie auch auf Unter-
nehmens- und Gesellschaftsebene be-
trachtet werden. Eine Ausarbeitung und
Akzeptanz diesbezüglicher Verfahrenswei-
sen würde es den einzelnen Bürgern und
den Betrieben erleichtern, die ihnen zur
Verfügung stehenden Kompetenzres-
sourcen zu erfassen, wodurch eine bes-
sere Grundlage für deren Nutzung und
Zuordnung geschaffen würde.

Wie wichtig dies ist, liegt aus wirtschaft-
licher Perspektive klar auf der Hand. Im-
materielle Werte (Kenntnisse, Kompeten-
zen usw.) haben im Verhältnis zu den
materiellen Werten (wie etwa Maschinen,

Es gibt zahlreiche Verfah-
rensweisen zur Bewertung
von nicht formell erworbe-
nen Kenntnissen, doch sind
diese in der Lage, das zu be-
werten und zu validieren,
was sie bewerten und va-
lidieren sollen, und wie
können sie verbessert wer-
den? Unterschiedliche Ver-
fahrensweisen lassen sich
unter den Aspekten der Gül-
tigkeit und der Zuverlässig-
keit studieren. Die Gültig-
keit und die Zuverlässigkeit
werden jedoch durch den
Wissensbegriff beeinflußt,
der den jeweils gemessenen
Kenntnissen zugrunde liegt,
der seinerseits Auswirkun-
gen auf die Wahl der ange-
wandten Bewertungskri-
terien hat. Befriedigende
Verfahrensweisen müssen
die Eigentümlichkeit von
nicht formell erworbenen
Kenntnissen berücksichti-
gen und dabei Richtlinien
für die Gestaltung der Be-
wertungsverfahren sowie
deren Grenzen angeben.
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Tabelle 1

Auswahl von Ländern, die Verfahren und Systeme zur Validierung früher und/
oder nicht formell erworbener Kenntnisse eingeführt haben (nach
Einführungsjahr und Hauptmerkmalen der Innovation)

Land Einführungs- Hauptmerkmale
jahr(e)

Australien 1990, 1995-96 Einführung eines Nationalen Ausbildungsausschusses (National Training Board) (1990),
der für nationale Kompetenzstandards zuständig ist, die den Kontext für Systeme wie
„Anerkennung von früher erworbenen Kenntnissen“ und „Validierung von Lernen durch
Erfahrung“ definieren.

Finnland  1994 Ein System „kompetenzbezogener Qualifikationen“ wurde 1994 gesetzlich eingeführt,
dessen wichtigste Funktion die Einführung der Validierung und Zertifizierung von Fä-
higkeiten ist, unabhängig davon, wie diese erworben wurden.

Frankreich 1985, 1991, 1992 Einbringung eines Gesetzes, das die Möglichkeit der Anerkennung von früher erworbe-
nen Kenntnissen vorsieht (1985) und die allgemeine Einführung des „bilan de compétence“
(1991) und der „centres de bilan“ mit sich brachte. Im Rahmen dieser Initiativen werden
individuelle „Kompetenz-Dossiers“ oder „-Portfolios“ erstellt.

Deutschland  1974-97 Es besteht kein umfassendes System zur Bewertung von nicht formell erworbenen Kennt-
nissen. Einige Systeme, z.B. der „Bildungspaß“, sind in begrenztem Umfang zur Anwen-
dung gekommen. Eine Reihe von Versuchsprojekten ist u.a. auf dem Gebiet der Port-
folio-Entwicklung durchgeführt worden. Im Rahmen des regulären Bildungswesens
werden verschiedene Prüfungsverfahren wie beispielsweise die „Externenprüfung“ und
die „Begabtensonderprüfung“ zur Bewertung von durch Erfahrung erworbenen Kompe-
tenzen eingesetzt, die einen Bezug zum formalen Ausbildungssystem aufweisen.

Irland 1993-94 Eingliederung eines Systems zur „Anerkennung von früher erworbenen Kenntnissen“ in
den Zertifizierungsrahmen der FÁS (Ausbildungs- und Beschäftigungsbehörde in Irland).

Japan 1958, 1969, 1985 Wachsende Bedeutung von „Berufsqualifikationsprüfungen“ (1958) im Rahmen eines
nationalen Systems von Kompetenzstandards (1969, 1985), die vom Bildungs- und Ar-
beitsministerium mitgetragen werden.

Niederlande 1993-97 Entwicklung und Erprobung eines Verfahrens zur „Akkreditierung von früher erworbe-
nen Kenntnissen“. Die Zuständigkeit hierfür liegt beim „nationalen Zentrum für Innova-
tionen in der beruflichen Bildung“, CINOP, das dabei vom Bildungsministerium unter-
stützt wird. Die neuen Verfahrensweisen stützen sich im wesentlichen auf die Kriterien
des Gesetzes zur allgemeinen und beruflichen Bildung (WEB).

Vereinigtes
Königreich 1986, 1991 Einführung eines allgemeinen Systems nationaler beruflicher Befähigungsnachweise (Na-

tional Vocational Qualifications – NVQs) (1986), als Wegbereiter für Programme wie
z.B. „Identifizierung früher erworbener Kenntnisse“, „Anerkennung von früher erwor-
benen Kenntnissen“ (APL) und „Akkreditierung von durch Erfahrung erworbenen Kennt-
nissen“ (APEL).

Gebäuden usw.) an Bedeutung gewon-
nen. Solange jedoch noch keine zuver-
lässigen Verfahren zur Ermittlung und
Validierung solcher immateriellen Werte
existieren, wird deren tatsächliche Rolle
offensichtlich unterschätzt (OECD:1996),
sowohl bei der budgetären Bewertung als
auch bei der Verwaltung der vorhande-
nen Ressourcen.

Dieser Artikel befaßt sich mit einigen pri-
mären Problemstellungen im Zusammen-
hang mit der Ermittlung, Validierung und
Anerkennung nicht formell erworbener
Kenntnisse. Anhand von Forschungs-
beiträgen wird ebenfalls gezeigt, ob und
wie die Probleme angegangen werden.
Der Artikel setzt sich mit zwei eng mit-
einander verquickten Fragen auseinander,
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der Gültigkeit und der Zuverlässigkeit
(Reliabilität) der Verfahrensweisen zur
Ermittlung und Validierung nicht formell
erworbener Kenntnisse. Diese Begriffe
dienen als Ausgangspunkte für die Erör-
terung des Problems der „Messung“ von
nicht formell erworbenem Wissen. Ab-
schließend werden einige Begrenzungen
der dargestellten Verfahrensweisen disku-
tiert.

Bei der Einführung von Verfahren zur Be-
wertung nicht formell erworbener Kennt-
nisse geht es weniger darum, optimale
Lösungen zu ermitteln, als vielmehr dar-
um, befriedigende Lösungen zu finden (Si-
mon 1958). Dabei gilt es, die durch die
Zeit, Kapazität und Kosten gesetzten Gren-
zen zu berücksichtigen und gegen die For-
derung nach methodologischer und theo-
retischer Konsequenz abzuwägen.

Die Qualität der
Verfahrensweisen

Um die Vielfalt und Bandbreite der ge-
genwärtigen Verfahrensweisen zu veran-
schaulichen, werden wir einige empiri-
sche Beispiele aufführen und die Lern-
und Wissensbegriffe erörtern, die den
verschiedenen Methoden implizit zugrun-
de liegen.

Die Entwicklung von Verfahrensweisen
zur Bewertung nicht formell erworbener
Kenntnisse hängt von der Integration von
Forschungserkenntnissen ab, die außer-
halb dieses bislang noch sehr eng gefaß-
ten Bereichs gewonnen wurden. Daher
versucht dieser Artikel, die Diskussion
über die methodologischen Kriterien auf
diesem Gebiet durch Präsentation einer
begrenzten Auswahl von Forschungsan-
sätzen zum Thema Lernen um einige Ele-
mente zu erweitern. An Hand von vorlie-
genden Forschungsarbeiten über Lernpro-
zesse (und Lernergebnisse) werden wir
einige entscheidende Punkte anführen,
die es im Sinne einer Verbesserung der
Praxis zu erkennen gilt.

Unterschiedliche Ansätze

Es lassen sich zahlreiche Beispiele für
Methoden zur Bewertung nicht formell
erworbener Kenntnisse zitieren. Zum Teil
zeugt diese Fülle von der wachsenden

Zahl der Länder, die sich in dieser Bezie-
hung engagieren (siehe Tabelle 1). Eben-
so spiegelt sich darin aber auch die Ver-
schiedenartigkeit der Bewertungs- und
Validierungsansätze in unterschiedlichen
Ländern und die Komplexität damit ver-
bundenen Verfahren.

Greift man das Beispiel des französischen
„Bilan de compétence“ heraus, so lassen
sich darin folgende zentrale Phasen fest-
stellen (CEDEFOP 1997, Perker und Ward:
1994 & 1996):

❏ In der Vorbereitungsphase, in deren
Verlauf die Verfahren und Techniken um-
fassend erklärt werden, soll der Kandidat
seine Bedürfnisse definieren und analy-
sieren.

❏ In der Untersuchungsphase soll der
Kandidat bei der Ermittlung seiner Wer-
te, Interessen und Ambitionen, seiner all-
gemeinen und beruflichen Kenntnisse, Fä-
higkeiten und Eignungen und bei der
Identifizierung seiner Motivation unter-
stützt werden.

❏ In der Schlußphase finden persönliche
Gespräche statt, in deren Verlauf die Er-
gebnisse mit dem Kandidaten eingehend
geprüft werden. Anschließend erstellt das
Zentrum, das den „Bilan“ erteilt, einen
zusammenfassenden Bericht; nur der Prüf-
ling hat jedoch das Recht die Ergebnisse
an Dritte weiterzugeben.

Eine Parallele hierzu stellt das britische
System der „Anerkennung von früher er-
worbenen Kenntnissen“ (Accreditation of
Prior Learning, APL) dar. Im Unterschied
zum „Bilan“ führt APL zum Erwerb eines
formalen Nachweises in Form eines Di-
ploms/Zeugnisses oder in Form einer
Anerkennung einzelner Lerneinheiten, die
für den Erwerb eines nationalen berufli-
chen Befähigungsnachweises (National
Vocational Qualification, NVQ) angerech-
net werden. Insofern kann man das APL-
Verfahren als eine „Brücke“ zwischen der
nicht formellen Aneignung von Kenntnis-
sen und dem formalen Bildungssystem
auffassen.

Das APL-Verfahren läßt sich in drei Haupt-
phasen einteilen (CEDEFOP 1994):

❏ eine allgemeine Information über das
Verfahren der Anerkennung von früher
erworbenen Kenntnissen (APL);
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❏ eine Sitzung, in deren Verlauf der Kan-
didat mit Unterstützung eines Mentors sei-
ne  Erfahrungen, relevanten Fertigkeiten
und Kenntnisse reflektiert. Zum Teil er-
folgt diese Unterstützung im Rahmen von
Seminaren für mehrere Prüflinge, die alle
die gleiche Qualifikation anstreben. Der
Mentor wirkt an der Vorbereitung des
Portfolios mit, das u.a. Bescheinigungen
ehemaliger und gegenwärtiger Arbeitge-
ber über die Aufgaben und Zuständigkei-
ten am Arbeitsplatz, Beispiele relevanter
„Produkte“ sowie Prüfungsergebnisse
oder Ergebnisse besonderer Projekte ent-
halten sollte;

❏ Bewertung des Portfolios durch einen
Sachverständigen, der normalerweise ein
Interview mit dem Prüfling durchführt und
Fragen stellen kann, um Wissen und Kennt-
nisse des Kandidaten zu prüfen; er kann
auch zusätzliche Nachweise anfordern.

Im wesentlichen entspricht das Bewer-
tungsverfahren dem Verfahren des etablier-
ten Befähigungsnachweissystems, jedoch
mit dem Unterschied, daß der Kandidat
frühere Tätigkeiten nachweist und keine
Kenntnisse, die er während eines laufen-
den Ausbildungskurses erworben hat.

Der niederländische Ansatz (Bom, Klarus
& Nieskens 1997), der gegenwärtig in
verschiedenen Wirtschaftszweigen gete-
stet wird, läßt sich in folgende Schritte
untergliedern:

❏ Vor Beginn der Prüfung führt der Sach-
verständige mit dem Kandidaten ein In-
terview in bezug auf die Planung der mit
der jeweiligen Aufgabe verbundenen
Handlungen.

❏ Zentrales Bewertungselement ist eine
vorgegebene Aufgabe, die in einer rea-
len oder simulierten Situation durchge-
führt wird. In dieser Aufgabe sind die we-
sentlichsten Komponenten der betreffen-
den Kompetenz enthalten, damit der Prüf-
ling unter Beweis stellen kann, ob er die
geforderten Fertigkeiten in einem reali-
stischen  Kontext beherrscht. Bei der Be-
wertung wird nach einer systematischen
Checkliste vorgegangen.

❏ Nach Abschluß der Aufgabe reflektiert
der Prüfling darüber, wie die Aufgabe aus-
geführt wurde und wie andere Situatio-
nen/Aufgaben innerhalb desselben Be-

reichs mit den gleichen oder ähnlichen
Methoden und Vorgehensweisen bewäl-
tigt werden könnten.

Das Verfahren ist an die standardisierten
und formalisierten Qualifikationskriterien
des niederländischen Gesetzes zur allge-
meinen und beruflichen Bildung (WEB)
gebunden und läßt sich insofern als
kriterienbezogenes Prüfungsverfahren
bezeichnen. Das heißt, daß das vom Prüf-
ling erzielte Ergebnis an sachlichen Quali-
fikationskriterien gemessen wird und
nicht etwa im Vergleich zu einer (Norm-
)Gruppe (Klarus und Blokhuis: 1997, S.
20). Diesem Ansatz liegt die Vorstellung
zugrunde, daß sich jede (instrumentale)
Tätigkeit in drei getrennte Phasen eintei-
len läßt: Planung, Durchführung und
Evaluierung. Hieraus werden drei entspre-
chende Bewertungsaspekte und -metho-
den abgeleitet. Bei der Planung kommt
es auf die methodischen Fähigkeiten des
Kandidaten an, die durch ein kriterien-
bezogenes Interview und durch die Be-
urteilung der Arbeitsvorbereitung bewer-
tet werden können. Die Durchführung
läßt sich durch Beobachtung des Arbeits-
ablaufs an sich oder an Hand des Arbeits-
ergebnisses bewerten. Bei der Evaluierung
sind die reflexiven Fähigkeiten des Prüf-
lings ausschlaggebend, welche durch ein
kriterienbezogenes Interview und durch
eine Ergebnisbeurteilung bewertet werden
können (Klarus und Blokhuis, op. cit.).

Bei allen diesen Beispielen wird zur Be-
wertung nicht formell erworbener Kennt-
nisse eine Kombination von Interviews,
diagnostischen Bewertungen, Selbstein-
schätzungen und Prüfungen angewandt.
Die verschiedenen Verfahren können zu
unterschiedlichen Endergebnissen führen,
am häufigsten zur Erstellung eines Port-
folios oder zum Erwerb eines formalen
Befähigungsnachweises. Die Beispiele aus
Frankreich, Großbritannien und den Nie-
derlanden gehen von Abläufen unter sy-
stematischer Anleitung aus, wobei der
Dialog als immanenter Bewertungsansatz
angewandt wird. Weitere Beispiele für
diese Vorgehensweise trifft man in Irland,
Australien und Kanada an.

Ein ausgewogener Dialog und die Zuhil-
fenahme der Selbsteinschätzung (und
Selbsterkenntnis) zur qualitativen Verbes-
serung des Bewertungsprozesses sind für
diese Verfahrensweisen von fundamenta-

„Bei (…) diesen Beispielen
wird zur Bewertung nicht
formell erworbener Kennt-
nisse eine Kombination von
Interviews, diagnostischen
Bewertungen, Selbstein-
schätzungen und Prüfun-
gen angewandt. Die ver-
schiedenen Verfahren kön-
nen zu unterschiedlichen
Endergebnissen führen, am
häufigsten zur Erstellung
eines Portfolios oder zum
Erwerb eines formalen Be-
fähigungsnachweises.“
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ler Bedeutung. Ebenfalls berücksichtigen
sie den individuellen und kontextspezi-
fischen Charakter der erworbenen Kennt-
nisse, die bewertet werden sollen. Jeder
Kandidat gilt als – mehr oder weniger –
einzigartig, und dies soll sich in den an-
gewandten Verfahren widerspiegeln. Die
Bandbreite der Bewertung wird jedoch
durch die enge Kopplung an verschiede-
ne nationale Bezugssysteme wie die na-
tionalen beruflichen Befähigungsnachwei-
se (NVQs) im Vereinigten Königreich und
das niederländische Gesetz zur allgemei-
nen und beruflichen Bildung (WEB) be-
schränkt. Die Bewertungen dürften daher
in hohem Maße den innerhalb dieser Sy-
steme festgelegten Normen entsprechen,
jedoch nicht unbedingt den „im wirkli-
chen Leben“ erworbenen Kenntnissen und
Kompetenzen gerecht werden.

Neben diesen auf Dialog und Anleitung
beruhenden Verfahrensweisen gibt es ei-
nen ganz anders gearteten Ansatz, der von
rechnergestützten Expertensystemen aus-
geht. Bereits seit Jahren ist man darum
bemüht, standardisierte Instrumente zur
Bewertung von nicht formell erworbenen
Kenntnissen zu entwickeln. Diesen Bestre-
bungen liegen drei wesentliche Ursachen
zugrunde, und zwar:

❏ Kosten – Prüfungsverfahren, die unter
Anleitung erfolgen und teilweise mit ei-
ner Beurteilung von authentischen Auf-
gaben einhergehen, sind äußerst aufwen-
dig, und es stellt sich die Frage, ob die
Kosten dafür von der öffentlichen Hand,
den Unternehmen oder den einzelnen
Bürgern zu tragen sind;

❏ Kapazität – aufgrund der Komplexität
der Verfahren kann nur eine begrenzte
Zahl von Kandidaten bewertet werden,
was das Gesamtpotential des Systems re-
duziert;

❏ Neutralität/Objektivität – obwohl die
Bewertungen von Checklisten und vor-
gegebenen Arbeitsabläufen ausgehen,
bleibt dennoch eine gewisse Unsicherheit
hinsichtlich der Zuverlässigkeit der Beur-
teilungen, da das persönliche Urteil des/
der Sachverständigen nicht außer Acht ge-
lassen werden kann und die Bewertun-
gen möglicherweise subjektiv ausfallen.

Seit Jahren wird auf sektoraler, nationa-
ler und europäischer Ebene an der Ent-

wicklung von zuverlässigen rechnerge-
stützten Bewertungsinstrumenten gearbei-
tet, wobei besonderes Augenmerk auf die
Kosten-, Kapazitäts- und Neutralitäts-
kriterien gelegt wird.

Ein Beispiel hierfür ist die irische Initiati-
ve, bei der eine Methode zur Akkredi-
tierung von früher erworbenen Kenntnis-
sen mit Hilfe von Computersoftware
(Lambkin & Lyons 1995) entwickelt wur-
de. Das Projekt lief von 1992 bis 1994 und
hatte folgende vier Zielsetzungen:

❏ Das Expertensystem sollte es dem ein-
zelnen Bürger ermöglichen, für bestimm-
te Berufsfelder relevante Qualifikationen
zu ermitteln.

❏ Der einzelne sollte Hilfe beim Zugang
zu den Bewertungsnormen bekommen,
die für bestimmte Qualifikationen gelten,
um sich ein Bild darüber machen zu kön-
nen, welche Anforderungen für den Er-
werb einer bestimmten Qualifikation ge-
stellt werden.

❏ Das System sollte als standardisiertes
Verfahren zur Erstellung eines Portfolios
dienen, in dem Kompetenznachweise zu-
sammengetragen werden, die als Lern-
einheiten im Hinblick auf den Erwerb ei-
ner Qualifikation anerkannt werden kön-
nen.

❏ Dem einzelnen sollte geholfen werden,
sich über eventuell bestehende Weiter-
bildungserfordernisse Klarheit zu ver-
schaffen. Dies ist in einer begrenzten Zahl
von Wirtschaftszweigen getestet worden,
wo es ergänzend zu Dialog- und An-
leitungsverfahren eingesetzt wurde.

Ähnliche Vorstöße wurden in zahlreichen
anderen Ländern gemacht, insbesondere
in Frankreich und im Vereinigte König-
reich. Von der Firma IBM ist ein PC-ge-
stütztes System entwickelt worden, das
verschiedene Elemente des britischen
NVQ-Systems abdeckt. Dazu gehören u.a.
die CD-ROMs „Introduction to the NVQ
system“ („Einführung in das NVQ-Sy-
stem“), „Competency Adviser“ („Kompe-
tenzberater“), „Learning Centre Manager“
(„Lerncenter-Manager“) sowie „Personal
Learning System“ („Persönliches Lern-
system“) (IBM 1995).

Am nachdrücklichsten wird die Entwick-
lung von rechnergestützten Expertensy-
stemen zur Zeit von der Europäischen

„Neben (den) auf Dialog
und Anleitung beruhenden
Verfahrensweisen gibt es
einen ganz anders gearte-
ten Ansatz, der von rechner-
gestützten Expertensyste-
men ausgeht. Bereits seit
Jahren ist man darum be-
müht, standardisierte In-
strumente zur Bewertung
von nicht formell erworbe-
nen Kenntnissen zu entwik-
keln.“
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Union propagiert, die diese in politischen
Stellungnahmen befürwortet hat und auch
praktisch im Rahmen von Projekten der
Europäischen Kommission fördert. Eines
der wichtigsten, im Entwurf einer „Euro-
päischen Methode für die Akkreditierung
fachlicher und beruflicher Kompetenzen“
(1996) genannten Zielsetzungen ist, daß
jedem Menschen die Möglichkeit gewährt
werden sollte, seine Kompetenzen bewer-
ten und in Form eines „persönlichen
Kompetenzausweises“ dokumentieren zu
lassen. Rechnergestützte Hilfsmittel, die
der Allgemeinheit über das Internet zur
Verfügung gestellt werden sollen, spielen
bei dieser Initiative eine entscheidende
Rolle.

Allerdings ist dazu die Ermittlung einer
Reihe von „Wissensbereichen“ erforder-
lich, die sich auf europäischer Ebene be-
werten lassen. Diese müssen klar definiert
und in zusammenhängende Grundeinhei-
ten unterteilt werden, die nach Schwie-
rigkeitsgrad eingestuft sind. Auf diese
Weise, so die Auffassung der Europäi-
schen Kommission, müßte die Bewertung
eines Wissensbereichs von der niedrigsten
bis zu höchsten Stufe möglich sein. Es
wird anerkannt, daß kein festes Verzeich-
nis der Wissens- und Fähigkeitsbereiche
vorliegt, die auf europäischer Ebene ge-
prüft werden könnten. Wenn jedoch der
betreffende Bereich relativ genau festge-
legt ist (weitgehende Übereinstimmung
zwischen den Lehrmeinungen) und der
Spielraum für nationale oder kulturelle
Subjektivität so weit wie möglich einge-
schränkt wird, könnte dieser in das Sy-
stem aufgenommen werden. Folgende
Beispiele werden genannt:

❏ Kernwissensbereiche: z.B. Mathematik,
Naturwissenschaften, Informationstechno-
logie, Geographie, Fremdsprachen.

❏ Berufliche/fachliche Kompetenzen: z.B.
Marketing, Techniken der Betriebsfüh-
rung, Rechnungswesen usw.

❏ Schlüsselkompetenzen: z.B. Logistik,
organisatorische Techniken, Kommunika-
tion, Entscheidungsfindung, Risikobewer-
tung und Risikomanagement, Verhand-
lungsfähigkeit und beziehungsorientierte
Fähigkeiten.

Bei der Umsetzung dieser Akkreditierung
auf europäischer Ebene müßten folgen-
de Grundsätze befolgt werden:

❏ Bei der Bewertung und Validierung von
Kompetenzen sollte eine Reihe von be-
nutzerfreundlichen Validierungs-Software-
paketen verwendet werden, die durch ein
Telematiknetz (Internet) an einen zentra-
len Server angeschlossen sind, der bei
Bedarf interaktive Prüfungen liefert, die
Ergebnisse verarbeitet und die Kompeten-
zen auf der geprüften Ebene validiert.

❏ Es muß die Möglichkeit bestehen, daß
Kandidaten, die sich ihre Kompetenzen
anerkennen lassen wollen, diese Prüfun-
gen in ganz Europa ablegen und beliebig
oft wiederholen können.

❏ Die Kompetenzstufe wird in einen per-
sönlichen Kompetenzausweis eingetra-
gen, den der einzelne in selbstgewähltem
Tempo und entsprechend seinen Bedürf-
nissen vervollständigen kann.

Mit der Anerkennung des Systems wird
der Kompetenzausweis formale Abschlüs-
se ergänzen und eine tatsächliche Erleich-
terung für den Zugang zur Beschäftigung
darstellen.

Der Gedanke des persönlichen Kom-
petenzausweises wird gegenwärtig in ei-
ner Reihe von länderübergreifenden Pro-
jekten weiterverfolgt. Weitere Vorhaben
sind für 1997 geplant.1 Diese Projekte zie-
len nach Auffassung der Kommission
(1997, op. cit.) darauf ab:

„… ein Kompendium von in elementare
Einheiten aufgegliederten Kenntnissen und
Kompetenzen zu erstellen, das als Grund-
lage für die Entwicklung einer interakti-
ven Evaluierungssoftware dienen kann,
welche dann über das Internet abgerufen
und zur Validierung des Kompetenzstands
eines Kandidaten genutzt werden könnte.
Wenngleich das automatisierte Verfahren
umstritten ist, ist die Resonanz darauf po-
sitiv und bezeugt somit, daß hiernach bei
den Bürgern, der Wirtschaft und den Ver-
bänden ein echtes Bedürfnis besteht. Das
angestrebte Ziel, eine Möglichkeit zur An-
erkennung von Kenntnissen und indivi-
duellen Kompetenzen zu schaffen und al-
len Menschen die Gelegenheit zu geben,
ihre Kompetenzen zu aktualisieren, wird
allgemein begrüßt.“

Mit Ausnahme des Hinweises, daß „das
automatisierte Verfahren umstritten“ sei,
geht die Kommission nicht näher darauf

1) 34 Projekte wurden von der Kom-
mission ausgewählt, um so ein mög-
lichst breites Spektrum von Themen
und Berufsfeldern abzudecken. Die-
se Vorhaben sind offenbar an Hand
der oben dargestellten Kriterien aus-
gewählt worden: Grundkenntnisse
(Mathematik, Chemie usw.), Fach-
und Berufskenntnisse (Bankwesen,
Marketing, Montage, industrielle Ver-
fahren, Jura usw.) und Schlüssel-
kompetenzen (einschließlich fächer-
übergreifender Kompetenzen).
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ein, worauf sich diese Kontroverse bezie-
hen könnte. Abgesehen von den offen-
sichtlichen Unterschieden, die zwischen
dem „Dialogverfahren“ und dem „automa-
tisierten Verfahren“ in puncto Kapazität
und Kosten bestehen, sind die Stärken
und Schwächen dieser beiden Ansätze
bislang noch nicht eingehender untersucht
worden.

Unterschiedliche Wissens- und Lern-
begriffe

Wie verschiedentlich zum Ausdruck ge-
bracht worden ist, lassen sich die ange-
wandten Verfahrensweisen nach ihrer
Gültigkeit, Zuverlässigkeit (Reliabilität),
Annehmbarkeit (Akzeptabilität) und
Glaubwürdigkeit beurteilen. Die Begriffe
„Annehmbarkeit“ und „Glaubwürdigkeit“
sind eng mit dem gesellschaftlichen Stel-
lenwert und Status verknüpft, der den
Ergebnissen der Bewertung zugesprochen
wird. Der etwas weiter gefaßte Begriff der
Legitimität2 wird an anderer Stelle in die-
ser Zeitschrift ausführlich behandelt3. Die
Begriffe „Gültigkeit“ und „Zuverlässigkeit“
eignen sich dagegen gut als Ausgangs-
punkte für eine Darstellung und Erörte-
rung der grundsätzlichen Herausforderun-
gen, denen sich die Verfahren stellen
müssen. Mit anderen Worten könnte un-
sere Frage folgendermaßen lauten: „Sind
die Methoden in der Lage, das zu bewer-
ten und zu validieren, was sie bewerten
und validieren sollen, und wie können
sie verbessert werden?“

Der Begriff der Gültigkeit bezieht sich
gemäß O’Grady darauf, in welchem Maße
Prüfungsergebnisse oder andere Meßgrö-
ßen ein praktisches Kriterium (z.B. die in
den britischen NVQ-Normen festgelegten
Kriterien) zu prognostizieren vermögen.
Die Gültigkeit ist daher ein Qualitäts-
merkmal des Bewertungsverfahrens. Sie
ist ein Maßstab dafür, wie genau das Ur-
teil des Sachverständigen hinsichtlich der
durch den Prüfling erbrachten Nachwei-
se den Kompetenzstand dieses Prüflings
wiedergibt.

Zuverlässigkeit drückt nach Auffassung
von O’Grady die Konstanz der Prüfungs-
ergebnisse aus, wenn dieselben Personen
die gleiche Prüfung zu einem anderen
Zeitpunkt oder mit anderen, gleichwerti-
gen Inhalten oder unter anderen Prüfungs-
bedingungen ablegen würden. Auch die

Zuverlässigkeit ist ein Qualitätsmerkmal
des Bewertungsverfahrens und ist ein
Maßstab dafür, inwieweit ein Kandidat bei
Vorlage seines Portfolios von Nachweisen
die gleichen Ergebnisse erzielen würde,
unabhängig davon, wann, wo oder von
wem er bewertet wird.

Forschungsarbeiten über konventionelle
Prüfungen (Kvale 1972, 1977, 1980, 1993,
Fredriksen 1984) liefern wichtige Hinwei-
se auf die grundlegende Problematik der
Verbesserung der Gültigkeit und Zuverläs-
sigkeit von Validierungs- und Bewer-
tungsverfahren. Statistische Untersuchun-
gen über die Gültigkeit und Zuverlässig-
keit der formalen Validierungs- und Prü-
fungsverfahren sind sowohl in der Psycho-
logie wie auch in der Soziologie durchge-
führt worden. In diesem Zusammenhang
werden Prüfungen als psychometrische
Tests verstanden, und die Forschung hat
sich bisher vorrangig mit der Frage befaßt,
inwieweit diese fähig sind, eine legitime
Auslese unter den Teilnehmern vorzuneh-
men und den zukünftigen Berufserfolg der
Prüflinge zu prognostizieren.

Diese Ansätze legen übereinstimmend
nahe, daß:

❏ die Gültigkeit von Prüfungsverfahren
niedrig ist, geht man einmal von deren
Fähigkeit zur Prognose des zukünftigen
Abschneidens der Kandidaten aus, was
durch Korrelationswerte von 0,00 bis 0,10
zwischen den Abschlußnoten und dem
späteren beruflichen Erfolg der Prüflinge
dokumentiert wird. Eine höhere Gültig-
keit ist im Verhältnis zwischen Prüfungs-
ergebnissen und dem späteren Berufser-
folg innerhalb des Bildungswesens selbst
zu verzeichnen, wo Werte von plus/mi-
nus 0,40 erzielt werden;

❏ die Zuverlässigkeit niedrig ausfällt, zu-
mindest im Hinblick auf die Konstanz der
Ergebnisse von Personen, die ein Be-
wertungs- oder Validierungsverfahren
durchlaufen. Bei der Benotung von Auf-
sätzen und mündlichen Prüfungen zum
Beispiel sind Werte von 0,60 bzw. 0,30
normal,  während etwa die Zuverlässig-
keit von Multiple-Choice-Testverfahren
mit Werten von bis 1,00 nahezu vollkom-
men ist.

Diese niedrigen Werte sind wichtige Ur-
sachen für die grundlegende Kritik, die

2) Wir ziehen den Begriff der „Legiti-
mität“ gegenüber den von O’Grady
verwendeten Begriffen „Annehmbar-
keit“ („Akzeptabilität“) und „Glaub-
würdigkeit“ vor. Das Konzept der „Le-
gitimität“ knüpft üblicherweise an
Max Webers klassische Typologie der
legitimen Herrschaft an, wonach sich
die Legitimität der Herrschaft auf Tra-
dition, Charisma und Rationalität
gründet. Die heutige Diskussion kon-
zentriert sich dagegen stärker auf die
Beziehung zwischen Herrschaft und
normativer Übereinkunft (Habermas
1981, Held 1987).

3) Siehe Seiten 82-90.

„Die Begriffe ‚Gültigkeit‘
und ‚Zuverlässigkeit‘ eig-
nen sich dagegen gut als
Ausgangspunkte für eine
Darstellung und Erörte-
rung der grundsätzlichen
Herausforderungen, denen
sich die Verfahren stellen
müssen.“
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an herkömmlichen Prüfungen geübt wird,
wonach diese u.a. subjektiv, unbeständig
und sozial diskriminierend seien.

Die Forschung konzentriert sich offenbar
in erster Linie auf die Frage der Zuverläs-
sigkeit, möglicherweise deshalb, weil sich
eine Aufstellung von klaren Kriterien zur
Beurteilung der Gültigkeit schwierig ge-
staltet4. Zeller (1994) vertritt den Stand-
punkt, daß dieses Problem auf das Über-
gewicht der quantitativen, statistisch aus-
gerichteten Forschungsansätze zurückzu-
führen sei, die, wenn sie isoliert ange-
wendet werden, die Gefahr bergen, daß
wichtige Aspekte der behandelten Frage
unberücksichtigt bleiben. Zeller weist
dabei auf die unterschiedlichen Auffas-
sungen des Begriffs Gültigkeit in verschie-
denen Forschungstraditionen hin. Gültig-
keit aus quantitativer Sicht kann als „Jagd
nach den Dezimalen“ charakterisiert wer-
den. Aus qualitativer Perspektive könnte
man sie als eine „Prüfung auf Herz und
Nieren“ bezeichnen, durch die ein gründ-
licheres Verständnis von gesellschaftlichen
Erscheinungen in enger Verbindung mit
statistischem Datenmaterial angestrebt
werde (Strauss 1987). Aus experimentel-
lem Blickwinkel wiederum läßt sie sich
als „Erzeugung der gewünschten Wir-
kung“ charakterisieren. Separat betrach-
tet liefern diese Ansätze keine vollständi-
ge Antwort auf die Frage, wie die Gültig-
keit gewährleistet werden kann. Metho-
dische Vielfalt ist hier offenbar eher an-
gebracht als eine methodische Speziali-
sierung.

Die Gültigkeits- und Zuverlässigkeits-
problematik, die für herkömmliche for-
male Prüfungen gilt, trifft in noch gra-
vierenderem Maße auf die Bewertung und
Validierung von nicht formell erworbenen
Kenntnissen zu. Dies liegt daran, daß nicht
formelle Bildungswege (prinzipiell) indi-
viduell und die so erworbenen Kenntnis-
se (prinzipiell) situiert (Lave & Wenger
1991) und kontextgebunden sind. Um die-
se Problematik anzugehen, müssen neue
Elemente in die Diskussion einbezogen
werden. Die Frage, wie sich die Gültig-
keit und die Zuverlässigkeit verbessern
lassen, kann nicht beantwortet werden,
ohne zu fragen, mit welcher Art von Lern-
prozessen und welcher Art von Kenntnis-
sen wir es zu tun haben. Oder, noch all-
gemeiner betrachtet, auf welchen Wis-
sensbegriff wir unsere Diskussion der

Gültigkeit und der Zuverlässigkeit grün-
den.

Es lassen sich unschwer drei unterschied-
liche Arten von Wissen identifizieren
(Kvale 1993):

❏ Dogmatisches Wissen, das beispiels-
weise von Gott oder einer anderen göttli-
chen Instanz hergeleitet wird. Dieses Wis-
sen läßt sich nicht in Zweifel ziehen. Es
wird entweder akzeptiert oder als nicht
existent abgelehnt.

❏ Objektives Wissen, das sich aus der Na-
tur herleitet und sich eindeutig als richtig
oder falsch einstufen läßt (Habermas
1981a).

❏ Normatives oder gesellschaftlich er-
zeugtes und definiertes Wissen, das sich
aus dem Lebensbereich des Menschen
herleitet. Hierbei handelt es sich um ein
situiertes, kontextgebundenes (und in ge-
wissem Maße relatives) Wissen, das an der
Frage zu messen ist, inwieweit es allge-
mein anerkannt ist oder nicht.

Unsere Diskussion wird sich in erster Li-
nie mit der Unterscheidung zwischen ob-
jektivem Wissen und normativem  bzw.
gesellschaftlich bedingtem Wissen befas-
sen, die eine notwendige Voraussetzung
für das Verständnis der methodischen Pro-
bleme bildet, welche mit der Bewertung
von nicht formell erworbenen Kenntnis-
sen zusammenhängen. Diese Differenzie-
rung ließe sich auch als Unterschied zwi-
schen einer positivistischen und einer
hermeneutischen bzw. interpretativen
Vorgehensweise bei der Bewertung nicht
formell erworbener Kenntnisse beschrei-
ben.

Objektives Wissen setzt sich aus objekti-
ven Tatsachen (richtigen oder falschen)
zusammen. Demzufolge besteht ein sol-
ches Wissen aus isolierten Fakten, die
nach logischen Prinzipien miteinander
kombiniert werden. Unter Annahme die-
ses Modells kann die Gültigkeits- und
Zuverlässigkeitsproblematik als eine rein
verfahrenstechnische bzw. instrumentale
Frage aufgefaßt werden, und zwar als
Suche nach der besten Methode zur Fest-
stellung, welche Kenntnisse richtig und
welche falsch sind. Eine Verbesserung der
methodischen Vorgehensweisen könnte
dann etwa durch die Veranstaltung von

„Die Gültigkeits- und Zu-
verlässigkeitsproblematik,
die für herkömmliche, for-
male Prüfungen gilt, trifft
in noch gravierenderem
Maße auf die Bewertung
und Validierung von nicht
formell erworbenen Kennt-
nissen zu. Dies liegt daran,
daß nicht formelle
Bildungswege (…) indivi-
duell und die so erworbe-
nen Kenntnisse (…) situiert
(…) und kontextgebunden
sind. (…) Die Frage, wie
sich die Gültigkeit und die
Zuverlässigkeit verbessern
lassen, kann nicht beant-
wortet werden, ohne zu fra-
gen, mit welcher Art von
Lernprozessen und welcher
Art von Kenntnissen wir es
zu tun haben.“

4) Kvale (1993) setzt sich mit diesem
Problem durch eine Erörterung der
Prüfungen unterliegenden „Meta-
prozesse“ auseinander. Erstens kann
eine Prüfung als ein Test des Prüflings
und seines Wissens angesehen wer-
den. In diesem Sinne kommt den Ele-
menten „Belohnung“ und „Prognose“
eine zentrale Bedeutung zu. Zum
zweiten können Prüfungen als eine
Art „Taufe“ des Kandidaten aufgefaßt
werden, durch die dieser in die „brü-
derliche Gemeinschaft“ einer Fach-
richtung aufgenommen wird, und als
ein Test, mit dem festgestellt werden
soll, ob der Prüfling die gemeinsamen
Wertvorstellungen versteht und teilt.
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einführenden Schulungen über Evaluie-
rungsverfahren für Bewertungssachver-
ständige, die Erstellung von Meßskalen für
Sachverständige, eine laufende statistische
Überwachung und dergleichen erzielt
werden.

Das optimale Verfahren zur Bewertung
von objektivem Wissen wäre die Anwen-
dung von technologiegestützten Multiple-
Choice-Tests, die eine höhere Gültigkeit
und Zuverlässigkeit gewährleisten wür-
den. Die Initiativen der Europäischen
Kommission zur Entwicklung von rech-
nergestützten Expertensystemen knüpfen
augenscheinlich an diesen objektiven
Wissensbegriff an. In der Forderung der
Kommission nach Identifizierung von „ob-
jektiven“, „klar abgegrenzten“ Wissensbe-
reichen, die sich neutral beurteilen las-
sen, wird dies offensichtlich.

Geht man von der Perspektive des nor-
mativen bzw. gesellschaftlich bedingten
Wissens aus, die auch als hermeneutische
Perspektive bezeichnet werden kann, ist
ein offenerer Verfahrensansatz denkbar.
Hierbei müssen im Hinblick auf das Stre-
ben nach absoluter Gültigkeit und Zuver-
lässigkeit Abstriche gemacht werden. Der
Schwerpunkt muß sich vom objektiven,
klar abgegrenzten Lernprodukt auf den
Lernprozeß verlagern. Im Vergleich zum
objektiven Ansatz kann diese Vorgehens-
weise als subjektiver Ansatz gesehen wer-
den, da sie sich zu einem gewissem Gra-
de auf Werturteile stützt. Es handelt sich
jedoch insofern um einen normativen
Ansatz, als daß der Dialog und das Ge-
spräch notwendig sind, um zu einem bei-
derseitigen Verständnis der Art und Qua-
lität der erworbenen Kenntnisse zu ge-
langen. Und schließlich handelt es sich
um einen situierten Ansatz, da er davon
ausgeht, daß der Wissenserwerb kontext-
gebunden erfolgt und auch als solcher
bewertet werden muß.

Eine Bewertung gemäß diesem Modell
unterscheidet sich demnach von einer, die
vom objektiven Ansatz ausgeht; der
Wunsch und die Fähigkeit, durch ein ra-
tionales Gespräch zu einer gemeinsamen
Auffassung (Bewertung) zu gelangen,
müssen hierbei absoluten Vorrang genie-
ßen. Einige der oben dargestellten Verfah-
rensweisen, so z.B. das französische und
das britische Beispiel, können als stärker
hermeneutisch angelegt bezeichnet wer-

den. Durch den Einsatz des Dialogs als
wichtiges Bewertungsinstrument rücken
diese Verfahren Aspekte wie Selbsterkennt-
nis und Persönlichkeitsentfaltung im Ver-
lauf der Bewertung in den Mittelpunkt.

Implizit sind beide Konzepte in der tägli-
chen Arbeit zur Entwicklung von funkti-
onsfähigen Methoden enthalten. Die Ent-
scheidung für das eine oder das andere
Konzept kann weitreichende Konsequen-
zen haben. Der objektive Wissensbegriff
tritt im Ansatz der Europäischen Kommis-
sion zur Entwicklung von rechnergestütz-
ten Expertensystemen deutlich zutage. Die
Idee des persönlichen Kompetenzaus-
weises ist heute eng mit der Ermittlung
von „unbestreitbaren“ Wissensbereichen
verbunden, die eine objektive Bewertung
gestatten. Trotzdem scheint der normati-
ve bzw. situierte Wissensbegriff das vor-
herrschende Modell zu sein, das den in
zahlreichen Ländern angewandten Syste-
men zugrunde liegt. Ein interessantes
Beispiel hierfür ist die dritte Phase des
niederländischen Verfahrens, in der die
Kandidaten über die von ihnen ausgeführ-
te Aufgabe „reflektieren“ sollen. Aus die-
sem Blickwinkel ist Wissen also keine
vorgegebene Größe, sondern vielmehr
etwas, das sich an ein breites Spektrum
von neuen Situationen anpassen läßt; die
Übertragbarkeit und Anpassungsfähigkeit
des Wissens bildet dementsprechend den
Kern des Lernprozesses und des Wissens-
produkts.

Bei erneuter Betrachtung der Zielsetzun-
gen dieser neuen Bewertungsverfahren
können wir feststellen, daß eines der zen-
tralen Anliegen darin besteht, Kenntnis-
se, die außerhalb des formalen Bildungs-
wesens erworben werden, besser sicht-
bar zu machen und den unentbehrlichen
Lernprozessen Beachtung zu schenken,
die „im verborgenen“ bzw. „stillschwei-
gend“ zu Hause, am Arbeitsplatz oder
anderswo ablaufen. Geht man allerdings
davon aus, daß sich nicht formell erwor-
benes Wissen aus isolierten Fakten zusam-
mensetzt und in Einzelbestandteile zer-
gliedern läßt, könnte die Aneignung wich-
tiger Kompetenzen wie etwa der Fähig-
keit zur Kooperation, Teamarbeit und Pro-
blemlösung leicht verkannt werden. Mit
den Worten von Günter Trost (1996):

„Mißt die Prüfung das, was sie messen soll?
Hohe Objektivität einer Prüfung ist not-

„Der objektive Wissens-
begriff tritt im Ansatz der
Europäischen Kommission
zur Entwicklung von rech-
nergestützten Expertensy-
stemen deutlich zutage.
(…) Trotzdem scheint der
normative bzw. situierte
Wissensbegriff das vor-
herrschende Modell  zu
sein, das den in zahlreichen
Ländern angewandten Sy-
stemen zugrunde liegt.“
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wendig, aber nicht hinreichende Voraus-
setzung für deren Gültigkeit.“

Insofern sind Bemühungen um die Erhö-
hung der Gültigkeit und der Zuverlässig-
keit wenig sinnvoll, wenn sie nicht mit
einem gründlichen Verständnis der jewei-
ligen Lernprozesse und der unterschied-
lichen Arten von Wissen gepaart sind, mit
denen man es zu tun hat. Das heißt nicht
etwa, daß bei der Entwicklung eines
Bewertungsverfahrens eine Wahl zwi-
schen den verschiedenen Lernbegriffen zu
treffen sei, sondern vielmehr, daß die
Grenzen des Verfahrens im Hinblick auf
die Bewertung von unterschiedlich gear-
teten Lernprozessen und Lernergebnissen
erkannt werden müssen. Eine mögliche
Konsequenz hieraus könnte darin beste-
hen, kombinierte Verfahrensweisen zu
entwickeln, was, wie wir gesehen haben,
in einigen Ländern bereits geschehen ist.
Dadurch wäre die Systeme in der Lage,
objektives (klar abgegrenztes, „richtiges“
oder „falsches“) Wissen ebenso zu bewer-
ten wie normatives, gesellschaftlich situ-
iertes Wissen.

Die Suche nach Kriterien zur Bewer-
tung von Kenntnissen

Die begrifflichen Unterschiede, die im
vorangegangenen skizziert wurden, bil-
den einen guten Ausgangspunkt für die
Erörterung der Frage, wie die Qualität der
Bewertungen, die Auswahl von Beurtei-
lungskriterien und deren Anwendung ver-
bessert werden können. Zwei Themen
werden untersucht, und zwar erstens die
politischen Forderungen, die für das Ver-
ständnis der zum Ausdruck gebrachten
Prioritäten wichtig sind und die die Ent-
wicklung der Verfahrensweisen in gewis-
sem Maße beeinflussen, und zweitens die
derzeit existierenden Kriterien zur Bewer-
tung von Kenntnissen. Anschließend wird
die grundlegende Gesetzmäßigkeit der
nicht formellen Lernprozesse erörtert,
woraufhin denkbare Bewertungskriterien
in groben, vorläufigen Zügen dargestellt
werden.

Politische Forderungen nach ver-
stärkter Aneignung von Kenntnissen
Das Schwergewicht, das neuerdings auf
die Bewertung von nicht formell erwor-
benen Kenntnissen gelegt wird, gründet
sich auf geänderte politische Forderun-
gen, in denen die Bedeutung des Lernens

in einer Welt des Wettbewerbs und des
Wandels betont wird. Im Weißbuch der
Europäischen Kommission „Lehren und
Lernen. Auf dem Weg zur kognitiven Ge-
sellschaft“ (1995) kommt dies deutlich
zum Ausdruck. Dieses politische Schwer-
punktdokument vermittelt eine Vorstel-
lung davon, welche Arten von Lernpro-
zessen und Kenntnissen den Entschei-
dungsträgern vorschweben, und gibt uns
damit Hinweise darauf, welche Verfah-
rensweisen gefordert sind. In einem Ka-
pitel des Weißbuchs mit dem Titel „Wel-
che Fähigkeiten sind gefordert?“ heißt es:

„In der modernen Welt kann Wissen im
weiteren Sinn als eine Kombination von
Grundkenntnissen sowie Fachkenntnissen
und sozialen Kompetenzen definiert wer-
den. Eine ausgewogene Kombination die-
ser im offiziellen Bildungssystem, in der
Familie, im Unternehmen und über ver-
schiedene Informationsnetze erworbenen
Kenntnisse. Mit anderen Worten, das über-
tragbare Allgemeinwissen, das für das
Berufsleben von größtem Nutzen ist.“

Ausgehend hiervon sollten die bildungs-
politischen Strategien, unter denen der
persönliche Kompetenzausweis einen
wichtigen Platz einnimmt, auf drei ver-
schiedene Wissensbereiche abzielen:

❏ Grundkenntnisse – Fremdsprachen, Le-
sen, Schreiben, Rechnen usw. Gemäß dem
Weißbuch fallen diese in den Zuständig-
keitsbereich des formalen Bildungswe-
sens.

❏ Fachkenntnisse – berufsbezogene
Kenntnisse, die teils im Rahmen des all-
gemeinen und beruflichen Bildungs-
systems, teils im Betrieb erworben wer-
den. Diese Kenntnisse haben sich infolge
der Einführung der Informationstechno-
logien und neuer Formen der Arbeitsor-
ganisation beträchtlich gewandelt, und
bestimmte übertragbare Schlüsselkom-
petenzen gewinnen in diesem Bereich
zunehmend an Bedeutung.

❏ Soziale Kompetenzen (beziehungs-
orientierte Fähigkeiten) – die Fähigkeit zur
Zusammenarbeit und zur Teamarbeit, die
Kreativität und das Streben nach Quali-
tät. Diese werden als zentrale Elemente
der neuen Bildungsstrategien hervorgeho-
ben. Wie ersichtlich sein dürfte, kann die
Beherrschung derartiger Kompetenzen

„(…) bei der Entwicklung
eines Bewertungsverfah-
rens (ist nicht etwa) eine
Wahl zwischen den ver-
schiedenen Lernbegriffen
zu treffen (…), sondern
vielmehr (…) (müssen) die
Grenzen des Verfahrens im
Hinblick auf die Bewertung
von unterschiedlich gearte-
ten Lernprozessen und
Lernergebnissen erkannt
werden (…). Eine mögliche
Konsequenz hieraus könn-
te darin bestehen, kombi-
nierte Verfahrensweisen zu
entwickeln, was, wie wir ge-
sehen haben, in einigen Län-
dern bereits geschehen ist.“
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erst im Erwerbsleben, also vorrangig im
Betrieb erreicht werden.

Die Eignung einer Person zur Erwerbstä-
tigkeit und ihre Anpassungs- und Wand-
lungsfähigkeit hängen dementsprechend
davon ab, wie sie Grundkenntnisse, Fach-
kenntnisse und soziale Kompetenzen zu
kombinieren vermag. Dieser Aspekt wird
jedoch in den derzeitigen Systemen nicht
berücksichtigt. In den meisten europäi-
schen Ländern werden die außerhalb des
formalen Bildungswesens erworbenen
Kenntnisse herausgefiltert. Nach Auffas-
sung der Autoren des Weißbuchs der Eu-
ropäischen Kommission hat dies folgen-
de Auswirkung:

„Die Gesellschaft kann auf diese Weise
Talente „eliminieren“, die zwar vom
Durchschnittsprofil abweichen, aber inno-
vatorische Fähigkeiten besitzen. So er-
zeugt sie häufig eine Elite, die für das
geistige Potential der verfügbaren Human-
ressourcen wenig repräsentativ ist.“

Die Kernaussage des Weißbuchs ebenso
wie einer Reihe anderer bildungspoliti-
scher Dokumente, die in den letzten Jah-
ren auf nationaler Ebene veröffentlicht
wurden5, lautet, daß die betreffenden Län-
der und Wirtschaften eine breitere Wis-
sensbasis benötigen, bei der Grundkennt-
nisse, Fachkenntnisse und soziale Kom-
petenzen in einem ausgewogenen Verhält-
nis zueinander stehen.

Die auf Anleitung und Dialog basieren-
den Bewertungsverfahren, die in verschie-
denen Ländern wie z.B. Frankreich, dem
Vereinigten Königreich, Irland und den
Niederlanden entwickelt wurden, schei-
nen zumindest bis zu einem gewissen
Grade die Komplexität und den Kontext
dieser neuen, umfassenderen Vorstellung
von Lernen und Wissen widerzuspiegeln.
Demgegenüber steht der dargestellte An-
satz der „europäischen Methode für die
Akkreditierung fachlicher und beruflicher
Kompetenzen“ in einem eigentümlichen
Gegensatz zu dieser breit angelegten
Wissensauffassung. Angesichts dessen,
welch großer Wert im Weißbuch darauf
gelegt wird, möglichst wenig Raum für
individuelle, nationale und kulturelle Sub-
jektivität zu lassen sowie wesentliche
Meinungsverschiedenheiten in Fragen der
Doktrin zu vermeiden, kann man durch-
aus behaupten, daß der darin propagier-

te Ansatz dem breiter angelegten Lern-
und Wissensbegriff aus dem Wege geht.

Trotz der Kosten-, Kapazitäts- und Neutra-
litätsprobleme, die mit der Entwicklung
von standardisierten Verfahren verbunden
sind, ist eine bewußte Konzentration auf
die oben angesprochene breite Wissens-
basis in Erwägung zu ziehen. Es sollten
systematische Versuche zur Ausarbeitung
von Bewertungskriterien unternommen
werden, die in der Lage sind, der Situa-
tionsgebundenheit und Einzigartigkeit der
erworbenen Kenntnisse Rechnung zu tra-
gen. In gewissem Maße berührt dies das
Problem der Notwendigkeit, die Transpa-
renz des Verfahrens zu erhöhen, und die
Frage, welche Kriterien angewandt wer-
den und wann und wie diese zum Ein-
satz kommen.

Existierende Bewertungskriterien, die
der Einzigartigkeit von nicht formell
erworbenen Kenntnissen Rechnung
tragen
Wie zuvor dargestellt, ging O’Grady die
Thematik der Verbesserung der Bewer-
tungsmethoden mit der Frage an, wie
deren Gültigkeit und Zuverlässigkeit er-
höht werden könne. Unter Bezugnahme
auf Caudill (1990) und das von ihr ent-
wickelte Verfahren zur Entscheidungsfin-
dung auf der Grundlage von „unpräzisen
Informationen“ („diffuse Entscheidungs-
findung“) geht O’Grady davon aus, daß
es nur wenige absolute Entscheidungs-
kriterien gebe. Die Entscheidungsfindung
erfolge normalerweise auf der Grundlage
von Werturteilen bezüglich der Nachwei-
se, die vom einzelnen erbracht werden,
und durch die Bemühung um die Erfas-
sung des betreffenden Kontextes. Um ein
gewisses Maß an Gültigkeit und Zuver-
lässigkeit zu gewährleisten, müssen die
Werturteile zu einem zuvor definierten
Bewertungsschema in Beziehung gesetzt
werden, das eine möglichst systematische
und vorhersehbare – und folglich zuver-
lässige – Bewertung gestattet. O’Grady
schlägt diesbezüglich fünf Nachweis-
faktoren vor (die auch in der vom briti-
schen „City and Guilds of London Institu-
te“ empfohlenen Portfolio-Struktur enthal-
ten sind). Diese sind:

❏ Glaubhaftigkeit – gemessen am Ver-
trauen, das der bewertende Sachverstän-
dige in die Kompetenzen des Prüflings
setzt, ungeachtet dessen, ob die erbrach-

„Es sollten systematische
Versuche zur Ausarbeitung
von Bewertungskriterien
unternommen werden, die
in der Lage sind, der Situa-
tionsgebundenheit und Ein-
zigartigkeit der erworbe-
nen Kenntnisse Rechnung
zu tragen. In gewissem
Maße berührt dies das Pro-
blem der Notwendigkeit, die
Transparenz des Verfah-
rens zu erhöhen, und die
Frage, welche Kriterien an-
gewandt werden und wann
und wie diese zum Einsatz
kommen.“

5) Ein gutes Beispiel hierfür bildet der
schwedische Untersuchungsbericht
SOU 1992:7: Kompetensutveckling –
En nationell strategi (= Kompetenz-
entwicklung – eine nationale Strate-
gie).
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ten Nachweise ein korrektes Bild von den
tatsächlich vorhandenen Kompetenzen
zeichnen oder nicht.

❏ Aktualität – die erworbenen Kenntnis-
se können „auf dem aktuellen Stand“ oder
auch „veraltet“ sein; dies ist bei der Be-
wertung zu berücksichtigen.

❏ Relevanz – die Verbindung zwischen
den erbrachten Nachweisen und der Norm
oder Kategorie, der sie entsprechen sol-
len.

❏ Quantität – der Umfang der Berufser-
fahrung, die der Kandidat im betreffen-
den Bereich gesammelt hat.

❏ Variationsbreite – die unterschiedli-
chen Situationen und Kontexte, in denen
eine bestimmte Kompetenz zur Anwen-
dung gekommen ist.

Bom, Klarus und Nieskens sind bei dem
gegenwärtig erprobten niederländischen
System von diesen Faktoren ausgegangen
und haben diese mit den Kernnachweisen
des Portfolio-Verfahrens kombiniert, wo-
bei den schriftlichen Angaben des Kandi-
daten selbst, Bescheinigungen von Arbeit-
gebern, Nachweisen in Form von Arbeits-
proben, Zeugnissen und Abschlüssen so-
wie den im Verlauf des Bewertungs-
verfahrens geführten Interviews die größte
Bedeutung beigemessen wird. Diese
Nachweiselemente werden anschließend
an Hand der oben aufgelisteten Faktoren
beurteilt und auf einer dreistufigen Skala
– gut, befriedigend und ungenügend –
bewertet.

Die von O’Grady erarbeiteten Kriterien
hängen in hohem Maße vom Vorliegen
eines vordefinierten Systems zur Erteilung
von beruflichen Qualifikationen ab (z.B.
dem NVQ- oder dem schottischen SVQ-
System). Gleiches gilt für das Beispiel aus
den Niederlanden, wo in den vergange-
nen Jahren ein nationales System von
definierten Berufsqualifikationen entwik-
kelt wurde. Demnach können die fünf
Nachweisfaktoren entsprechend diesen
vorgegebenen Normen festgelegt werden.
Ein hohes Maß an Gültigkeit und Zuver-
lässigkeit ergibt sich folglich aus der Über-
einstimmung von Nachweisen und der
jeweiligen standardisierten Qualifikations-
beschreibung. Forscher, die das britische
NVQ-System evaluiert haben (Wolf 1997),

äußern jedoch Bedenken gegenüber der
Qualität der Standards an sich und wei-
sen darauf hin, daß der von diesen erfaß-
te Rahmen zu eng gesteckt und zu starr
sei. Sollte dies zutreffen (was wir kaum
zu beurteilen vermögen), könnten die
Bewertungsverfahren eventuell zu eng
angelegt sein und wären somit nicht in
der Lage, das breit gefächerte Wissen zu
identifizieren und zu bewerten, das au-
ßerhalb des formalen Bildungswesens
erworben wird.

Hier muß ein weiterer Schritt getan wer-
den. Die von O’Grady und von Bom et
al. angewandten Nachweisfaktoren soll-
ten um Kriterien ergänzt werden, die die
Gesetzmäßigkeit der auf Erfahrung beru-
henden bzw. nicht formellen Lernprozesse
berücksichtigen.

Die Gesetzmäßigkeit nicht formeller
Lernprozesse
Die Gesetzmäßigkeit nicht formeller Lern-
prozesse läßt sich an Hand von drei ana-
lytischen Konstruktionen ergründen. Zum
einen an Hand der Auffassung des Ler-
nens als situierter Praxis, wie sie in der
Theorie der „legitimen peripheren Teil-
nahme“ (Legitimate Peripheral Partici-
pation) von Jean Lave und Etienne Wen-
ger (op. cit.) formuliert wird. Zum zwei-
ten an Hand der von Dreyfus & Dreyfus
(1986) ausgearbeiteten Kompetenzstu-
fentheorie, die die verschiedenen Phasen
beschreibt, die während der Entwicklung
vom Anfänger zum Fachmann durchlau-
fen werden. Drittens an Hand der kriti-
schen Weiterentwicklung des situierten,
praxisbezogenen Ansatzes von Engeström
(1993, 1996), der den Unterschied zwi-
schen dem Lernen als Reproduktions-
handlung und dem Lernen als Trans-
formationsprozeß unterstreicht.

Letztere Betrachtungsweise ist für das
Verständnis des Innovationspotentials von
nicht formell erworbenen Kenntnissen
von Belang. Obwohl die drei Ansätze zu
unterschiedlichen Zeitpunkten und in
unterschiedlichen Forschungsdisziplinen
entstanden sind, ist ihnen doch allen die
Auffassung gemeinsam, daß sich Kennt-
nisse und Wissensbildung nicht aus-
schließlich an Hand von objektiven Kri-
terien beurteilen lassen, sondern vielmehr
unter Berücksichtigung der jeweiligen
gesellschaftlichen Situation bzw. des je-
weiligen sozialen Kontextes verstanden
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werden müssen, in dem sie erworben
wurden. Durch eine Verknüpfung dieser
verschiedenen Perspektiven kann die
Gesetzmäßigkeit der nicht formellen Lern-
prozesse hoffentlich erhellt und somit eine
Grundlage für die Erarbeitung von Bewer-
tungskriterien geschaffen werden.

Lave und Wenger machen darauf aufmerk-
sam, daß Lernen oft als ein Prozeß aufge-
faßt wird, bei dem der Lernende Wissen
internalisiert (verinnerlicht), das entweder
„entdeckt“, von anderen „vermittelt“ oder
„in Interaktion mit anderen erlebt“ wird.
Eine derartige Hervorhebung der Inter-
nalisierung schafft eine strenge Dichoto-
mie zwischen „Innenleben“ und „Außen-
welt“ und legt nahe, daß die Aneignung
von Wissen weitgehend im Innern des
Gehirns – als zerebraler Prozeß – abläuft,
wobei davon ausgegangen wird, daß das
Individuum selbst eine unproblematische
Analyseeinheit darstelle. Demzufolge wird
der Wissenserwerb auf einen reinen Ab-
sorptionsvorgang, auf einen Vermittlungs-
und Aufnahmeprozeß reduziert. Durch die
Einführung des Terminus „legitime peri-
phere Teilnahme“ (Legitimate Peripheral
Participation) haben Lave und Wenger
eine alternative Sichtweise des Lernprozes-
ses formuliert, die möglicherweise eine
bessere Grundlage für das Verständnis und
die Ermittlung der verschiedenen Aspekte
des Lernens und der Wissensbildung ab-
gibt. Das zentrale Element dieses Ansat-
zes wird wie folgt dargestellt:

„Kennzeichnend für den Lernprozeß ist,
faßt man diesen als situierte Aktivität auf,
ein Vorgang, den wir als legitime peri-
phere Teilnahme bezeichnen. Damit
möchten wir auf den Umstand aufmerk-
sam machen, daß Lernende unweigerlich
an Gemeinschaften von Berufspraktikern
teilhaben und daß die Beherrschung der
beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten
voraussetzt, daß Berufsneulinge allmäh-
lich in die soziokulturellen Verhaltenswei-
sen einer Berufsgemeinschaft einbezogen
werden, bis sie schließlich vollständig
daran teilnehmen … der Lernwille einer
Person wird mobilisiert, und der Sinnge-
halt des Lernens ergibt sich aus der Ent-
wicklung zu einem vollwertigen Teilneh-
mer einer soziokulturellen Praxis.“

Diese Schwerpunktverlagerung hat inter-
essante Konsequenzen, zumal sie nicht
nur auf die Beziehungsaspekte des Lern-

prozesses abhebt, sondern auch auf den
Verhandlungscharakter sowie auf das En-
gagement und die geistige Anteilnahme,
die Lernvorgänge kennzeichnen. Der ein-
zelne Lernende erwirbt nicht etwa einen
klar abgegrenzten Komplex abstrakten
Wissens, das er dann später auf andere
Kontexte überträgt und anwendet. Viel-
mehr eignet er sich eine bestimmte Fer-
tigkeit an, indem er sich faktisch an dem
Prozeß beteiligt.

Ein lernfähiger Mensch eignet sich zum
Beispiel die Fähigkeit an, in verschiede-
nen Bereichen, in denen er mitwirkt, un-
terschiedliche Rollen zu spielen. Dies setzt
eine Fähigkeit zur Antizipation voraus,
d.h. ein Gespür dafür, was in bestimmten
Kontexten potentiell vorkommen kann,
selbst wenn es in einem gegebenen Fall
nicht auftritt (Hanks 1991). Das erfordert
eine präreflexive Erfassung von komple-
xen Situationen. Die vollständige Beherr-
schung einer Fertigkeit setzt ein richtiges
Timing der Handlungen entsprechend den
sich wandelnden Gegebenheiten voraus,
d.h. die Fähigkeit zur Improvisation. Aus-
gehend von einer Reihe von Fallstudien
zur betrieblichen Lehrlingsausbildung
kommen Lave und Wenger zu dem Schluß,
daß dort nur sehr wenig konkrete „Aus-
bildung“ zu beobachten sei; die funda-
mentale Erscheinung sei vielmehr der
Vorgang des „Lernens“. Die Praxis der
Berufsgemeinschaft schafft das potentiel-
le „Curriculum“ im weitesten Sinne – das,
was von Neulingen mit „legitimem peri-
pherem Zugang“ erlernt werden kann.

„Es gibt deutliche Lernziele, denn die Ler-
nenden gewinnen als peripher Beteiligte
nach und nach ein Bild davon, worum
es bei den Betriebsaktivitäten geht und
was gelernt werden muß. Der Lernvor-
gang selbst ist eine improvisierte Praxis:
Ein Lerncurriculum entwickelt sich im
Rahmen von Gelegenheiten zur prakti-
schen Betätigung. Es besteht nicht etwa in
vorgegebenen Weisungen für ein ord-
nungsgemäßes Vorgehen in der Praxis.“

Der Unterschied zwischen der nicht for-
mellen und der formellen Aneignung von
Kenntnissen kommt demnach im Gegen-
satz zwischen einem „Lerncurriculum“ und
einem „Lehrcurriculum“ zum Ausdruck.

Ein Lerncurriculum besteht aus situierten
Gelegenheiten zur improvisatorischen

„Der Unterschied zwischen
der nicht formellen und der
formellen Aneignung von
Kenntnissen kommt dem-
nach im Gegensatz zwi-
schen einem „Lerncurri-
culum“ und einem „Lehr-
curriculum“ zum Aus-
druck.“
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Entwicklung neuer praktischer Fertigkei-
ten (Lave 1989). Es läßt sich nicht isoliert
betrachten oder gesondert von den so-
zialen Beziehungen analysieren, die die
Teilnahme prägen. Ein Lehrcurriculum
hingegen ist für die Unterweisung von
Anfängern konzipiert; die Lerninhalte
werden durch die Mitwirkung eines Aus-
bilders vermittelt, d.h. durch eine exter-
ne Auffassung des Wissensgegenstands.

Im Hinblick auf das Problem der Bewer-
tung nicht formell erworbener Kenntnis-
se kommt der oben angeregten Verlage-
rung des Blickwinkels große Bedeutung
zu. Eine alleinige Bezugnahme auf das
Lehrcurriculum ergäbe eine zu begrenzte
Perspektive, die die Beziehungsaspekte,
den Verhandlungscharakter, das Engage-
ment und das sich ständig verändernde
Wesen der Teilnahme an dem betreffen-
den Kontext außer acht lassen würde.
Geht man bei der Bewertungsproblematik
vom oben definierten Lerncurriculum aus,
wird die Aufgabenstellung zwar komple-
xer, doch dürfte sie andererseits den Cha-
rakteristika der zuvor in diesem Artikel
angesprochenen „breiten Wissensbasis“
besser gerecht werden.

Wenngleich er vor der Theorie von Lave
und Wenger veröffentlicht wurde, kann
der Forschungsansatz von Dreyfus &
Dreyfus (1986) herangezogen werden, um
einige dem situierten Lernprozeß inne-
wohnenden Merkmale – definiert als fünf
Entwicklungsstufen vom Anfänger zum
Fachmann – zu bestimmen und näher zu
erläutern.

Ein Anfänger ist in der Lage, verschiede-
ne objektive Tatsachen und Merkmale der
angestrebten Kompetenz zu erkennen und
Richtlinien zur Festlegung von Handlun-
gen auf der Grundlage dieser Tatsachen
und Merkmale zu verstehen. In diesem
Stadium stehen die Wissenselemente noch
in keiner Beziehung zum Kontext, eben-
sowenig die Handlungsrichtlinien. In die-
ser Phase können wir gewissermaßen von
„distanzierten“ oder „abgegrenzten“
Kenntnissen sprechen. Das bruchstückhaf-
te Wesen des erworbenen Wissens beruht
auf dem Fehlen einer kontextuellen
Grundlage und dem Fehlen eines „situa-
tiven Gedächtnisses“, das dem Handeln-
den helfen würde, zwischen dem Wesent-
lichen und dem Unwesentlichen auszu-
wählen.

Der fortgeschrittene Anfänger gewinnt
nach und nach Erfahrungen in der Be-
wältigung praktischer Situationen. Durch
praktische Erfahrungen in konkreten Si-
tuationen, die immer noch durch objek-
tiv erkennbare, kontextfreie Merkmale
definiert werden, wird sich der Anfänger
dieser Elemente allmählich bewußt, indem
er deren Ähnlichkeit erkennt. Die neu
hinzukommende Faktoren sind in dieser
Phase die situativen Elemente.

Da die Menge der erkennbaren, kontext-
freien und situativen Elemente, die unter
realen Bedingungen vorkommen, letzt-
endlich unüberschaubar wird, eignet sich
der Lernende ein hierarchisches Verfah-
ren zur Entscheidungsfindung an und tritt
somit in das kompetente Stadium ein. In-
dem er sich zunächst für einen Plan zur
Ordnung der Situation entscheidet und
sich anschließend nur auf die begrenzte
Zahl von Faktoren konzentriert, die ge-
mäß diesem Plan am wichtigsten sind,
kann der einzelne seine Arbeit sowohl
einfacher als auch effektiver gestalten.
Kennzeichnend für diese Phase ist eine
Mischung aus Nichtobjektivität und Not-
wendigkeit. Es existiert keine objektive
Verfahrensweise; als kompetente Person
fühlt sich der einzelne für den Plan ver-
antwortlich und ist emotional darin en-
gagiert.

Der Praktiker, der die jeweilige Aufgabe
gut beherrscht, ist zutiefst darin engagiert
und erlebt sie aus einer spezifischen Per-
spektive aufgrund von Vorkommnissen
der jüngsten Zeit. Es findet kein distan-
zierter Entscheidungs- oder Überlegungs-
prozeß statt, alles scheint sozusagen von
alleine abzulaufen, offenbar weil ein fä-
higer Praktiker in der Vergangenheit be-
reits ähnliche Situationen erlebt hat und
die Erinnerung daran Pläne wachruft, die
in den damaligen Fällen funktioniert ha-
ben. Wir haben es hier demnach mit ei-
nem Verständnis zu tun, das bei Erken-
nung von Ähnlichkeiten mit früheren Er-
lebnissen mühelos auftritt. Während die
betreffende Person die Situation intuitiv
ordnet und erfaßt, überlegt sie analytisch,
wie sie vorgehen soll.

Der Fachmann weiß im allgemeinen aus-
gehend von seinen ausgereiften, erprob-
ten Kenntnissen, was er zu tun hat. Da er
engagiert damit befaßt ist, den jeweiligen
Gegebenheiten gerecht zu werden, nimmt

„Im Hinblick auf das Pro-
blem der Bewertung nicht
formell erworbener Kennt-
nisse (…) (ergäbe) (e)ine
alleinige Bezugnahme auf
das Lehrcurriculum (…)
eine zu begrenzte Perspek-
tive, die (…) (den) betref-
fenden Kontext außer acht
lassen würde. Geht man bei
der Bewertungsproblema-
tik vom (…) Lern-
curriculum aus, wird die
Aufgabenstellung zwar
komplexer, doch dürfte sie
(…) den Charakteristika
der (…) ‚breiten Wissensba-
sis‘ besser gerecht werden.“
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selbst, indem sie als Mitlernende agieren,
und wie verändert sich daher unterdes-
sen die zu erlernende Fertigkeit?“

Dies ist jedoch nicht das vorrangige An-
liegen der Autoren. Durch die Konzen-
tration auf die „legitime periphere Teil-
nahme“ vermitteln uns Lave und Wenger
zwar einen tieferen Einblick in die schritt-
weise und schließlich vollständige Einbe-
ziehung von Berufsneulingen in die Ge-
meinschaft der Praktiker, doch gehen sie
dabei weniger auf die implizite und ex-
plizite Erneuerung von Wissen ein. In
noch höherem Maße trifft dies auf den
Forschungsbeitrag von Dreyfus und Drey-
fus zu. In einer neueren Veröffentlichung
unterstreicht Lave (1993) dagegen die
Wichtigkeit des Transformations- und
Veränderungsaspektes wie folgt:

„Es wäre falsch zu behaupten, daß Men-
schen in erster Linie vorgegebenes Wissen
reproduzierten und nicht etwa im Rah-
men eines flexiblen Interaktionsprozesses
mit ihrer Umwelt an der Erzeugung einer
reichen Wissensfülle mitwirkten.“

Engeström geht diese Problemstellung
durch Einführung der Differenzierung
zwischen Lernen als „Reproduktions-
prozeß“ und Lernen als „Erweiterungs-
prozeß“ an. Kauppi (1992, 1993) vertritt
mit der Unterscheidung zwischen „repro-
duktivem“ und „transformativem“ Lernen
eine ähnliche Sichtweise. Es stellt sich die
Frage, welche Art des Lernens gefordert
ist, um den Anforderungen von komple-
xen Umfeldern zu entsprechen, die sich
laufend verändern und ständig neue Ver-
haltensweisen gebieten. Mit den Routine-
abläufen der Praxis gehen oft Lernprozes-
se einher, die man als „reproduktiv“ be-
zeichnen könnte. Somit kann die von Lave
und Wenger hervorgehobene zunehmen-
de Teilnahme als eine Art Sozialisation
verstanden werden, bei der sich der Ler-
nende in eine bestehende Praxis einglie-
dert und deren aktuelle Denk- und Hand-
lungsweisen aneignet.

Dies ist zwar ein notwendiges Element
jedes Wissensbildungsvorgangs, doch
kann es auch als etwas Negatives ange-
sehen werden, insbesondere wenn die
bestehenden Denk- und Handlungswei-
sen ein Hemmnis für eine Verbesserung
der Praxis bilden. Ein zu einseitiges Ge-
wicht auf reproduktivem Lernen kann

Tabelle 2

Die Fünf Stufen des Kompetenzerwerbs

Kompe- Kompo- Perspektive Entschei- Engagement
tenz- nenten dungs-
niveau findung

Neuling Kontextfrei Keine Analytisch Distanziert

Fortgesch. Kontextfrei Keine Analytisch Distanziert
Anfänger und situativ

Kompet. Kontextfrei Gewählt Analytisch Verständnis und
Stadium und situativ Entscheidungs-

findung distanziert.
Ergebnis engagiert.

Stadium Kontextfrei Erfahren Analytisch Verständnis
der Beherr- und situativ engagiert.
schung Entscheidungs-

findung distanziert.

Fachmann Kontextfrei Erfahren Intuitiv Engagiert
und situativ

Quelle: Dreyfus & Dreyfus 1986

er, wenn alles normal läuft, Probleme
nicht distanziert wahr. Fachleute lösen
keine Probleme und treffen auch keine
Entscheidungen, sondern tun das, was im
Normalfall funktioniert. Hierzu haben
Dreyfus und Dreyfus eine Tabelle ausge-
arbeitet, in der die verschiedenen Ent-
wicklungsstufen veranschaulicht werden
(siehe Tabelle 2).

Sowohl Dreyfus und Dreyfus als auch
Lave und Wenger sind sich der Tatsache
bewußt, daß der Lernprozeß auch neues
Wissen hervorbringen kann. In seinem
Vorwort zu Lave und Wenger (1991) schil-
dert Hanks deren Konzentration auf den
Transformations- und Veränderungsaspekt
folgendermaßen:

„Zwar dürfte der Lehrling durch seine
zunehmende Teilnahme an einem Pro-
duktionsprozeß wohl am radikalsten ver-
ändert werden, doch bildet das weitere
Umfeld den entscheidenden Schauplatz
und die Grundvoraussetzung für diese
Transformation. In welcher Weise verän-
dern sich die ausbildenden Lehrmeister
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dazu führen, daß Praktiker ihre Hand-
lungsweisen für unabänderlich halten und
sich stets darum bemühen, alles genauso
zu machen wie bisher. Wenn sie mit ei-
ner neuen Situation, einem neuen Pro-
blem oder einer Krise konfrontiert wer-
den, könnte ihre Reaktion eventuell dar-
in bestehen, die Verantwortung auf an-
dere abzuschieben, die Aufgabe fallenzu-
lassen oder sich an einer Vorgehenswei-
se zu versuchen, die den alten Denk- und
Verhaltensschemata entspricht. Solche
Lernstrategien – oder vielmehr Über-
lebensstrategien (Kauppi 1996) – können
sich auf längere Sicht negativ auswirken.

Engeström hat die Auffassung des Lernens
als Erweiterungsprozeß im Gedanken des
Erweiterungszyklus weiterentwickelt. Der
Erweiterungszyklus beginnt damit, daß ein
einzelner die allgemein anerkannte Praxis
in Frage stellt, und weitet sich allmählich
zu einer kollektiven Bewegung aus. An
Hand von Untersuchungen von Arbeitsor-
ganisationen zeigt Engeström auf, daß die
Problemermittlung und die Problemdefini-
tion wichtiger sind als die Problemlösung
als solche. Dies entspricht weitgehend den
Feststellungen Herbert Simons (1973), der
darauf aufmerksam macht, daß unstruk-
turierte Probleme in Organisationen sehr
viel häufiger vorkommen als strukturierte,
woraus er den Schluß zieht, daß jede Art
von Lernen (Problemlösung) zu einem
wesentlichen Teil darin bestehe, das zu
lösende Problem grundsätzlich zu erken-
nen und zu definieren.

In bezug auf Organisationen teilt Enge-
ström das Erweiterungsmodell in folgen-
de sieben Stufen ein:

❏ Infragestellung, Kritik und Zurückwei-
sung bestimmter Aspekte der allgemein
anerkannten Praxis und des bestehenden
Wissens in Anbetracht eines ungelösten
Problems;

❏ Analyse der Situation, einschließlich ei-
ner gedanklichen, diskursiven oder prak-
tischen Veränderung der Situation zur Er-
mittlung von Ursachen oder Erklärungs-
mechanismen;

❏ Entwurf eines neu ermittelten Er-
klärungszusammenhangs, der ein verein-
fachtes Modell darbietet, mit Hilfe des-
sen die Problemsituation erklärt und eine
Lösung dafür angeboten wird;

❏ Prüfung und Anwendung des Modells,
um dessen Leistungsfähigkeit zu erfassen;

❏ Umsetzung des Modells;

❏ Reflexionsprozeß; sowie

❏ Evaluierung und Konsolidierung des
neuen Modells in einer neuen, dauerhaf-
ten Form.

Eine interessante Parallele hierzu ist das
Modell von Nonaka und Takeuchi (1995),
die sich die Konzepte des verborgenen
(stillschweigenden) und des expliziten
Wissens zunutze machen, um die Abläu-
fe der Wissenserzeugung und der Inno-
vation zu erfassen.

Die oben vorgestellten Forschungsbei-
träge können als Erklärungsversuche für
die etwas vage Idee einer „breiten Wis-
sensbasis“ aufgefaßt werden, die durch
politische Dokumente der jüngsten Zeit
in die Debatte eingeführt wurde. In die-
sem Zusammenhang leisten sie einen
doppelten Beitrag. Sie unterstreichen zum
einen die Komplexität des Gegenstands
und zeigen zugleich auf der Grundlage
der beschriebenen Kernprozesse mögli-
che Ausgangspunkte für die Entwicklung
von Bewertungskriterien auf.

Die Realisierbarkeit
der Verfahren

Die Übertragung von Forschungsper-
spektiven auf ein praktisches Bewertungs-
verfahren ist ein komplizierter Prozeß, bei
dem möglicherweise zwischen dem, was
machbar ist, und dem, was theoretisch
konsequent wäre, Kompromisse gefunden
werden müssen. Eine denkbare Alterna-
tive wäre ein Versuch, die wichtigsten
Grenzen der Realisierbarkeit zu ermitteln.
Erstens wird die Realisierbarkeit der Be-
wertung durch das Wesen des Lernpro-
zesses selbst begrenzt. Es kann durchaus
sein, daß – wie von vielen Autoren
(Polanyi, Dreyfus und Dreyfus) behaup-
tet – bestimmte Arten menschlichen Wis-
sens sich nur schwer oder überhaupt nicht
verbalisieren und abgrenzen lassen. Zwei-
tens sind die Kosten einer Bewertung
nicht formell erworbener Kenntnisse ein
entscheidender Faktor für die Gesamt-
realisierbarkeit des Verfahrens. Dem Ko-
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sten-Nutzen-Verhältnis, das durch den
Umstand kompliziert wird, daß es auf
verschiedenen Ebenen unterschiedlich
ausfällt, kommt mit zunehmender Reife
der Verfahrensweisen und Systeme immer
größere Bedeutung zu.

„Praktisches Wissen“ und „theoreti-
sches Wissen“

Jede Bewertung nicht formell erworbener
Kenntnisse führt zwangsläufig zu einer
Vereinfachung. Eine solche Simplifizie-
rung kann vom Wesen und Umfang her
zwar unterschiedlich ausfallen, doch dürf-
te sie wahrscheinlich nicht vollkommen
vermeidbar sein. Selbst dialoggestützte
Verfahren wie der niederländische und der
irische Ansatz, die explizit auf das situ-
ierte Wesen des Lernens abheben, müs-
sen im Vergleich zum „wirklichen Leben“
simplifizieren und reduzieren. Dies ist
nicht nur allein eine Frage praktischer
Beschränkungen, wie etwa der Länge der
Beschreibungen, sondern ebenso sehr
eine Frage von grundsätzlichen Begren-
zungen. Einige Lernelemente „widerset-
zen sich“ einer solchen Vereinfachung und
neigen dazu, durch die Umwandlung von
der „Handlung“ zur „Beschreibung“ ihren
spezifischen Wert zu verlieren. Wird die-
se Gefahr übersehen, besteht das Risiko,
daß es bei der Bewertung zu Mißdeutun-
gen und Fehldarstellungen kommt.

Dreyfus und Dreyfus veranschaulichen
dieses Problem am Beispiel des Radfah-
rens. Selbst wenn man dieses beherrscht,
kann es einem schwer fallen oder gar
unmöglich sein, zu formulieren, welche
spezifischen Regeln diesem Wissen zu-
grunde liegen. Man fährt sicher Fahrrad,
da man über das verfügt, was Dreyfus und
Dreyfus als „know-how“ – zu deutsch
etwa: „praktisches Wissen“ – bezeichnen,
welches man durch praktische Übung und
in manchen Fällen auch durch schmerzli-
che Erfahrungen erworben hat. Der Um-
stand, daß man das Gelernte nicht in
Worte fassen kann, beinhaltet, daß es sich
nicht in Form von Fakten und Regeln er-
schließen läßt. Wenn dies der Fall wäre,
wäre man imstande, das „theoretische
Wissen“ („knowing that“) zu formulieren,
daß die Befolgung bestimmter Regeln zur
Beherrschung des Radfahrens führt.

Dreyfus und Dreyfus sehen diese Erschei-
nung nicht allein auf das Radfahren be-

schränkt, sondern verweisen vielmehr dar-
auf, daß alle Menschen zahlreiche Fertig-
keiten beherrschen, die sich nicht auf ein
„theoretisches Wissen“ („knowing that“)
reduzieren lassen. Ein erfahrener Tisch-
ler beherrscht die Anwendung von Werk-
zeugen in vielerlei Weisen, die er nicht
verbalisieren kann. In Normalfall nehmen
wir dieses „praktische Wissen“ („Know-
how“) als so selbstverständlich hin, daß
wir uns weder darüber bewußt sind noch
erkennen, in welchem Maße es unsere Tä-
tigkeiten prägt.

Dies tritt womöglich am deutlichsten dann
zutage, wenn uns dieses „Know-how“ ein-
mal im Stich läßt. Eine plötzliche Reflexi-
on über die jeweilige Handlung (Radfah-
ren, die Benutzung eines Hammers o.ä.)
kann sich auf unsere intuitive, nicht-
reflexive Haltung gegenüber solchen Tä-
tigkeiten eventuell störend auswirken. Es
besteht Grund zu der Annahme, daß ein
Großteil dessen, was wir unter dem Be-
griff „nicht formell erworbene Kenntnis-
se“ verstehen, in den Bereich dieses „prak-
tischen Wissens“ bzw. „Know-hows“ fällt.
Folgt man der Argumentation von Dreyfus
und Dreyfus, kann man feststellen, daß
die fünf Stufen der Entwicklung vom An-
fänger zum Fachmann durch einen all-
mählichen Übergang vom „theoretischen
Wissen“ zum „praktischen Wissen“ ge-
kennzeichnet sind. Oder wie es die Au-
toren selbst ausdrücken:

„Deutlich werden sollte die fortschreiten-
de Entwicklung von der analytischen
Handlungsweise des distanzierten Sub-
jekts, das sein Umfeld bewußt in klar er-
kennbare Elemente zerlegt und abstrakte
Regeln befolgt, zu einer engagierten, kom-
petenten Verhaltensweise, die sich auf eine
Fülle von konkreten Erfahrungen grün-
det und auf die unbewußte Wahrneh-
mung der Ähnlichkeit zwischen neuen
Sachverhalten und Gesamtsituationen,
die man aus der Erinnerung kennt. Die
Entwicklungsrichtung vom Abstrakten
zum Konkreten verläuft umgekehrt zu der,
die man bei Kleinkindern im Umgang mit
intellektuellen Aufgaben beobachtet – die-
se verstehen anfangs nur konkrete Beispie-
le und lernen dann nach und nach, ab-
strakt zu denken.“

Bis zu einem gewissen Grade könnte die
Ermittlung eines solchen „Know-hows“
vielleicht durch Prüfungen in authenti-

„Jede Bewertung nicht for-
mell erworbener Kenntnis-
se führt zwangsläufig zu ei-
ner Vereinfachung. Eine
solche Simplifizierung
kann vom Wesen und Um-
fang her zwar unterschied-
lich ausfallen, doch dürfte
sie wahrscheinlich nicht
vollkommen vermeidbar
sein.“
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schen Umfeldern ermöglicht werden.
Dennoch bleibt die Umwandlung dieses
intuitiven Wissens in validierte, offiziell
anerkannte Kenntnisse ein schwieriges
Unterfangen, das der weiteren Ausführung
bedarf.

„Individuelles Wissen“ und „kollekti-
ves Wissen“

Einige Forscher sind der Auffassung, daß
es paradox sei, Organisationen Lern-
fähigkeit zuzusprechen. Menschen lernen,
nicht Organisationen! Bestenfalls könnte
die Vorstellung der lernenden Organisa-
tion ihrer Meinung nach von einem di-
stanzierten Beobachter verwendet wer-
den, oder wenn man die jeweilige Ein-
heit als unpersönlichen Akteur auffaßt.
Tatsache ist jedoch, daß, wenn sich die
einzelnen Mitarbeiter nicht in die ausge-
prägte Denk- und Handlungsweise einer
Organisation eingliedern, die Organisation
insgesamt eher weniger weiß als die Ge-
samtheit der Organisationsangehörigen.
Umgekehrt gibt es Fälle, in denen eine
Organisation über mehr Wissen zu verfü-
gen scheint als ihre einzelnen Mitarbeiter
(Argyris und Schön 1996). Dies haben
sowohl Praktiker wie auch Forscher er-
kannt, die auf den Gebieten „Arbeitsor-
ganisation“, „Industrielle Organisation“,
„Personalmanagement“ und dergleichen
tätig sind. Der Lernvorgang spiegelt ein
Lernumfeld wider, in dem der Wissens-
erwerb strukturell (durch Kommunika-
tions-, Informations- und Anreizstruk-
turen) und durch interaktive Verhaltens-
muster (Wertvorstellungen, Gefühle, Sinn-
gehalte, Atmosphäre usw.) gefördert wird.

In seiner Gesamtheit ist dieses Umfeld von
ausschlaggebender Bedeutung und wirkt
sich entscheidend auf den Wissensbestand
einer Organisation aus. Wie wir bei der
Erörterung des situierten Wissenserwerbs
aufgezeigt haben, lassen sich die Kennt-
nisse eines einzelnen nicht richtig erfas-
sen, wenn man sie isoliert von seiner
Umgebung betrachtet. Noch stärker macht
sich dies bemerkbar, wenn es um den
Mehrwert geht, der aus der Zusammenar-
beit von Menschen erwächst, und zwar
um das kollektive Lernen und Wissen ei-
ner Organisation. Inwieweit man von
Bewertungsverfahren erwarten sollte und
inwieweit sie in der Lage sind, diesen
kollektiven Wertzuwachs zu erfassen,
bleibt dahingestellt. Gleichwohl scheinen

Politiker wie Forscher die Hoffnung zu
hegen, daß dies irgendwann einmal mög-
lich sein wird. Wie bereits u.a. am Bei-
spiel des Weißbuchs der Europäischen
Kommission gezeigt wurde, nehmen
Aspekte wie die Fähigkeit zur Teamarbeit
und soziale Kompetenzen unter den nicht
formell erworbenen Kenntnissen, deren
Ermittlung und Bewertung angestrebt
wird, einen hohen Stellenwert ein.

Es wäre irreführend zu behaupten, daß
die Bewertung der Kompetenz von Ein-
zelpersonen eine korrekte Darstellung des
kollektiven Lernens und Wissenszu-
wachses in Organisationen  gewährleisten
könnte. Das heißt jedoch nicht, daß das
Umfeld und der Kontext, in denen der
einzelne sein Wissen erworben hat, un-
berücksichtigt gelassen werden sollten,
sondern vielmehr daß die Grenzen der
Bewertung deutlich erkannt werden müs-
sen.

Wirtschaftliche Realisierbarkeit – die
Kosten-Nutzen-Frage

Zur Beurteilung der Realisierbarkeit von
Bewertungsverfahren können Erkenntnis-
se aus der Forschung zu Lern- und Wis-
sensprozessen herangezogen werden. Ein
hohes Maß an Gültigkeit und Zuverläs-
sigkeit kann, so scheint es, nur durch die
Kombination verschiedener Forschungs-
strategien sichergestellt werden. Diese
wurde weiter oben als eine Verbindung
des quantitativen Ansatzes („Jagd nach
den Dezimalen“), des qualitativen Ansat-
zes („Prüfung auf Herz und Nieren“) und
des experimentellen Ansatzes („Erzeu-
gung der gewünschten Wirkung“) formu-
liert. Nach unseren theoretischen Ausein-
andersetzungen mit dem Wesen des nicht
formellen Wissenserwerbs scheint das
Streben nach methodischer Vielfalt für die
Gestaltung von Bewertungsmethoden
ebenso wichtig zu sein wie für die Ge-
staltung von Forschungsverfahren. Im
Bewertungszusammenhang kann der
quantitative Ansatz mit den standardisier-
ten Expertensystemen verglichen werden,
der qualitative Ansatz mit den dialog-
gestützten Verfahren und der experimen-
telle Ansatz mit verschiedenen Arten von
Tests und Prüfungen.

Eine solch optimale Lösung läßt sich je-
doch unter zeitlich und finanziell be-
schränkten Bedingungen möglicherweise

„Es wäre irreführend zu be-
haupten, daß die Bewer-
tung der Kompetenz von
Einzelpersonen eine kor-
rekte Darstellung des kol-
lektiven Lernens und
Wissenszuwachses in Orga-
nisationen  gewährleisten
könnte. Das heißt jedoch
nicht, daß das Umfeld und
der Kontext, in denen der
einzelne sein Wissen erwor-
ben hat, unberücksichtigt
gelassen werden sollten,
sondern vielmehr daß die
Grenzen der Bewertung
deutlich erkannt werden
müssen.“
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nur schwer reproduzieren. Wie aus einer
Studie über das britische Verfahren zur
„Anerkennung von früher erworbenen
Kenntnissen“ (Accreditation of Prior
Learning, APL) hervorgeht, die vor kur-
zem vom britischen Bildungs- und Arbeits-
ministerium durchgeführt wurde, fallen
die Kosten der Bewertung unterschied-
lich aus, je nachdem, wie umfangreich die
Palette der damit verbundenen Leistun-
gen ist und wie individuell das Verfahren
auf den einzelnen zugeschnitten wird
(DfEE 1997, wiedergegeben in CEDEFOP/
SQV 1997). Wo Informationen leicht er-
hältlich sind und der Kandidat die Mög-
lichkeit hat, sich direkt bei seinem Arbeit-
geber zu informieren und dessen Zustim-
mung einzuholen, gilt das APL-Verfahren
als kosteneffizient. Ist dies nicht der Fall,
erweist sich das Verfahren unter Umstän-
den als „frustrierend und kostspielig, und
die ganze Mühe des Kandidaten führt
letztendlich zu nichts“ (CEDEFOP/SQA).

Da wohl kaum ein Bedarf an komplizier-
ten, aufwendigen Verfahrensweisen beste-
hen dürfte, die sich auf „leicht erhältli-
che“, bereits beschriebene und formali-
sierte Informationen gründen, kommt der
Kostenfrage, d.h. der Bereitschaft, Mittel
für die Bewertung von nicht formell er-
worbenen Kenntnissen zur Verfügung zu
stellen, ausschlaggebende Bedeutung zu.
Die zukünftige Gestaltung von Verfahren
zur Bewertung nicht formell erworbener
Kenntnisse muß sich daher der von Si-
mon getroffenen Unterscheidung zwi-
schen optimalen und befriedigenden Ver-
fahrensweisen stellen. Befriedigende Me-
thoden zur Bewertung nicht formell er-
worbener Kenntnisse müssen jedoch die
Eigentümlichkeit solcher Kenntnisse be-
rücksichtigen und dabei Richtlinien für die
Gestaltung der Bewertungsverfahren so-
wie deren Grenzen angeben.

Schlußfolgerung

Wie wir gezeigt haben, ist die Bewertung
von nicht formell erworbenen Kenntnis-
sen noch immer ein Gebiet, dem sich die
Forschung bislang nur in begrenztem
Umfang gewidmet hat. Bei den meisten
Forschungsbeiträgen handelt es sich um
Beschreibungen oder Vergleiche, nur re-

lativ wenige Untersuchungen befassen
sich mit der grundlegenderen Problema-
tik der Qualität der angewandten Verfah-
rensweisen. Dennoch können auch Arbei-
ten in „benachbarten“ Forschungsdiszi-
plinen – was wir in diesem Artikel aufzu-
zeigen versuchten – für die Gewinnung
neuer Erkenntnisse in diesem Bereich von
Nutzen sein. Ausgehend von diesen Bei-
trägen ließe sich die Schlußfolgerung des
vorliegenden Artikels in Form von zwei
Fragen formulieren, die die beiden Haupt-
richtungen angeben, die die Forschung
in den kommenden Jahren einschlagen
sollte:

❏ Sind die gegenwärtig entwickelten Ver-
fahrensweisen in der Lage, das zu bewer-
ten und zu messen, was sie bewerten und
messen sollen?

❏ Sind die gegenwärtig entwickelten Ver-
fahrensweisen in der Lage, die Grenzen
des Machbaren aufzuzeigen, d.h. einer-
seits die dem Lernprozeß immanenten
Grenzen sowie andererseits die Grenzen,
die durch zeitliche und finanzielle Bedin-
gungen auferlegt werden?

Diese beiden Fragestellungen können als
Ansatzpunkte für interdisziplinäre For-
schungen dienen. Wie oben gezeigt, kön-
nen unterschiedliche Ansätze in verschie-
denen Forschungsdisziplinen (von der
Psychologie bis hin zur Personalbuch-
führung) diesen immer wichtiger werden-
den Gegenstand und Problembereich um
bedeutende Perspektiven bereichern.

Auf eine dritte Frage ist allerdings im vor-
liegenden Artikel nicht eingegangen wor-
den, und zwar auf die Frage, inwieweit
es die Konzeption der derzeit entwickel-
ten Systeme und Institutionen ermöglicht,
innerhalb der Gesellschaft neu zu defi-
nieren, welche Lernvorgänge und Kennt-
nisse wertvoll, welche weniger wertvoll,
welche relevant und welche weniger re-
levant sind.

Diese Frage bezieht sich auf die Legitimi-
tät der derzeit ausgearbeiteten Verfahren
und Systeme und wird im zweiten Artikel
zur Bewertung nicht formell erworbener
Kenntnisse in dieser Ausgabe der Euro-
päischen Zeitschrift behandelt6.

„Da wohl kaum ein Bedarf
an komplizierten, aufwen-
digen Verfahrensweisen be-
stehen dürfte, die sich auf
„leicht erhältliche“, bereits
beschriebene und formali-
sierte Informationen grün-
den, kommt der Kostenfra-
ge, d.h. der Bereitschaft,
Mittel für die Bewertung
von nicht formell erworbe-
nen Kenntnissen zur Verfü-
gung zu stellen, ausschlag-
gebende Bedeutung zu. Die
zukünftige Gestaltung von
Verfahren zur Bewertung
nicht formell erworbener
Kenntnisse muß sich daher
der von Simon getroffenen
Unterscheidung zwischen
optimalen und befriedigen-
den Verfahrensweisen stel-
len. Befriedigende Metho-
den (…) müssen (…) die Ei-
gentümlichkeit solcher
Kenntnisse berücksichtigen
und dabei Richtlinien für
die Gestaltung der Bewer-
tungsverfahren sowie de-
ren Grenzen angeben.“

6) Siehe Seiten 82-90.
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Eine Vertrauensfrage?
Verfahren und Systeme zur Be-
wertung nicht formell erwor-
bener Kenntnisse verlangen
Akzeptanz

Einleitung

Der ausgeprägte internationale Trend zur
Einführung von Verfahren zur Bewertung
nicht formell erworbener Kenntnisse läßt
sich unter verschiedenen Aspekten be-
trachten. Eine Möglichkeit besteht darin,
die Qualität der Verfahren zu untersu-
chen - das heißt, inwieweit sie das mes-
sen, was sie messen sollen und inwieweit
sie ein stichhaltiges und verläßliches Bild
der fraglichen Kenntnisse vermitteln. Eine
andere Möglichkeit besteht darin, sich mit
dem Wert der durchgeführten Bewertun-
gen zu befassen. Die Bewertungsver-
fahren für nicht formell erworbene Kennt-
nisse können wie formelle Zeugnisse als
„Währung“ betrachtet werden. Sie bezie-
hen ihre Berechtigung aus dem Wert, der
ihnen vom politischen System, vom Markt
und von der Allgemeinheit zuerkannt
wird. Dem Aspekt der Legitimität1 und
seinem Einfluß auf den tatsächlichen Wert
von Bewertungsverfahren haben Prakti-
ker und Forscher auf diesem Gebiet bis-
lang nur beschränkt Aufmerksamkeit ge-
zollt.

Dieser Beitrag legt einige der wichtigsten
praktischen Fragen in diesem Bereich dar
und erörtert sie. Zunächst wird Riel Millars
Untersuchung (OECD 1996) über die Aus-
sichten für die Entwicklung effizienter und
anerkannter Verfahren zur Erfassung
menschlichen Wissens umrissen. Millars
Beitrag ist wichtig, weil er unterstreicht,
daß Verfahren und Systeme einer soliden
gesetzlichen und als legitim erachteten
Basis bedürfen, um eine gewisse Aner-
kennung zu erlangen. Und er ist auch
deswegen wichtig, weil er die generelle
Problematik der Bewertung erworbener
Kenntnisse verdeutlicht.

Der zweite Teil dieses Beitrags widmet
sich der Problematik der Gestaltung von
Institutionen, die eine wichtige Voraus-
setzung für die Entwicklung als legitim
erachteter Systeme zur Bewertung von
erworbenen Kenntnissen darstellt. Im drit-
ten und abschließenden Teil wird die
Metapher „Währung/Geld“ detaillierter
ausgeführt, um einige der für die Legiti-
mität und den tatsächlichen Wert von
Bewertungsverfahren relevanten Mecha-
nismen zu verdeutlichen.

Der Mangel an
Information über den
Wissensbestand

Bewertungsverfahren für erworbene
Kenntnisse können aus Sicht unterschied-
licher Disziplinen erarbeitet werden. Riel
Millar liefert in einem OECD-Bericht ei-
nen interessanten Humankapitalansatz2

für die Bewertung von erworbenen Kennt-
nissen und Wissen. Seine Erörterung der
Frage, wie sich allgemein anerkannte und
ausreichend sichere Mechanismen für die
Bewertung von Humankapitel in Betrie-
ben und im öffentlichen Bereich entwik-
keln lassen, steht in engem Zusammen-
hang mit der Frage, wie als legitim erach-
tete Verfahren und Systeme für die Be-
wertung von nicht formell erworbenem
Wissen geschaffen werden können.

Trotz terminologischer Unterschiede
scheinen sich die Wirtschaftswissenschaft-
ler vieler Probleme der Bewertung von
nicht formell erworbenen Kenntnissen
bewußt zu sein. Dazu gehören Probleme
der Verfahrensqualität sowie auch Proble-
me der institutionellen und allgemeinen
Legitimität.

Jens
Bjørnåvold

CEDEFOP

1) Das Konzept der Legitimität wird
traditionell von Max Webers klassi-
schen Typen der legitimen Herrschaft
hergeleitet; Legitimität, die sich auf
Tradition, Charisma und Rationalität
gründet. Die heutige Diskussion kon-
zentriert sich stärker auf das Verhält-
nis zwischen Herrschaft und norma-
tiver Übereinkunft  (Habermas 1981,
Held 1987).

2) Humankapital wird definiert als das
Wissen, das Personen im Laufe ihres
Lebens erwerben und einsetzen, um
Waren, Dienstleistungen und Ideen
sowohl unter Marktbedingungen als
auch unter Nicht-Marktbedingungen
zu produzieren. Aus Theoriegründen
bleibt die Quelle des Wissenserwerbs
(formell oder nicht-formell, Familie
oder Schule, Arbeit oder Freizeit) un-
beachtet, sowie auch die spezielle Art
des Wissens und die Verfahren seiner
Validierung oder Zertifizierung.

Zur künftigen Entwicklung
effizienter und anerkannter
Bewertungsverfahren für
nicht formell erworbene
Kenntnisse werden Verfah-
ren und Systeme mit einer
soliden gesetzlichen und als
legitim erachteten Grundla-
ge benötigt, sollen diese Ver-
fahren eine gewisse Bedeu-
tung erlangen. Damit ist
eine entsprechende Gestal-
tung von Institutionen ge-
fordert, denn diese ist eine
wichtige Voraussetzung für
die Entwicklung als legitim
erachteter Systeme zur Be-
wertung nicht formell er-
worbener Kenntnisse. Au-
ßerdem lassen sich einige
der Mechanismen, die Aus-
wirkungen auf die Legitimi-
tät und den Wert von Bewer-
tungen haben, mit der Meta-
pher „Währung/Geld“ ver-
anschaulichen.
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Diese (etwas überraschende?) Parallele
steht in Zusammenhang mit dem, was wir
als das Informationsdilemma der heutigen
Gesellschaften bezeichnen können. Trotz
wachsender Bedeutung von Kenntnissen
und Wissen läßt die Qualität der Infor-
mationen, die denen zur Verfügung ste-
hen, die Entscheidungen über den Ein-
satz von Humankapital treffen (Einzelper-
sonen, Unternehmen, öffentliche Einrich-
tungen) zu wünschen übrig. Dies erklärt
sich zum Teil durch das Fehlen allgemein
anerkannter Verfahren und Systeme so-
wohl auf nationaler als auch auf interna-
tionaler Ebene.

Infolge fundamentaler Veränderungen der
wirtschaftlichen Strukturen in den OECD-
Ländern nimmt laut Millar der Bedarf an
anerkannten Verfahren zur betriebswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung und zur Be-
wertung von Kenntnissen zu. Der Charak-
ter dieses Strukturwandels wird von Deiaco
et al. (1990) in seinem Verlauf  erfaßt:

„... in den achtziger Jahren veränderte
sich der Charakter der Investitionen. Die
jeweiligen Anteile an materiellen und im-
materiellen Investionen haben sich be-
trächtlich verändert. So offenbaren zum
Beispiel einige Maßnahmen, daß 1987 in
Deutschland, Schweden und im Vereinig-
ten Königreich der Gesamtanteil der im-
materiellen Wirtschaftsinvestionen höher
lag als der Anteil der materiellen Investi-
tionen. Ein anderer Beleg für den verän-
derten Charakter von Investitionen ist die
zunehmende Komplementarität zwischen
materiellen und immateriellen Investitio-
nen und sowie der spitzentechnologische
Inhalt beider Arten von Investitionen. Die-
se Trends verändern die Struktur der er-
tragbringenden Aktiva.“

Bisher wurde ungeachtet der wachsenden
Bedeutung des Wissens für die Wirtschaft
vergleichsweise wenig hinsichtlich der
Erfassung und Bewertung von Human-
kapital geleistet. Trotz eines breiten
Forschungsinteresses an Fragen der be-
triebswirtschaftlichen Gesamtrechnung
wurden bislang keine weithin anerkann-
ten Verfahren oder Systeme eingeführt.
Keith Drake (1997) formuliert dies folgen-
dermaßen:

„Aufgrund fehlender Abkommen über
Vorschriften oder Vereinbarungen taucht
Wissen in den Bilanzen der Unternehmen

nicht als Aktivposten auf, wenn man von
ganz seltenen Ausnahmen absieht, wie
den Wert von Fußballspielern für die be-
triebswirtschaftliche Gesamtrechnung ih-
rer Clubs.“

In Diskussionen darüber, wie Human-
kapital als Aktivposten in die betriebswirt-
schaftliche Gesamtrechnung einbezogen
und offengelegt werden kann, scheinen
zwei direkte Hindernisse deutlich zu wer-
den. Erstens gelten die meisten der aktu-
ellen, auf Zeugnissen basierenden Verfah-
ren zur Bewertung des Humankapitals als
ungenau oder lediglich für das jeweilige
Unternehmen relevant, weshalb sie für die
Bewertung des Produktivpotentials unge-
eignet sind. Zweitens besteht ohne die
angemessene Erfassung erworbener Kom-
petenzen für den Einzelnen oder für Un-
ternehmen kaum Anreiz, qualitativ hoch-
wertige Informationen über das Human-
kapital zu entwickeln. Daher untergräbt
das Fehlen effizienter und exakter Syste-
me zur Validierung der Produktivkom-
petenz des Humankapitals alle Anstren-
gungen, solche Aktiva in eine betriebs-
wirtschaftliche Gesamtrechnung einzube-
ziehen und offenzulegen. Wenn das
Humankapital in der Praxis nicht als Ak-
tivposten anerkannt wird, besteht wenig
Anreiz, Systeme zu seiner Ermittlung zu
schaffen, mögen sie auch kostengünstig
sein (OECD, op. cit).

Millar hält es für möglich, die theoreti-
schen und methodischen Probleme der
Einbeziehung immaterieller Aktivposten in
die betriebswirtschaftliche Gesamtrech-
nung zu lösen. In mancher Hinsicht ha-
ben sich die Bedingungen hierfür verbes-
sert. So ist ein genereller Trend zum Aus-
bau der institutionellen und rechtlichen
Voraussetzungen für die Bewertung von
erworbenen Kenntnissen und Wissen und
deren Einbeziehung in die betriebswirt-
schaftliche Gesamtrechnung zu beobach-
ten (CEDEFOP 1997). Eindeutig erkenn-
bar ist dieser Trend auf mehreren, ver-
schiedenen Ebenen:

❏ auf der individuellen Ebene: Wie an
anderer Stelle in dieser Ausgabe der Eu-
ropäischen Zeitschrift „Berufsbildung“3

erwähnt, gewinnt die Bewertung früher
und nicht formell erworbener Kenntnisse
an Bedeutung; die Zahl der Länder, die
solche Verfahren und Systeme einführen,
nimmt zu.

„Es ist ein genereller Trend
zum Ausbau der institutio-
nellen und rechtlichen Vor-
aussetzung für die Bewer-
tung von erworbenen
Kenntnissen und Wissen
und deren Einbeziehung in
die betriebswirtschaftliche
Gesamtrechnung zu beob-
achten.“

3) Siehe Seiten 62-81.
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❏ auf der Unternehmensebene: Bei Un-
ternehmen ist eine allmähliche Entwick-
lung zur Einbeziehung immaterieller Ak-
tiva in die Gesamtrechnung und zur Of-
fenlegung dieser Aktiva zu beobachten,
neue Verfahren zur Offenlegung des
Humankapitals mit eingeschlossen.

❏ auf der staatlichen Ebene: Es lassen
sich Anstrengungen zur Einführung neu-
er Verfahren zur Einbeziehung öffentlicher
Ausgaben für Humankapital in die volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung beobach-
ten sowie gleichzeitig bescheidene Refor-
men der Struktur und Funktionsweisen
der Bildungsssysteme.

Gleichwohl bedürfen solche Verfahren
und Systeme wie bereits festgestellt einer
als legitim erachteten Grundlage. Millar
ist der Auffassung, daß dem Staat in die-
ser Hinsicht eine entscheidende Rolle
zufällt, und stellt die Frage:

„... wie können die Regierungen Vereinba-
rungen über die betriebswirtschaftliche Ge-
samtrechnung und Offenlegung fördern,
die die Entwicklung von Informationen
über Humankapital und die Entschei-
dungsfindung im Einklang mit neu entste-
henden Rahmenbedingungen erleichtern?“

Als erste Option zur Förderung effektive-
rer Systeme kann der Staat „kollektive Pa-
rameter“ definieren und einführen und
dem allgemeinen Interesse Rechnung tra-
gen, wenn es um die Definition von Kom-
petenzen, Bewertungsverfahren und
Offenlegungsvereinbarungen geht. Diese
Funktion unterscheidet sich nicht allzu sehr
von jener, die der Staat in Bezug auf den
Markt erfüllt; einige Gesetze und grundle-
gende Institutionen regeln den „freien“
Wettbewerb zwischen den Teilnehmern am
Wirtschaftsleben. Um diese Regulierungs-
aufgaben zu erfüllen, müssen die Institu-
tionen gleichzeitig allumfassend und de-
zentralisiert sein und auf einem gemein-
samen, allgemeinen Rahmen aufbauen.

Millar benutzt einen CEDEFOP-Bericht
über den „Sozialen Dialog“ (1988), um die
Voraussetzungen für eine solche (schein-
bar widersprüchliche) Kombination von
Zielen zu verdeutlichen. Der Bericht stellt
fest:

„Ohne die notwendige Flexibilität und
berufliche Mobilität zu vernachlässigen,

muß der Definition und notwendigen Ab-
grenzung von beruflichen Tätigkeiten
ohne Bezugnahme auf Berufsverbände
und Gruppenzugehörigkeit mehr Auf-
merksamkeit geschenkt werden.  Dies ist
jedoch nur durch die Einbeziehung der
verschiedenen Interessengruppen zu ge-
währleisten. Solche Definitionen können
nicht allein durch die Gesetzgebung vor-
geschrieben werden. Sie müssen durch
Kompromisse zwischen den verschiedenen
Gruppen entstehen, deren Interessen in
scharfen Gegensatz zueinander stehen....
ohne Kontrolle auf lokaler Ebene und
ohne die Mitwirkung der Betroffenen und
ihrer Vertreterorganisationen, das heißt
insbesondere ohne die Kooperation der
Arbeitnehmer, wäre es kaum möglich, eine
angemessene Politik im Bereich der beruf-
lichen Erstausbildung und Weiterbildung
zu gestalten, die den Bedürfnissen einer
hoch entwickelten Gesellschaft gerecht
werden würde.“

Aus dieser allgemeinen Feststellung geht
hervor, daß die Rolle des Staates nicht
darin bestehen sollte, den Rahmen und
die Richtlinien für neue Verfahren und
Systeme zu diktieren. Vielmehr sollte sei-
ne Rolle darin bestehen, eine vorsichtige
Abstimmung zwischen verschiedenen
Gruppen und Interessen mittels der be-
wußten Gestaltung als legitim erachteter
Informationswege und Institutionen vor-
zunehmen. Der Staat muß sich um den
Ausgleich der divergierenden Interessen
von Arbeitgebern, Arbeitnehmern, Leh-
rern und Ausbildern, Berufsverbänden,
Bürgern, usw. bemühen. Als legitim er-
achtete und weithin akzeptierte Verfah-
ren zur Validierung von erworbenen
Kenntnissen lassen sich nur auf der
Grundlage einer solch breiten Partizipa-
tion entwickeln. Um den Bestand und die
Ströme menschlichen Wissens offenzule-
gen, ist ein solches Bemühen um Zusam-
menarbeit, welches durch die öffentlichen
Körperschaften gefördert werden sollte,
von zentraler Bedeutung.

Dies unterstreicht, daß der Bedarf an In-
formationen über den Wissensbestand nur
teilweise durch die Einführung rein tech-
nischer Lösungen gedeckt werden kann.
Geeignete Lösungen müßten den umfas-
senderen gesellschaftlichen Hintergrund
der Verfahren berücksichtigen und sich
ausdrücklich mit Fragen der Akzeptanz
und Legitimität befassen. Eine mögliche

„(...) der Bedarf an Infor-
mationen über den Wissens-
bestand kann nur teilweise
durch die Einführung rein
technischer Lösungen ge-
deckt werden. Geeignete
Lösungen müßten den um-
fassenderen gesellschaftli-
chen Hintergrund der Ver-
fahren berücksichtigen und
sich ausdrücklich mit Fra-
gen der Akzeptanz und Le-
gitimität befassen.“
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Strategie bestünde darin, einen genaue-
ren Blick auf die Beziehung zwischen der
Gestaltung von Institutionen und der
Legimität zu werfen.

Die Gestaltung von
Institutionen und die
Legitimität

Eine Anzahl neuerer Beiträge zur Politik-
wissenschaft (Eriksen 1993, Elster 1992,
Kettner 1993) befaßten sich mit der Be-
ziehung zwischen der Gestaltung von In-
stitutionen und der Legitimität, und die-
se (allgemeinen) Sichtweisen könnten von
Nutzen für unser Verständnis der Legiti-
mität der neuen Bewertungsverfahren und
-systeme sein. Trifft dieses Verständnis zu,
daß könnte die Gestaltung von Institutio-
nen von zentraler Bedeutung für die Ent-
scheidungen (Validierung) sein, die letzt-
lich in ihrem Rahmen getroffen werden.
Sollen Institutionen als legitim erachtet
werden, dann sollten zumindest die fol-
genden Kriterien erfüllt sein (Erikson
op.cit.):

❏ Anhörung aller relevanten Beteiligten,
die ihre eigenen Interessen zum Ausdruck
bringen möchten;

❏ Bereitstellung aller relevanten Informa-
tionen;

❏ Ausgleich der unterschiedlichen Inter-
essen, die vorgetragen und geäußert wer-
den; Machtmißbrauch sollte sanktioniert
werden.

So gesehen besteht die Gestaltung von
Institutionen darin, bestehende Positionen
und vorgegebene Ziele in einer Weise aus-
zugleichen und zu koordinieren, die all-
gemeine Akzeptanz findet (Erikson op. cit).
Viele Institutionen müssen jedoch Ziele
entwickeln und (schrittweise) zu einem ge-
meinsamen Verständnis gelangen. Dies ist
von grundlegender Bedeutung für inno-
vatives Handeln und für demokratische
Institutionen, die sich bemühen, in Verän-
derung begriffene Werte und Bedürfnisse
zu deuten und zu definieren. In diesen
Fällen muß der Überlegungsprozeß4 in die
Institution integriert werden.

Einige Autoren haben diese verschiede-
nen Ansätze durch die Unterscheidung

zwischen einer „instrumentellen“ und ei-
ner „kommunikativen“ Gestaltung von
Institutionen beschrieben (Eriksen op. cit),
Habermas 1994). Andere (Bjørnåvold und
Hernes 1992) haben sie als „geschlosse-
ne“ („geschlossen“ in dem Sinne, daß die
Ziele und Positionen vorgegeben sind)
und „offene“ institutionelle Ansätze be-
zeichnet („offen“ in dem Sinne, daß die
Institution offen für Überlegung ist).
Kettner (op.cit.) hat einige Gesichtspunkte
erarbeitet, die dazu dienen könnten zu
evaluieren, ob Institutionen eher „offen“
oder eher „geschlossen“ sind:

❏ Konnten sich alle zuständigen Teilneh-
mer und alle von der Thematik Betroffe-
nen an der Diskussion beteiligen und wur-
den die Argumente Abwesender ebenfalls
gehört?

❏ Waren die Diskussionen insofern aus-
gewogen, als die Teilnehmer Einstellun-
gen und Wünsche auf eine Weise, die ih-
ren Status als autonome Teilnehmer wi-
derspiegelt, zum Ausdruck bringen konn-
ten?

❏ Waren die Diskussionen transparent, so
daß die Folgen enggleisiger, strategisch
ausgerichteter Maßnahmen reduziert wur-
den? (Dies sollte nicht durch Interventi-
on von außen, sondern in gegenseitigem
Einvernehmen erfolgen.)

Institutionen, die zur Validierung früher
bzw. nicht formell erworbener Kenntnis-
se geschaffen wurden, sowie die Einbe-
ziehung immaterieller Aktiva in die be-
triebswirtschaftliche Gesamtrechnung
könnten auf der Grundlage solcher allge-
meinen Standards und in einem solchen
Kontext evaluiert werden.

Da viele der betroffenen Institutionen
gerade erst in Entstehung begriffen sind
oder ihre Arbeit erst vor kurzer Zeit auf-
genommen haben, stehen Ziele und Ver-
fahren noch nicht fest, sondern müssen
Schritt für Schritt entwickelt werden. Dies
unterstreicht die Notwendigkeit eines „of-
fenen und kommunikativen“ Ansatzes. Da
die Legitimität neuer Formen der Vali-
dierung auf der gegenseitigen Anerken-
nung grundsätzlicher Ziele und Standards
beruht, sollte die Struktur der Institutio-
nen diese Art der gemeinsamen Überle-
gung fördern. Laut Colardyn (1996) be-
darf es drei institutioneller Elemente (Ver-

4) Zum Thema der Überlegung sagt
Aristoteles (1956, S. 137): „Man über-
legt bei allem, was zwar im großen
und ganzen konstant, aber im Endef-
fekt unsicher ist, und bei allem wo
sich das Element des unscharf Be-
grenzten findet.“ Bei Eriksen (1995)
heißt es: Überlegung ist erforderlich,
wenn Unsicherheit darüber herrscht,
welche die rationalste und sinnvoll-
ste Lösung ist, wenn jedoch zu dem
betreffenden Thema logische Überle-
gungen geführt werden können. In ei-
nem demokratischen Umfeld ist es
grundlegend, daß Entscheidungen
durch echte Mitwirkung getroffen
werden. Sie sollten nicht das Gutdün-
ken von Machthabern, starken Inter-
essengruppen oder reinem Zufall wi-
derspiegeln, sondern ausschlagge-
bend sollten Argumente sein, und es
ist dieser argumentative Vorgang, der
das Wesen der Demokratie ausmacht.
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knüpfungen), um Vertrauen zu schaffen.
Hier besteht, wie wir sehen können, eine
enge Beziehung zu den oben dargeleg-
ten allgemeinen Argumenten:

❏ Bestehende Kriterien für Qualifikatio-
nen/Kompetenzen müssen aufgegriffen
und dauerhaft in das System integriert
werden. Daraus folgt, daß Vertreter des
formalen Systems der allgemeinen und
beruflichen Bildung berücksichtigt wer-
den und ihren Ansichten und spezifischen
Interessen äußern können.

❏ Die Anforderungen der Unternehmen
müssen aufgegriffen und dauerhaft in das
System integriert werden. Dies bedeutet,
daß der Informationsfluß in einer von al-
len Teilnehmern akzeptierten Form orga-
nisiert wird.

❏ Die dauerhafte Mitwirkung der Sozial-
partner an dem System muß gewährlei-
stet sein. Die Legitimität des Systems wäre
ernsthaft gefährdet, wenn der Verdacht
aufkäme, daß die verschiedenen Interes-
sen nicht ausgewogen berücksichtigt
würden.

Von diesen Aspekten abgesehen, sollte die
Frage des Gegensatzes zwischen zentra-
lisierten und dezentralisierten Ansätzen
reflektiert werden.

Die bestehenden Validierungssysteme
weisen in dieser Hinsicht einige Unter-
schiede auf (CEDEFOP 1997, op. cit.). Ein
zentralisiertes System kann aufgrund sei-
ner größeren Homogenität und Kohärenz
als vertrauenswürdiger gelten. Ein dezen-
tralisiertes System hingegen kann insofern
als vertrauenswürdig betrachtet werden,
als der Informationsfluß effektiver ist und
auf detaillierten Kenntnissen über die Be-
teiligten und ihre Bedürfnisse aufbaut. Die
Frage der Legitimität ist für alle am
Validierungsprozeß Beteiligten bedeut-
sam. Der Einzelne hat kein Interesse dar-
an, Zeit, Energie und Geld in Validie-
rungen zu investieren, die sich letztlich
als praktisch wertlos erweisen. Gleiches
gilt für Unternehmen und Gesellschaften.

Die Diskussion über die Legitimität der
neuen Methoden und Systeme zur Eva-
luierung nicht formell erworbener Kennt-
nisse sowie die Einbeziehung der Aktiva
an Humankapital in die betriebswirtschaft-
liche Gesamtrechnung steckt noch in den
Kinderschuhen und kann als unentwik-

kelt bezeichnet werden. Dies gilt auch für
die politische Diskussion und die For-
schungsdiskussion. Wie oben erwähnt,
könnte dies durch die Zersplitterung und
die Neuartigkeit der Systeme bedingt sein.
Es könnte auch gedeutet werden als Aus-
druck der herrschenden Auffassung über
den Erwerb von Kenntnissen und die
Wissensbildung. Mehr oder weniger be-
wußt tendieren die Menschen dazu, Wis-
sen als etwas Objektives zu behandeln,
das entweder richtig oder falsch ist. Dies
verschleiert die Tatsache, daß ein großer
Teil der Wissensbildung eng mit sozialen
Prozessen und sozialer Deutung verbun-
den ist. Der Wert von Wissen ist untrenn-
bar verbunden mit seiner sozialen Aner-
kennung oder Nicht-Anerkennung.

Das von der Politik definierte Ziel der
Aufwertung von Kenntnissen, die außer-
halb des formalen Bildungs- und Aus-
bildungssystems erworben wurden, muß
den sozialen Charakter von Wissen be-
rücksichtigen. Hiermit ist nicht nur die
technische Integration objektiver Wissens-
elemente gemeint, sondern auch eine ge-
sellschaftliche Neudefinition, welches
Wissen wertvoll ist und welches nicht.
Daher sollte die Frage der Legitimität von
Institutionen ein zentrales Thema sowohl
für Forscher als auch für Politiker sein.

Einführung einer neuen
Währung

O’Grady (1991) vertritt die Auffassung, daß
eine ausreichende Verfahrensqualität (die
als Stichhaltigkeit und Verläßlichkeit defi-
niert wird) dazu führt, daß Einzelperso-
nen, Unternehmen und öffentliche Behör-
den die durchgeführten Bewertungen ak-
zeptieren. Dies ist, wie wir oben bereits
angedeutet haben, äußerst fragwürdig.

Der Wert eines Bewertungsverfahrens (auf
dem Arbeitsmarkt, in Bildungseinrichtun-
gen und in der Gesellschaft im allgemei-
nen) hängt mit seiner sozialen Legitimi-
tät zusammen. Die Akzeptanz von Bewer-
tungsverfahren für nicht formell erwor-
bene Kenntnisse ist nicht nur eine Frage
ihres gesetzlichen Status, sondern hängt
auch davon ab, ob sie als legitim erachtet
werden. Zwar kann man ein Gesetz ver-
abschieden, das einem Bewertungsver-
fahren einen gewissen Wert zuerkennt,

„Die Diskussion über die
Legitimität der neuen Me-
thoden und Systeme zur
Evaluierung nicht formell
erworbener Kenntnisse so-
wie die Einbeziehung der
Aktiva an Humankapital in
die betriebswirtschaftliche
Gesamtrechnung steckt
noch in den Kinderschuhen
und kann als unentwickelt
bezeichnet werden. Dies gilt
auch für die politische Dis-
kussion und die For-
schungsdiskussion.“
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aber das hat nicht automatisch zur Folge,
daß die Allgemeinheit oder der Arbeits-
markt dies für gerechtfertigt hält. Die Tat-
sache, daß unterschiedliche Gruppen die
Frage der Legitimität in unterschiedlicher
und sogar widersprüchlicher Weise beur-
teilen, erhöht noch die Komplexität die-
ser Problematik. Hermann Müller-Solger
(1996) verdeutlicht die soziale Einbindung
von Bewertungsverfahren, indem er sie
mit Banknoten vergleicht: ....

„Man hat Zeugnisnoten mit Banknoten
verglichen. Der einzelne will möglichst viel
davon haben und sie möglichst vorteilhaft
einsetzen. Der Abnehmer (der Arbeitgeber
oder die Bildungseinrichtung) will in be-
zug auf die Aussagekraft der Zeugnisse
sicher sein und nach Möglichkeit den
Preis drücken... Es gibt Inflationseffekte,
Auf- und Abwertungen und eine immer-
währende Spekulation. Es scheint Zeitge-
nossen zu geben, die sich den Tauschwert
von Zertifikaten und Zeugnissen offenbar
ebenso gesichert wünschen wie den der
Zahlungsmittel, mit festen Preisen im In-
land und festen Wechselkursen oder zu-
mindest engen Wechselkursbandbreiten
im Ausland.“

Müller-Solger verweist auf die Tatsache,
daß ein Bewertungsverfahren (oder ein
Zeugnis) immer Raum für Interpretatio-
nen und Anlaß zu endlosen Verhandlun-
gen über seinen Wert oder Preis geben
wird. Auf einer individuellen Ebene las-
sen sich diese Vorgänge mit dem Tausch-
handel vergleichen. Subjektive und kon-
textabhängige Elemente werden unwei-
gerlich dafür von Bedeutung sein, wel-
cher Wert letztlich dem Bewertungs-
verfahren zuerkannt wird, und in man-
chen Fällen werden sie sogar wichtiger
sein als die existierenden formalen Be-
wertungsverfahren und Zeugnisse. Dieser
Verhandlungsaspekt ist auch auf gesell-
schaftlicher Ebene vorhanden.

Deutlich wird dies am Fall der Univer-
sitätsabschlüsse. Früher stellten sie zuver-
lässige „Pässe“ für den Zugang zu Arbeits-
plätzen dar, doch haben sie in mehreren
Ländern beträchtlich an Wert verloren.
Dies ist nicht nur auf die wachsende Kon-
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt zurückzu-
führen, sondern auch auf die Veränderung
der Wertvorstellungen von Gesellschaften.
Die gleichen Verhandlungsprozesse fin-
den sogar noch expliziter bei Verfahren

zur Bewertung nicht formell erworbener
Kenntnisse statt.

Die von Müller-Solger angeführte Meta-
pher5 „Währung/Geld“ trägt zur Verdeut-
lichung einiger der Mechanismen bei, die
bei der Bewertung nicht formell erwor-
bener Kenntnisse und der Einbeziehung
immaterieller Aktiva in die betriebswirt-
schaftliche Gesamtrechnung wirksam
werden. Betrachtet man Talcott Parsons
Untersuchung über das „Medium Geld“,
wird dies sehr deutlich. Parsons Grund-
argument lautet, daß Geld als

„ein Code (verstanden werden kann), der
bestimmte Informationen vom Besitzer
zum Empfänger übermittelt. Geld hat ei-
nen Wert in einer Reihe von vorab defi-
nierten Standardsituationen, die auf ei-
nem allgemein gültigen Wert basieren
müssen (der nicht nur gesetzlich, sondern
auch sonst allgemein anerkannt wird),
und es muß meßbar sein.“

Laut dieser Deutung muß Geld in der Lage
sein, Wert zu „speichern“ und zu „messen“.
Wenn wir die Funktion von Geld mit der
Funktion des Tauschhandels in traditionel-
len Gesellschaften vergleichen, werden in-
teressante Unterschiede offenbar. Beim
Tauschhandel, der durch direkte Kommu-
nikation erfolgt, wird ein Wert nur in dem
spezifischen Situationskontext ermittelbar,
in dem der Tauschhandel stattfindet. Geld
hingegen behält immer seinen Wert, un-
geachtet des Kontextes. Diese Loslösung
vom Kontext impliziert eine Vereinfachung
und Standardisierung der durch Geld ge-
speicherten Informationen. Verglichen mit
den multidimensionalen Informationen, die
beim Tauschhandel übermittelt werden,
liefert Geld Informationen, die als eindi-
mensional bezeichnet werden können
(Habermas 1981).

Überträgt man diese Sichtweise auf die
Bewertungsverfahren für erworbene
Kenntnisse, werden mehrere Parallelen er-
kennbar. Ebenso wie bei Geld können
Bewertungsverfahren als Code verstanden
werden, der Informationen vom Besitzer
an den Empfänger übermittelt. Ein Beispiel
hierfür liefert eine individuelle Bewerbung
für einen Arbeitsplatz, bei der Bewertun-
gen früher erworbener Kenntnisse oder
irgendeine Art der Zertifizierung präsen-
tiert werden. Bewertungsverfahren haben
in einer vorab definierten Reihe von
Standardsituationen einen Wert; der Ar-

„Zwar kann man ein Gesetz
verabschieden, das einem
Bewertungsverfahren einen
gewissen Wert zuerkennt,
aber das hat nicht automa-
tisch zur Folge, daß die All-
gemeinheit oder der Ar-
beitsmarkt dies für gerecht-
fertigt hält.“

5) Der Begriff Metapher wird in dem
von Morgan (1987) definierten Sinn
verwendet.
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beitsmarkt, die unternehmensinterne Ar-
beitsplatzhierarchie und das Bildungs-
system sind Beispiele für solche vorab
definierten Situationen. Bewertungsver-
fahren müssen auf einem allgemein aner-
kannten Wert beruhen, der nicht nur ge-
setzlich abgesichert ist, sondern auch Ak-
zeptanz findet. Schließlich müssen sie auch
das Bewertete messen, ein stichhaltiges
und verläßliches Bild der bewerteten
Kenntnisse vermitteln. Laut dieser Deutung
müssen Bewertungsverfahren für nicht for-
mell erworbene Kenntnisse (wie es auch
generell bei Universitätsabschlüssen und
Zeugnissen der Fall ist) in der Lage sein,
Informationen zu speichern, die betreffen-
den Kenntnisse/Wissen und den Wert zu
messen, der ihnen in dem größeren Rah-
men von Arbeitsmarkt, Bildungssystem und
der Gesellschaft allgemein zuerkannt wird.
Aber ebenso wie Geld liefern (speichern
und messen) Bewertungsverfahren not-
wendigerweise vereinfachte und standar-
disierte Informationen. Das Ausmaß der
Vereinfachung und Standardisierung kann
natürlich variieren, doch wird durch die
an anderer Stelle in dieser Zeitschrif-
tenausgabe6 geführte Diskussion über die
Bewertungsverfahren für nicht formell er-
worbene Kenntnisse deutlich, daß eine
gewisse Vereinfachung unvermeidlich ist.

Der Vorgang, durch den Kenntnissen ein
gewisser Wert zuerkannt wird, kann in
mehrerer Hinsicht mit jenen verglichen
werden, die in einem Währungssystem
wirksam sind. Max Weber führt dazu aus:

„Gewiß kann ein Staat heute durch Ge-
setze und Verwaltungsmaßnahmen den
formalen Wert des Geldes sicherstellen...,
doch tatsächlich bleibt diese formale
Machtbefugnis ohne Bedeutung für den
realen Wert des Geldes, das heißt dafür,
wieviel davon man im Tausch für Waren
benötigt. Und ebensowenig sagt sie etwas
darüber aus, ob und in welchem Ausmaß
dieWährungsbehörden Einfluß auf seinen
realen Wert haben.“

Um diese negative Darstellung der Vor-
aussetzungen für Validität zu überwinden,
müssen unserer Auffassung nach in Zu-
kunft folgende Aspekte oder Bereiche
beachtet werden.

Vereinfachung und Standardisierung

Wenn wir Bewertungsverfahren als eine
Art Code begreifen, der eine Reihe kom-

plizierter Informationen in eine standar-
disierte und vereinfachte Sprache verwan-
delt, haben wir gewisse Einschränkungen
zu erwarten. Wenn die Vereinfachung und
Standardisierung zu radikal ausfällt, könn-
ten die Bewertungsverfahren so stark an
Wert verlieren, daß die Legitimität des
Ansatzes insgesamt in Frage gestellt wird.
Dieses Problem könnte durch einige der
elektronischen Expertensysteme7 sehr
leicht gelöst werden. In dieser Hinsicht
ist der Unterschied zwischen Geld und
Bewertungsverfahren offensichtlich. Die
Stärke des Mediums Geld liegt in seiner
Fähigkeit zur Vereinfachung und Standar-
disierung. Die Schwäche von Bewertungs-
verfahren könnte eben gerade in der Not-
wendigkeit zur Vereinfachung und Stan-
dardisierung liegen.

Vorab definierte Standardsituationen

Der Einsatz von Bewertungsverfahren
wird letztlich auf bestimmte Standard-
situationen beschränkt bleiben. Theore-
tisch wird davon ausgegangen, daß diese
Situationen dann auftreten, wenn einzel-
ne versuchen, Zugang zum Arbeitsmarkt
zu erlangen, bestimmte Niveaus im Bil-
dungssystem zu erreichen, oder ihre Po-
sitionen in der unternehmensinternen Ar-
beitsplatzhierarchie zu verbessern. Bisher
wurde die tatsächliche Definition von Si-
tuationen und Bereichen, in denen diese
„Währung“ Gültigkeit hat, nicht abge-
schlossen und in manchen Ländern noch
nicht einmal in Angriff genommen. Die
tatsächliche Erprobung (Akzeptanz oder
Nicht-Akzeptanz) auf dem Markt und
durch das Bildungssystem ist natürlich der
wichtigste Teil dieses Definitionspro-
zesses. Bis zu einem gewissen Grad hängt
dieser jedoch auch von den staatlich vor-
gegebenen gesetzlichen Definitionen ab.
In dieser Hinsicht ist der Unterschied
zwischen Geld und Bewertungsverfahren
nicht so bedeutend. Standardsituationen
können gesetzlich festgelegt werden, ihre
tatsächliche Definition muß jedoch in di-
rekter „Konfrontation“ mit den Arbeitge-
bern, Institutionen, usw. stattfinden.

Wertspeicherung

Der Umfang, in dem Bewertungsverfahren
tatsächlich in der Lage sein werden, Wert
zu speichern, wird, wie oben erläutert,
im wesentlichen von der tatsächlichen Ak-
zeptanz/Validierung durch Arbeitnehmer,

6) siehe Seiten 62-81.

7) siehe Seiten 66-67.

„(...) ebenso wie Geld lie-
fern (speichern und mes-
sen) Bewertungsverfahren
notwendigerweise verein-
fachte und standardisierte
Informationen.“

„Wenn die Vereinfachung
und Standardisierung zu
radikal ausfällt, könnten
die Bewertungsverfahren
(...) an Wert verlieren (...)“

„Die Stärke des Mediums
Geld liegt in seiner Fähig-
keit zur Vereinfachung und
Standardisierung. Die
Schwäche von Bewertungs-
verfahren könnte eben ge-
rade in der Notwendigkeit
zur Vereinfachung und
Standardisierung liegen.“



BERUFSBILDUNG NR. 12 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

CEDEFOP

89

Arbeitgeber und der für das Bildungswe-
sen verantwortlichen Behörden abhängen.
In einigen Ländern kann die Befugnis zur
Regelung und „Prägung“ von Bewertungs-
verfahren zwischen verschiedenen (und
bisweilen konkurrierenden) Stellen auf-
geteilt sein. Ist dies der Fall, dann könnte
eine der Voraussetzungen für die Entwick-
lung als legitim erachteter Verfahren und
Systeme in Frage gestellt sein. Das heißt
nicht, daß es einer straffen Zentralisierung
bedarf; vielmehr sollten die Verantwort-
lichkeiten eindeutig und transparent de-
finiert werden. In dieser Hinsicht lassen
sich Bewertungsverfahren mit Geld ver-
gleichen, da die Emission einer Währung
untrennbar mit einer klaren und Akzep-
tanz findenden Autoritätsgrundlage ver-
bunden ist.

Inflation und Spekulation

Ebenso wie bei Geld wird der Tageswert
von Bewertungsverfahren von den Ver-
änderungen des Akzeptanz- und Legiti-
mitätsniveaus abhängig sein. Dies steht
in Zusammenhang mit den oben erwähn-
ten Aspekten, spiegelt aber auch die Ge-
samtmenge der in Umlauf befindlichen
Bewertungsverfahren für erworbene
Kenntnisse/Wissen wider. Paradoxerwei-
se findet die Einführung von Bewertungs-
verfahren nicht formell erworbener Kennt-
nisse in einer Situation statt, in der die
Anzahl der Personen, die formale Aus-
bildungswege einschlagen und eine for-
male Zertifizierung erhalten, höher ist als
je zuvor. Dies gibt Anlaß zu der Annah-
me, daß der Wert und die Legitimität der
neuen Bewertungsverfahren teilweise
durch die Konfrontation und die Konkur-
renz mit herkömmlichen formalen
Bewertungsverfahrens definiert werden
wird. Dies wird deutlich, wenn wir be-
rücksichtigen, daß der Wert formaler
Zeugnisse sich geändert hat. Hier werden
inflationäre Tendenzen erkennbar, weil es
immer höherer Qualifikationen bedarf, um

auf dem Arbeitsmarkt konkurrieren zu
können.

Letztlich wird die Stärke der neuen Bewer-
tungsansätze davon abhängen, inwieweit
sie dem Besitzer und dem Empfänger der
Bewertung Informationen liefern. Eine
der größten Schwächen herkömmlicher
Zeugnisse liegt darin, daß sie ein allzu
eingeschränktes und vereinfachtes Bild
der fraglichen Person zeichnen. Wenn
Bewertungsverfahren für erworbene
Kenntnisse über eine gewisse Legimität
verfügen sollen, dann müssen sie nicht
nur andere Arten von Kenntnissen abdek-
ken als die, die von herkömmlichen Zeug-
nissen und Abschlüssen abgedeckt wer-
den, sondern auch ein qualitativ besse-
res Abbild der Lernvorgänge liefern. Ist
dies nicht der Fall, sind Legitimität und
Wert der durchgeführten Bewertungs-
verfahren in Frage gestellt.

Schlußbemerkung

In diesem Beitrag wurde ein Bereich er-
örtert, dem bislang wenig Aufmerksam-
keit zuteil wurde. Die Diskussion über die
Bewertung nicht formell erworbener
Kenntnisse hat sich vorwiegend auf Ver-
fahrensfragen konzentriert. Trotz der Tat-
sache, daß die Qualität der Verfahren bis
zu einem gewissen Grad den Wert der
Bewertungen beeinflußt, sind wir der
Auffassung, daß eine Reihe anderer Fak-
toren ebenfalls eine Rolle spielt.

Wie jedoch aus Riel Millars Ausführun-
gen über Humankapitalrechnung hervor-
geht, scheint der Bedarf an effizienter und
verläßlicher Information über Lernvor-
gänge und den Bestand an Wissen zu
wachsen. Daher könnten die neuen Ver-
fahren und Systeme zur Bewertung nicht
formell erworbener Kenntnisse möglicher-
weise mehr werden als nur eine Episode.
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Karen Schober
Bundesanstalt
für Arbeit -
Berufsberatung

Informations- und
Beratungsbedarf von
Individuen und Betrie-
ben: Neue Herausforde-
rungen für die Berufs-
beratung

Berufsberatung vor neuen
Herausforderungen

Wachsender Informations- und Bera-
tungsbedarf in beruflichen Fragen

In den vergangenen zwanzig Jahren ha-
ben sich die Rahmenbedingungen der Be-
rufswahl und des Übergangs vom Bil-
dungs- ins Beschäftigungssystem in allen
europäischen Staaten entscheidend ver-
ändert. Gesellschaftliche Entwicklungen
wie der allgemeine Wertewandel, die zu-
nehmende Individualisierung und Plura-
lisierung von Lebenslagen, die zeitliche
Ausdehnung der Jugendphase, ein Wan-
del im Rollenverständnis der Geschlech-
ter und vieles andere mehr haben bislang
gültige Lebensentwürfe und berufliche
Orientierungen in Frage gestellt. Ökono-
misch-technologische Entwicklungen füh-
ren zu immer rascheren Veränderungen
in der Arbeitswelt, zu neuen Aufgaben,
Tätigkeitsfeldern und höheren Anforde-
rungen, aber auch zu vermehrten Ar-
beitsplatzrisiken, Entwertung beruflicher
Qualifikationen und zur Erosion von
Normalarbeitsverhältnissen. Die Globa-
lisierung des Wirtschaftens und der Ar-
beitsmärkte und die voranschreitende
europäische Integration eröffnen einer-
seits neue Mobilitätschancen, verstärken
andererseits aber auch den Konkurrenz-
druck am Arbeitsmarkt. Anhaltende Mas-
senarbeitslosigkeit in allen Ländern der

europäischen Gemeinschaft und ein - zu-
mindest in Deutschland - vermindertes
Angebot an beruflichen Erstausbildungs-
möglichkeiten erschweren Berufseinstieg
und Karriereplanung für den einzelnen
und führen zu einer erhöhten Nachfrage
nach beruflicher Beratung und Informa-
tion.

Berufsbegleitende Beratung erforder-
lich

Berufswahl ist kein einmaliger Entschei-
dungsakt am Ende der Schulzeit, sondern
ein lebenslanger Prozeß. Er beginnt be-
reits lange vor dem Verlassen der Schule
(z.B. bei den verschiedenen Stationen von
Schullaufbahnentscheidungen) und endet
nicht bei der Einmündung in den ersten
Arbeitsplatz. Phasen der beruflichen Spe-
zialisierung, der beruflichen Weiterbil-
dung, des Arbeitsplatz- oder Berufswech-
sels und auch der Arbeitslosigkeit oder
sonstiger Unterbrechungen der Erwerbs-
tätigkeit sind immer mit beruflichen Ent-
scheidungsprozessen verbunden, die ei-
ner kompetenten Begleitung durch aktu-
elle, zukunftsbezogene Information und
individuelle Beratung bedürfen.

Berufliche Information und Beratung muss
daher als berufsbegleitendes Angebot für
alle Altersgruppen und Anliegen zur Ver-
fügung stehen. Sie muss gleichermaßen
über die verschiedenen schulischen und
beruflichen Aus- und Weiterbildungs-

In den vergangenen zwan-
zig Jahren haben sich die
Rahmenbedingungen der
Berufswahl und des Über-
gangs vom Bildungs- ins
Beschäftigungssystem in al-
len europäischen Staaten
entscheidend verändert.
Gesellschaftliche Entwick-
lungen wie der allgemeine
Wertewandel, die zuneh-
mende Individualisierung
und Pluralisierung von Le-
benslagen, die zeitliche Aus-
dehnung der Jugendphase,
ein Wandel im Rollenver-
ständnis der Geschlechter
und vieles andere mehr ha-
ben bislang gültige Lebens-
entwürfe und berufliche
Orientierungen in Frage ge-
stellt.

Berufliche Information und
Beratung muss daher als
berufsbegleitendes Angebot
für alle Altersgruppen und
Anliegen zur Verfügung ste-
hen.
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möglichkeiten, über Studienmöglichkeiten
sowie über derzeitige und künftige Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungsperspek-
tiven informieren und diese in Verbindung
bringen mit den persönlichen Vorausset-
zungen, Interessen, Fähigkeiten, der so-
zialen Lage und dem Umfeld der ratsu-
chenden Person.

Humankapital wird zum wichtigsten
Produktionsfaktor

Aber auch Unternehmen müssen sich in
ihren Personalplanungen an die veränder-
ten Gegebenheiten anpassen. Neue Pro-
dukte, neue Technologien, neue Arbeits-
organisationsformen, das Agieren auf
weltweiten Märkten und internationaler
Wettbewerbsdruck stellen neue Qualifika-
tionsanforderungen an Mitarbeiter und
Management. Das Humankapital wird zum
wichtigsten Produktionsfaktor - insbeson-
dere in den hochentwickelten und roh-
stoffarmen postindustriellen Volkswirt-
schaften. Frühzeitige und verlässliche In-
formation über die künftige Entwicklung
des Qualifikationsangebots sowie voraus-
schauende Qualifizierungsstrategien und
Nachwuchsrekrutierung werden zu wich-
tigen strategischen Faktoren in der Un-
ternehmenspolitik.

Allerdings entwickelt sich die Aus- und
Weiterbildung der Mitarbeiter für Betrie-
be immer mehr zu einem bedeutenden
Kostenfaktor, der zunehmend unter kurz-
fristigen betriebswirtschaftlichen Kosten-
Nutzen-Aspekten gesehen wird. Dies führt
nicht selten - wie derzeit in Deutschland
- zu vermindertem Ausbildungsengage-
ment der Betriebe mit der Folge, daß lang-
fristig gut ausgebildete Fachkräfte fehlen
werden, wenn aus demographischen
Gründen das Nachwuchspotential
schrumpft. Es besteht also durchaus auch
bei Unternehmen ein Beratungsbedarf
hinsichtlich ihrer Qualifizierungs- und
Nachwuchspolitik und hinsichtlich der
Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten
in diesem Bereich.

Die europäische Dimension gewinnt
an Bedeutung

Berufsberatung befaßte sich bisher tradi-
tionell fast ausschließlich mit den jeweils
nationalen Bildungs-, Ausbildungs- und
Weiterbildungsmöglichkeiten und deren
Verwertung auf den jeweiligen nationa-

len Arbeitsmärkten. Die wirtschaftliche
und politische Integration Europas und
die Globalisierung der Wirtschaft erfor-
dern eine Erweiterung des Blickfeldes
über die nationalen Grenzen hinaus. Eine
moderne, nachfragegerechte Berufsbera-
tung muß ihren Kunden im In- und Aus-
land heute verstärkt die transnationalen
Entwicklungen und Möglichkeiten der
Aus- und Weiterbildung und der Arbeits-
märkte transparent machen, Wege ins
Ausland aufzeigen und Mobilitätshemm-
nisse überwinden helfen. Auslandserfah-
rungen gehören heutzutage vielfach schon
zu den von Unternehmen geforderten Ein-
stiegsvoraussetzungen für Berufsanfänger.
Diese können über Ausbildungsphasen im
Ausland, über Praktika oder Ferienjobs
erlangt werden. Hierfür die notwendigen
Informationen zur Verfügung zu stellen,
gehört zu den wichtigen zukunftsbezo-
genen Aufgaben der beruflichen Bera-
tungsdienste in allen Ländern der Gemein-
schaft.

Neue Aufgaben im Informations-
marketing und Informationsmanage-
ment

Der wirtschaftliche Strukturwandel in al-
len entwickelten europäischen Gesell-
schaften hin zur Informations- und Dienst-
leistungsgesellschaft impliziert eine per-
manente Verbesserung der Informations-
und Kommunikationstechnik und ein ste-
tiges Wachstums dieses Wirtschaftssektors.
Die Folge sind mehr, bessere und schnel-
ler verfügbare Informationen an jedem
beliebigen Ort und in jeder gewünschten
Form (vom herkömmlichen Print-Medium
bis zu multimedialen Präsentationsfor-
men). Diese universelle Verfügbarkeit von
Informationsangeboten führt in Teilen al-
lerdings auch zu einer „Informationsüber-
flutung“ mit der Gefahr einer Überforde-
rung der jeweiligen Adressaten. Die Kon-
sequenz ist ein wachsender Bedarf an
Informationsmarketing und Informations-
management für Individuen und Unter-
nehmen.

Enger Kontakt zu Wirtschaft und Be-
trieben unverzichtbar

Kompetente Information und Beratung
über die Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarktes, über künftige Beschäfti-
gungsperspektiven nach Qualifikations-
ebenen und Berufsfeldern für Individuen

„Eine moderne, nachfrage-
gerechte Berufsberatung
muß ihren Kunden im In-
und Ausland heute ver-
stärkt die transnationalen
Entwicklungen und Mög-
lichkeiten der Aus- und Wei-
terbildung und der Arbeits-
märkte transparent ma-
chen, Wege ins Ausland auf-
zeigen und Mobilitäts-
hemmnisse überwinden hel-
fen. (…) Hierfür die not-
wendigen Informationen
zur Verfügung zu stellen,
gehört zu den wichtigen
zukunftsbezogenen Aufga-
ben der beruflichen Bera-
tungsdienste in allen Län-
dern der Gemeinschaft.“
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und Unternehmen erfordert von den
Beratungseinrichtungen Nähe zum Be-
schäftigungssystem. Sie müssen die Ar-
beitswelt gut kennen und permanenten
Kontakt zu Betrieben und den Organisa-
tionen der Wirtschaft haben, um den ak-
tuellen Personalbedarf ebenso wie künf-
tige Entwicklungen frühzeitig zu erken-
nen und an die Kunden weitergeben zu
können.

Diesen umfassenden Anspruch einzulö-
sen, ist keine leichte Aufgabe. Die ver-
schiedenen europäischen Länder haben
hierzu unterschiedliche Modelle der Or-
ganisation und institutionellen Anbindung
der öffentlichen Berufsberatung entwik-
kelt, die in engem Zusammenhang mit
den jeweiligen Bildungs- und Aus-
bildungssystemen zu sehen sind. In Län-
dern mit vorherrschend schulischem/
hochschulischem Ausbildungssystem sind
die staatlichen Informations- und Bera-
tungsdienste für Jugendliche und für Be-
rufsanfänger überwiegend bei den Insti-
tutionen des Bildungswesens angesiedelt,
während Beratungsdienste für Erwachse-
ne bzw. bereits Berufstätige oder Arbeits-
lose in der Regel zur jeweiligen Arbeits-
verwaltung bzw. Arbeitsvermittlung gehö-
ren. In Ländern mit vorwiegend betrieb-
licher Berufsausbildung (wie in den
deutschsprachigen Ländern) hingegen ist
die Berufsberatung für Jugendliche und
Erwachsene einschließlich der Vermittlung
in betriebliche Ausbildungsplätze (Lehr-
stellen) meist bei der staatlichen Arbeits-
verwaltung angesiedelt, da diese aufgrund
ihres stetigen, intensiven Kontakts mit
Betrieben im Rahmen ihrer Vermittlungs-
aufgaben über profunde Kenntnisse der
Entwicklungen im Beschäftigungssystem
verfügen.

Trotz Privatisierung: Eine neutrale
und objektive öffentliche Berufsbera-
tung bleibt unverzichtbar

In den meisten europäischen Staaten gibt
es ein Nebeneinander von staatlicher
(meist unentgeltlicher) und privater Be-
rufsberatung. Ein staatliches Monopol für
berufliche Beratung und die Vermittlung
in betriebliche Ausbildungsplätze gab es
ausschließlich in Deutschland. Im Zuge
der Angleichung europäischer Normen
entfällt dieses Monopol ab dem 1.1.1998.
Staatliche bzw. in öffentlicher Verantwor-
tung durchgeführte Berufsberatung hat im

Vergleich zu privaten Aktivitäten in be-
sonderem Maße die Aufgabe, umfassend
und objektiv über Ausbildungs- und
Berufsmöglichkeiten, Tätigkeitsfelder und
die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt
zu informieren. Sie darf nicht den Inter-
essen einzelner Berufszweige oder Wirt-
schaftsbereiche dienen. In Erfüllung ih-
res gesetzlichen Auftrags und im Interes-
se ratsuchender Bürgerinnen und Bürger
ist sie zur Neutralität verpflichtet.

Das Interesse der Gesellschaft, Berufsbe-
ratung als staatliche Dienstleistung anzu-
bieten liegt vor allem darin, durch früh-
zeitige berufliche Beratung und Informa-
tion möglichen Arbeitsmarktungleichge-
wichten, beruflichen Fehlentscheidungen
oder Ausbildungsabbrüchen vorzubeugen
und damit Arbeitslosigkeit oder andere
soziale und finanzielle Folgekosten un-
zureichender Information und Beratung
zu vermeiden.

Die Berufsberatung in
Deutschland: institutio-
nelle Rahmenbedingungen
und Handlungsfelder

Einbindung in die von den Sozialpart-
nern getragene öffentliche Arbeitsver-
waltung

Die Berufsberatung in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist Teil der öffentlichen
Arbeitsverwaltung (Bundesanstalt für Ar-
beit). Diese ist nicht - wie in vielen ande-
ren Staaten - eine nachgeordnete Behör-
de des Arbeits- oder Sozialministeriums,
sondern eine von den Sozialpartnern ge-
tragene Körperschaft des öffentlichen
Rechts mit Selbstverwaltung. Arbeitgeber
und Arbeitnehmer zahlen Beiträge zur
Bundesanstalt für Arbeit, aus denen das
Arbeitslosengeld als Versicherungslei-
stung, alle arbeitsmarktpolitischen Lei-
stungen (u.a. Qualifizierungs- und Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen) sowie die Bera-
tungs- und Vermittlungsdienste der Ar-
beitsämter finanziert werden.

Kernaufgaben: Beratung und Vermitt-
lung

Die Berufsberaterinnen und Berufsbera-
ter in den rd. 180 Arbeitsämtern in
Deutschland beraten und informieren

„Das Interesse der Gesell-
schaft, Berufsberatung als
staatliche Dienstleistung
anzubieten liegt vor allem
darin, durch frühzeitige
berufliche Beratung und In-
formation möglichen Ar-
beitsmarktungleichgewich-
ten, beruflichen Fehlent-
scheidungen oder Ausbil-
dungsabbrüchen vorzubeu-
gen und damit Arbeitslosig-
keit oder andere soziale
und finanzielle Folgekosten
unzureichender Informa-
tion und Beratung zu ver-
meiden.“
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entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag1

Jugendliche und Erwachsene zu Beginn
ihres Erwerbslebens in allen Fragen der
Ausbildungs-/ Studien- und Berufswahl
aber auch bei Berufswechsel, Ausbil-
dungs- oder Studienabbruch. Sie unter-
stützen darüber hinaus Schulabgänger und
Berufsanfänger bei der Realisierung ihrer
Ausbildungswünsche. Zu ihrem Aufga-
benbereich gehört auch die Vermittlung
von Bewerberinnen und Bewerbern in
betriebliche Ausbildungsplätze, die von
den Betrieben der Berufsberatung zur
Besetzung gemeldet werden. Die Inan-
spruchnahme der Dienste der Berufsbe-
ratung ist für Bewerber und Betriebe frei-
willig. Dennoch werden rd. 90 % aller
offenen Ausbildungsstellen der Berufsbe-
ratung gemeldet. Ähnlich hoch ist der Ein-
schaltungsgrad auf der Bewerberseite.
Insofern kommt der Berufsberatung gro-
ße Bedeutung bei der Herstellung des
Ausgleichs am Ausbildungsstellenmarkt
zu. Durch ihre intensiven Betriebskon-
takte bei der Akquirierung von Aus-
bildungsstellen und bei der Vermittlung
von Bewerbern unterstützt und berät die
Berufsberatung Betriebe bei der Gewin-
nung von Nachwuchskräften.

Berufsorientierung: Zusammenarbeit
mit Schule und Elternhaus

Im Interesse einer frühzeitigen Vorberei-
tung auf die Ausbildungs- und Berufswahl
informiert die Berufsberatung bereits zwei
Jahre vor Schulentlassung in allen allge-
meinbildenden Schulen über die verschie-
denen Bildungs- und Berufsmöglich-
keiten, über Ausbildungs- und Arbeits-
marktperspektiven und über die Hilfen
und Dienstleistungsangebote der Arbeits-
ämter. Dabei werden nach Möglichkeit
auch die Eltern als wichtige Partner im
Berufswahlprozeß einbezogen. Berufsbe-
rater/-innen begleiten Schulklassen bei
ihrem ersten Besuch in den Berufsinfor-
mationszentren (BIZ) der Arbeitsämter,
wo ein breites Selbstinformationsangebot
zu allen beruflichen Fragen bereitgehal-
ten wird - von Broschüren und Infor-
mationsmappen für einzelne Berufe und
Ausbildungsgänge über Filme, Dias oder
Hörprogramme bis hin zu berufswahl-
orientierenden Computerprogrammen
(BIZ-Computer) und online-Informatio-
nen über Bildungsangebote (KURS-Daten-
bank zur Aus- und Weiterbildung) und
dem computergestützten Stelleninfor-

mationsservice (SIS und ASIS). Berufs-
informationszentren gibt es in fast allen
181 Arbeitsämtern in Deutschland, ergänzt
um mobile Selbstinformationseinrich-
tungen (BIZ-mobil) für die Informa-
tionsversorgung im ländlichen Raum und
bei besonderen Veranstaltungen.

Schließlich stellt die Berufsberatung den
Schulen und Einzelpersonen eine Vielzahl
von aktuellen berufsorientierenden Me-
dien und Unterichtsmaterialien zur Ver-
fügung - teils in Form von Printmedien,
teils in elektronischen Medien oder on-
line über das Internet abrufbar (http://
www.arbeitsamt.de)

Betriebskontakte und Einblicke in die
Arbeitswelt

In weiteren, von der Berufsberatung or-
ganisierten Seminaren, Vortragsveranstal-
tungen, Bildungsmessen und Job-Börsen
erhalten Schüler/-innen, Studierende und
Berufsanfänger aktuelle Informationen
aus erster Hand über Berufs- und Tätig-
keitsfelder, Inhalte und Anforderungen
von Ausbildungsgängen und Berufen, bei
denen sie u.a. auch Kontakte zu Betrie-
ben und potentiellen Arbeitgebern knüp-
fen können und praktische Einblicke in
die Arbeitswelt erhalten.

Die Berufsberatung organisiert für Inter-
essenten auch individuelle Betriebs-
praktika und Betriebserkundungen, um
über die von der Schule verpflichtend
angebotenen Betriebspraktika hinaus jun-
gen Menschen die Möglichkeit zu beruf-
lichen Vorerfahrungen zu geben. Diese
Primärerfahrungen sind nach Einschät-
zung von Betrieben, Pädagogen und Ju-
gendlichen eine ganz wichtige Entschei-
dungshilfe im Berufswahlprozeß, die ins-
besondere dazu beiträgt, die oben er-
wähnte starke berufliche Verunsicherung
Jugendlicher abzubauen.

Individuelle Hilfe im persönlichen Be-
ratungsgespräch

Neben diesen vielfältigen Informations-
und Orientierungsangeboten bildet die
berufliche Einzelberatung das Kernstück im
Dienstleistungsangebot der Berufsbera-
tung. Jeder, der ein berufliches Anliegen
hat, kann sich persönlich beraten lassen.
Je nach Anliegen und Dringlichkeit der
Fragestellung können Ratsuchende in die

1) Gesetzliche Grundlage war bis zum
31.12.1997 das Arbeitsförderungsge-
setz (AFG), §§ 25 - 32. Seit dem 1.1.
1998 ist es das III. Sozialgesetzbuch
(SGB III), §§ 29 - 44.

„Im Interesse einer frühzei-
tigen Vorbereitung auf die
Ausbildungs- und Berufs-
wahl informiert die Berufs-
beratung bereits zwei Jah-
re vor Schulentlassung in
allen allgemeinbildenden
Schulen über die verschie-
denen Bildungs- und
Berufsmöglichkeiten, über
Ausbildungs- und Arbeits-
marktperspektiven und
über die Hilfen und Dienst-
leistungsangebote der Ar-
beitsämter.“

„(…) die berufliche Einzel-
beratung (bildet) das Kern-
stück im Dienstleistungsan-
gebot der Berufsberatung.“
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offene Sprechstunde der Berufsberatung
kommen, oder sie vereinbaren mit dem/
der Berufsberater/-in einen Termin für ein
ausführliches Gespräch. Sprechstunden
bietet die Berufsberatung nicht nur im Ar-
beitsamt, sondern zur besseren Erreichbar-
keit auch an Schulen und Hochschulen
regelmäßig an. Durch die frühzeitige Kon-
taktaufnahme in den Schulen können Be-
rufsberater/-innen den Berufswahlprozeß
junger Menschen kontinuierlich begleiten.
In der Regel haben Jugendliche im Laufe
ihres Berufswahlprozesses und der Aus-
bildungsplatzsuche ihren/ihre Berufsbera-
ter/in zwei bis dreimal aufgesucht. Die tat-
sächliche Kontakthäufigkeit hängt dabei
von der Problemlage im Einzelfall ab.

Förderung der Berufsausbildung - eine
wichtige Aufgabe zur Behebung markt-
bedingter und individueller Defizite

Der Berufsberatung obliegt in Deutsch-
land auch die Förderung der beruflichen
Integration junger Menschen mit indivi-
duellen Bildungsdefiziten, sozialen Be-
nachteiligungen oder Behinderungen, die
dies aus eigener Kraft nicht schaffen. Sie
verfügt dazu über ein vielfältiges Instru-
mentarium, v.a. zur finanziellen Förde-
rung von berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen, ausbildungsbegleitendem
Stütz- und Förderunterricht für leistungs-
schwächere Auszubildende, außerbetrieb-
lichen Ausbildungsmaßnahmen sowie von
behindertengerechten Ausbildungs- bzw.
Rehabilitationsmaßnahmen. In Zeiten ei-
nes sehr angespannten Arbeits- und Aus-
bildungsmarktes gewinnen solche Inte-
grationsbemühungen an Bedeutung, da
der Personenkreis der auf dem freien
Markt nicht integrierbaren Jugendlichen
deutlich zunimmt. So förderte die Bun-
desanstalt für Arbeit 1996 rd.165.000 jun-
ge Menschen, die in eine berufsvor-
bereitende Bildungsmaßnahme oder in
eine betriebliche bzw.überbetriebliche
Berufsausbildung mit ergänzenden sozi-
alpädagogischen Hilfen eingemündet
sind.

Qualifiziert ausgebildete und spezia-
liserte Beraterinnen und Berater ga-
rantieren einen hohen fachlichen
Standard beruflicher Beratung und
Orientierung

In Entsprechung zu dem stark geglieder-
ten Schul- und Ausbildungssystem in der

Bundesrepublik Deutschland gibt es für
die einzelnen Bildungsbereiche speziali-
sierte Berater/innen. Die sogenannte all-
gemeine Berufsberatung kümmert sich um
die Belange der Haupt- und Realschüler/
-innen und deren berufliche Einmündung
in betriebliche Ausbildungsplätze oder
Berufsfachschulen. Berufsberater/-innen
für Abiturienten und Hochschüler sind
Spezialisten für tertiäre Bildungsgänge
und den akademischen Arbeitsmarkt und
beraten Schüler/-innen an Gymnasien,
Studierende und Hochschulabsolventen.
Darüber hinaus gibt es in beiden Berei-
chen spezielle Fachkräfte für die Beratung
behinderter junger Menschen.

Die Ausbildung der Fachkräfte für die all-
gemeine Berufsberatung erfolgt in einem
wissenschaftlich orientierten dreijährigen
Studiengang an der Fachhochschule des
Bundes/Fachbereich Arbeitsverwaltung in
Mannheim. Für den Aufgabenbereich der
Berufsberatung für Abiturienten und
Hochschüler werden Universitätsabsol-
venten einschlägiger Studiengänge (Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftler, Philo-
logen, Lehramtsanwärter, Naturwissen-
schaftler) extern rekrutiert. Sie erhalten
zusätzlich zu ihrem Studium eine 9mona-
tige interne Zusatzausbildung. Ein brei-
tes Fortbildungsangebot sichert die Qua-
lität der beraterischen Arbeit.

Die Ratsuchenden,
ihre Anliegen und
ihr Informationsbedarf

Steigende Inanspruchnahme signali-
siert wachsenden Beratungsbedarf
nicht nur bei Schulabgängern

Durch ihr vielfältiges und differenziertes
Informations- und Beratungsangebot er-
reicht die Berufsberatung in Deutschland
im Durchschnitt rd. 90 % aller Schulab-
gänger. Aber nicht nur diese, denn wie
bereits erwähnt: der gesetzliche Auftrag
ist weiter gefaßt, und so sind nach einer
neueren Untersuchung der Bundesanstalt
für Arbeit2 nur etwas mehr als die Hälfte
aller Personen, die die Berufsberatung im
Laufe eines Jahres für eine berufliche Ein-
zelberatung aufsuchen, Schüler einer all-
gemeinbildenden Schule (54 %), d.h. Ju-
gendliche vor dem Übergang in eine be-
rufliche Ausbildung oder ein Studium. Die

2) Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.),
Berufsberatung 1995/96 - Aktivitäten.
Ausbildungsstellenmarkt, Statistik,
Nürnberg, März 1997, S. 3ff

„Durch ihr vielfältiges und
differenziertes Informa-
tions- und Beratungsange-
bot erreicht die Berufsbera-
tung in Deutschland im
Durchschnitt rd. 90 % aller
Schulabgänger.“
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übrigen befinden sich bereits in einer
beruflichen Ausbildung, im Studium, sind
berufstätig, im Wehr-/Zivildienst oder - zu
einem nicht unerheblichen Teil - ohne
Beschäftigung (vgl. Abb. 1).

Insgesamt suchten im Beratungsjahr 1996/
97 in Deutschland 2,13 Mio Ratsuchende
die Berufsberatung der Arbeitsämter für
ein persönliches Beratungsgespräch auf.
Die Inanspruchnahme der Berufsberatung
ist in den vergangenen Jahren gemessen
an der Zahl der Ratsuchenden, aber auch
an der Zahl der Beratungsgespräche und
Sprechstundenkontakte stark angestiegen
(Abb. 2). Aufgrund der begrenzten Per-
sonalkapazitäten ist es dabei insbesondere
zu einer Ausweitung der in der Regel
kürzeren Sprechstundenkontakte gekom-
men, während die ausführlichen termi-
nierten Beratungen nicht im gleichen
Umfang zugenommen haben.

Die Zahl der Ratsuchenden ist zudem
weitaus stärker angestiegen, als dies von
der demographischen Entwicklung der
Schulabgängerzahlen her zu erwarten
gewesen wäre: Während sich die Zahl der
Ratsuchenden zwischen 1992 und 1996

um rd. 30 % erhöht hat, stieg die Zahl der
Abgänger aus allgemeinbildenden Schu-
len im gleichen Zeitraum nur um rd. 15 %.
Das heißt, daß zunehmend auch Perso-
nen Beratungsdienstleistungen nachfra-
gen, die die Schule bereits verlassen ha-
ben. Das läßt sich u.a. auch daran able-
sen, daß der Anteil der 20 Jahre und älte-
ren unter den Ratsuchenden der Berufs-
beratung deutlich zugenommen hat (von
20% 1986 auf 30% 1996).

Die wichtigsten Anliegen: Information
- Entscheidungshilfen - Lehrstellen-
vermittlung

So heterogen wie der Kundenkreis der
Berufsberatung, so vielfältig sind auch
deren Anliegen. Von den gut 2 Mio Rat-
suchenden sind rd. ein Drittel aktuell an
der Vermittlung einer betrieblichen Aus-
bildungsstelle interessiert. Die übrigen
wollen sich entweder im Vorfeld ihrer
Ausbildungssuche und Berufsentschei-
dung beraten und informieren lassen oder
sie haben andere Anliegen, z.B. Studien-
aufnahme oder Studiengestaltung, Berufs-
perspektiven nach der Ausbildung, Fra-
gen von Ausbildungsabbruch oder
-wechsel.

Die bereits erwähnte Umfrage unter den
Ratsuchenden der Berufsberatung weist
ein sehr differenziertes Spektrum an
Informations- und Beratungsbedürfnissen
aus (vgl Abb. 3). An oberster Stelle ste-
hen Wünsche nach berufskundlichen In-
formationen, nach Informationen über
„Zukunftsberufe“ sowie nach konkreten
Hilfen bei der Lehrstellensuche. Ein zwei-
ter wichtiger Komplex der Hilfen, die sich
junge Menschen bei der Berufswahl wün-
schen, richtet sich auf individuelle Ent-
scheidungshilfen: das ausführliche Ge-
spräch über die eigenen beruflichen Vor-
stellungen und die individuell in Frage
kommenden Möglichkeiten sowie Fragen
der persönlichen Eignung für bestimmte
Ausbildungsgänge oder Berufsfelder. Da-
bei zeigt sich, daß Jugendliche ohne kon-
krete Berufswünsche, die sich noch in
einem sehr frühen Stadium des Berufs-
wahlprozesses befinden, häufiger Hilfe in
beruflichen Entscheidungs- und Eignungs-
fragen benötigen, während Ratsuchende
mit konkreten beruflichen Absichten die-
se absichern möchten und hierzu weitere
Informationen suchen oder Hilfe bei der
Realisierung ihrer Pläne benötigen.

Abb. 1:

Ratsuchende der Berufsberatung im Herbst 1996 nach
ihrem Status und angestrebtem Schulabschluß

Hauptschulabschluß 11%

Mittlerer 
Bildungsabschluß 
22%

Abitur/
Fachhochschulreife 23%

Schüler beruflicher 
Schulen 9%

Auszubildende 5%

Berufstätige 8%

Arbeitslose 17%

Wehr-/Zivildienst, FSJ, Sonstige 3%
Studierende 2%

Schüler allgemeinbildender
Schulen, insgesamt 54%
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Im Zuge der fortschreitenden Europäisie-
rung wächst auch der Bedarf an Informa-
tionen junger Menschen über Ausbil-
dungsmöglichkeiten im Ausland. Wie aus
der Studie hervorgeht, wenden sich rund
30 % aller Ratsuchenden mit entsprechen-
den Fragen an die Berufsberatung. Bis-
lang ist dies allerdings vornehmlich eine
Domäne der Jugendlichen mit besserer
schulischer Vorbildung: So erwartet rd. die
Hälfte aller Abiturienten/innen von der
Berufsberatung des Arbeitsamtes Informa-
tionen über Ausbildungs- und Studien-
möglichkeiten im Ausland, aber nur sehr
wenige Jugendliche mit Haupt- oder Real-
schulbildung.

Weiterentwicklungen
in der deutschen
Berufsberatung

Mit dem ab Januar 1998 in Kraft treten-
den Sozialgesetzbuch III werden auch für
die Berufsberatung in der Bundesanstalt
für Arbeit neue Grundlagen gelegt. Die
Aufhebung des Monopols und die Zulas-
sung privater Konkurrenz für den Bereich
der beruflichen Einzelberatung und Aus-
bildungsstellenvermittlung stellt die staat-
liche Berufsberatung vor eine Bewäh-
rungsprobe. Darüber hinaus setzt das
neue Gesetz Akzente in Richtung auf ein
umfassenderes Aufgabenverständnis, wie
bereits in Abschnitt I dargestellt:

❏ Berufsberatung soll in Zukunft verstärkt
- auch berufsbegleitend - für Jugendliche
und Erwachsene angeboten werden, ein-
schließlich nachgehender Betreuung.

❏ Die Beratungsaufgabe erstreckt sich ex-
plizit auch auf Arbeitsmarktberatung für
Arbeitgeber und Betriebe und soll diese
nicht nur bei der Besetzung von Aus-
bildungs- und Arbeitsplätzen, sondern
auch bei der Gestaltung der Arbeitsplät-
ze und Arbeitsbedingungen unterstützen.

❏ Der Einsatz von Selbstinformations-
einrichtungen für Berufswähler, Arbeitsu-
chende und Arbeitgeber zur Stellen- und
Bewerbersuche ohne beraterische Inter-
vention soll forciert werden, um die Aus-
gleichsprozesse am Arbeits- und Aus-
bildungsstellenmarkt zu erleichtern und
zu beschleunigen.

Organisatorisch muß sich die Berufsbe-
ratung auf eine wachsende Kundennach-
frage bei gleichbleibenden oder schrum-
pfenden Resourcen vorbereiten. Neben
einem Ausbau der Selbstinformations-
einrichtungen erfordert dies allerdings
auch eine Ausweitung individueller, per-
sonaler Betreuung, denn Erfahrungen
haben gezeigt, daß mit der Einführung
der umfangreichen Selbstinformations-
angebote in den Berufsinformations-
zentren (BIZ) der Arbeitsämter keines-
wegs der personale Beratungsbedarf zu-
rückgegangen ist. Ganz im Gegenteil:
Umfassendere Informationen rufen in der
Regel nicht nur weitere Fragen auf, son-
dern auch den Wunsch nach Hilfe bei
der Strukturierung und individuellen Be-
wertung der Informationen. Berufsbera-
terinnen und -berater werden so zuneh-
mend zu „Informationsscouts“, die den
Weg durch den „Informationsdschungel“
weisen können.

Diesen wachsenden Anforderungen muß
auch durch intensive Kooperation mit den
Partnern und Akteuren in diesen Hand-
lungsfeldern entsprochen werden: Die
Zusammenarbeit mit den Schulen und
Hochschulen, den für die Berufsausbil-
dung zuständigen Stellen der Wirtschaft,
mit Eltern und Lehrern in der Berufswahl-
vorbereitung Jugendlicher, z.B. durch die
Bereitstellung von Informationen und

Beratungsgespräche 95/96 mit Vorjahren nicht vergleichbar wegen
anderer statistischer Erfassung
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Abb. 2:

Die Entwicklung beruflicher Beratung

„Die Aufhebung des Mono-
pols und die Zulassung pri-
vater Konkurrenz für den
Bereich der beruflichen
Einzelberatung und Aus-
bildungsstellenvermittlung
stellt die staatliche Berufs-
beratung vor eine Bewäh-
rungsprobe.“

„Umfassendere Informatio-
nen rufen in der Regel nicht
nur weitere Fragen auf,
sondern auch den Wunsch
nach Hilfe bei der Struktu-
rierung und individuellen
Bewertung der Informatio-
nen.“
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Unterrichtsmaterialien, durch gemeinsame
Veranstaltungen, Fortbildungen etc. wird
immer wichtiger. Auch im Hochschulbe-
reich, der aufgrund der gestiegenen
Arbeitsmarktprobleme von Akademikern
ein wachsendes Aufgabenfeld für die
Beratungs- und Vermittlungsdienste der
Bundesanstalt für Arbeit darstellt, gewinnt
Kooperation an Bedeutung: Durch die
Einrichtung von speziellen Hochschul-
teams an allen großen Hochschulstand-
orten der Bundesrepublik und die ver-
mehrte Kooperation mit Studienberatun-
gen, studentischen Einrichtungen und
Angeboten der Wirtschaft soll der wach-
senden Nachfrage der Studierenden und
Absolventen nach beruflicher Orientie-
rung, Beratung und Hilfen beim Berufs-
einstieg entsprochen werden.

Dem gestiegenen Bedarf an europa-
bezogenen Informationen zu Ausbildung
und Beruf ist die Bundesanstalt für Ar-
beit durch die Einrichtung von mittlerwei-
le 15 Europäischen Berufsberatungs-
zentren (EBZ) nachgekommen. Für jedes
der 15 EU-Länder ist ein solches EBZ ein-
gerichtet worden. Diese stehen mit den
entsprechenden Partnerinstitutionen der
jeweiligen Länder in einem engen Infor-
mations- und Erfahrungsaustausch und
unterstützen sich bei der Informations-
recherche gegenseitig. Jedes dieser EBZ
ist mit einem multimedialen PC (Euro-PC)
ausgestattet, der über alle einschlägigen
Datenbanken und Informationen des je-
weiligen Partnerlandes verfügt. Über den
Euro-PC können diese Informationen on-
line an die anfragende Stelle unmittelbar

Abb. 3:

Welche Hilfen brauchen Sie persönlich, um bei Ihrer Berufs-/Studienwahlent-
scheidung weiterzukommen? Angaben in % (Mehrfachangaben)
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Quelle: MatAB 3/1996
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weitergegeben werden. In der Mehrzahl
der Fälle beziehen sich die Anfragen auf
Ausbildungs- oder Studienmöglichkeiten,
Praktika, Anerkennungsfragen, Ferien-
arbeiten, Fördermöglichkeiten für Aus-
landsaufenthalte usw..

Jenseits der genannten gesetzlichen, or-
ganisatorischen und informationellen
Weiterentwicklungen muß sich Berufsbe-
ratung in Zukunft verstärkt auch den in-
haltlichen Veränderungen der Arbeitswelt
stellen und insbesondere Jugendliche auf
diesen Wandel angemessen vorbereiten.
Das bedeutet u.a.:

❏ Berufsberatung muß angesichts wach-
sender Risiken im Erwerbsleben verstärkt
Einsicht in die Notwendigkeit einer mög-
lichst qualifizierten beruflichen Erstaus-
bildung vermitteln und die Bereitschaft
zum Weiterlernen nach der Erstausbildung
fördern, ohne die heutzutage berufliche
Qualifikationen keinen Bestand hat;

❏ Berufsberatung muß für ihre Kunden
mehr Transparenz in die zunehmend un-
übersichtlich gewordenen Bildungs- und
Ausbildungswege bringen und deren Be-
rechtigungen und Verwertungschancen
auf dem Arbeitsmarkt verdeutlichen, da
viele Jugendliche und deren Eltern mit der
Vielzahl von Entscheidungsalternativen
überfordert sind.

❏ Berufsberatung muß bei Jugendlichen,
Eltern und Lehrern die Einsicht befördern,
daß Berufswahl ein permanenter Prozeß

und keine einmalige, irreversible Entschei-
dung für das ganze Leben ist. Berufs-
wählerinnen und Berufswählern muß ver-
deutlicht werden, daß es bei der Wahl der
beruflichen Erstausbildung um den Ein-
stieg in einen beruflichen Qualifizierungs-
prozeß geht, bei dem es darauf ankommt,
Weichen zu stellen und künftige Optio-
nen nicht zu verbauen. Damit wird aber
noch nicht über die spätere berufliche
Laufbahn oder Tätigkeit entschieden. Die
Flexibilitäten im Ausbildungs- und Be-
schäftigungssystem lassen auch spätere
Korrekturen zu. Dazu bedarf es der ein-
gangs erwähnten kontinuierlichen bera-
terischen Begleitung.

❏ Jugendliche müssen auf die Verwerfun-
gen des Arbeitsmarktes und auf die Ero-
sion traditioneller Arbeitsformen angemes-
sen vorbereitet werden, ohne daß Ängste
erzeugt werden. Die Veränderung der
Arbeitswelt kann auch Chancen eröffnen,
z.B. hinsichtlich individuellerer und fle-
xiblerer Lebensgestaltung oder für eine
bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf für Männer und Frauen.

❏ Auch bei den ungünstigen Signalen des
Arbeitsmarktes hinsichtlich künftiger Be-
schäftigungsperspektiven gilt es, Jugend-
lichen Mut für ihre berufliche Zukunft zu
machen. Ungewisse Prognosen helfen da
weniger als der Verweis auf individuelle
Stärken, Interessen, Motivation und Lei-
stungsbereitschaft, die gerade in einer
ungewissen beruflichen Zukunft das wich-
tigste Startkapital darstellen.
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Selbstgesteuertes
Lernen
in der Arbeitswelt

„Schlanke Produktion“, „Reengineering“,
„Lernende Organisation“ nehmen in der
Theorie und Praxis der Organisations- und
Personalentwicklung breiten Raum ein.
Diese Konzepte haben zum einen dazu
geführt, daß wieder mehr Kompetenz an
den Ort zurückverlagert wird, wo das
Werkstück bearbeitet oder die Dienstlei-
stung erbracht wird. Zum anderen liegt
ihnen - eher implizit als explizit - als Ziel
und Notwendigkeit eine fortlaufende, zu-
mindest (arbeits)lebenslange Weiterbil-
dung zugrunde. Selbstgesteuertes Lernen
scheint in diesem Kontext eine zuneh-
mend bedeutsamer werdende Ergänzung
anderer Formen der Fort- und Weiterbil-
dung zu werden. Indikatoren dafür sind
beispielsweise: „The 12th International
Self-Directed Learning Symposium“ in
Orlando/FL 1998, „The First Asia Pacific
Seminar on Self-Directed Learning“ in
Seoul 1995, „Le 3ème Colloque Européen
sur l’Autoformation“ in Bordeaux 1996,
„The First World Conference on Self-
Directed-Learning“ in Montreal 1997.

Verschiedene
Bezeichnungen von
selbstgesteuertem Lernen

Auch wenn selbstgesteuertes Lernen der-
zeit weltweit in der Diskussion ist, be-
sagt das keineswegs, daß ihr ein überein-
stimmendes Verständnis zugrunde liegt
(Straka, 1996). Beispielsweise machte
Philippe Carré (1994) weit über 20 unter-
schiedliche Bezeichnungen für selbst-
gesteuertes Lernen ausfindig. Roger Hiem-
stra (1996) analysierte für das 10. Inter-
nationale Symposium über selbstgesteu-
ertes Lernen die bis dahin vorliegenden
Konferenzbände. Er ermittelte über 200
Bezeichnungen für diesen Sachverhalt.

Was ist also selbstgesteuertes Lernen, wie
läßt es sich beschreiben? Wer eine Ant-
wort darauf sucht, stößt unweigerlich auf
Arbeiten wie die von Tough (1971) oder
Knowles (1975). Knowles, der entschei-
dend dazu beitrug, daß diese Form der
Selbstbildung in Theorie und Praxis der
Erwachsenenbildung die ihr gebührende
Aufmerksamkeit erfuhr, beschreibt selbst-
gesteuertes Lernen wie folgt:

„Selbstgesteuertes Lernen ist ein Prozeß,
in dem Individuen die Initiative ergrei-
fen, um mit oder ohne Hilfe anderer ih-
ren Lernbedarf festzustellen, ihre Lernzie-
le zu formulieren, menschliche und ma-
terielle Lernressourcen zu ermitteln, an-
gemessene Lernstrategien auszuwählen
und umzusetzen und ihre Lernergebnisse
zu beurteilen“ (vgl. Knowles 1975, S. 18).

Allerdings erfolgt keine weitergehende
theoretische Herleitung oder systemati-
sche Beschreibung dessen, was Initiative
bedeutet, sowie welche Aktivitäten von
der Ermittlung des Lernbedarfs bis zur Be-
urteilung der Lernergebnisse stattfinden
können (Straka & Nenniger, 1995), wenn
von präskriptiven Überlegungen, dem
„Lernplan“, dem „learning contract“ oder
Berichten gelungener Umsetzungen
(Knowles et al., 1985) dieser Idee einmal
abgesehen wird.

Lernen

Wie könnte demnach „selbstgesteuertes
Lernen“ begrifflich gefaßt werden? Wie
seine Bezeichnung ausdrückt, handelt es
sich dabei um „Lernen“, das in einer spe-
zifischen Form, nämlich „selbstgesteuert“
stattfindet. Um für die folgenden Ausfüh-
rungen eine Verständigungsgrundlage von
Lernen zu schaffen, soll daher mit einem

Gerald A.
Straka

Forschungsgruppe
LOS

Universität Bremen

Selbstgesteuertes Lernen
wird unterschiedlich defi-
niert. Seiner empirischen
Beschreibung und Erklä-
rung wird sich mit verschie-
denen Methoden angenä-
hert. Insgesamt kann selbst-
gesteuertes Lernen zum ei-
nen als dynamisches Wech-
selspiel zwischen Interes-
sen, Motivation, Strategien,
Kontrolle und Evaluation
aufgefaßt werden. Zum an-
deren scheint es darüber
hinaus mit erlebten Umge-
bungsbedingungen in Be-
ziehung zu stehen, wie die
Ergebnisse der dargestell-
ten Untersuchungen nahe-
legen.
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ersten Schritt beispielhaft auf entsprechen-
de Ausführungen Hubers (1972) zurück-
gegriffen werden:

„Lernen ist immer Begegnung mit einem
Lerngegenstand; ... Zwischen dem lernen-
den Schüler und dem zu er fassenden
Lerngegenstand findet ein Wechselver-
hältnis statt: Der Schüler interessiert sich
für den Gegenstand, er wendet sich ihm
zu und vertieft sich in ihn; umgekehrt er-
regt der Lerngegenstand das Interesse des
Schülers, er zieht ihn an, fesselt ihn und
hat ihm allerhand zu sagen“. (Huber,
1972, 28, Hervorhebungen im Original).

Diese Sichtweise steht durchaus im Ein-
klang mit dem lerntheoretischen Verständ-
nis von Lernen, wonach Lernen allgemein
die Interaktion eines Individuums mit sei-
nen historisch-gesellschaftlich geprägten
Umgebungsbedingungen, mit überdau-
ernden Veränderungen im Individuum ist
(Klauer, 1973). Unter Bezug zu Knowles
und Huber könnte selbstgesteuertes Ler-
nen demnach wie folgt beschrieben wer-
den: Selbstgesteuertes Lernen findet statt,
wenn die Beziehung zwischen Lernendem
und Gegenstand durch Interesse gekenn-
zeichnet ist, der Lernende gemäß seinen
Interessen den Lernbedarf bestimmt, Stra-
tegien einsetzt, um sich den Inhalt anzu-
eignen, den Einsatz dieser Strategien kon-
trolliert und sein erreichtes Lernergebnis
einer Evaluation unterzieht (Nenniger et
al., 1996).

Konzepte und Konstrukte
selbstgesteuerten Lernens

Unter Rückgriff auf Theorien und Befun-
de verwandter Forschungsfelder soll ver-
sucht werden, die Konzepte Interesse,
Strategien, Kontrolle und Evaluation
genauer zu bestimmen. Ein erstes Zwi-
schenergebnis sind die folgenden Kon-
strukte, die - so unsere Annahme - moti-
viertes selbstgesteuertes Lernen kenn-
zeichnen (vgl. Abb. 1). Sie werden, wie
an anderer Stelle ausgeführt und wie gra-
phisch angedeutet, mit „dimensionalen
Skalen“ weiter konkretisiert (Nenniger et
al., 1996).

Wenden wir uns zuerst dem Konstrukt
Implementation innerhalb des Konzepts
Strategien zu. Die Differenzierung und

empirische Validität dieses Konstrukts war
und ist ein Schwerpunkt der Lernfor-
schung. Mit ihm werden - wie an anderer
Stelle ausführlicher dargestellt - (Straka et
al., 1996) zum einen Aktivitäten zusam-
mengefaßt, mit denen Informationen ver-
dichtet und geordnet (= Strukturierung)
werden. Zum anderen gehört dazu das
Erarbeiten von Unterschieden und Ge-
meinsamkeiten sowie die kritische Aus-
einandersetzung (Brookfield, 1989) mit
Information (= Elaboration) bis zum Wie-
derholen zwecks Einprägen des Erlern-
ten.

Beim selbstgesteuerten Lernen erfahren
Aktivitäten, die der Implementation vor-
gelagert sein können, einen höheren Stel-
lenwert. Sie werden mit den Konstrukten
Sequenzierung und Ressourcenmanage-
ment zusammengefaßt. Beim Ressourcen-
management lassen sich Aktivitäten un-
terscheiden, die der Informationsbeschaf-
fung, der Gestaltung des Arbeits- bzw.
Lernplatzes und der Zusammenarbeit die-
nen. Der Sequenzierung wird die Planung
von Zeit, Lernschritten und Entspannungs-
phasen zugeordnet.

Implementation, Ressourcenmanagement
und Sequenzierung sind einer Kontrolle
der Person unterworfen. Dieses Konzept
kann nach kognitiven (Beispiel: Wenn ich
lerne, lasse ich mich nicht ablenken),
metakognitiven (Beispiel: Ich unterbreche
mein Lernen manchmal, um über mein
bisheriges Vorgehen nachzudenken) und
motivationalen (Beispiel: Für mich ist es
wichtig, das Lernziel zu erreichen) Aspek-
ten differenziert werden.

---------Abb. 1: --------------
Das Konzept Evaluation besteht aus den
Konstrukten Diagnose und Attribution.
Die Diagnose bezieht sich auf die ab-
schließende individuelle und damit sub-
jektive Einschätzung des Lernergebnisses
als Differenz zwischen dem gedanklich
vorweggenommenen Ziel und dem er-
reichten Lernergebnis. Bei der Attribution
werden die Gründe für das Zustandekom-
men des diagnostizierten Lernergebnisses
ermittelt.

Die Realisation der bislang beschriebenen
Aktivitäten setzt voraus, daß der Lernen-
de sich schon auf Lernen ausgerichtet hat,
er sozusagen „unter Strom“ steht. Knowles
hat diesen Sachverhalt mit Initiative be-
zeichnet. Unter Bezug auf die Tradition

„Selbstgesteuertes Lernen
findet statt, wenn die Bezie-
hung zwischen Lernendem
und Gegenstand durch In-
teresse gekennzeichnet ist,
der Lernende gemäß seinen
Interessen den Lernbedarf
bestimmt, Strategien ein-
setzt, um sich den Inhalt an-
zueignen, den Einsatz die-
ser Strategien kontrolliert
und sein erreichtes Lern-
ergebnis einer Evaluation
unterzieht“
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didaktischen Denkens (beispielsweise
Huber, 1972) wurde dieser Sachverhalt mit
dem Konzept Interesse zu fassen ver-
sucht. Unter Rückgriff auf interessen-
theoretische (Deci & Flaste, 1995; Prenzel,
1986) und leistungsthematische Überle-
gungen und Befunde (Heckhausen &
Rheinberg, 1980) wird nach inhaltlichem
Interesse und Vorgehensinteresse unter-

schieden. Beide Arten von Interesse wer-
den auf der Grundlage des Wert x Erwar-
tungs-Modells (Atkinson, 1964) definiert:

Beim inhaltlichen Interesse bezieht sich
die Wertkomponente auf die individuelle
Bedeutsamkeit, die dem Lerngegenstand
bzw. dem inhaltlichen Aspekt eines Lern-
ziels beigemessen wird. Die Erwartungs-
komponente hat die individuelle Einschät-
zung der inhaltlichen Erschließbarkeit die-
ses antizipierten Lernziels zum Gegen-
stand. (Beispiel: Ich halte es für wichtig,
die Zuständigkeiten einzelner Abteilungen
zu kennen (= Wert) und ich traue mir zu,
dies zu verstehen (= Erwartung)).

Beim Vorgehensinteresse repräsentiert
die Wertkomponente die persönliche Be-
deutsamkeit, die bestimmtem/n Verhalten
bzw. Verhaltensstrategien für das Reali-
sieren des angestrebten Lernziels beige-
messen wird. Die Erwartungskomponente
des Vorgehensinteresses bezieht sich auf
die individuelle Einschätzung der Reali-
sierbarkeit dieses Verhaltens bzw. dieser
Verhaltensstrategien. Gegenstand der
Interessenerwägungen unter dem Prozeß-
aspekt, bilden vorausschauend die den
Konzepten Strategien, Kontrolle und Eva-
luation zugewiesenen Aktivitäten. (Bei-
spiel für Vorgehensinteresse bezogen auf
das Ressourcenmanagement: Ich halte es
für wichtig, Kollegen bei Bedarf um Aus-
kunft fragen (Wert); es fällt mir leicht
Kollegen bei Bedarf um Auskunft fragen
(Erwartung)) (Straka et al., 1996).

Das Zwei-Schalen-Modell
motivierten
selbstgesteuerten Lernens

Werden die Konzepte angeordnet, erhal-
ten wir das - wie wir es bezeichnen -
„Zwei-Schalen-Modell motivierten selbst-
gesteuerten Lernens“. Es unterscheidet
gesellschaftlich-historisch geprägte Umge-
bungsbedingungen, innere Bedingungen
(z.B. das zum Zeitpunkt des Lernens aus-
gebildete deklarative Wissen, Werte etc.)
und aktuelle Ereignisse, die mit den Kon-
zepten Interesse, Lernstrategien, Kontrolle
und Evaluation zusammengefaßt sind (vgl.
Abb. 2).

---------Abb. 2: --------------
Auf der Grundlage dieser Modellvor-
stellung kann selbstgesteuertes Lernen als

Abb. 1:

Konzepte und Konstrukte motivierten
selbstgesteuerten Lernens

Konzepte Konstrukte

Interesse

Strategien

Kontrolle

Evaluation

Inh. Interesse
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Implementation

Kognitive
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Metakognitive
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Prozeß beschrieben werden, in dem eine
Person einem (Lern)Gegenstand ein in-
haltliches Interesse und ein Vorgehen-
sinteresse entgegenbringt, Strategien des
Ressourcenmanagements, der Sequenzie-
rung und Implementation einsetzt, ihren
Einsatz kognitiv, metakognitiv und moti-
vational kontrolliert, das erreichte Lern-
ergebnis evaluiert und attribuiert.

Umgebungsbedingungen

Lernen obliegt einerseits der Verantwor-
tung der jeweils lernenden Person, denn
niemand kann für einen anderen Lernen.
Andererseits ist dieses im allgemeinen
und in der Arbeitswelt im besonderen in
historisch-gesellschaftlich geprägte Um-
gebungsbedingungen eingebunden. Dies
führt dazu, daß an den jeweils konkre-
ten Arbeitsplätzen unterschiedliche Be-
dingungen vorliegen, die von den dort
tätigen Personen unterschiedlich aufge-
nommen werden können. Damit verbun-
den ist die Frage, welche Bedingungen
am Arbeitsplatz für selbstgesteuertes Ler-
nen der dort Beschäftigten bedeutsam
sein können. Eine Antwort darauf wur-
de mit der  „Selbstbestimmungstheorie
der Motivation“ (Deci & Ryan, 1985; Deci
& Flaste, 1995) zu geben versucht. Die
Autoren postulieren und belegen empi-
risch, daß interessengeleitetes Verhalten
mit individuellem Erleben von Autono-
mie, Kompetenz und sozialer Einbindung
in Beziehung steht. Für die Bedingun-
gen des Arbeitsplatzes lassen sich diese
Konstrukte wie folgt konkretisieren:

❏ Autonomieerleben am Arbeitsplatz
liegt vor, wenn eine Person den Eindruck
hat, Handlungsspielräume zu haben bzw.
ihre Arbeitsaufgaben nach eigenen Plä-
nen erledigen zu können.

❏ Kompetenzerleben am Arbeitsplatz
wird einer Person gewahr, sobald sie den
Eindruck hat, ihre Arbeitsaufgaben sach-
verständig und erfolgreich zu erledigen,
wenn sie sich selbst wirksam erlebt.

❏ Erlebte soziale Einbindung am Ar-
beitsplatz wird einer Person gegenwärtig,
wenn ihre Arbeiten durch Vorgesetzte und
Kollegen/innen anerkannt werden und sie
sich in die Betriebsgemeinschaft einge-
bunden wägt.

Diese drei erlebten Arbeitsplatzbedin-
gungen stehen - so eine Annahme - mit
Interesse im Zusammenhang, das - so eine
zweite Annahme - mit Strategien, Kontrol-
le und Evaluation in Beziehung steht.

Empirische Befunde

Das „Zwei-Schalen-Modell motivierten
selbstgesteuerten Lernens“ konnte bislang
am Beispiel von Auszubildenden im Be-
reich Wirtschaft/Verwaltung empirisch
validiert werden (Straka et al., 1996; Nen-

Abb. 2:

Konzeptorientierte Darstellung des Zwei-Schalen-
Modells motivierten selbstgesteuerten Lernens

Interesse

Lernstrategien

Kontrolle

Evaluation

Umgebungsbedingungen

Innere Bedingungen
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niger et al., 1996). Im folgenden soll auf
der Grundlage neuer Datensätze auf den
Zusammenhang zwischen erlebten Ar-
beitsplatzbedingungen und ausgewählten
Dimensionen selbstgesteuerten Lernens
eingegangen werden.

Arbeitsplatzbedingungen
und Interesse am
beruflichen
selbstgesteuerten Lernen

Im Rahmen einer Potentialanalyse konn-
te der Zusammenhang zwischen dem In-
teresse am selbstgesteuerten beruflichen
Lernen und den auf Deci & Ryan zurück-
geführten Arbeitsplatzbedingungen unter-
sucht werden. Befragt wurden 194 Sach-
bearbeiter/innen einer Allgemeinen Orts-
krankenkasse im norddeutschen Raum.
Von ihnen waren 53% weiblich und 47%
männlich, 64% unter und 35% über 40
Jahre alt. 68% hatten Real- oder Haupt-
schulabschluß und 32% höhere Schul-
abschlüsse. Für die zuvor postulierte An-
nahme konnten folgende, mindestens auf
dem 5%-Niveau signifikante Zusammen-
hänge1 ermittelt werden: (Tab. 1)

---------Tabelle 1---------
Ein positiver Zusammenhang liegt zwi-
schen dem Erleben sozialer Einbindung
und dem Interesse vor. Dies läßt vermu-
ten, daß von Kollegen/-innen und Vor-
gesetzen tendenziell eher die Ergebnisse
der Arbeit als die Vorgehensweisen bei
der Bearbeitung von Arbeitsaufträgen
rückgemeldet werden. Ein stärkerer Zu-
sammenhang liegt zwischen dem Ausmaß
erlebter Autonomie und inhaltlichem In-
teresse vor. Personen, die angaben, Au-
tonomie am Arbeitsplatz zu erleben, schei-
nen dieses vor allem mit dem Interesse
an Inhalten in Beziehung zu setzen. Kom-
petenz am Arbeitsplatz zu erleben, scheint
in dieser Stichprobe zentral zu sein, denn

es steht - abweichend von den anderen
Erlebensarten - sowohl mit dem inhaltli-
chen Interesse als auch dem Vorgehens-
interesse in positivem Zusammenhang.

Arbeitsplatzbedingungen,
Interesse,  Strategien und
Kontrolle

Im Rahmen des Wirtschaftsmodellversuchs
„Selbstorganisiertes Lernen am Arbeits-
platz“ (SELA), der mit dem Bildungszen-
trum der Wirtschaft, Unterwesergebiet
(BWU) und der Forschungsgruppe „Ler-
nen, Organisiert und Selbstgesteuert“ (LOS)
derzeit durchgeführt wird, werden in der
ersten Phase u.a. Erhebungsinstrumente
entwickelt und erprobt, mit denen später
eine Weiterbildungsmaßnahme evaluiert
werden soll. Diese Instrumente wurden
von 67 Sachbearbeitern/-innen aus der
Fischverarbeitungsindustrie bearbeitet. 46%
hatten Realschulabschluß und 54% eine
höhere Schulausbildung, 58% waren weib-
lich und 73% unter 40 Jahre alt. Obwohl
nicht Ziel dieser Untersuchung - sie dien-
te der Validierung der Instrumente - wur-
de explorativ der zuvor postulierten zwei-
ten Annahme mittels Korrelationsanalysen
nachgegangen. Die mindestens auf dem
5%-Niveau signifikanten Zusammenhänge
sind in der folgenden Korrelationstabelle
zu finden: (Tab. 2)

---------Tabelle 2---------
Das von den Befragten eingeschätzte Er-
leben von Autonomie und Kompetenz
steht sowohl mit Strategien (.28 bzw. .37)
und Kontrolle (.25 bzw. .34) als auch mit
Vorgehensinteresse (.44 bzw. .53) in Be-
ziehung. Das Erleben von sozialer Ein-
bindung hängt auf der Grundlage der
Befragungsergebnisse positiv mit den
Konzepten Kontrolle (.28) und Strategien
(.42) zusammen. Vorgehensinteresse
selbst steht mit Strategien (.42) und Kon-
trolle (.52) in Beziehung, die ihrerseits
positiven Zusammenhänge mit Evaluation
(.31 bzw. .61) zeigen.

Zusammenfassung und
Ausblick

Selbstgesteuertes Lernen wird unter-
schiedlich definiert (Straka, 1996). Seiner
empirischen Beschreibung und Erklärung

Tabelle 1
Autonomie- Kompetenz- Soziale

erleben erleben Einbindung

Vorgehensinteresse 0,23 0,30 -

Inhaltliches Interesse 0,54 0,49 0,38
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wird sich mit verschiedenen Methoden
angenähert (Brockett & Hiemstra, 1991).
Insgesamt kann selbstgesteuertes Lernen
zum einen als dynamisches Wechselspiel
zwischen Interessen, Motivation, Strate-
gien, Kontrolle und Evaluation aufgefaßt
werden (Straka et al., 1996). Zum ande-
ren scheint es darüber hinaus mit erleb-
ten Umgebungsbedingungen in Bezie-
hung zu stehen, wie die Ergebnisse der
dargestellten Untersuchungen nahelegen.
Ohne diese Befunde überbewerten zu
wollen - differenziertere Analysen mit
anderen und größeren Stichproben ste-
hen noch aus - so deuten sie an, daß die
Benennung plausibler, aber wenig diffe-

Tabelle 2
Autonomie- Kompetenz- Erleben soz. Vorgehens- Strategien Kontrolle Evaluation

erleben erleben Einbindung interesse

Autonomie-
erleben 1,00

Kompetenz-
erleben 0,73 1,00

Erleben soz.
Einbindung – 0,38 1,00

Vorgehens-
interesse 0,44 0,53 – 1,00

Strategien 0,28 0,37 0,25 0,42 1,00

Kontrolle 0,25 0,34 0,28 0,52 0,61 1,00

Evaluation – – – – 0,31 0,25 1,00

renzierter Aktivitäten und/oder von Per-
sönlichkeitsmerkmalen (beispielsweise
bestimmt mittels einer Delphi-Studie mit
Experten (Guglielmino, 1977)) in eine
Sackgasse führt (vgl. auch Straka & Hinz
1996), wenn nicht zusätzlich auf „starke“
Theorien aus Nachbardisziplinen zurück-
gegriffen wird. Sollten sich diese für das
selbstgesteuerte Lernen Erwachsener und
die spezifischen Bedingungen ihrer Ar-
beitswelt als tragfähig erweisen, sind be-
gründete und erfolgversprechende Emp-
fehlungen zur maßgeschneiderten Perso-
nal- und Organisationsentwicklung in
Unternehmen des dritten Jahrtausends zu
erwarten.
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Information, vergleichen-
de Studien.

Ermittlung und Validierung von frü-
her bzw. informell erworbenen
Kenntnissen: Erfahrungen, Innovatio-
nen, Probleme.
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Während der letzten 5-10 Jahre sind in
einer Reihe von europäischen und außer-
europäischen Ländern Methoden und Sy-
steme zur Ermittlung, Validierung und
Zertifizierung von früher bzw. nicht for-
mell erworbenen Kenntnissen eingeführt
worden. Auf europäischer Ebene sind
verschiedene Vorschläge im Zusammen-
hang mit einem europäischen System zur
Anrechung beruflicher Fähigkeiten und
einem persönlichen Kompetenzausweis
gemacht worden. Man geht davon aus,
daß die Anerkennung früher bzw. nicht
formell erworbener Kenntnisse die Trans-
parenz und den Transfer von Kompeten-
zen verbessern wird. Da die meisten vor-
handenen Methoden und Systeme erst seit
verhältnismäßig kurzer Zeit Anwendung
finden, ist es schwer, eine Aussage dar-
über zu treffen, ob diese Erwartung ge-
rechtfertigt ist oder nicht. Die verfügbare
Information ist lückenhaft und in den
meisten Ländern auf ein begrenztes Ge-
biet bezogen. Von einigen Ausnahmen
abgesehen, gründen sich die Ausführun-
gen auf Annahmen bezüglich der poten-
tiellen Möglichkeiten und nicht auf de
facto Evaluierungen der bislang gemach-
ten Erfahrungen. Dieses CEDEFOP-Pan-
orama soll einige dieser Erfahrungen und
die mit diesen Bestrebungen verbunde-
nen Probleme darstellen und erörtern.

Forecasting sectors, occupational
activities and qualifications in the
Federal Republic of Germany: a survey
on research activities and recent
findings: contribution to the Ciretoq
meeting, Marseilles, 20 and 21 Novem-
ber 1995.
Europäisches Zentrum für die Förderung
der Berufsbildung, CEDEFOP; Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesanstalt für Arbeit, IAB
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ISBN 92-828-1172-7
Erhältlich bei:
CEDEFOP, P.O.B. 27-Finikas,
GR-55102 Thessaloniki,
info@cedefop.gr
EN

Dieser Bericht handelt von ausgewählten
langfristigen Prognosen über die Struktur
des Arbeitskräftemarkts in der Bundesre-
publik Deutschland und deren Haupter-
gebnissen und Implikationen. Drei ver-
schiedene makroökonomische Ansätze
werden bei dieser Prognose des Arbeits-
kräftebedarfs unterschieden: 1) ökono-
metrische Voraussagen der gesamten
Arbeitskräftenachfrage und Prognose des
Arbeitskräftepotentials; 2) struktureller
Ansatz zur Ermittlung der Arbeitskräfte-
nachfrage nach branchenbezogenen Qua-
lifikationen und beruflichen Tätigkeiten;
3) Prognosen zum Arbeitskräfteangebot
nach Qualifiaktionsniveau, einschließlich
des Bedarfs an neuen Erwerbskräften und
des Erwerbskräfteersatzbedarfs.

Work organisation and qualifications
in the retail sector: The case of the
micro-enterprise, synthesis report.
KRUSE, W. et al.
Europäisches Zentrum für die Förderung
der Berufsbildung, CEDEFOP.
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 99 S.
(CEDEFOP-Dokument)
ISBN 92-828-1574-9
Erhältlich bei:
EUR-OP, L-2985 Luxemburg oder über die
nationalen Verkaufsstellen
EN
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Dokumentations-
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Die Rubrik „Literaturhinweise“
enthält eine Sammlung jüng-
ster einschlägiger Veröffentli-
chungen über die Entwicklung
der Berufsbildung und der
Qualifikationen auf europäi-
scher und internationaler Ebe-
ne. Berücksichtigt wurden in
erster Linie vergleichende Un-
tersuchungen, aber auch na-
tionale Studien, sofern sie im
Rahmen europäischer oder in-
ternationaler Programme rea-
lisiert wurden, Analysen über
die Wirkung von Gemein-
schaftsaktionen in den Mit-
gliedstaaten und Berichte über
ein bestimmtes Land aus der
Sicht Dritter.
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Diese Untersuchung befaßt sich mit den
Beziehungen zwischen Arbeitsorganisa-
tion und Qualifikationen im Einzelhandel.
Die Arbeitsorganisation befindet sich in
einem ständigen Wandlungsprozeß mit
erheblichen Auswirkungen auf Berufs-
inhalte und die auszuführenden Tätigkei-
ten. Arbeitsanforderungen mit neuen fach-
lichen und sozialen Merkmalen sind im
Entstehen begriffen. Qualifikationen und
Arbeitshierarchie im herkömmlichen Sinn
werden somit in Frage gestellt. Der Ein-
zelhandel ist eine der Branchen, die sich
aufgrund verschiedener Faktoren wie
Automatisierung, Binnenmarkt und Globa-
lisierung der Wirtschaft, verkürzte Pro-
duktlebenszyklen und stark differenzier-
te Kundenbedürfnisse in einem ständigen
Wandel befindet. Diese Studie betrachtet
Kleinstunternehmen, eine in der europäi-
schen Forschungsarbeit verhältnismäßig
seltene Zielgruppe. Zwanzig Betriebe aus
Griechenland, Portugal, Irland und den
Niederlanden mit jeweils bis zu zehn Be-
schäftigten sind untersucht und die bei
ihnen ablaufenden Prozesse des internen
Wandels, die Ergebnisse und die Bezie-
hung zu Qualifikationen analysiert wor-
den.

Schlüsselzahlen zur Berufsbildung in
der Europäischen Union.
Europäische Kommission - GD XXII; Sta-
tistisches Amt der Europäischen Gemein-
schaften, EUROSTAT; Europäisches Zen-
trum für die Förderung der Berufsbildung,
CEDEFOP
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 132 S.
ISBN 92-828-1323-5, de
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN FR DE

Dieser Bericht gründet sich auf die wach-
sende Erkenntnis, daß die Berufsbildung
eine wichtige Rolle bei der Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit der Europäi-
schen Union und ihrer Mitgliedstaaten zu
spielen hat. Er ist in fünf Kapitel unter-
teilt. Kapitel 1 betrachtet die Bevölke-
rungsentwicklung und die Arbeitsmarkt-
situation, denen die Entwicklungen im
Bereich der beruflichen Bildung und Aus-
bildung Rechnung zu tragen haben. Ka-
pitel 2 enthält eine statistische Beschrei-
bung der beruflichen Erstausbildungs-
gänge in den einzelnen Mitgliedstaaten.
Kapitel 3 enthält Daten zur beruflichen

Weiterbildung in Unternehmen. Kapitel 4
behandelt die Weiterbildungsbeteiligung
von sehr kleinen Betrieben und von Selb-
ständigen. Kapitel 5 schließlich liefert In-
formationen über die vom Europäischen
Sozialfonds (ESF) finanzierten Program-
men und Initiativen der Europäischen
Gemeinschaft sowie das Leonardo-da-Vin-
ci-Programm zur Förderung der Berufs-
bildung.

Junge Menschen in der Europäischen
Union: zwischen Schule, Ausbildung
und Beruf.
Europäische Kommission; Statistisches
Amt der Europäischen Gemeinschaften,
EUROSTAT Luxemburg: EUR-OP, 1997,
111 S. ISBN 92-828-0439-2, de
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN FR DE

Diese Studie beschreibt die Hauptten-
denzen, Ähnlichkeiten und Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten auf Gebie-
ten wie Bildung, Ausbildung, Übergang
zum Arbeitsmarkt, Familienleben und Le-
bensbedingungen. Zwei Gesichtspunkte
werden besonders hervorgehoben. Er-
stens: gleich, wie „Jugend“ definiert wird,
ist der Anteil von „jungen“ Menschen an
der Gesamtbevölkerung in jedem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union lang-
sam, aber sicher rückläufig; zweitens: die
typischen Phasen beim Übergang von der
Vollzeitbildungseinrichtung zum Arbeits-
markt verlangsamen sich: die Jugendli-
chen bleiben länger im Bildungssystem,
nehmen sich mehr Zeit für den Übergang
von der Ausbildung zum Erwerbsleben
und warten länger mit der Gründung ei-
ner eigenen Familie.

Berufliche Bildung im zweiten Lebens-
abschnitt.
Statistisches Amt der Europäischen Ge-
meinschaften, EUROSTAT
Statistik kurzgefaßt: Bevölkerung und so-
ziale Bedingungen (Luxemburg) 11, 1997,
S. 1-6, ISSN 1024-4379, de
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN FR DE

Nach Ergebnissen der Arbeitskräfteer-
hebung gaben lediglich knapp über 8 Mil-
lionen der über 30jährigen Europäer im
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Frühjahr 1996 an, in den der Befragung
vorangehenden vier Wochen an Schulungs-
oder Ausbildungsmaßnahmen beteiligt
gewesen zu sein. Die  Beteiligungsquoten
sind in Nordeuropa höher: 11,8% in Dä-
nemark, 11,7% in Schweden, 10,7% in Finn-
land, 8,6% in den Niederlanden und 7,4%
im Vereinigten Königreich bei einem EU-
Durchschnitt von 3,6%. Das verfügbare sta-
tistische Instrumentarium läßt eine Erfas-
sung aller Ausbildungsmaßnahmen für
Arbeitslose nicht zu. Daher befaßt sich die-
se Untersuchung schwerpunktmäßig mit
den 6,3 Millionen Beschäftigten, die sich
an derartigen Maßnahmen beteiligt haben.
Es zeigt sich, daß qualifizierten Berufsan-
fängern die meisten beruflichen Bildungs-
möglichkeiten geboten werden.

Secondary education in the European
Union: structures, organisation and
administration.
Das Bildungsinformationsnetz in der Eu-
ropäischen Union, EURYDICE
Brüssel: EURYDICE, 1997, 141 S. ISBN 2-
87116-259-8, rn
Erhältlich bei: Europäische Informations-
stelle von EURYDICE,
rue d’Arlon 15, B-1050 Brüssel,
Tel. 32-2-238-30-11,
Fax. 32-2-230-65-62.
E-mail: EURYDICE.UEE@euronet.be
EN FR

Am Ende des 20. Jahrhundert kommt dem
Sekundarschulbereich bei der Ausbildung
von Jugendlichen und ihrer zukünftigen
Entwicklung eine wichtige Rolle zu. Die
Herausforderung besteht nicht mehr so
sehr darin, den Zugang zu dieser Bil-
dungsstufe zu demokratisieren; vielmehr
geht es darum, die Unterrichtsmethoden
und Curricula anzupassen. Mit dieser
Untersuchung soll eine Antwort auf eine
Vielzahl von Fragen derjenigen gegeben
werden, die mehr über die Organisation
und die auf dieser Stufe des Bildungs-
prozesses anfallenden Hauptaufgaben
erfahren wollen. Der Bericht ist in vier
Hauptkapitel unterteilt: bestehende Bil-
dungsstrukturen, die Organisation des
Bildungswesens, Lehrerausbildung und
heutige Praxis des Sekundarschulunter-
richts. Aufgezeigt werden die Haupt-
tendenzen und die Strukturunterschiede
zwischen den Ländern. Die Studie bezieht
sich auf die EU-Mitgliedstaaten und die
EFTA/EWR-Länder.

Qualification challenges in the
partner countries and Member States.
Europäische Stiftung für Berufsbildung
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 146 S., ISBN
92-9157-067-2
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN

Diese Arbeit enthält die Referate, die auf
einem von der Europäischen Stiftung für
Berufsbildung über Curriculainnovation
veranstalteten zweitägigen Seminar gehal-
ten wurden; Ziel der Veranstaltung war
es, eine Diskussion zwischen Fachleuten
aus den Partnerländern und den Mitglied-
staaten über die Herausforderungen und
die Konsequenzen, die sich für die Part-
nerländer aus der Curriculaentwicklung
ergeben, herbei zu führen. Lehrplan-In-
novation ist ein komplexer Prozeß, der
Veränderung in Gesellschaft, Wirtschaft,
Wissenschaft und Technologie zu berück-
sichtigen hat. Das Hauptergebnis bestand
in der wachsenden Erkenntnis, daß zwi-
schen einem Fertigkeiten und Wissen ver-
mittelnden und einem auf die Befähigung
zur Problemlösung abgestellten Curricu-
lum unterschieden werden muß.

Vocational education and training
reform in
❏ Bulgaria. 1997, 25 S.,

ISBN 92-9157-128-8, en
❏ Romania. 1997, 27 S.,

ISBN 92-9157-149-0, en
❏ Slovenia. 1997, 26 S.,

ISBN 92-9157-152-0, en
❏ the Czech Republic. 1997, 31 S.,

ISBN 92-9157-131-8, en
❏ Poland. 1997, 26 S.,

ISBN 92-9157-146-6, en
❏ Latvia. 1997, 27 S.,

ISBN 92-9157-140-7, en
❏ Lithuania. 1997, 30 S.,

ISBN 92-9157-143-1, en
❏ Estonia. 1997, 27 S.,

ISBN 92-9157-134-2, en
❏ Hungary. 1997, 34 S.,

ISBN 92-9157-137-7, en
Europäische Stiftung für Berufsbildung
Luxemburg: EUR-OP
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN

Diese Berichte über die Reform der be-
ruflichen Bildung und Ausbildung sind
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von der Europäischen Stiftung für Berufs-
bildung weitgehend auf der Grundlage
von Informationen aus den nationalen
Beobachtungsstellen in den Ländern Mit-
tel- und Osteuropa verfaßt worden. Jeder
Bericht besteht aus einer knappen Be-
schreibung der jetzigen Lage der berufli-
chen Bildung und Weiterbildung und ana-
lysiert die größten Herausforderungen,
vor denen die Reform dieser Bereiche in
den betreffenden Ländern steht. Auch
werden mögliche Prioritäten für  zukünf-
tige Maßnahmen zur Unterstützung des
Verlaufs und des Fortgangs der Reform
dargestellt. Die Berichte werden 1998
aktualisiert. Sie können über Internet auf-
gerufen werden: www.etf.it/FTP/\/ET/\/
ETREP/.

Promoting vocational education and
training : European perspectives.
BROWN, A., (Hrsg.)
Europäische Kommission - LEONARDO-
Programm; EUROPROF
Tampere: Tampereen yliopiston opettajan-
koulutuslaitos, 1997, 137 S.
(Ammattikasvatussarja, 17)
ISBN 951-44-4193-1
Erhältlich bei der
Universität Tampere,
P.O.Box 617,
FIN-33 101 Tampere
EN

Dieses Buch ist das Ergebnis eines grö-
ßeren europäischen Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekts über neue Formen der
Ausbildung für Fachleute der beruflichen
Bildung und Ausbildung. Das Forschungs-
projekt wurde im Rahmen des
LEONARDO-Programms von der EU-Kom-
mission gesponsert. Mit dem Projekt soll-
ten transnationale Forschungsarbeiten zur
Ermittlung neuer Berufsbilder für Fach-
leute der beruflichen Bildung und Aus-
bildung, Ausbilder, Planer und Verant-
wortliche für die Verwaltung der berufli-
chen Bildung und Ausbildung in Europa
durchgeführt und neue Curricula und
Ausbildungsprogramme für diese Fachleu-
te erstellt werden. Die Projektgestaltung
gründete sich auf einen interdisziplinären
Ansatz mit dem Ziel, eine enge Interak-
tion zwischen Fragen der Forschung und
Entwicklungsaufgaben herbeizuführen.

Convention on the recognition of
qualifications concerning higher edu-
cation in the European region: Lisbon
1997.
Europarat; Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur, UNESCO
Straßburg: Europarat, 1997, 17 S.
(DECS-HE, 97/3)
Erhältlich beim Europarat, B.P. 431 R6,
F-67006 Straßburg Cedex
EN FR

Das gemeinsame Übereinkommen zwi-
schen dem Europarat und der UNESCO
(Lissabonner Anerkennungsübereinkom-
men) legt die Grundsätze für die Bewer-
tung und Anerkennung der in den Län-
dern der UNESCO-Europa Region (euro-
päischer Kontinent sowie einige außer-
europäische Länder wie Kanada, Israel
und die USA) erworbenen Qualifikatio-
nen fest. Es geht dabei um die Anerken-
nung von Qualifikationen, die auf  Hoch-
schulebene erworben werden, von Qua-
lifikationen, die Zugang zum Hochschul-
wesen eröffnen, und um die Anerkennung
von Studienzeiten. Die Unterzeichner-
länder des Übereinkommens sind an die-
se Grundsätze gehalten.

Education and equity in OECD
countries.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, OECD
Paris: OECD, 1997, 131 S.
ISBN 92-64-25478-7, en
Erhältlich bei:
OECD, 2 rue André Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16
EN FR

Diese Veröffentlichung bietet einen um-
fassenden Überblick über das Problem
von Bildung und rechtlicher Gleich-
behandlung in den OECD-Ländern, wo-
bei die damit verbundenen Herausforde-
rungen und politischen Orientierungen in
ihren sozialen und wirtschaftlichen Kon-
text gestellt und die Hauptprinzipien für
das betreffende politische Handeln be-
schrieben werden. Sie enthält drei Teile.
Teil 1 befaßt sich mit den Entwicklungen
im wirtschaftlichen, sozialen und eduka-
tiven Bereich. Teil 2 untersucht die Sy-
steme des Zugangs zum und der Teilnah-
me am Bildungs- und Ausbildungswesen
sowie die politischen Fragen und die dar-
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aus resultierenden Ansätze. Teil 3 enthält
die auf die verschiedenen Systeme, Argu-
mente und Schlußfolgerungen gegründe-
ten Hauptimplikationen, die in Form ei-
ner Grundsatzerklärung zur politischen
Orientierung zusammengefaßt werden.

Bildung kompakt: OECD-Indikatioren
1997.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, OECD
Paris: OECD, 1997, 415 S.
ISBN 92-64-25622-2, de
Erhältlich bei: OECD, 2, rue André-Pas-
cal, F-75775 Paris Cedex 16
EN FR DE

Die Bildungsindikatoren der OECD liefern
einen vergleichenden Einblick in die
Funktionsweise von Bildungssystemen
und geben Aufschluß über investierte
Ressourcen und erzielte Ergebnisse. Die
in diesem Band dargestellten 41 Indika-
toren können politischen Entscheidungs-
trägern bei der Evaluierung der Leistung
von Studierenden und schulischen Ein-
richtungen, bei der Kontrolle der Arbeits-
weise des Bildungssystems und der Pla-
nung und Verwaltung von Ressourcen und
Bildungsdiensten helfen. Sie können di-
rekt und indirekt den politischen Gestal-
tungsprozeß beeinflussen und zur Verant-
wortlichkeit der Bildungssysteme gegen-
über der Öffentlichkeit beitragen.
Die Bildungspolitik - Analysen 1997 sind
dieser Ausgabe beigefügt (ISBN: 92-64-
55682-6, de).

Manual for better training statistics:
conceptual, measurement and survey
issues.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, OECD
Paris: OECD, 1997, 275 S.
ISBN 92-64-25566-x, en
Erhältlich bei:
OECD,
2 rue André Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16
EN FR

Der Bestand an Humankapital eines Lan-
des oder einer Firma sowie dessen Meh-
rung gelten nach vorherrschender Mei-
nung als ein Schlüssel zur wirtschaftlichen
Leistungskraft. Im Unterschied zu Inve-
stitionen in das formale Bildungswesen

besteht nach wie vor keine Klarheit dar-
über, wie die nach Abschluß der Schule
durch Ausbildungsmaßnahmen erworbe-
nen Fertigkeiten erfaßt, gemessen und
kostenmäßig kalkuliert werden können.
Das Handbuch befaßt sich mit diesen Fra-
gen. Es soll zu mehr Transparenz, Genau-
igkeit und Zuverlässigkeit der Informatio-
nen über die - vor allem mit den Betrie-
ben in Verbindung stehende - Ausbildung
beitragen und dürfte sich für all diejeni-
gen als nützlich erweisen, die ihre Kennt-
nisse in diesen Fragen erweitern möch-
ten, insbesondere die für Ausbildungser-
hebungen zuständigen nationalen statisti-
schen Ämter.

Post-compulsory education for dis-
abled people.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, OECD
Paris: OECD, 1997, 88 S.
ISBN 92-64-25601-1, en
Erhältlich bei:
OECD,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16
EN FR

Der Bereich der nach-schulpflichtigen
Bildung und Ausbildung ist heutzutage für
eine Beschäftigung, von den Erwerbstä-
tigkeiten mit der geringsten Entlohnung
abgesehen, von wesentlicher Bedeutung.
Diese Feststellung gilt sowohl für Behin-
derte als auch für Nicht-Behinderte. Die
Länder erkennen nunmehr die Notwen-
digkeit, das bisherige Instrumentarium zu
erweitern, um den Bedürfnissen von be-
hinderten Jugendlichen gerecht zu wer-
den. Diese Entwicklung ist von besonde-
rer Bedeutung, da Behinderte im nach-
schulpflichtigen Bildungswesen und im
Bereich der Beschäftigung unterrepräsen-
tiert sind. Jüngste Entwicklungen in der
dieses Gebiet betreffenden Politik und
Praxis werden in diesem Buch beschrie-
ben; es gründet sich dabei auf 12 Länder-
berichte: Australien, Kanada, Finnland,
Frankreich, Island, Italien, Irland, die Nie-
derlande, Norwegen, Spanien, Schweden
und das Vereinigte Königreich.

Regional competitiveness and skills.
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, OECD
Paris: OECD, 1997, 207 S.
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ISBN 92-64-25684-4, en
Erhältlich bei:
OECD,
2 rue André-Pascal,
F-75775 Paris Cedex 16
EN FR

Humanressourcen, Ausbildung, Qualifika-
tionen und Fertigkeiten spielen eine we-
sentliche Rolle in der Entwicklung regio-
naler Volkswirtschaften. „Learning re-
gions“ ist zwar ein gängiger Begriff ge-
worden, doch muß dieses Konzept noch
in die Praxis umgesetzt werden; jedoch
zu welchen Bedingungen und Prioritäten?
Die Regionalpolitik wird immer stärker auf
Humanressourcen und ihre Orientierung
in Richtung auf Marktnachfrage und Ver-
besserung von Partnerschaften abgestellt.
Die große Vielfalt regionaler Ansätze bei
der Humanressourcenentwicklung in den
Industrieländern zeigt, daß ein effizien-
tes regionales Management auf der Grund-
lage rechtlicher Gleichbehandlung die
nationale Politik verstärken und festigen
kann. Dieser Band wirft ein neues Licht
auf derartige Fragen und stellt eine nütz-
liche Quelle zur Information und Anre-
gung für regionale Akteure und ihre na-
tionalen Partner dar.

Technical and vocational education in
Azerbaijan.
International Project on Technical and
Vocational education, UNESCO, UNEVOC
Berlin: UNEVOC, 1997, 14 S.
Erhältlich bei:
UNEVOC,
Fehrbelliner Platz 3,
D-10707 Berlin,
E-mail: uhber@unesco.org
EN

Diese Studie ist die erste in einer westeu-
ropäischen Sprache verfügbare umfassen-
de Arbeit über das fachliche und berufli-
che Bildungswesen in Aserbaidschan. Sie
beschreibt die institutionelle Struktur des
fachlichen und beruflichen Bildungswe-
sens in Aserbaidschan, seine Probleme im
Zusammenhang mit der Arbeitsmarktlage
und unfreiwilliger Migration und schließt
mit Empfehlungen zur weiteren interna-
tionalen Zusammenarbeit ab.

La mise en place de formations initia-
les en alternance: enjeux, problèmes
et solutions.
GREFFE X
International Institute for Educational
Planning, IIEP
Paris: IIEP, 1997, 85 S.
(IIEP research and studies programme)
Erhältlich bei:
IIEP,
7-9 rue Eugène-Delacroix,
F-75116 Paris
FR

Zunächst werden die Ziele der alternie-
renden Ausbildung (Alternanz) und ihre
unterschiedlichen Formen erörtert. An-
schließend werden die Systeme der alter-
nierenden Ausbildung einiger Industrie-
länder dargestellt (Deutschland, Frank-
reich, Vereinigtes Königreich, Dänemark,
Spanien, die Schweiz, USA, Kanada) und
ihre Ergebnisse und Wirksamkeit bewer-
tet. Zum Abschluß weist der Verfasser auf
Möglichkeiten einer weiteren Entwicklung
und Verbesserung der alternierenden Aus-
bildung hin.

Evaluation et certification des compé-
tences et qualifications professionnel-
les.
BERTRAND, O.
International Institute for Educational
Planning, IIEP, Paris: IIEP, 1997, 128 S.
(IIEP research and studies programme)
Erhältlich bei: IIEP, 7-9 Rue Eugène-
Delacroix, F-75116 Paris
FR

Diese Untersuchung ist im Zusammen-
hang mit dem Projekt über neue Tenden-
zen bei der fachlichen und beruflichen
Ausbildung angefertigt worden. Im ersten
Teil erörtert der Verfasser die Probleme
bezüglich der Evaluierung und Zertifi-
zierung von individuellen Fertigkeiten,
Berufserfahrung und Berufsqualifika-
tionen. Er hebt den Gesichtspunkt der
Bildungsplanung und des Ausbildungs-
managements besonders hervor. Im zwei-
ten Teil werden drei typische Zerti-
fizierungssysteme aus Industrieländern
(Frankreich, Portugal, Deutschland, Ver-
einigtes Königreich, Australien, Neusee-
land und USA) dargestellt und verglichen.
Das Ausmaß, bis zu dem die Regelung
der Ausbildung und der Zertifizierung
staatlich gelenkt oder den Marktkräften
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überlassen ist, bildet das Kriterium für alle
drei Zertifizierungsmodelle. Im dritten Teil
bespricht der Verfasser verschiedene
Zertifizierungssysteme und ihre Probleme
in den früheren kommunistischen Ländern
und Entwicklungsländern. Im vierten Teil
werden die verschiedenen Zertifizie-
rungsansätze sowie ihre Vor- und Nach-
teile verglichen.

Instruments, tools and policies to an-
ticipate the effects of industrial
change on employment and voca-
tional qualifications: European report,
study for the European Commission,
DG V.
FEIJEN, T.; REUBSAET, T.; VAN
OOTEGEM, L.; Institut voor Toegepaste
Sociale wetenschappen, ITS; Hoger
Instituut voor de Arbeid, HIVA Nijmegen:
ITS, 1996, vii, 160 S.
Erhältlich bei:
ITS, P.O. Box 9048,
NL-6500 KJ/Nijmegen
EN

Dieser Bericht faßt die Erkenntnisse aus
einer von der EU-Kommission in Auftrag
gegebenen Untersuchung über die Frage
zusammen, wie Veränderungen in den
Bereichen Beschäftigung und Berufs-
qualifikationen in den zwölf Mitglied-
staaten antizipiert werden. Diese Verän-
derungen ergeben sich aus Entwicklun-
gen auf den Märkten, im Bereich Tech-
nologie, bei den Organisationsstrukturen
und gesetzlichen Vorschriften. Die antizi-
patorischen Strukturen, Methoden und
Praktiken auf nationaler und betrieblicher
Ebene werden untersucht. Neben der Pro-
gnose wird auch der Gesichtspunkt des
konkreten Handelns, vor allem die An-
passung von Ausbildungsprogrammen der
beruflichen Erstausbildung und Weiterbil-
dung, die Rolle der beruflichen Orientie-
rung, die Rolle privater Arbeitsvermittlun-
gen sowie die Rolle von Entscheidungs-
trägern auf sektoraler Ebene erörtert. Auf
Unternehmensebene hat der wirtschaftli-
che Wandlungsprozeß Auswirkungen auf
die Ausbildungs- und Einstellungspolitik.

Convergence and fragmentation? :
vocational training within the EU.
SCOTT, P. F.; KELLEHER, M. (Hrsg.)
European Journal of Education (Paris), 31
(4), 1996, S. 463-482

ISSN 0141-8211
Erhältlich bei:
Carfax Publishing Company,
P.O. Box 25, Abingdon,
UK-Oxfordshire OX14 3UE
EN

Von jeher war die Berufsausbildung ei-
ner der Bereiche, in denen die nationale
Subsidiarität in vorderster Linie stand.
Dieser Artikel stellt die Ergebnisse einer
Erhebung in 16 Ländern dar und zeigt auf,
daß sich die EU-Länder in zunehmendem
Maß bestimmten sich überlappenden
Sachzwängen ausgesetzt sehen, die sich
zum Teil allerdings auch gegenseitig aus-
schließen. Zwar sind einige treibende
Kräfte für eine gemeinsame Politik und
strukturelle Maßnahmen vorhanden, doch
gibt ihre Art kaum zu der Zuversicht An-
laß, es handele sich um einen Prozeß, der
tatsächlich als Konvergenz bezeichnet
werden könnte.

Education and work in Great Britain,
Germany and Italy.
JOBERT, A.; MARRY, C.
London: Routledge, 1997, 320 S.
ISBN 0-4151-5333-6;
EN

Dieser Band untersucht die zahlreichen
Verbindungen zwischen Bildung im wei-
testen Sinne und Arbeit anhand einer
Analyse der Literatur zu den Themen
Übergang von der Schule zum Erwerbs-
leben, Berufsausbildung und Arbeits-
markt.

International student mobility : The
Nordic experience.
NYBORG, P.
European Journal of Education (Amster-
dam) 31(2), 1996, S. 193-203
ISSN 0078-7787;
Erhältlich bei:
Carfax Publishing Company,
P.O. Box 25, Abingdon,
UK-Oxfordshire OX14 3UE
EN

Formen der Mobilität von College-Studen-
ten zwischen Dänemark, Finnland, Island,
Norwegen und Schweden werden unter
besonderer Berücksichtigung der Proble-
me untersucht, die sich daraus ergeben,
daß drei dieser Länder der Europäischen
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Union angehören und zwei nicht. Die
Rolle mehrerer offizieller Abkommen und
die Implikationen für notwendiges politi-
sches Handeln im Bereich der inter-
institutionellen und/oder internationalen
Zusammenarbeit werden behandelt.

‘You’re never too old to learn!’: third-
age perspectives on lifelong learning.
WILLIAMSON, A.
International Journal of Lifelong Education
(London) 16(3), 1997, S. 173-184
ISSN 0260-1370
Erhältlich bei: 1, Gunpowder Square,
UK-London EC4A 3DE,
EN

Die Demographie einer alternden Gesell-
schaft stellt neue Herausforderungen an
das Bildungswesen, die, so die Argumen-
tation des Verfassers, am besten dadurch
bewältigt werden können, daß beim
lebensbegleitenden Lernen Perspektiven
des dritten Lebensabschnitts Berücksich-
tigung finden. Ein Überblick über die gän-
gigen Definitionen des lebensbeglei-
tenden Lernens zeigt, daß der dritte Le-
bensabschnitts nur am Rande berührt
wird. Der Artikel schließt mit der Fest-
stellung, daß altersintegrierte und nicht
so sehr altersspezifische Bildungspro-
gramme dem lebensbegleitenden Lernen
zugrunde liegen sollten. Derartige Pro-
gramme könnten die Menschen auf ihre
Verantwortung in allen Lebensphasen
besser vorbereiten.

Science and Technology in Southern
Europe: Spain, Portugal, Greece and
Italy.
OTERO HIDALGO, C.
London: Cartermill, 1997, 308 S.
ISBN 1-86067-185-3, en
EN

Im letzten Jahrzehnt haben die Länder
Südeuropas aus ihrer intensiven nationa-
len F&E-Politik zusätzlich zum F&E-Rah-
menprogramm und anderen Programmen
der Europäischen Union Nutzen gezogen.
Dies ermöglichte das schnelle Wachstum
der F&E-Indikatoren und wichtige Ent-
wicklungen in den Wissenschafts- und
Technologie-Systemen dieser Länder. Die-
ses Buch stellt die W&T-Systeme Spani-
ens, Portugals, Griechenlands und Italiens
im Detail dar und beantwortet Fragen wie:
der rechtliche Rahmen der für die Festle-

gung der Wissenschaftspolitik zuständi-
gen Institutionen; nationale Forschungs-
pläne; die Rolle von Universität und Pri-
vatwirtschaft in der Forschung; Innovati-
on und technologische Entwicklung; von
staatlichen Institutionen geförderte For-
schungsprogramme; die hauptsächlichen
staatlichen Forschungszentren; die Bedeu-
tung der Forschung des Landes im inter-
nationalen Kontext sowie Verbreitung
wissenschaftlicher Ergebnisse.

Vocational education and training
today: challenges and responses.
PSACHAROPOULOS, G.
Journal of Vocational Education and Trai-
ning (Wallingford, Oxfordshire) 49(3),
1997, S. 385-394 ISSN 1363-6820
EN

Berufliche Bildung und Ausbildung sind
nach wie vor das bevorzugte Instrument
des „social engineering“ zur Erreichung
einer Reihe von Zielen wie z.B. beschleu-
nigtes wirtschaftliches Wachstum, Verrin-
gerung der Jugendarbeitslosigkeit und
Nutzung der Globalisierung der Wirt-
schaft; und dies trotz nicht unerheblicher
Skepsis gegenüber ihrer Wirksamkeit. Der
Artikel untersucht die auf den Bereich der
beruflichen Bildung und Ausbildung als
Allheilmittel für viele soziale Übel gesetzte
große Hoffnung und bietet eine Reihe von
alternativen oder ergänzenden Maßnah-
men an, die die berufliche Bildung und
Ausbildung für die Arbeitswelt relevanter
machen und ihre Wirksamkeit erhöhen
sollen. Viele dieser Maßnahmen liegen
außerhalb der Sphäre des traditionellen
Instrumentariums der beruflichen Bildung
und Ausbildung und sind dem makroöko-
nomischen Umfeld, der allgemeinen
Nachfrage nach Arbeitskräften und, para-
doxerweise, der allgemeinen und nicht so
sehr spezialisierten Bildung und Ausbil-
dung zuzuordnen.

Europäische Union:
Politikfelder, Programme,
Teilnehmer

Final evaluation of the FORCE
programme.
Europäische Kommission - GD XXII
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 288 S.
ISBN 92-828-1391-6, en
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Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN

Die abschließende Evaluierung des
FORCE-Programms für die berufliche
Weiterbildung erfolgte 1995/96 durch ein
Konsortium unter der Führung des Travi-
stock Institute (UK) mit zwei „federfüh-
renden“ Partnern, Bernard Brunhes Con-
sultants (F) und das Dänische Institut für
Technologie (DK), und einem Netz aus
nationalen Korrespondenten. Diese Eva-
luierung sollte sich im Unterschied zur
Zwischenevaluierung, die von einem ähn-
lich großen Konsortium in den Jahren
1993/94 durchgeführt worden war, auf die
Programmergebnisse und Auswirkungen
konzentrieren. Sie legte daher den Akzent
nicht auf die Projektauswahl, das Projekt-
management und die Umsetzung, Berei-
che, die in dem Evaluierungs-Zwischen-
bericht behandelt werden. Diese Eva-
luierung konzentrierte sich auch auf die
weiteren Phasen des Programms, die in
der früheren Evaluierung nicht behandelt
wurden, z.B. die Dritte Projektausschrei-
bung (1993), die FORCE/EUROSTAT-Er-
hebung zur Weiterbildung und die soge-
nannten Artikel-11-Berichte über die
einzelstaatlichen Weiterbildungspolitiken
und Regelungen. Eine Zusammenfassung
des Berichts ist als Kommissionsdokument
(KOM 97(384), endg.) erhältlich.

Zwischenbericht über die Durchfüh-
rung des Programms Leonardo-da-
Vinci (von der Kommission vorge-
legt).
Europäische Kommission
Luxemburg, 1997, 22 S.
(Dokumente, KOM(97)399 endg.)
ISSN 0256-2383, de;
ISBN 92-78-23291-2, de
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN FR DE ES DA EL FI IT NL PT SV

Diese Arbeit stellt die erste Zwischen-
evaluierung des Programms Leonardo da
Vinci für den Zeitraum 1995-1996 dar. Er
enthält zwei Teile: einerseits eine kurze
Darstellung und Analyse der allgemeinen
und spezifischen Entwicklungen und Ten-
denzen bei den Berufsausbildungssyste-
men und -instrumentarien der Mitglied-
staaten und der am Programm beteiligten
Länder und andererseits, dem Ersuchen

des Rates entsprechend, eine Analyse der
Umsetzung und der Wirkung des Pro-
gramms. Die Beschreibung der Struktu-
ren und des Prozesses der Umsetzung des
Programms bezieht sich auf die Gemein-
schaftsebene und auf die einzelstaatliche
Ebene. Angaben zum Budget sowie erste
Programmergebnisse werden aufgeführt.
Auch wird die Verbindung zu den frühe-
ren Programmen und der komplementä-
re Charakter zu den anderen Programmen
und Initiativen der Europäischen Gemein-
schaft auf dem Gebiet der Berufsausbil-
dung hergestellt.

Leonardo da Vinci - 95 studies on vo-
cational training in Europe: directory
of publications of the COMMETT,
EUROTECNET, FORCE, LINGUA, PETRA
programmes.
Europäische Kommission - GD XXII.
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 246 S.
ISBN 92-826-0444-5, en
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN

Dieses Verzeichnis enthält Zusammenfas-
sungen von über 100 Monographien, die
im Rahmen der früheren Programme seit
Ende der 1980er Jahre bis Mitte der 1990er
Jahre veröffentlicht worden sind. Das Ziel
der Forschungsaktivitäten bei diesen Pro-
grammen bestand zunächst darin, Unter-
suchungen zum Zwecke eines besseren
Verständnisses der mit den spezifischen
Zielen der einzelnen Programme zusam-
menhängenden Fragen zu erreichen; dar-
über hinaus sollte ein Beitrag zur Begrün-
dung einer europäischer Tradition politik-
und maßnahmenorientierter Forschung im
Bereich der Berufsausbildung geleistet
werden.

Beschäftigung - Youthstart: Neue Wege
für die Beschäftigung von Jugendli-
chen.
Europäische Kommission - GD V
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 24 S.
ISBN 92-827-8196-8, de
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN FR DE

Diese Veröffentlichung ist ein spezieller
Bericht über die in der Beschäftigungs-
initiative eingebettete Aktion Youthstart,
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mit der das Problem der Ausgrenzung von
Jugendlichen ohne Qualifikation vom Ar-
beitsmarkt in Angriff genommen werden
soll.

Beschäftigung im industriellen Wan-
del: ESF-Projektbeispiele.
Europäische Kommission- GD V. Luxem-
burg: EUR-OP, 1997, 123 S.
(Europäischer Sozialfonds)
ISBN 92-828-1390-6, de
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN FR DE

Der Europäische Sozialfonds (ESF) inve-
stiert in Menschen. Er stellt umfangreiche
Mittel für Programme zur Verfügung, die
zur „Beschäftigungsfähigkeit“ führen oder
diese wiederherstellen sollen. Bei dieser
wichtigen Aufgabe geht es vor allem dar-
um, Menschen im Hinblick auf ihre Ar-
beit mit den richtigen Fertigkeiten auszu-
statten, so daß ihr Selbstvertrauen und ihre
Anpassungsfähigkeit an den Arbeitsmarkt
gefördert werden. Anhand von Fallstudien
liefert diese Veröffentlichung Beispiele für
den wirtschaftlichen Wandel, wobei Ar-
beitsmarkttendenzen antizipiert werden;
darüber hinaus bezieht sie sich auf die
Berufsausbildungs- und Qualifikations-
bedarf, Ausbildung, Umschulung, Orien-
tierung und Beratung sowie Verbesserung
und Entwicklung von Ausbildungssys-
temen.

The ERASMUS experience: major
findings of the ERASMUS evaluation
research report.
TEICHLER, U.; MAIWORM, F., Wissen-
schaftliches Zentrum für Berufs- und
Hochschulforschung der Gesamthoch-
schule Kassel.
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 209 S.
ISBN 92-828-0666-9, en
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN

Das Hauptziel von ERASMUS, das Ak-
tionsprogramm der Europäischen Gemein-
schaft zur Förderung der Mobilität von
Hochschulstudenten, bestand darin, einer
möglichst großen Anzahl von Studenten
dazu zu verhelfen, einen Teil ihrer Hoch-
schulausbildung in einem anderen euro-
päischen Land mit formaler akademischer

Anerkennung der Auslandsstudienzeit zu
absolvieren. Diese Studie befaßt sich mit
der Entstehungszeit, von seinen Anfängen
im Jahre 1987 bis zu seiner Eingliederung
in das breiter angelegte SOCRATES-Pro-
gramm 1995. Die behandelten Themen
sind in Hauptkategorien wie Teilnahme,
Verwaltung, Finanzierung, Auslands-
studium und flankierende Maßnahmen
sowie die Ergebnisse des Auslandsstu-
diums und Fragen die ECTS-Studenten
betreffend (Europäisches System zur An-
rechnung von Studienleistungen) geglie-
dert.

Tegengaan van Leeftijdsgrenzen bij
Tewerkstelling: Samenvatting van het
Onderzoek.
WALKER, A.
Europäische Stiftung zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen
Luxemburg: EUR-OP, 1997, 157 S., ISBN
92-826-0316-2, nl
Erhältlich bei: EUR-OP, L-2985 Luxemburg
oder über die nationalen Verkaufsstellen
EN FR NL

Regierungen und Sozialpartner in Europa
haben damit begonnen, den Trend in
Richtung auf ein vorzeitiges Ausscheiden
aus dem Erwerbsleben zu überdenken
und das Management der älteren Erwerbs-
tätigen neu zu bewerten. Dieser Bericht
dokumentiert die Gründe für die verän-
derten Verhaltensweisen gegenüber älte-
ren Erwerbstätigen und beurteilt Initiati-
ven des staatlichen und des privaten Sek-
tors zur Bekämpfung der Altersbarrieren
bei der Beschäftigung. Die Analyse be-
währter Verfahrensweisen gründet sich auf
ausführliche Befragungen und detaillier-
te Fallstudien in sieben Mitgliedstaaten der
Europäischen Union.
Die Schlußfolgerungen und Vorschläge für
Maßnahmen wenden sich an diejenigen,
die sich mit der Weiterbeschäftigung, der
Umschulung und Neueingliederung älte-
rer Erwerbstätiger befassen.

Where to get multimedia training in
Europe?
Institut National de l’Audiovisuel, INA
Bry-sur-Marne: INA, 1997, 176 S.
ISBN 2-86938-136-0
http://www.ina.fr/INA/Media/
guide.fr.html
EN
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Diese mit Unterstützung der Europäischen
Gemeinschaft im Rahmen des MEDIA-Pro-
gramms abgefaßte Monographie gibt ei-
nen Kurzüberblick über das Ausbildungs-
angebot (Multimedia-Lehrgänge) in den
einzelnen Mitgliedstaaten. Der Leser fin-
det hier die Information über die veran-
staltende Institution, das Ausgangsniveau,
die eingesetzte Soft- und Hardware,
Lehrgangsdauer, Gebühren und das aus-
gestellte Diplom oder Zertifikat.

Book of good practice :„Training
young people in social competencies-
some ideas“
VOCHTEN, A.
Vlaamse Dienst voor Arbeidsbemiddeling
en Beroepsopleiding, VDAB
Brüssels: VDAB, 1997, 28 S.
Erhältlich bei: VDAB, CPOS,
Keizerslaan 11, B-1000 Brüssel
NL

Diese Arbeit bezieht sich auf das vom
VDAB (Flämisches Amt für Beschäftigung
und Berufsausbildung) und dem VIZO
(Flämisches Institut für selbständige Un-
ternehmen) im Rahmen der europäischen
Initiative BESCHÄFTIGUNG-YOUTH-
START durchgeführte transnationale Pro-
jekt NUORI. Sie enthält wertvolle prakti-
sche Informationen über Ausbildungs-
maßnahmen für Jugendliche mit sozialen
Fähigkeiten. Der Verfasser befaßt sich
auch mit den kulturellen Unterschieden,
dem Umgang mit Konfliksituationen, der
Heranbildung der beruflicher Qualitäten
und  Kommunikationsfähigkeiten. Schließ-
lich findet der Leser auch nützliche Refe-
renzen zum Thema soziale Fähigkeiten
über die betreffende Website im Internet.

The development of secondary voca-
tional education, supported by Phare
studies.
FEDOR, M.; REZMUVES, J. (Hrsg.)
Budapest: Arbeitsministerium, 1997,
198 S.
Erhältlich bei:
Ministry of Labour, Nepfürdö n.21/d,
H-1138 Budapest,
Tel: 36 1 3310991, Fax: 36 1 3120426
EN

Diese Studie ist ein Überblick über die
Hauptziele des in Ungarn durchgeführten
Phare-Programms. Sie konzentriert sich

auf berufliche Bildung und auf die Bezie-
hung der betreffenden Projekte zur Be-
rufsbildungspolitik in Ungarn. Sie enthält
drei Teile. Teil 1 betrachtet das Be-
rufsbildungssystem und einige Fragen im
Zusammenhang mit der Fortbildung von
Berufsschullehrern. Teil 2 beschreibt ei-
nige Untersuchungen im Rahmen der
Phare-Berufsbildungsprogramme wie z.B.
Curriculaentwicklung, Umwelterziehung
und Fremdsprachenunterricht. Teil 2 ent-
hält Kurzberichte über Konferenzen und
Ausbildungsaktivitäen.

The role of apprenticeship in enhanc-
ing employability and job creation:
the significance of apprenticeship
training for the labour market.
GELDERBLOM, A.; DE KONING, J.;
STRONACH, J.
Nederland Economisch Instituut, NEI
Rotterdam: NEI, 1997, 120 S.
Erhältlich bei: NEI, P.O. Box 4175,
NL-3006 Rotterdam
EN

Diese Studie wurde für die EU-Kommis-
sion als Beitrag zum Europäischen Gipfel
von Amsterdam am 17. Juni 1997 ange-
fertigt. Sie enthält 5 Teile: 1) Definition
der Lehrlingsausbildung und ihre Bezie-
hung zur Schaffung von Beschäftigung;
2) Arten der Lehrlingsausbildung; 3) Ver-
teilung auf Wirtschaftszweige und Beru-
fe; 4) Arbeitsmarkteffekte und 5) ausführ-
liche Zusammenfassung und Schlußfolge-
rungen.
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Berichtssystem Weiter-
bildung  VI: erste Ergebnisse der

Repräsentativbefragung zur Weiter-
bildungssituation in den alten und
neuen Bundesländern.
KUWAN, H.
Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie, BMBF
Bonn: BMBF, 1996, 72 S.
Erhältlich bei:
BMBF, Heinemannstr. 2,
D-53175 Bonn,
information@bmbf.bund400.de
DE

Dieser Bericht bezieht sich auf die 6. Er-
hebung über Tendenzen bei der Weiter-
bildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Derartige Erhebungen werden alle
drei Jahre durchgeführt. In der Repräsen-
tativbefragung wurden Personen im Alter
von 19 bis 64 Jahren angesprochen. Ziel
war die Ermittlung von Tendenzen bei der
Haltung der Deutschen zur Weiterbildung.
Zu den untersuchten Themen gehörten:
auf Weiterbildung verwandte Zeit und die
die Teilnahme und die Struktur der infor-
mellen Weiterbildung beeinflussenden
Faktoren. Die Ergebnisse: die Teilnahme
an Weiterbildungsmaßnahmen nimmt in
Deutschland zu, während in den neuen
Bundesländern Weiterbildung rückläufig
ist; allerdings erfährt dort der Bereich der
beruflichen Weiterbildung einen Auf-
schwung.

Vocational education and training in
Germany.
COCKRILL, A.
Journal of Vocational Education and Trai-
ning (Wallingford, Oxfordshire) 49(3),
1997, S. 337-350 ISSN 1363-6820;
EN

Dieser Artikel enthält eine detaillierte und
übersichtliche Darstellung der heutigen
Struktur des deutschen Systems der beruf-
lichen Bildung und Ausbildung sowie ei-
nige der Hauptfragen und Probleme, die
es momentan belasten. Zunächst wird das
sogenannte duale System für die berufli-
che Erstausbildung und dessen Unterstüt-
zung durch das allgemeine Bildungssystem

geschildert. Viele Schwierigkeiten bedro-
hen das Fortbestehen des dualen Systems
in seiner augenblicklichen Form, vor al-
lem der wachsende Druck in Richtung auf
eine Differenzierung und Flexibilisierung
des Ausbildungsinstrumentariums sowie
auf Umstrukturierung der Kosten und der
Finanzierung des Systems. Der Artikel be-
schreibt darüber hinaus das sehr viel we-
niger geregelte und diskutierte Gebiet der
beruflichen Weiterbildung und spricht die
momentan auf diesem Gebiet bestehenden
Probleme an, wie z.B. unzureichende
Kenntnisse und Qualität, Zugangsprobleme
und, auch hier, die Finanzierung.

The Spanish VET system at the
turn of the century:

modernization and reform.
MARTINEZ CELORRIO, X.
Journal of European Industrial Training
(Bradford) 21(6-7), 1997, S. 220-228
ISSN 0309-0590
EN

Dieser Artikel bringt die Reform des spa-
nischen Systems der beruflichen Bildung
und Ausbildung in einen Zusammenhang
und weist auf die herausragenden Ereig-
nisse und Mängel dieses Modernisie-
rungsprozesses hin. Die wichtigste Re-
aktion auf die Notwendigkeit einer Ver-
besserung, Rationalisierung und Moder-
nisierung des früheren Berufsbildungs-
systems bestand in der Entwicklung des
nationalen Berufsbildungsprogramms im
Jahre 1993. Nach mehrjährigen Verhand-
lungen unterzeichneten die Arbeitgeber-
verbände und die Gewerkschaften das
„Nationale Weiterbildungsabkommen“,
das diesem Bereich in den letzten vier
Jahren bemerkenswerte Impulse gegeben
hat. Zum ersten Mal wurde damit ein
rechtlicher Rahmen für die Bereitstellung
öffentlicher Mittel zur Förderung des of-
fenen Zugangs der erwerbstätigen Bevöl-
kerung zur Weiterbildung geschaffen.
1996 wurde der zweite Plan vereinbart;
es geht dabei um ein über tarifvertragli-
che Vereinbarungen gestaltetes bran-
chenbezogenes Modell mit dem Ziel, das
spanische System der Arbeitsbezie-
hungen zu verbessern.

Aus den Mitgliedstaaten

D

E
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L’alternance en formation,
un projet à construire.

MAUBANT, P.
Pour (Paris) 154, 1997, 181 S.
ISSN 0245-9442
FR

Worum geht es bei den Problemen und
Diskussionen in Frankreich zum Thema
alternierende Ausbildung? Welche spezifi-
schen Probleme hat die in der Alternanz
eingesetzte Pädagogik? Erfüllt die  alter-
nierende Ausbildung die Voraussetzungen,
um den Lernprozeß zu verbessern? Wie
kann eine neue Struktur der alternieren-
den Ausbildung definiert und aufgebaut
werden? Welche Kompetenzen entstehen
aus der Alternanz und wie? Wie erreichen
die so ausgebildeten Personen Beschäfti-
gungsfähigkeit? Welchen Platz nehmen die
Tutoren, Ausbilder und das Unternehmen
ein, und welche Fragestellungen ergeben
sich für sie? Welche Formen der Alternanz
müssen entwickelt werden, damit Kompe-
tenzen auf ihnen aufgebaut werden? Wel-
che Didaktik der Alternanz, welche Päd-
agogik ist erforderlich, um den Lernpro-
zeß zu optimieren? Die Veröffentlichung
enthält Beiträge von Forschern und Prak-
tikern zu diesen Fragen.

Bref cadrage des pratiques de cons-
truction des certifications.
CHARRAUD, A.-M.
Centre d’études et de recherches sur les
qualifications, CEREQ
Marseilles: CEREQ, 1997, keine Seiten-
numerierung
Erhältlich bei: CEREQ, 13 place de la
Joliette, F-13 000 Marseilles
FR

Diese Arbeit befaßt sich zunächst mit der
Rolle der beratenden Ausschüsse für Be-
rufsbildung (Commission professionnelles
consultatives) bei der Gestaltung der
Berufsbildungsabschlüsse der Educaton
Nationale. Anschließend geht der Verfas-
ser auf die Aufgaben der Commission
technique d’homologation (CTH) und die
Berufsbefähigungsnachweise (Certificats
de Qualification professionnelle /CQP)
der nationalen paritätischen Kommissio-
nen für Beschäftigung (CPNE) ein. Dar-
über hinaus wird die Funktion der Zertifi-
zierungen bei den Klassifizierungen be-
schrieben. Auf die einschlägigen gesetz-
lichen Bestimmungen wird hingewiesen.

Finnish Education
in Focus.

Zentralamt für Unterrichtswesen;
Helsinki: Zentralamt für Unterrichtswesen
1997, 58 S.
ISBN 951-719-996-1, en
Erhältlich bei:
Zentralamt für Unterrichtswesen,
P.O.Box 380,
FIN-00531 Helsinki,
FI EN SV

Finnish Education in Focus 1997 liefert
einen statistischen Überblick über das
Bildungswesen in Finnland. Dieser vom
Zentralamt für Unterrichtswesen zusam-
mengestellte Bericht ist für Fachleute be-
stimmt, die aktualisierte statistische Da-
ten zum Bildungswesen benötigen. Er
bietet Informationen über Bildungsein-
richtungen, Studierende, die Finanzierung
des Bildungswesens, Bevölkerung und
Forschungstätigkeiten. Die meisten Daten
gründen sich auf Statistiken über die Jah-
re 1993 und 1995.

The development of
vocational education

policy in Greece.
PATINIOTIS N; STAVROULAKIS, D.
Journal of European Industrial Training
(Bradford) 21(6-7), 1997, S. 192-202
ISSN 0309-0590
EN

Die Berufsbildung in Griechenland hat
sich erst in der jüngsten Vergangenheit
entwickelt, vor allem durch ausländischen
Einfluß. Die Verzögerung ist weitgehend
auf die besonderen Beschäftigungsmuster
zurückzuführen, bei denen Arbeitskräfte
mit geringer Qualifikation bevorzugt wer-
den, sowie auf kulturelle Faktoren, de-
nen zufolge Jugendliche zur universitä-
ren Ausbildung tendieren. Der traditionel-
le Mangel an Kontinuität in der nationa-
len Bildungspolitik wie auch die fortwäh-
rend schwache finanzielle Ausstattung der
beruflichen Bildung durch den Staat hat-
te eine Anhäufung seit langem bestehen-
der Probleme zur Folge. Diese Lage führ-
te zu einer schwerfälligen Organisation
des beruflichen Bildungswesens, die weit-
gehend unfähig ist, entscheidende sozia-
le Probleme wie Arbeitslosigkeit und die
Herausforderung der neuen Technologien
wirksam in Angriff zu nehmen.

FINF

GR
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Vocational education in
the Netherlands: devel-

opments in initial and continuing vo-
cational education.
WESTERHUIS, A.; HENDRIKS, L.
Centrum voor Innovatie van Opleidingen,
CINOP
‘s-Hertogenbosch: CINOP, 1997, 94 S.
ISBN 90-5463-062-0, en
EN NL

Diese Veröffentlichung stellt den nieder-
ländischen Bericht über die Umsetzung
und Wirkung des Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramms und das bestehende nationale
System der beruflichen Bildung und Aus-
bildung dar, entsprechend Artikel 10 der
Ratsentscheidung über die Einsetzung
dieses Programms. Um einen Vergleich
mit den Systemen in den anderen Län-
dern der Europäischen Union zu ermög-
lichen, werden im niederländischen
Berufsbildungssystem zwei Unterkate-
gorien unterschieden: berufliche Erstaus-
bildung und berufliche Weiterbildung.
Das niederländische Bildungssystem und
die Bildungspolitik im allgemeinen wer-
den unter besonderer Berücksichtigung
der beruflichen Erstausbildung und Wei-
terbildung in einer Kurzfassung darge-
stellt. Weitere Themen sind: die Rolle der
Sozialpartner bei der Planung und Um-
setzung von Bildungsgesetzen, die mit
der beruflichen Bildung verbundenen
Kosten, die verschiedenen Organisatio-
nen und Einrichtungen der beruflichen
Bildung sowie die Zugangsvorausset-
zungen und die Anzahl der Teilnehmer
bei den verschiedenen Formen der be-
ruflichen Bildung.

GNVQs 1993-97
a national survey report:

the evolution of GNVQs: enrolment
and delivery patterns and their policy
implications.
Further Education Development Agency,
FEDA
Bristol: Taylor Brothers Bristol, 1997,
140 S.
ISBN 1-85338-446-1
EN

Diese Veröffentlichung ist der abschlie-
ßende Bericht über ein von der Further
Education Development Agency und die
The Nuffield Foundation unterstütztes
Forschungsvorhaben. Mit dem Projekt
sollte untersucht werden, wie sich die
GNVQs (General National Vocational
Qualifications/Allgemeine nationale be-
rufliche Qualifikationen) entwickeln und
inwieweit diese Entwicklung den für sie
ursprünglich von der Regierung festgeleg-
ten Zielen entspricht. Der Bericht bezieht
sich auf den Zeitraum 1993-1997 und ent-
hält umfangreiches nationales und Längs-
schnitt-Datenmaterial über die verschie-
denen GNVQ-Stufen (Intermediate bzw.
Intermediate and Advanced).

Skill needs in Britain 1997
Department for Education and Employ-
ment, DfEE
London: IFF Research, 1997, 149 + 25 S.
ISBN 0-951-6802-77
EN

Die in den letzten acht Jahren in Groß-
britannien durchgeführten Qualifikations-
bedarfserhebungen stellen die umfang-
reichsten Untersuchungen über Qualifi-
kationsbedarf und Ausbildungspraxis dar,
die unter Arbeitgebern in Großbritannien
durchgeführt wurden. Diese jüngste Er-
hebung erfolgte über Interviews mit über
4000 Arbeitgebern mit 25 oder mehr Be-
schäftigten. Arbeitgeber aller Wirtschafts-
zweige, mit Ausnahme der Sektoren Land-
wirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei-
wesen, aus allen Teilen Großbritanniens
wurden befragt. Die Ergebnisse werden
nach Branchen, Unternehmensgröße und
Region analysiert mit Vergleichen, sofern
möglich, zu früheren Erhebungen dieser
Reihe. Zu den Themen des Berichts ge-
hören: Qualifikationsbedarf, Einstellungs-
schwierigkeiten und Mangel an qualifizier-
ten Arbeitskräften; Berufe, in denen ein
solcher Mangel besteht; Vorhandensein
von Qualifikationsdefiziten; Instrumenta-
rium, Management und Durchführung von
außerbetrieblichen Ausbildungsmaßnah-
men sowie Kenntnis von und Teilnahme
an Ausbildungsinitiativen.

NL

UK
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B
FOREM (Office communautaire et régional
de la formation professionnelle et de
l’emploi)
CIDOC (Centre intercommunautaire de
documentation pour la formation
professionnelle)
Bd. Tirou 104
B-6000 Charleroi
Tel.: +32.71.20 61 74 (Sekretariat)

+32.71.20 61 68
+32.71.20 61 73

Fax.: +32.71.20 61 98
Sigrid Dieu
Email: sigrid.dieu@ forem.be
Web Site: http://www.forem.be

VDAB (Vlaamse Dienst voor Arbeids-
bemiddeling en Beroepsopleiding)
ICODOC (Intercommunautair documentatie-
centrum voor beroepsopleiding)
Keizerlaan 11
B-1000 Brüssel
Tel.: +32.2.506 04 58-459
Fax.: +32.2.506 04 28
Philip de Smet Email: pdsmet@vdab.be
Reinald van Weyd Email:rvweydev@vdab.be
Web Site: http://www.vdab.be

DK
DEL (Danmarks Erhvervspaedagogiske
Laereruddannelse)
Rigensgade 13
DK-1316 Kopenhagen K
Tel.: +45.33.14 41 14 ext. 317/301
Fax.: +45.33.14 19 15/14 42 14
Søren Nielsen (Projektleiter)
Merete Heins (Bibliothek)
Email: mh@mail.delud.dk

D
BIBB (Bundesinstitut für Berufsbildung)
Referat K4
Fehrbelliner Platz 3
D - 10702 Berlin
Tel.: +49.30.8643-2230 (BC)

+49.30.8643-2445 (SB)
Fax.: +49.30.8643-2607
Bernd Christopher
Email: christopher@bibb.de
Steffi Bliedung
Email:bliedung@bibb.de
Web Site: http://www.bibb.de

GR
OEEK (Organisation für berufliche Bildung
und Ausbildung)
1, Ilioupoleos Street
17236 Ymittos
GR-Athen
Tel.: +30.1.976 05 93
Fax.: +30.1.976 44 84
Alexandra Sideri (Bibliothek)

E
INEM (Instituto Nacional de Empleo)
Ministerio de Trabajo y Seguridad Social
Condesa de Venadito, 9
E-28027 Madrid
Tel.: +34.1.585 95 82/585 95 80
Fax.: +34.1.377 58 81/377 58 87
Juan Cano Capdevila
(Stellv. Direktor)
Maria Luz de las Cuevas
(Information und Dokumentation)
Web Site: http://www.inem.es

FIN
NBE (Finnisches Zentralamt für Unterrichts-
wesen)
Utbildningsstyrelsen/Opetushallitus
Hakaniemenkatu 2Ms.
FI-00530 Helsinki
Tel.: +358.9.77 47 78 19 (L. Walls)

+358.9.77 47 72 43 (A. Mannila)
Fax.: +358.9.77 47 78 65
Leena Walls Email: leena.walls@oph.fi
Arja Mannila Email: Arja.Mannila@oph.fi
Web Site: http://www.oph.fi

F
Centre INFFO (Centre pour le
développement de l’information sur la
formation permanente)
Tour Europe Cedex 07
F-92049 Paris la Défense
Tel.: +33.1.41 25 22 22
Fax.: +33.1.47 73 74 20
Patrick Kessel (Direktor)
Email: kessel@centre-inffo.fr
Christine Merllié (Dokumentation)
Danièle Joulieu (Leiterin der Dokumentation)
Email: cinffo1@centre-inffo.fr
Web site: http://www.centre-inffo.fr/

IRL
FAS (The Training and Employment
Authority)
P.O. Box 456
27-33, Upper Baggot Street
IRL-Dublin 4
Tel.: +353.1.668 57 77
Fax.: +353.1.668 26 91/ 668 21 29
Margaret Carey (Leiterin)
Email: careym@iol.ie
Jean Wrigley (Bibliothek)
Email: fasltcde@iol.ie
Web Site: http://www.fasdn.com

I
ISFOL (Istituto per lo sviluppo della
formazione professionale dei lavoratori)
Via Morgagni 33
I-00161 Rom
Tel.: +39.6.44 59 01
Fax.: +39.6.44 25 16 09
Alfredo Tamborlini (Generaldirektor)
Colombo Conti (Leiter der Dokumentation)
Luciano Libertini
Email: isfol.doc2@iol.it (Bibliothek)
Email: isfol.stampa@iol.it (Pressestelle)
Web Site: http://www.isfol.it/

L
Handwerkskammer Luxemburg
2, Circuit de la Foire internationale
Postfach 1604 (Kirchberg)
L-1016 Luxemburg
Tel.: +352.42 67 671
Fax.: +352.42 67 87
Ted Mathgen
Email: daniele.menster@batel.lu

NL
CINOP (Centrum voor Innovatie van
Opleidingen) (Centre for Innovation of
Education and Training)
Pettelaarpark 1
Postbus 1585
NL-5200BP ’s-Hertogenbosch
Tel.: +31.73.680 08 00
Tel.: +31.73.680 08 65
Fax.: +3173 612 34 25
Marjon Nooter Email: mnooter@cinop.nl
Emilie van Hooft Email: Ehooft@cinop.nl
Web Site: http://www.cinop.nl

Mitglieder des CEDEFOP-Dokumentationsnetzwerkes
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I
Internationales Ausbildungszentrum der IAO
125, Corso Unità d’Italia
I - 10127 Turin
Tel.: +39.11.693 65 10
Fax.: +39.11.693 63 51
Krouch (Dokumentation)
Email: krouch@itcilo.it
Web Site: http://www.ilo.org

UK
Department for Education and Employment
Room E3
Moorfoot
UK - SHEFFIELD S1 4PQ
Tel.: +44.114.259 33 39
Fax.: +44.114.259 35 64
Julia Reid (Bibliothek)
Email: library.dfee.mf@gtnet.gov.uk
Web Site: http://www.open.gov.uk/index/../
dfee/dfeehome.htm

ICE
RLO (Research Liaison Office)
University of Iceland
Technology Court
Dunhaga 5
ISL-107 Reykjavik
Tel : +354.525 49 00
Fax : +354.525 49 05
Gudmundur Árnason
Email: grarna@rhi.hi.is
Web Site: http://www.rthj.hi.is/rthj/
english.htm

N
NCU Leonardo Norge
P.O. Box 2608 St. Hanshaugen
N-0131 Oslo
Tel.: +472.2.86 50 00
Fax.: +472.2.20 18 01
Halfdan Farstad (Direktor)
Email: farh@teknologisk.no
Anne Kloster-Holst
Email: hola@teknologisk.no
Web Site: http://www.teknologisk.no/
leonardo/index.eng

EU
Europäische Kommission
Generaldirektion XXII/B/3
(Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend)
B 7, 04/67
Rue de la Loi, 200
B-1049 Brüssel
Tel.: +32.2.296 24 21/299 59 81
Fax.: +32.2.295 57 23
Eleni Spachis
Dominique Marchalant (Bibliothek)
Web Site: http://europa.eu.int/en/comm/
dg22/dg22.html

B
EURYDICE (Europäisches Bildungs-
informationsnetz)
15, rue d’Arlon
B - 1050 Brüssel
Tel.: +32.2.238 30 11
Fax.: +32.2.230 65 62
Luce Pepin (Direktorin)
Email: EURYDICE.UEE@EURONET.BE
Web Site: www.eurydice.org

CH
IAO (Internationale Arbeitsorganisation)
4, route des Morillons
CH - 1211 Genf 22
Tel.: +41.22.799 69 55
Fax.: +41.22.799 76 50
Jaleh Berset
(Abt. Berufsbildungspolitik)
Web Site: http://www.ilo.org

I
Europäische Stiftung für Berufsbildung
Villa Gualino
Viale Settimio Severo 65
I - 10133 Turin
Tel.: +39.11.630 22 22
Fax.: +39.11.630 22 00
Catherine Cieczko
(Information)
Email: cac@etf.it
Web Site: http://www.etf.it

A
abf-Austria (Arbeitsgemeinschaft
Berufsbildungsforschung)
Rainergasse 38
AT-1050 Wien
Tel.: +43.1.545 16 71-26
Fax.: +43.1.545 16 71-22
Monika Elsik
Email: info@ibw.telecom.at
Web Site: http://www2.telecom.at/ibw/

P
CICT (Centro de Informação Científica e
Técnica)
Praça de Londres, 2 - 1° Andar
P-1091 LISBOA Codex
Tel.: +351.1.849 66 28
Fax.: +351.1.840 61 71
Odete Lopes dos Santos (Direktorin)
Fátima Hora (Dokumentation)
Email: cict@mail.telepac.pt
Web Site: http://www.min-qemp.pt/cict/
cict.html

S
SEP (Svenska EU Programkontoret
Utbildning och kompetensutveckling)
Box 7785
S - 10396 Stockholm
Tel.: +46.8.453 72 00
Fax.: +46.8.453 72 01
Torsten Thunberg
Email: torsten.thunberg@eupro.se
Web Site: http://www.eupro.se

UK
IPD (Institute of Personnel and
Development)
IPD House
35 Camp Road
UK-London SW19 4UX
Tel : +44.181.971 90 00
(Doug Gummery)
Fax : +44.181.263 33 33
Doug Gummery Email: doug.g@ipd.co.uk
Barbara Salmon (Bibliothek)
Web Site: http://www.ipd.co.uk

Assoziierte Organisationen
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Nr. 8-9/96 Lebenslanges Lernen: Retrospektive und Perspektiven

Verwirklichung einer Idee
• Für eine Politik der lebenslangen allgemeinen und beruflichen Bildung (Edith Cresson)
• Erstausbildung und Weiterbildung: Situation und Perspektiven in Portugal. Interview mit

dem portugiesischen Bildungsminister Eduardo Marçal Grilo
• Lebenslanges Lernen in der Retrospektive (Denis Kallen)
• Betrachtung der Paradigmen des Weißbuchs zur allgemeinen und beruflichen Bildung:

Anregungen für die Diskussion (Alain d’Iribarne)

Die Idee und die Fakten
• Wer nimmt an der allgemeinen und beruflichen Bildung teil? Eine Übersicht auf europäi-

scher Ebene (Norman Davis)
• Betriebliche Weiterbildung – ein Beitrag zur Realisierung des lebenslangen Lernens?

(Uwe Grünewald)
• Verfahrensweisen der Arbeitgeber in der beruflichen Aus- und Weiterbildung

in Großbritannien (Jim Hillage)
• Die Weiterbildung aus Eigeninitiative in Frankreich: Niedergang oder Erneuerung?

(Jean-François Germe/François Pottier)
• Die Beziehung zwischen Weiterbildung und Aufstieg – das deutsche Modell,

seine Stärken und seine Risiken in der Perspektive lebenslangen Lernens (Ingrid Drexel)
• Lebenslanges Lernen als Thema von Sozialem Dialog und Kollektivvereinbarungen

(Winfried Heidemann)

Ausbildungswege
• Weiterbildung für junge Erwachsene: zweite Chance oder Ergänzung? (Jordi Planas)
• Die kognitiven Voraussetzungen für das lebensbegleitende Lernen

(José Morais/Régine Kolinsky)
• Lernen als Lebensbegleitung? Psychologische und pädagogische

Anmerkungen zur ‘kognitiven Gesellschaft’ (Klaus Künzel)

Weiterbildungschancen: zwei Beispiele aus Unternehmen
• Berufsbegleitende Ausbildung von Un- und Angelernten:

Die „Qualifizierungsoffensive ’95“ der Ford-Werke AG in Köln
(Erich Behrendt/Peter Hakenberg)

• Das „Equal Opportunities Programme“ der irischen
Elektrizitätsgesellschaft (Electricity Supply Board, ESB)
(Winfried Heidemann/Freida Murray)

Nr. 10/97 Hochschulwesen

Wachsender Bedarf
• Beschäftigungsperspektiven für Hochschulabsolventen in Europa (Juliane List)
• Verlieren Hochschulabschlüsse in Frankreich an Bedeutung? (Eric Verdier)
• Internationale Managementausbildung und Führungskompetenzen:

eine europäische Perspektive (Gunnar Eliasson)

Die Zukunft der Finanzierung
• Wer soll die Kosten der tertiären Bildung tragen? (Gareth L. Williams)

Die europäische Dimension
• EU-Kooperation im Hochschulwesen: Neue Herausforderungen und Fortschritte

der jüngsten Zeit (Irving V. Mitchell)
• Die Europäische Union und das niederländische Hochschulwesen:

Recht und Politik (Roel van de Ven)
• Studentische Mobilität innerhalb der Europäischen Union (Heleen André de la Porte)

Zuletzt

erschienene

deutsche Ausgaben
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❏

❏

❏

Bitte schicken Sie mir ein kostenloses Ansichtsexemplar

Ich will europäisch lesen und abonniere hiermit die
europäische Zeitschrift “Berufsbildung” für zunächst ein Jahr
(3 Ausgaben, ECU 15 zzgl. Mwst. und Versandkosten).

Bitte schicken Sie mir die folgenden Ausgaben der
europäischen Zeitschrift “Berufsbildung” gegen eine 
Schutzgebühr von 7 ECU (zzgl. Mwst. und Versand-
kosten) je Heft:

Ausgabe

Sprache

Name

Adresse

CEDEFOP
Europäisches Zentrum für die
Förderung der Berufsbildung
(Postfach) P.O.B. 27 - Finikas

GR-55102 Thessaloniki

Bestellschein bitte ausschneiden oder kopieren und an das CEDEFOP senden.

✄

Nr. 11/97: Innovation und Reform: Berufsbildung in den mittel- und ost-
europäischen Ländern

Wirtschaftliche Analyse und Hintergrund
• Die erste Phase des Übergangs ist abgeschlossen - Polen, Ungarn, Tschechische

Republik und Slowakei - (J. Nagels; D. Simonis)
• Arbeitsmärkte und Ausbildung in Mittel- und Osteuropa (Alena Nesporova)
• Beobachtungen zu den Herausforderungen und Prioritäten bei der Berufsbildung in den

mittel- und osteuropäischen Ländern (Inge Weilnböck-Buck; Bernd Baumgartl; Ton Farla)

„Institutionelle“ Aspekte
• Politische Fragen; Minister aus Ungarn, Lettland, Slowenien und Rumänien antworten

auf Fragen zum Verlauf  der Reform  der allgemeinen  und beruflichen Bildung in ihren
Ländern (Peter Kiss; Juris Celmin; Slavko Gaber; Virgil Petrescu)

• Die Rolle der Sozialpartner bei der Entwicklung der Berufsbildung in den
Übergangsländern (Jean-Marie Luttringer)

Internationale Zusammenarbeit
• Internationale Kooperation bei der Curriculumentwicklung im Bereich der beruflichen

Bildung – Erfahrungen in Polen (Tadeusz Kozek)
• Deutsch-ungarische Zusammenarbeit zur Unterstützung der ungarischen Reformen in

der Berufsbildung (Laszlo Alex)
• Modernisierung und Reform der Berufsbildung in Estland - eine Fallstudie (Martin Dodd)
• Die Öffnung des Leonardo da Vinci-Programms für die Länder

Mittel- und Osteuropas (Tim Mawson)

Schlüsseldaten
• Berufsbildung in Bulgarien, in der Tschechischen Republik, in Estland, in Ungarn, in

Lettland, in Litauen, in Polen, in Rumänien, in Slowenien
• Schlüsselindikatoren für die mittel- und osteuropäischen Länder
• Bruttosozialprodukt pro Kopf als % vom EU Durchschnitt (Karte)

Nr. 13/98 Finanzierung der Berufsbildung - 1

Nr. 14/98 Finanzierung der Berufsbildung - 2

Demnächst in

deutscher Sprache

verfügbar
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Aufforderung zur Einreichung
redaktioneller Beiträge
für die Europäische Zeitschrift
„Berufsbildung“
Der redaktionelle Beirat der Europäischen Zeitschrift möchte Autoren dazu aufrufen,
Beiträge zur Europäischen Zeitschrift für Berufsbildung einzureichen. Der Beirat ist
an Artikeln interessiert, die der kritischen Diskussion über berufliche Bildung und
Ausbildung zwischen politischen Entscheidungsträgern, Wissenschaftlern und Prakti-
kern in Europa Impulse verleihen.

Die Zeitschrift wird vom CEDEFOP (dem Europäischen Zentrum für die Förderung
der Berufsbildung) herausgegeben. Sie erscheint dreimal jährlich auf Englisch, Fran-
zösisch, Deutsch und Spanisch und wird in ganz Europa, sowohl in den Mitglied-
staaten der Europäischen Union als auch in einigen Nichtmitgliedstaaten, vertrieben.
Sie spielt eine wichtige Rolle bei der Verbreitung von Informationen und dem Aus-
tausch von Erfahrungen zu Entwicklungen auf dem Gebiet der Berufsbildungspolitik
und -praxis und bringt eine europäische Sichtweise in die Debatte ein.

In den nächsten Ausgaben der Zeitschrift werden folgende Themen beleuchtet:

❏ Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung und Ausbildung
Nr. 15/98 (Oktober bis Dezember 1998)

❏ Sichere Arbeitsplätze und Arbeitsorganisation im Wandel -
neue Berufsbildungsbedürfnisse
Nr. 16/99 (Januar bis April 1999)

❏ Innovationen auf dem Gebiet der beruflichen Bildung und Ausbildung
Nr. 17/99 (Mai bis September 1999)

Möchten Sie zu einem der oben genannten Themen einen Beitrag1 verfassen, entweder
in eigenem Namen oder als Vertreter einer Organisation, so wenden Sie sich bitte an:

Steve Bainbridge, Chefredakteur der Europäischen Zeitschrift „Berufsbildung“
CEDEFOP; PO Box 27, Finikas; GR-55102 Thessaloniki (Thermi), Griechenland
Telefon: + 30 31 490 111; Fax: + 30 31 490 174; E-mail: sb@cedefop.gr

Artikel sollten sowohl als Ausdruck als auch auf Diskette im Format Word oder
WordPerfect oder via E-mail (als Textanlage im Word- oder WordPerfect-Format) ein-
gereicht werden. Außerdem sollten eine Kurzbiographie des Autors und knappe An-
gaben zu seiner derzeitigen Stellung bzw. zur Organisation, mit der er arbeitet, bei-
gefügt sein.

Alle eingegangenen Artikel werden vom Redaktionellen Beirat geprüft, der sich die
Entscheidung, diese zu veröffentlichen, vorbehält. Die Verfasser werden über seine
Entscheidungen unterrichtet.

Die in der Zeitschrift veröffentlichten Artikel müssen nicht unbedingt die Meinung
des CEDEFOP widerspiegeln. Die Zeitschrift bietet vielmehr die Möglichkeit, unter-
schiedliche Analysen und verschiedene, ja sogar widersprüchliche Standpunkte dar-
zustellen.

Wenn Sie über einen Artikel, den Sie zu schreiben gedenken, mit uns sprechen möch-
ten oder Interesse daran haben, die europäische Zeitschrift einzusehen oder regelmä-
ßig zu erhalten, so wenden Sie sich bitte an den Herausgeber, Herrn Steve Bainbridge,
unter der oben genannten Telefonnummer oder E-mail-Adresse.

1) Die Artikel sollten zwischen 5 und
10 Normseiten (30 Zeilen à 60 Zei-
chen) umfassen. Sie sind in einer der
folgenden Sprachen abzufassen: Spa-
nisch, Dänisch, Deutsch, Griechisch,
Englisch, Französisch, Italienisch, Nie-
derländisch, Norwegisch, Portugie-
sisch, Finnisch oder Schwedisch.
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Sie denken und handeln
grenzenlos. Lesen
Sie europäisch.
Die europäische Zeitschrift Berufsbildung erscheint dreimal jährlich in
vier Sprachen (DE, EN, ES, FR). Ein Jahresabonnement
umfaßt alle im Kalenderjahr (Januar bis Dezember) erscheinenden Ausgaben
der europäischen Zeitschrift Berufsbildung.

Es verlängert sich automatisch um ein Kalenderjahr, falls es nicht bis zum
30. November gekündigt wird.

Die europäische Zeitschrift Berufsbildung wird Ihnen vom Amt für amtliche
Veröffentlichungen der EU, Luxemburg zugesandt. Die Rechnung erhalten Sie
vom Verlag Bundesanzeiger, Köln.

Der Abonnementpreis versteht sich exkl. Mehrwertsteuer.
Die Zahlung ist nach Erhalt der Rechnung vorzunehmen!

Jahresabonnement (zuzüglich MwSt): ECU 15; DM 30,–
Einzelheft (zuzüglich MwSt): ECU 7; DM 14,–

Schreiben Sie uns bitte, wenn Sie bestellen möchten.

Sichern Sie sich Ihr
persönliches Exemplar:

Abonnieren Sie eine
europäische Zeitschrift

Anwerbung, Berufsverlauf und Verteilung
des Humankapitals

Die Auswirkungen der Arbeitsmarktentwicklung
und des Informationsbedarfs auf die
Personalpolitik Carmen Alpin; J.R. Shackleton

Personalbeschaffung in einem europäischen
Unternehmen Gunnar Eliasson; Kurt Vikersjö

Der Stellenwert formaler Qualifikationen
und Abschlüsse

Abschlüsse, Kompetenz und Arbeitsmärkte in
Europa Louis Mallet et alii
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